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Sachverhalt:
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 29.06.2021 den Aufstellungsbeschluss 
zum Bebauungsplan I-50, Wegberg – Venloer Straße neu gefasst.

Städtebauliche Zielsetzung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 
Wohnbauentwicklung innerhalb des Plangebietes zu schaffen.

Der Bebauungsplan soll Art und Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren 
Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen enthalten.

Das Plangebiet in einer Gesamtgröße von ca. 2,8 ha befindet sich südlich des 
Kringskamp, nördlich der Straße Schwalmweg und östlich der Venloer Straße. Die 
genaue Abgrenzung des Gebietes ist aus dem beigefügten Kartenausschnitt (Anlage 
1) zu entnehmen. 

Im Zeitraum vom 19.07.2021 bis einschließlich 09.08.2021 erfolgte die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit. Gleichzeitig wurde den Behörden und Trägern 
öffentlicher Belange die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben.

Aufgrund der in diesem Verfahrensschritt eingegangenen Stellungnahmen seitens 
der Träger wurde der beigefügte Entwurf der  Abwägungstabelle (Anlage 7) erstellt.
Seitens der Öffentlichkeit wurden in diesem Verfahrensschritt 15 Stellungnahmen 
abgegeben. Diese sind in der Anlage 8 aufgeführt und gewertet.

Hieran schloss sich im Zeitraum vom 07.02.2023 bis einschließlich 10.03.2023 die 
Offenlage des Planentwurfs (Anlage 2) für die Öffentlichkeit an. Gleichzeitig 
wurden die Behörden und Träger öffentlicher Belange erneut beteiligt.

Seitens der Öffentlichkeit wurden in diesem Verfahrensschritt 2 Stellungnahmen 
abgegeben (Anlage 9). Die Verwaltung schlägt vor, den Anregungen in diesen 
Stellungnahmen in Teilen zu folgen. 
Aufgrund der in diesem Verfahrensschritt eingegangenen Stellungnahmen seitens 
der Träger wurde eine weitere Abwägungstabelle (Anlage 10) erstellt.



Die Bebauungsplanunterlagen wurden bereits, die entsprechenden Beschlüsse des 
Rates unterstellt, auf die Vorschläge der Abwägung angepasst (Anlagen 3 bis 5).

Als nächste Verfahrensschritte stehen nun die Abwägung der eingegangenen 
Stellungnahmen sowie der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan I-50, Wegberg – 
Venloer Straße an.

Beschlussvorschlag:
1. Der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Vergaben und Liegenschaften empfiehlt 

dem Rat der Stadt Wegberg, unter Berücksichtigung der Ausführungen in den 
Anlagen 7 bis 10 der Beratungsvorlage, über die vorgebrachten Anregungen und 
Stellungnahmen, wie dort beschrieben, zu beschließen. Hieraus ergeben sich 
Anpassungen in den Bebauungsplanunterlagen.

2. Sofern dem Beschlussvorschlag Nr. 1 entsprochen wird, empfiehlt der 
Ausschuss für Wohnen, Bauen, Vergaben und Liegenschaften dem Rat ferner, 
den Bebauungsplan I-50, Wegberg – Venloer Straße in der vorliegenden 
Fassung gemäß Anlage 3 als Satzung zu beschließen.

Städtebauliche Zielsetzung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Schaffung einer zusätzlichen Fläche für Wohnnutzung zu schaffen.

Der Bebauungsplan enthält Art und Maß der baulichen Nutzung, die 
überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen.

Das Plangebiet des Bebauungsplanes I-50, Wegberg – Venloer Straße in einer 
Gesamtgröße von ca. 2,8 ha befindet sich südlich des Kringskamp, nördlich der 
Straße Schwalmweg und östlich der Venloer Straße. Die genaue Abgrenzung 
des Gebietes ist aus dem beigefügten Kartenausschnitt (Anlage 1) zu 
entnehmen. 

Die zu diesem Bebauungsplan gehörende Entwurfsbegründung wird in der 
vorliegenden Fassung als Entscheidungsbegründung (Anlage 4) übernommen.

Der Bürgermeister wird beauftragt, den Beschluss öffentlich bekanntzumachen.

Mit Bekanntmachung dieses Satzungsbeschlusses tritt der Bebauungsplan I-50, 
Wegberg – Venloer Straße in Kraft.

Grundlage für diesen Beschluss sind die §§ 1, 2, 10 und 13b des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 04.01.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6), in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der 
Gemeindeordnung (GO) für das Land Nordrhein-Westfalen, in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV.NRW. S. 
490) und § 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – 
Landesbauordnung 2018 - (BauO NRW 2018) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.08.2018 (GV.NRW S. 421/SGV. NRW. 232), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 14.09.2021 (GV.NRW. S.1086).



Kosten und Finanzierung:
Keine

Alternativen:
keine

Anlage/n:
1. Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
2. Entwurf des Bebauungsplans I-50, Wegberg – Venloer Straße, Stand: Februar 

2023 (Offenlage Fassung)
3. Entwurf des Bebauungsplans I-50, Wegberg – Venloer Straße, Stand: Mai, 

(Fassung für Satzungsbeschluss)
4. Entwurf der Begründung, Stand: 11.05.2023
5. Entwurf der textlichen Festsetzungen und Hinweise, Stand: 11.05.2023
6. Städtebaulicher Entwurf, Variante 1, Stand: Januar 2023
7. Abwägungstabelle der Stellungnahmen seitens der Träger aus der frühzeitigen 

Beteiligung
8. Abwägungstabelle aus der Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung
9. Abwägungstabelle der Stellungnahmen seitens der Öffentlichkeit im Rahmen 

der Offenlage, Stand: 15. März 2023
10. Abwägungstabelle aus der Trägerbeteiligung im Rahmen der Offenlage, Stand: 

11.05.2023 
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(§ 9 Abs.1 Nr.12 und 14 BauGB)
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Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauBG i. V. m. § 4 BauNVO)
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(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)
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Sonstige Planzeichen

Nachrichtliche Übernahmen

17 Koordinatenpunkte (siehe Tabelle)

Koordinaten der lagemäßig festgesetzten Punkte

Koordinatensystem: ETRS 89 / UTM Zone 32N

Punkt-

nummer

East North

Punkt-

nummer

East North

1
32309349,2800

5669755.02 17 32309413.52 5669670.68

2 32309354.66 5669749.97 18 32309408.52 5669665.88

3 32309354.62 5669747.45 19 32309365.11 5669665.86

4 32309376.41 5669725.05 20 32309359.45 5669668.21

5 32309410.56 5669724.73 21 32309355.10 5669672.56

6 32309415.51 5669719.52 22 32309349.49 5669674.85

7 32309427.60 5669724.57 23 32309341.49 5669674.84

8 32309466.54 5669724.20 24 32309341.49 5669658.84

9 32309470.01 5669722.75 25 32309489.99 5669658.92

10 32309478.30 5669714.47 26 32309494.46 5669651.68

11 32309481.79 5669713.00 27 32309488.92 5669640.58

12 32309514.09 5669712.70 28 32309503.50 5669659.71

13 32309518.52 5669705.46 29 32309466.62 5669731.20

14 32309500.16 5669668.69 30 32309481.23 5669721.44

15 32309495.62 5669665.92 31 32309484.71 5669719.97

16 32309425.54 5669665.89

Auszug aus der amtlichen Basiskarte (ABK) M 1 : 5.000

Der Rat der Stadt Wegberg hat in seiner Sitzung am ......................
die eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen geprüft und gemäß
§ 1 Abs. 7 BauGB abgewogen und darüber beschlossen.
Gemäß § 10 BauGB in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) ist dieser Bebauungsplan durch
den Rat der Stadt Wegberg in einer Sitzung am .................... als Satzung
beschlossen worden. Die Begründung wurde als Entscheidungsbegründung
übernommen.

Wegberg, den ..........................................

Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnnung mit textlichen
Festsetzungen, Hinweisen sowie Begründung wird hiermit ausgefertigt.

........................................
Der Bürgermeister
(Michael Stock)

Der Satzungsbeschluss vom ................... wurde mit Hinweis auf die
Durchführung des Verfahrens sowie die Möglichkeit zur Einsichtnahme des
Bebauungsplanes gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am .................... öffentlich
bekannt gemacht.

Mit der Bekanntmachung ist dieser Bebauungsplan als Satzung mit Datum
vom .................... in Kraft getreten.

Wegberg, den ....................................

........................................
Der Bürgermeister
(Michael Stock)

Abwägungsbeschluss zum Entwurf und Satzungsbeschluss Ausfertigung Inkrafttreten

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom ...................
von der öffentlichen Auslegung unterrichtet und zur Abgabe einer
Stellungnahme mit Fristsetzung bis zum .................... einschließlich
aufgefordert.

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange

Wegberg, den .......................................

........................................
Der Bürgermeister  i.V. Technischer Beigeordneter
(Frank Thies)

Aufgestellt:
Fachbereich-Planen-Bauen-Wohnen

Stand: Januar 2023
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Der Rat der Stadt Wegberg hat gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches
(BauGB)  in seiner Sitzung am .................... beschlossen, den Bebauungsplan
"I-50,  Wegberg - Venloer Straße" aufzustellen.
Der Aufstellungssbeschluss wurde am .................... ortsüblich bekannt
gemacht.

Wegberg, den .......................................

........................................
Der Bürgermeister
(Michael Stock)

Aufstellungsbeschluss

Es wird bescheinigt, dass
1. die Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke mit dem

Liegenschaftskataster übereinstimmen;
2. die Planunterlage den Zustand genau und vollständig wiedergibt und
3. die Festlegung der städtebaulichen Planung geometrisch eindeutig ist.

Wegberg, den ........................................

.....................................................................
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Verfahrensvermerke

BEBAUUNGSPLAN I-50,

Wegberg - Venloer Straße

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß §  3 Abs. 1 BauGB ist nach
ortsüblicher Bekanntmachung vom .................... in der Zeit vom ....................
bis einschließlich .................... erfolgt.
Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden gemäß § 2
Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom .................... Gelegenheit
zur Stellungnahme mit Fristsetzung bis einschließlich ................... gegeben.

Wegberg, den ........................................

........................................
Der Bürgermeister i.V. Technischer Beigeordneter
(Frank Thies)

Der Entwurf dieses Bebauungsplans hat mit Begründung gemäß
§ 3 Abs. 2 BauGB nach ortsüblicher Bekanntmachung vom ....................
in der Zeit vom ................... bis .................... einschließlich öffentlich
ausgelegen.

Wegberg, den ........................................

Frühzeitige Beteiligung Öffentliche Auslegung

A) Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 und 4 BauNVO)

1.1 Der Bebauungsplan setzt als Art der baulichen Nutzung ein Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO fest. Das Allgemeine
Wohngebiet (WA) gliedert sich in die Teilflächen WA 1 - WA 8.

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

im gesamten Plangebiet ausnahmsweise zulässig.

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen

nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 BauNVO)

2.1 Maximale Gebäudehöhe
Es gelten folgende Definitionen für die Höhe baulicher Anlagen:
Bezugshöhe aller Höhen ist Normalhöhennull (NHN).
Die festgesetzte Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) entspricht der Oberkante des Fertigfußbodens.

Für Gebäude mit Satteldächern (SD) und flach geneigten Dächern (GD) gilt:
Die festgesetzte maximale Traufhöhe (TH) entspricht dem äußeren Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut.
Die festgesetzte maximale Firsthöhe (FH) entspricht der maximalen Höhe der Schnittlinie der Dachflächen.

Für Gebäude mit Flachdächern (FD) gilt:
Die festgesetzte maximale Gebäudehöhe (GH) entspricht dem obersten Abschluss des Gebäudes.
Die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Höhen dürfen ausschließlich durch folgende Nutzungen überschritten werden:

- Anlagen der solaren Energiegewinnung bis max. 0,50 m,

- Wärmetauscher, Klima- und Lüftungsanlagen bis max. 1,50 m.
Die zuvor genannten Anlagen müssen mindestens um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des darunterliegenden Geschosses
abrücken.

2.2 Grundflächenzahl
Im WA 1 - WA 8 darf die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) durch die Grundfläche der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten
Anlagen einschließlich der an Gebäude angrenzenden Terrassen höchstens 0,6 betragen.

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)
3.1 Überbaubare Grundstücksfläche

 Im WA 1 - WA 8 ist eine Überschreitung der rückwärtigen Baugrenzen durch Wintergärten und Terrassen bis zu einer Tiefe von 3,0 m
zulässig (siehe auch 11.4).

4. Mindestgröße der Baugrundstücke (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

4.1 Im WA 1 - WA 8 muss die Größe der Baugrundstücke mindestens 450 m² betragen.

5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

5.1 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
Im WA 1 - WA 8 sind maximal zwei Wohnungen je Wohngebäude zulässig.

6. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12, 14, 21a und 23 Abs. 5 BauNVO)

6.1 Flächen für Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 BauNVO)
Im WA 1 bis WA 5 und WA 8 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B. Gartenhäuser, Geräteschuppen und
Kellerersatzräume) bis zu einer Größe von jeweils 7,5 m² Grundfläche, 2,5 m Firsthöhe und insgesamt 30 m³ umbautem Raum auch
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.
Im WA 6 und WA 7 sind außerhalb der Maßnahmenflächen M 1 und M 2 Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B.
Gartenhäuser, Geräteschuppen und Kellerersatzräume) bis zu einer Größe von jeweils 7,5 m² Grundfläche, 2,5 m Firsthöhe und
insgesamt 30 m³ umbautem Raum auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.
Innerhalb der Maßnahmenflächen M 2 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B. Gartenhäuser, Geräteschuppen und
Kellerersatzräume) bis zu einer Größe von jeweils 5,0 m² Grundfläche, 2,5 m Firsthöhe und insgesamt 15 m³ umbautem Raum zulässig.
Diese sind auf die insgesamt zulässige Größe der Nebenanlagen von 7,5 m² Grundfläche und insgesamt 30 m³ umbautem Raum je
Grundstück anzurechnen.
Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO ausgeschlossen.
Im WA 1 - WA 8 sind Nebenanlagen für Kleintierhaltung unzulässig.

6.2 Flächen für Nebenanlagen (§ 14 Abs. 2 BauNVO)
Im WA 1 - WA 8 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 2 BauNVO außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie außerhalb der
Maßnahmenflächen M 1 und M 2 ausnahmsweise zulässig.

6.3 Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 12 Abs. 6 BauNVO)
Im WA 1 - WA 8 sind Garagen, Carports und Stellplätze ausschließlich innerhalb der Baugrenzen sowie innerhalb der dafür festgesetzten
Flächen zulässig. Vor Garagen ist ein Stauraum von mindestens 5,0 m Länge nachzuweisen, innerhalb dieser Fläche ist abweichend
davon ein Stellplatz zulässig.

7. Anschluss von Grundstücken an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Nr. 26 BauGB)

7.1 Herstellung öffentlicher Verkehrsflächen
Im WA 1 - WA 8 sind geringfügige Grenzüberschreitungen (max. 50 cm vom Fahrbahnrand) durch öffentliche Anlagen wie Randsteine von
Gehwegen, Fahrbahnränder etc. durch den/die Eigentümer/-in zu dulden. Ferner ist zu dulden, dass Rückenstützen (Fundamente) der
Fahrbahn und der Gehwegbegrenzungen, Beleuchtungsmasten, Strom- u. Fernmeldekabel sowie die für die Herstellung des
Straßenkörpers erforderlichen Böschungen in angrenzende Grundstücke hineinragen können. Die für die Unterhaltung und Herstellung
der Anlagen erforderlichen Arbeiten sind zu dulden.

8. Öffentliche Grünfläche mit Überlagerung von Flächen für die Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Nr. 15 BauGB)
8.1 Innerhalb der festgesetzten öffentlichen Grünfläche sind Erdbecken, unterirdische Leitungen, abwasserwirtschaftliche Schacht- und

Drosselbauwerke sowie sicht- und wasserdurchlässige Einfriedungen der wasserwirtschaftlichen Anlagen zulässig.

9. Flächen für die Regelung des Wasserabflusses und für die Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschäden (§ 9 Abs. 1
Nr. 16 BauGB)

9.1 Aufschüttungen
Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 und M 2 sind Aufschüttungen nicht zulässig.

9.2 Einfriedungen
Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 sind Einfriedungen nur in durchlässiger Ausführung (wie beispielsweise Maschendraht oder
Stabgitter) zulässig. Die Einfriedungen sind mindestens auf der dem Grundstück abgewandten Seite einzugrünen.

10. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB)
Sämtliche festgesetzten Pflanzmaßnahmen sind spätestens innerhalb der 1. Pflanzperiode (Zeitraum von Oktober bis März) nach
Fertigstellung der Hochbaumaßnahmen auf dem betroffenen Grundstück herzustellen.

10.1 Begrünung Straßenraum
Im öffentlichen Straßenraum des Plangebietes sind insgesamt mindestens 10 Bäume 2. Ordnung gemäß der Pflanzliste dieses
Bebauungsplanes zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

10.2 Pflanzgebote auf privaten Grundstücken
Im Plangebiet ist zu pflanzen:

- bis 600 m² Grundstücksfläche ein Gehölz 1. Ordnung,

- über 600 m² Grundstücksfläche je weiterer 100 m² ein Gehölz 2. Ordnung.
Es können alternativ gepflanzt werden:

- zwei Gehölze 2. Ordnung statt einem Gehölz 1. Ordnung,

- ein Kulturbaum statt einem Gehölz 2. Ordnung,

- 30 lfd. m Schnitthecke 3. Ordnung statt einem Gehölz 2. Ordnung.
Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungsplanes zu pflanzen, dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.
Die nicht überbauten und nicht für die Erschließung erforderlichen Flächen der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 bis WA 8 sind gärtnerisch
mit einer strukturreichen Mischvegetation aus Rasen und/oder Stauden und/oder Sträuchern und/oder Heckenpflanzungen anzulegen und
dauerhaft zu erhalten.

10.3 Maßnahmenfläche M 1 - Eingrünung zur Schwalm
Innerhalb der mit M 1 gekennzeichneten Maßnahmenfläche ist eine dauerhafte Eingrünung des Allgemeinen Wohngebietes mit einer
strukturreichen Mischvegetation aus Bäumen, Sträuchern, Bodendeckern und Rasen vorzunehmen.
Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungsplanes zu pflanzen, dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

10.4 Maßnahmenfläche M 2 - Eingrünung private Gärten
Innerhalb der mit M 2 gekennzeichneten Maßnahmenfläche ist mindestens eine Rasenfläche mit Strauchgruppen anzulegen.
Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungsplanes zu pflanzen, dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

10.5 Dachbegrünung
Im WA 8 sind Dächer mit einer Dachneigung bis max. 10° unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit einer
standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu bepflanzen.
Im WA 1 - WA 8 sind Flachdächer von Garagen bis 10° unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit einer
standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu bepflanzen.
Die Stärke der Vegetationstragschicht der Dachbegrünungen muss im Mittel mindestens 12 cm betragen. Das Dachbegrünungssubstrat
muss der Richtlinie „Richtlinien für die Planung, Bau und Instandhaltungen von Dachbegrünungen“ der Forschungsgesellschaft,
Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL), Ausgabe 2018, entsprechen (s. C) Hinweise). Von der Bepflanzung ausgenommen
sind verglaste Flächen und Flächen unter zulässigen technischen Aufbauten. Von dieser Festsetzung kann befreit werden, wenn die
Flächen durch Anlagen zur Gewinnung der Solarenergie genutzt werden und diese Nutzung mit extensiver Dachbegrünung nicht
vereinbar ist.

10.6 Eingrünung Trafostation
Innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Elektrizität“ errichtete Anlagen sind mindestens auf der zur
angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche hin orientierten Seite durch Hecken- und/oder Strauchpflanzungen in mindestens gleicher Höhe
wie die Trafostation einzugrünen.

B) Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 89 BauO NRW
11. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW)

11.1 Dachformen und Dachneigungen
Im WA 1 - WA 7 wird gemäß § 89 Abs. 1 BauO NRW festgesetzt, dass ausschließlich Satteldächer mit Dachneigungen zwischen 30° und
45° zulässig sind.
Im WA 1 - WA 7 sind Garagen und Carports von diesen Festsetzungen ausgenommen.
Im WA 8 wird gemäß § 89 Abs. 1 BauO NRW festgesetzt, dass ausschließlich Flachdächer und geneigte Dächer bis maximal 25° zulässig
sind.

11.2 Einfriedungen
Im WA 1 - WA 8 sind die Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen mindestens auf der Seite der Verkehrsfläche einzugrünen.

11.3 Vorgärten
Im WA 1 - WA 8 sind die Vorgärten (Bereich zwischen der parallel zur öffentlichen Verkehrsfläche verlaufenden Außenwand und
angrenzender vorgelagerter öffentlicher Verkehrsfläche), mit Ausnahme notwendiger Zugänge und Zufahrten, mit Pflanzen zu begrünen.

11.4 Wintergärten und Terrassen
Im WA 1 - WA 8 sind Wintergärten und Terrasseneinhausungen ausschließlich in transparenter Ausführung (Glas o. ä.) zulässig.

C) Hinweise
1. Archäologie / Bodendenkmalpflege

Soweit bei Bauarbeiten archäologische Funde und Befunde auftreten, sind diese, gemäß den §§ 15 und 16 des Gesetzes für
Denkmalpflege im Lande NRW, unverzüglich der Stadt Wegberg als Unteren Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für
Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstraße 45, 52385 Nideggen, zu melden. Befunde und Fundstelle sind
zunächst unverändert zu belassen. Die Weisungen des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten sind
abzuwarten.

2. Umgang mit Mutterboden
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Nähere
Ausführungen zum Vorgehen hinsichtlich des Bodenabtrags und der Oberbodenlagerung enthält DIN 18915.

3. Umgang mit Bodenaushub
Bei Baumaßnahmen ist die obere Bodenschicht gemäß den einschlägigen Fachnormen getrennt vom Unterboden abzutragen.
Darunterliegende Schichten unterschiedlicher Ausgangssubstrate sind entsprechend der Schichten zu trennen und zu lagern. Zu Beginn
der Baumaßnahmen sind Bereiche für die Materialhaltung und Oberbodenzwischenlagerung zur Minimierung der Flächenbeeinträchtigung
abzugrenzen.

4. Baugrundverhältnisse
Wegen der Bodenverhältnisse im Plangebiet sind bei der Bauwerksgründung ggf. besondere bauliche Maßnahmen, insbesondere im
Gründungsbereich, erforderlich. Hier sind die Bauvorschriften des Eurocode 7 „Geotechnik“ DIN EN 1997-1 mit nationalem Anhang, die
Normblätter der DIN 1054 „Baugrund - Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau - Ergänzende Regelungen“, und der DIN 18 196 „Erd-
und Grundbau; Bodenklassifikation für bautechnische Zwecke“ mit der Tabelle 4, die organische und organogene Böden als Baugrund
ungeeignet einstuft, sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten.

5. Grundwasserverhältnisse
Der natürliche Grundwasserspiegel steht nahe der Geländeoberfläche an. Der Grundwasserstand kann vorübergehend durch künstliche
oder natürliche Einflüsse verändert sein. Bei den Abdichtungsmaßnahmen ist ein zukünftiger Wiederanstieg des Grundwassers auf das
natürliche Niveau zu berücksichtigen. Hier sind die Vorschriften der DIN 18195 „Abdichtung von Bauwerken“, der DIN 18533 „Abdichtung
von Behältern und Becken“ zu beachten. Weitere Informationen über die derzeitigen und zukünftig zu erwartenden
Grundwasserverhältnisse kann der Erftverband in Bergheim geben (www.erftverband.de).

6. Kampfmittel
Für den überwiegenden Teil des Plangebietes wurde eine Überprüfung auf Kampfmittel durchgeführt.
Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass noch weitere Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Sofern bei Bauarbeiten im Geltungsbereich
dieses Bebauungsplanes Kampfmittel (Bombenblindgänger, Munition o. ä.) aufgefunden werden, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgründen
sofort einzustellen und die zuständige Ordnungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen.
Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 1945 abzuschieben.
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine
Sicherheitsdetektion empfohlen. Hierbei ist das Merkblatt für Baugrundeingriffe des Kampfmittelbeseitigungsdienstes der Bezirksregierung
Düsseldorf zu beachten.

7. Erdbebenzone
Es wird auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung üblicher Hochbauten gemäß den
Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04 „Bauten in deutschen Erdbebengebieten“ zu berücksichtigen ist.
Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die Zuordnung zu Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen eingestuft,
die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1: 350 000, Bundesland
Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) bestimmt werden. In den Technischen Baubestimmungen des Landes
Nordrhein-Westfalen wird auf die Verwendung dieser Kartengrundlage explizit hingewiesen.
Das hier relevante Planungsgebiet ist folgender Erdbebenzone / geologischer Untergrundklasse zuzuordnen:

- Stadt Wegberg, Gemarkung Wegberg: 2 / T
Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurückgezogen und durch die Teile 1, 1/NA und 5 des Eurocode 8 (DIN EN
1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch bislang bauaufsichtlich nicht eingeführt. Anwendungsteile, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt
werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründungen, Stützbauwerke
und geotechnische Aspekte“.
Auf die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005 bzw. Bedeutungsklassen der relevanten Teile
von DIN EN 1998 und der jeweils entsprechenden Bedeutungsbeiwerte wird ausdrücklich hingewiesen.
Zur Planung und Bemessung spezieller Bauwerkstypen müssen die Hinweise zur Berücksichtigung der Erdbebengefährdung der jeweils
gültigen Regelwerke beachtet werden. Hier wird oft auf die Einstufung nach DIN 4149:2005 zurückgegriffen.

8. Artenschutz
Bauzeitenfenster
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Fauna des Plangebietes, insbesondere zur Vermeidung von Verstößen gegen die
Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG sind bei der Realisierung des Bauvorhabens die nach BNatSchG allgemein vorgeschriebenen
Zeiträume zur Rodung und Baufeldräumung einzuhalten. Diese liegen außerhalb der Fortpflanzungszeiten möglicherweise betroffener
Arten im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28./29. Februar.
Die Fällung von Höhlenbäumen ist zur Vermeidung von Verstößen gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG nur in einer frostfreien
Periode innerhalb der allgemein vorgeschrieben Zeiträume zur Rodung und Baufeldräumung durchzuführen. Diese liegen außerhalb der
Fortpflanzungszeiten möglicherweise betroffener Arten im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28./29. Februar.
Alle Bäume sind vor der Fällung im unbelaubten Zustand durch einen Fachgutachter auf das Vorkommen von Baumhöhlen zu
untersuchen.
Ersatz für entfallende Fledermausquartiere und Nistplätze
Der Fund von Fledermausquartieren im Rahmen der Rodungs- oder Baumaßnahmen ist sofort der Unteren Naturschutzbehörde zu
melden, die Arbeiten sind unverzüglich einzustellen. Die Untere Naturschutzbehörde entscheidet über das weitere Vorgehen.
Der Verlust von Fledermausquartieren ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde durch Fledermauskästen und Ablenkungskästen für
Höhlenbrüter an geeigneten Bereichen im Plangebiet bzw. im räumlichen Bezug zum Plangebiet in ausreichender Anzahl auszugleichen.
Der Verlust von Nistplätzen ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde durch geeignete Nistkästen im Plangebiet bzw. im räumlichen
Bezug zum Plangebiet in ausreichender Anzahl auszugleichen.
Beleuchtung im Plangebiet
Eine das notwendige Maß überschreitende Beleuchtung innerhalb des zukünftigen Wohngebiets ist zu vermeiden (auf den öffentlich und
privaten Flächen), um im Umfeld brütende, durchziehende oder ruhende Vogelarten und jagende Fledermausarten möglichst wenig zu
stören. Dies betrifft insbesondere die östlich angrenzenden Gehölzbestände der Schwalmaue sowie die Eichengruppe im Plangebiet. Die
Verwendung von insekten- und fledermausfreundlichen Lampentypen und Leuchtmitteln ist anzustreben.
Vermeidung von Vogelkollisionen
Zur Vermeidung von Vogelkollisionen mit Gebäuden sind an größeren Glasfronten entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.

9. Gestaltung der Anlagen zur Regenwasserbewirtschaftung
Die Becken zur Regenwasserbewirtschaftung innerhalb der öffentlichen Grünfläche sind naturnah mit möglichst flachen Uferrändern und in
organischen Formen sowie mit wechselnden Böschungsneigungen anzulegen. Die Flächen sind, soweit dies mit den Anforderungen an
Funktion und Unterhaltung zu vereinbaren ist, mit einer Gras- und Krauteinsaat mit standortgerechten Gräsern und Kräutern zu
bepflanzen.

10. Bergbau
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegt über den auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeldern „Union 94“ und
„Union 217“, beide im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, hier vertreten durch die RWE Power AG, Abt.
Liegenschaften und Umsiedlung in 50416 Köln.
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingte
Grundwasserabsenkungen betroffen. Eine Zunahme der Beeinflussung und ein Wiederanstieg nach Beendigung der Maßnahmen sind
nicht auszuschließen.  Hierdurch hervorgerufene Bodenbewegungen können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der
Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sind bei Planungen
und Vorhaben zu berücksichtigen.

11. Einbau von RCL-Material
Für den Fall, dass bei der Ausführung von Erd- und Wegearbeiten Recyclingbaustoffe verwendet werden sollen, ist rechtzeitig vor Einbau
dieser Baustoffe beim Landrat des Kreises Heinsberg - Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.
Auskünfte hierzu erteilt die Untere Wasserbehörde.

12. Geothermie
Sollte die Errichtung von Wärmepumpenanlagen bzw. Erdwärmesonden beabsichtigt sein, ist beim Landrat des Kreises Heinsberg -
Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Auskünfte hierzu erteilt die Untere Wasserbehörde.

13. Pflanzungen auf privaten Grundstücken und Grenzabstände
Bei Anpflanzungen auf den privaten Grundstücken ist ein ausreichender Abstand zur Bebauung einzuhalten, um den Anpflanzungen eine
ausreichende Entwicklungsmöglichkeit einzuräumen. Bei der Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und Hecken ist das
Nachbarrechtsgesetz (NachbG NRW) zu berücksichtigen.

14. Haustechnische Anlagen
Bei der Errichtung und dem Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen sowie Blockheizkraftwerken ist zu
beachten, dass die zulässigen Immissionsrichtwerte unter Berücksichtigung der vorhandenen Immissionen nicht überschritten werden. Die
Errichtung und der Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen sowie Blockheizkraftwerken hat unter
Beachtung des „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft
für Immissionsschutz - LAI (www.laiimmissionsschutz.de) zu erfolgen.

15. DIN-Vorschriften
Die der Planung zu Grunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, VDI -Richtlinien, DIN -Vorschriften und Richtlinien
anderer Art) werden zur Einsicht im Rathaus der Stadt Wegberg, Rat-hausplatz 25, während der Öffnungszeiten bereitgehalten.

RECHTSGRUNDLAGEN UND SONSTIGE REGELWERKE

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634),
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 08. Oktober 2022 (BGBI. I S. 1726)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009
(BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 2022 (BGBI. I S. 1362)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung
- PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni
2021 (BGBI. I S. 1802)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802)

Bauordnung Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. Juli 2018 (GV NRW S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021
(GV. NRW. S. 1086)

weiterer Hinweis

Die der Planung zu Grunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, VDI - Richtlinien, DIN -
Vorschriften und Richtlinien anderer Art) werden zur Einsicht im Rathaus der Stadt Wegberg, Rathausplatz 25,
während der Öffnungszeiten bereitgehalten.

Bebauungsplan I-50,
Wegberg - Venloer Straße

ENTWURF

M 1 : 500

D) Pflanzliste
Gehölze 1. Ordnung (Großbäume)

oder Hochstämme der Kulturbäume
Süßkirsche und Walnuss

Gehölze 2. Ordnung (Bäume mittlerer Größe)

oder Hochstämme der Kulturbäume
Birne, Apfel und Pflaume

Gehölze 3. Ordnung (Kleinbäume, Sträucher)

oder Viertelstämme der Kulturbäume

Kulturbäume

(Obstsorten s. Sortenempfehlung des Landschaftsplans
III/6 Schwalmplatte und der Naturschutzstation Haus Wildenrath)

Pflanzqualität Gehölze (Mindestqualität)
Kulturbäume, sonstige Hochstämme mind. 3xv, m. B. 14-16 cm
Sträucher mind. 1xv, o.B. 60-100 cm
Sonstige Gehölze: Heister 2xv, Höhe mind. 100 cm

........................................
Der Bürgermeister  i.V. Technischer Beigeordneter
(Frank Thies)

........................................
Der Bürgermeister  i.V. Technischer Beigeordneter
(Frank Thies)

Wegberg, den ....................................
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SD
FD

Grundflächenzahl (GRZ)
Anzahl Vollgeschosse

Satteldach
Flachdach

zulässige Dachneigung

Zeichenerklärung

nur Einzelhäuser zulässig

Zeichenerklärung

Kronentraufbereich (nachrichtlich)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

o offene Bauweise

Bestandshöhen (m ü. NHN)

Verkehrsberuhigter Bereich

GD Geneigtes Dach
30°- 45°

60.76

E

Zweckbestimmung

M 1 - M 2 Maßnahmenfläche M 1 - M 2 

II Anzahl Vollgeschosse zwingend

Flurstücke mit Flurstücknummer

78

Bestandsgebäude mit Hausnummern

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs.1 Nr.25a BauGB)

Stamm D= 0,6
Krone D=13,0 Bäume Bestand

Umgrenzung der Flächen, bei deren Bebauung
besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere
Einwirkungen oder bei Naturgewalten erforderlich
sind
(§ 9 Abs.5 Nr.1 BauGB)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20 und 25 BauGB)

max. Erdgeschossfußbodenhöhe in m ü. NHN 
max. Traufhöhe in m ü. NHN bei SD / GD
max. Firsthöhe in m ü. NHN  bei SD / GD
max. Gebäudehöhe in m ü. NHN bei FD

EFH
TH
FH
GH

öffentliche Grünflächenöffentlich

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelungen des Wasserabflusses
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die
Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des Wasserabflusses

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze, Garagen
und Carports
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Elektrizität

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; Anlagen,
Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel
entgegenwirken
(§ 9 Abs.1 Nr.12 und 14 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen, für die
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie
für Ablagerungen

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauBG i. V. m. § 4 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO)

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

Grünflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)

Sonstige Planzeichen

Nachrichtliche Übernahmen

17 Koordinatenpunkte (siehe Tabelle)

Koordinaten der lagemäßig festgesetzten Punkte
Koordinatensystem: ETRS 89 / UTM Zone 32N

Punkt-
nummer East North Punkt-

nummer East North

1 32309349,2800 5669755.02 17 32309413.52 5669670.68

2 32309354.66 5669749.97 18 32309408.52 5669665.88

3 32309354.62 5669747.45 19 32309365.11 5669665.86

4 32309376.41 5669725.05 20 32309359.45 5669668.21

5 32309410.56 5669724.73 21 32309355.10 5669672.56

6 32309415.51 5669719.52 22 32309349.49 5669674.85

7 32309427.60 5669724.57 23 32309341.49 5669674.84

8 32309466.54 5669724.20 24 32309341.49 5669658.84

9 32309470.01 5669722.75 25 32309489.99 5669658.92

10 32309478.30 5669714.47 26 32309494.46 5669651.68

11 32309481.79 5669713.00 27 32309488.92 5669640.58

12 32309514.09 5669712.70 28 32309503.50 5669659.71

13 32309518.52 5669705.46 29 32309466.62 5669731.20

14 32309500.16 5669668.69 30 32309481.23 5669721.44

15 32309495.62 5669665.92 31 32309484.71 5669719.97

16 32309425.54 5669665.89

Auszug aus der amtlichen Basiskarte (ABK) M 1 : 5.000

Der Rat der Stadt Wegberg hat in seiner Sitzung am ......................
die eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen geprüft und gemäß
§ 1 Abs. 7 BauGB abgewogen und darüber beschlossen.
Gemäß § 10 BauGB in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) ist dieser Bebauungsplan durch
den Rat der Stadt Wegberg in einer Sitzung am .................... als Satzung
beschlossen worden. Die Begründung wurde als Entscheidungsbegründung
übernommen.

Wegberg, den ..........................................

Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnnung mit textlichen
Festsetzungen, Hinweisen sowie Begründung wird hiermit ausgefertigt.

........................................
Der Bürgermeister
(Michael Stock)

Der Satzungsbeschluss vom ................... wurde mit Hinweis auf die
Durchführung des Verfahrens sowie die Möglichkeit zur Einsichtnahme des
Bebauungsplanes gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am .................... öffentlich
bekannt gemacht.

Mit der Bekanntmachung ist dieser Bebauungsplan als Satzung mit Datum
vom .................... in Kraft getreten.

Wegberg, den ....................................

........................................
Der Bürgermeister
(Michael Stock)

Abwägungsbeschluss zum Entwurf und Satzungsbeschluss Ausfertigung Inkrafttreten

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom ...................
von der öffentlichen Auslegung unterrichtet und zur Abgabe einer
Stellungnahme mit Fristsetzung bis zum .................... einschließlich
aufgefordert.

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange

Wegberg, den .......................................

........................................
Der Bürgermeister  i.V. Technischer Beigeordneter
(Frank Thies)

Aufgestellt:
Fachbereich-Planen-Bauen-Wohnen

Stand: Mai 2023
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Der Rat der Stadt Wegberg hat gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches
(BauGB)  in seiner Sitzung am .................... beschlossen, den Bebauungsplan
"I-50,  Wegberg - Venloer Straße" aufzustellen.
Der Aufstellungssbeschluss wurde am .................... ortsüblich bekannt
gemacht.

Wegberg, den .......................................

........................................
Der Bürgermeister
(Michael Stock)

Aufstellungsbeschluss

Es wird bescheinigt, dass
1. die Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke mit dem

Liegenschaftskataster übereinstimmen;
2. die Planunterlage den Zustand genau und vollständig wiedergibt und
3. die Festlegung der städtebaulichen Planung geometrisch eindeutig ist.

Wegberg, den ........................................

.....................................................................
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Verfahrensvermerke

BEBAUUNGSPLAN I-50,
Wegberg - Venloer Straße

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß §  3 Abs. 1 BauGB ist nach
ortsüblicher Bekanntmachung vom .................... in der Zeit vom ....................
bis einschließlich .................... erfolgt.
Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden gemäß § 2
Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom .................... Gelegenheit
zur Stellungnahme mit Fristsetzung bis einschließlich ................... gegeben.

Wegberg, den ........................................

........................................
Der Bürgermeister i.V. Technischer Beigeordneter
(Frank Thies)

Der Entwurf dieses Bebauungsplans hat mit Begründung gemäß
§ 3 Abs. 2 BauGB nach ortsüblicher Bekanntmachung vom ....................
in der Zeit vom ................... bis .................... einschließlich öffentlich
ausgelegen.

Wegberg, den ........................................

Frühzeitige Beteiligung Öffentliche Auslegung

A) Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 und 4 BauNVO)

1.1 Der Bebauungsplan setzt als Art der baulichen Nutzung ein Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO fest. Das Allgemeine
Wohngebiet (WA) gliedert sich in die Teilflächen WA 1 - WA 8.

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

im gesamten Plangebiet ausnahmsweise zulässig.

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen

nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 BauNVO)

2.1 Maximale Gebäudehöhe
Es gelten folgende Definitionen für die Höhe baulicher Anlagen:
Bezugshöhe aller Höhen ist Normalhöhennull (NHN).
Die festgesetzte Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) entspricht der Oberkante des Fertigfußbodens.

Für Gebäude mit Satteldächern (SD) und flach geneigten Dächern (GD) gilt:
Die festgesetzte maximale Traufhöhe (TH) entspricht dem äußeren Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut.
Die festgesetzte maximale Firsthöhe (FH) entspricht der maximalen Höhe der Schnittlinie der Dachflächen.

Für Gebäude mit Flachdächern (FD) gilt:
Die festgesetzte maximale Gebäudehöhe (GH) entspricht dem obersten Abschluss des Gebäudes.
Die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Höhen dürfen ausschließlich durch folgende Nutzungen überschritten werden:

- Anlagen der solaren Energiegewinnung bis max. 0,50 m,

- Wärmetauscher, Klima- und Lüftungsanlagen bis max. 1,50 m.
Die zuvor genannten Anlagen müssen mindestens um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des darunterliegenden Geschosses
abrücken.

2.2 Grundflächenzahl
Im WA 1 - WA 8 darf die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) durch die Grundfläche der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten
Anlagen einschließlich der an Gebäude angrenzenden Terrassen höchstens 0,6 betragen.

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)

3.1 Überbaubare Grundstücksfläche

Im WA 1 - WA 8 ist eine Überschreitung der rückwärtigen Baugrenzen durch Wintergärten und Terrassen bis zu einer Tiefe von 3,0 m
zulässig (siehe auch 11.4).

4. Mindestgröße der Baugrundstücke (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

4.1 Im WA 1 - WA 8 muss die Größe der Baugrundstücke mindestens 450 m² betragen.

5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

5.1 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
Im WA 1 - WA 8 sind maximal zwei Wohnungen je Wohngebäude zulässig.

6. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12, 14, 21a und 23 Abs. 5 BauNVO)

6.1 Flächen für Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 BauNVO)
Im WA 1 bis WA 5 und WA 8 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B. Gartenhäuser, Geräteschuppen und
Kellerersatzräume) bis zu einer Größe von jeweils 7,5 m² Grundfläche, 2,5 m Firsthöhe und insgesamt 30 m³ umbautem Raum auch
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.
Im WA 6 und WA 7 sind außerhalb der Maßnahmenflächen M 1 und M 2 Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B.
Gartenhäuser, Geräteschuppen und Kellerersatzräume) bis zu einer Größe von jeweils 7,5 m² Grundfläche, 2,5 m Firsthöhe und
insgesamt 30 m³ umbautem Raum auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.
Innerhalb der Maßnahmenflächen M 2 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B. Gartenhäuser, Geräteschuppen und
Kellerersatzräume) bis zu einer Größe von jeweils 5,0 m² Grundfläche, 2,5 m Firsthöhe und insgesamt 15 m³ umbautem Raum zulässig.
Diese sind auf die insgesamt zulässige Größe der Nebenanlagen von 7,5 m² Grundfläche und insgesamt 30 m³ umbautem Raum je
Grundstück anzurechnen.
Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO ausgeschlossen.
Im WA 1 - WA 8 sind Nebenanlagen für Kleintierhaltung unzulässig.

6.2 Flächen für Nebenanlagen (§ 14 Abs. 2 BauNVO)
Im WA 1 - WA 8 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 2 BauNVO außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie außerhalb der
Maßnahmenflächen M 1 und M 2 ausnahmsweise zulässig.

6.3 Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 12 Abs. 6 BauNVO)
Im WA 1 - WA 8 sind Garagen, Carports und Stellplätze ausschließlich innerhalb der Baugrenzen sowie innerhalb der dafür festgesetzten
Flächen zulässig. Vor Garagen ist ein Stauraum von mindestens 5,0 m Länge nachzuweisen, innerhalb dieser Fläche ist abweichend
davon ein Stellplatz zulässig.

7. Anschluss von Grundstücken an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Nr. 26 BauGB)

7.1 Herstellung öffentlicher Verkehrsflächen
Im WA 1 - WA 8 sind geringfügige Grenzüberschreitungen (max. 50 cm vom Fahrbahnrand) durch öffentliche Anlagen wie Randsteine von
Gehwegen, Fahrbahnränder etc. durch den/die Eigentümer/-in zu dulden. Ferner ist zu dulden, dass Rückenstützen (Fundamente) der
Fahrbahn und der Gehwegbegrenzungen, Beleuchtungsmasten, Strom- u. Fernmeldekabel sowie die für die Herstellung des
Straßenkörpers erforderlichen Böschungen in angrenzende Grundstücke hineinragen können. Die für die Unterhaltung und Herstellung
der Anlagen erforderlichen Arbeiten sind zu dulden.

8. Öffentliche Grünfläche mit Überlagerung von Flächen für die Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Nr. 15 BauGB)

8.1 Innerhalb der festgesetzten öffentlichen Grünfläche sind Erdbecken, unterirdische Leitungen, abwasserwirtschaftliche Schacht- und
Drosselbauwerke sowie sicht- und wasserdurchlässige Einfriedungen der wasserwirtschaftlichen Anlagen zulässig.

9. Flächen für die Regelung des Wasserabflusses und für die Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschäden (§ 9 Abs. 1
Nr. 16 BauGB)

9.1 Aufschüttungen
Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 und M 2 sind Aufschüttungen nicht zulässig.

9.2 Einfriedungen
Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 sind Einfriedungen nur in durchlässiger Ausführung (wie beispielsweise Maschendraht oder
Stabgitter) zulässig. Die Einfriedungen sind mindestens auf der dem Grundstück abgewandten Seite einzugrünen.

10. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25a BauGB)
Sämtliche festgesetzten Pflanzmaßnahmen sind spätestens innerhalb der 1. Pflanzperiode (Zeitraum von Oktober bis März) nach
Fertigstellung der Hochbaumaßnahmen auf dem betroffenen Grundstück herzustellen.

10.1 Begrünung Straßenraum
Im öffentlichen Straßenraum des Plangebietes sind insgesamt mindestens 10 Bäume 2. Ordnung gemäß der Pflanzliste dieses
Bebauungsplanes zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

10.2 Pflanzgebote auf privaten Grundstücken
Im Plangebiet ist zu pflanzen:

- bis 600 m² Grundstücksfläche ein Gehölz 1. Ordnung,
-   über 600 m² Grundstücksfläche je weiterer 100 m² ein Gehölz 2. Ordnung.

Es können alternativ gepflanzt werden:

- zwei Gehölze 2. Ordnung statt einem Gehölz 1. Ordnung,

- ein Kulturbaum statt einem Gehölz 2. Ordnung,

- 30 lfd. m Schnitthecke 3. Ordnung statt einem Gehölz 2. Ordnung.

Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungsplanes zu pflanzen, dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.
Die nicht überbauten und nicht für die Erschließung erforderlichen Flächen der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 bis WA 8 sind gärtnerisch
mit einer strukturreichen Mischvegetation aus Rasen und/oder Stauden und/oder Sträuchern und/oder Heckenpflanzungen anzulegen und
dauerhaft zu erhalten.

10.3 Maßnahmenfläche M 1 - Eingrünung zur Schwalm
Innerhalb der mit M 1 gekennzeichneten Maßnahmenfläche ist eine dauerhafte Eingrünung des Allgemeinen Wohngebietes mit einer
strukturreichen Mischvegetation aus Bäumen, Sträuchern, Bodendeckern und Rasen vorzunehmen.
Die Eingrünung ist dann gegeben, wenn innerhalb der Maßnahmenfläche mindestens 2 Bäume (Gehölze 1. oder 2. Ordnung), 1 Baum
(Gehölz 1. oder 2. Ordnung) und 2 Sträucher (Gehölze 3. Ordnung) oder 3 Sträucher (Gehölze 3. Ordnung) gepflanzt werden. Die übrige
Maßnahmenfläche ist mit den oben aufgeführten Pflanzungen auszustatten. Die Pflanzungen werden auf das Pflanzgebot unter 10.2
angerechnet.
Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungsplanes zu pflanzen, dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

10.4 Maßnahmenfläche M 2 - Eingrünung private Gärten
Innerhalb der mit M 2 gekennzeichneten Maßnahmenfläche ist mindestens eine Rasenfläche mit Strauchgruppen anzulegen.
Die Eingrünung ist dann gegeben, wenn innerhalb der Maßnahmenfläche mindestens 2 Strauchgruppen (Gehölze 3. Ordnung) von je zwei
Sträuchern gepflanzt werden. Die übrige Maßnahmenfläche ist mit Rasen zu bepflanzen.
Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungsplanes zu pflanzen, dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

10.5 Dachbegrünung
Im WA 8 sind Dächer mit einer Dachneigung bis max. 10° unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit einer
standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu bepflanzen.
Im WA 1 - WA 8 sind Flachdächer von Garagen bis 10° unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit einer
standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu bepflanzen.
Die Stärke der Vegetationstragschicht der Dachbegrünungen muss im Mittel mindestens 12 cm betragen. Das Dachbegrünungssubstrat
muss der Richtlinie „Richtlinien für die Planung, Bau und Instandhaltungen von Dachbegrünungen“ der Forschungsgesellschaft,
Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL), Ausgabe 2018, entsprechen (s. C) Hinweise). Von der Bepflanzung ausgenommen
sind verglaste Flächen und Flächen unter zulässigen technischen Aufbauten. Von dieser Festsetzung kann befreit werden, wenn die
Flächen durch Anlagen zur Gewinnung der Solarenergie genutzt werden und diese Nutzung mit extensiver Dachbegrünung nicht
vereinbar ist.

10.6 Eingrünung Trafostation
Innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Elektrizität“ errichtete Anlagen sind mindestens auf der zur
angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche hin orientierten Seite durch Hecken- und/oder Strauchpflanzungen in mindestens gleicher Höhe
wie die Trafostation einzugrünen.

B) Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 89 BauO NRW
11. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW)

11.1 Dachformen und Dachneigungen
Im WA 1 - WA 7 wird gemäß § 89 Abs. 1 BauO NRW festgesetzt, dass für die Hauptgebäude ausschließlich Satteldächer mit
Dachneigungen zwischen 30° und 45° zulässig sind.
Im WA 8 wird gemäß § 89 Abs. 1 BauO NRW festgesetzt, dass für die Hauptgebäude ausschließlich Flachdächer und geneigte Dächer bis
maximal 25° zulässig sind.

11.2 Einfriedungen zur Straßenseite
Im Plangebiet sind die Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen mindestens auf der Seite der Verkehrsfläche einzugrünen.

11.3 Vorgärten
Im WA 1 - WA 8 sind die Vorgärten (Bereich zwischen der parallel zur öffentlichen Verkehrsfläche verlaufenden Außenwand und
angrenzender vorgelagerter öffentlicher Verkehrsfläche), mit Ausnahme notwendiger Zugänge und Zufahrten, mit Pflanzen zu begrünen.

11.4 Wintergärten und Terrassen
Im WA 1 - WA 8 sind Wintergärten und Terrasseneinhausungen ausschließlich in transparenter Ausführung (Glas o. ä.) zulässig.

C) Hinweise
1. Archäologie / Bodendenkmalpflege

Soweit bei Bauarbeiten archäologische Funde und Befunde auftreten, sind diese, gemäß den §§ 15 und 16 des Gesetzes für
Denkmalpflege im Lande NRW, unverzüglich der Stadt Wegberg als Unteren Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für
Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstraße 45, 52385 Nideggen, zu melden. Befunde und Fundstelle sind
zunächst unverändert zu belassen. Die Weisungen des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten sind
abzuwarten.

2. Umgang mit Mutterboden
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Nähere
Ausführungen zum Vorgehen hinsichtlich des Bodenabtrags und der Oberbodenlagerung enthält DIN 18915.

3. Umgang mit Bodenaushub
Bei Baumaßnahmen ist die obere Bodenschicht gemäß den einschlägigen Fachnormen getrennt vom Unterboden abzutragen.
Darunterliegende Schichten unterschiedlicher Ausgangssubstrate sind entsprechend der Schichten zu trennen und zu lagern. Zu Beginn
der Baumaßnahmen sind Bereiche für die Materialhaltung und Oberbodenzwischenlagerung zur Minimierung der Flächenbeeinträchtigung
abzugrenzen.

4. Baugrundverhältnisse
Wegen der Bodenverhältnisse im Plangebiet sind bei der Bauwerksgründung ggf. besondere bauliche Maßnahmen, insbesondere im
Gründungsbereich, erforderlich. Hier sind die Bauvorschriften des Eurocode 7 „Geotechnik“ DIN EN 1997-1 mit nationalem Anhang, die
Normblätter der DIN 1054 „Baugrund - Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau - Ergänzende Regelungen“, und der DIN 18 196 „Erd-
und Grundbau; Bodenklassifikation für bautechnische Zwecke“ mit der Tabelle 4, die organische und organogene Böden als Baugrund
ungeeignet einstuft, sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten.

5. Grundwasserverhältnisse
Der natürliche Grundwasserspiegel steht nahe der Geländeoberfläche an. Der Grundwasserstand kann vorübergehend durch künstliche
oder natürliche Einflüsse verändert sein. Bei den Abdichtungsmaßnahmen ist ein zukünftiger Wiederanstieg des Grundwassers auf das
natürliche Niveau zu berücksichtigen. Hier sind die Vorschriften der DIN 18195 „Abdichtung von Bauwerken“, der DIN 18533 „Abdichtung
von Behältern und Becken“ zu beachten. Weitere Informationen über die derzeitigen und zukünftig zu erwartenden
Grundwasserverhältnisse kann der Erftverband in Bergheim geben (www.erftverband.de).

6. Kampfmittel
Für den überwiegenden Teil des Plangebietes wurde eine Überprüfung auf Kampfmittel durchgeführt.
Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass noch weitere Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Sofern bei Bauarbeiten im Geltungsbereich
dieses Bebauungsplanes Kampfmittel (Bombenblindgänger, Munition o. ä.) aufgefunden werden, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgründen
sofort einzustellen und die zuständige Ordnungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen.
Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 1945 abzuschieben.
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine
Sicherheitsdetektion empfohlen. Hierbei ist das Merkblatt für Baugrundeingriffe des Kampfmittelbeseitigungsdienstes der Bezirksregierung
Düsseldorf zu beachten.

7. Erdbebenzone
Es wird auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung üblicher Hochbauten gemäß den
Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04 „Bauten in deutschen Erdbebengebieten“ zu berücksichtigen ist.
Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die Zuordnung zu Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen eingestuft,
die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1: 350 000, Bundesland
Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) bestimmt werden. In den Technischen Baubestimmungen des Landes
Nordrhein-Westfalen wird auf die Verwendung dieser Kartengrundlage explizit hingewiesen.
Das hier relevante Planungsgebiet ist folgender Erdbebenzone / geologischer Untergrundklasse zuzuordnen:

- Stadt Wegberg, Gemarkung Wegberg: 2 / T
Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurückgezogen und durch die Teile 1, 1/NA und 5 des Eurocode 8 (DIN EN
1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch bislang bauaufsichtlich nicht eingeführt. Anwendungsteile, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt
werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründungen, Stützbauwerke
und geotechnische Aspekte“.
Auf die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005 bzw. Bedeutungsklassen der relevanten Teile
von DIN EN 1998 und der jeweils entsprechenden Bedeutungsbeiwerte wird ausdrücklich hingewiesen.
Zur Planung und Bemessung spezieller Bauwerkstypen müssen die Hinweise zur Berücksichtigung der Erdbebengefährdung der jeweils
gültigen Regelwerke beachtet werden. Hier wird oft auf die Einstufung nach DIN 4149:2005 zurückgegriffen.

8. Artenschutz
Bauzeitenfenster
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Fauna des Plangebietes, insbesondere zur Vermeidung von Verstößen gegen die
Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG sind bei der Realisierung des Bauvorhabens die nach BNatSchG allgemein vorgeschriebenen
Zeiträume zur Rodung und Baufeldräumung einzuhalten. Diese liegen außerhalb der Fortpflanzungszeiten möglicherweise betroffener
Arten im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28./29. Februar.
Die Fällung von Höhlenbäumen ist zur Vermeidung von Verstößen gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG nur in einer frostfreien
Periode innerhalb der allgemein vorgeschrieben Zeiträume zur Rodung und Baufeldräumung durchzuführen. Diese liegen außerhalb der
Fortpflanzungszeiten möglicherweise betroffener Arten im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28./29. Februar.
Alle Bäume sind vor der Fällung im unbelaubten Zustand durch einen Fachgutachter auf das Vorkommen von Baumhöhlen zu
untersuchen.
Ersatz für entfallende Fledermausquartiere und Nistplätze
Der Fund von Fledermausquartieren im Rahmen der Rodungs- oder Baumaßnahmen ist sofort der Unteren Naturschutzbehörde zu
melden, die Arbeiten sind unverzüglich einzustellen. Die Untere Naturschutzbehörde entscheidet über das weitere Vorgehen.
Der Verlust von Fledermausquartieren ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde durch Fledermauskästen und Ablenkungskästen für
Höhlenbrüter an geeigneten Bereichen im Plangebiet bzw. im räumlichen Bezug zum Plangebiet in ausreichender Anzahl auszugleichen.
Der Verlust von Nistplätzen ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde durch geeignete Nistkästen im Plangebiet bzw. im räumlichen
Bezug zum Plangebiet in ausreichender Anzahl auszugleichen.
Beleuchtung im Plangebiet
Zum Schutz im Umfeld brütender, durchziehender oder ruhender Vogelarten sowie jagender Fledermausarten und Insekten sind innerhalb
des Wohngebietes bei Außenbeleuchtungen auf den privaten und öffentlichen Flächen folgende Vorgaben zu berücksichtigen:

- Ausschließliche Verwendung von „warmweißen“ umweltverträglichen Leuchten < 2700 Kelvin, kein „kaltweiß“ bzw. „neutralweiß“,

- Verwendung abgeschirmter Leuchtentypen, keine Verwendung von Leuchten mit Abstrahlung nach oben und in die Horizontale,
keine Bodenstrahler,

- Keine Beleuchtung von Fassaden und Gartengehölzen,

- Begrenzung der Beleuchtungsdauer, Reduzierung der Lichtintensität.
Vermeidung von Vogelkollisionen
Zur Vermeidung von Vogelkollisionen mit Gebäuden sind an größeren Glasfronten entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.
Dies können beispielsweise sein:

- Vermeidung einer großflächigen Durchsicht durch Gebäude,

- Vermeidung von stark spiegelnden Scheiben und Eckverglasungen,

- optische Unterteilung von Glasflächen mit einer Größe von mehr als 3 m²,

- Verwendung von bedrucktem oder transluzentem Glas, sowie Strukturglas.
Ausschluss von Fallenwirkungen
Bei der Anlage von Kellerschächten, Straßenabläufen und wasserwirtschaftlichen Anlagen sind diese so zu gestalten, dass eine
Fallenwirkung für Amphibien und Kleinsäugetiere verhindert wird.

9. Gestaltung der Anlagen zur Regenwasserbewirtschaftung
Die Becken zur Regenwasserbewirtschaftung innerhalb der öffentlichen Grünfläche sind naturnah mit möglichst flachen Uferrändern und in
organischen Formen sowie mit wechselnden Böschungsneigungen anzulegen. Die Flächen sind, soweit dies mit den Anforderungen an
Funktion und Unterhaltung zu vereinbaren ist, mit einer Gras- und Krauteinsaat mit standortgerechten Gräsern und Kräutern zu
bepflanzen.

10. Bergbau
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegt über den auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeldern „Union 94“ und
„Union 217“, beide im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, hier vertreten durch die RWE Power AG, Abt.
Liegenschaften und Umsiedlung in 50416 Köln.
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingte
Grundwasserabsenkungen betroffen. Eine Zunahme der Beeinflussung und ein Wiederanstieg nach Beendigung der Maßnahmen sind
nicht auszuschließen.  Hierdurch hervorgerufene Bodenbewegungen können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der
Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sind bei Planungen
und Vorhaben zu berücksichtigen.

11. Einbau von RCL-Material
Für den Fall, dass bei der Ausführung von Erd- und Wegearbeiten Recyclingbaustoffe verwendet werden sollen, ist rechtzeitig vor Einbau
dieser Baustoffe beim Landrat des Kreises Heinsberg - Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.
Auskünfte hierzu erteilt die Untere Wasserbehörde.

12. Geothermie
Sollte die Errichtung von Wärmepumpenanlagen bzw. Erdwärmesonden beabsichtigt sein, ist beim Landrat des Kreises Heinsberg -
Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Auskünfte hierzu erteilt die Untere Wasserbehörde.

13. Pflanzungen auf privaten Grundstücken und Grenzabstände
Bei Anpflanzungen auf den privaten Grundstücken ist ein ausreichender Abstand zur Bebauung einzuhalten, um den Anpflanzungen eine
ausreichende Entwicklungsmöglichkeit einzuräumen. Bei der Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und Hecken ist das
Nachbarrechtsgesetz (NachbG NRW) zu berücksichtigen.

14. Haustechnische Anlagen
Bei der Errichtung und dem Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen sowie Blockheizkraftwerken ist zu
beachten, dass die zulässigen Immissionsrichtwerte unter Berücksichtigung der vorhandenen Immissionen nicht überschritten werden. Die
Errichtung und der Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen sowie Blockheizkraftwerken hat unter
Beachtung des „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft
für Immissionsschutz - LAI (www.laiimmissionsschutz.de) zu erfolgen.

15. DIN-Vorschriften
Die der Planung zu Grunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, VDI -Richtlinien, DIN -Vorschriften und Richtlinien
anderer Art) werden zur Einsicht im Rathaus der Stadt Wegberg, Rat-hausplatz 25, während der Öffnungszeiten bereitgehalten.
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D) Pflanzliste
Gehölze 1. Ordnung (Großbäume)

oder Hochstämme der Kulturbäume
Süßkirsche und Walnuss

Gehölze 2. Ordnung (Bäume mittlerer Größe)

oder Hochstämme der Kulturbäume
Birne, Apfel und Pflaume

Gehölze 3. Ordnung (Kleinbäume, Sträucher)

oder Viertelstämme der Kulturbäume

Kulturbäume

(Obstsorten s. Sortenempfehlung des Landschaftsplans
III/6 Schwalmplatte und der Naturschutzstation Haus Wildenrath)

Pflanzqualität Gehölze (Mindestqualität)
Kulturbäume, sonstige Hochstämme mind. 3xv, m. B. 14-16 cm
Sträucher mind. 1xv, o.B. 60-100 cm
Sonstige Gehölze: Heister 2xv, Höhe mind. 100 cm

........................................
Der Bürgermeister  i.V. Technischer Beigeordneter
(Frank Thies)

........................................
Der Bürgermeister  i.V. Technischer Beigeordneter
(Frank Thies)

Wegberg, den ....................................

RECHTSGRUNDLAGEN UND SONSTIGE REGELWERKE

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634),
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 08. Oktober 2022 (BGBI. I S. 1726)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009
(BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 2022 (BGBI. I S. 1362)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung
- PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni
2021 (BGBI. I S. 1802)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802)

Bauordnung Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. Juli 2018 (GV NRW S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021
(GV. NRW. S. 1086)

weiterer Hinweis

Die der Planung zu Grunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, VDI - Richtlinien, DIN -
Vorschriften und Richtlinien anderer Art) werden zur Einsicht im Rathaus der Stadt Wegberg, Rathausplatz 25,
während der Öffnungszeiten bereitgehalten.
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Teil I Begründung 
 

1. Örtliche Verhältnisse 
 
1.1. Lage des Plangebietes 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes I-50, Wegberg - Venloer Straße liegt im Wegberger Ortsteil Harbeck 

innerhalb des Grenzlandrings. Das Plangebiet liegt ca. 350 m westlich des Bahnhofs und umfasst in der Gemarkung Weg-

berg, Flur 44 die Flurstücke 417 tw., 437, 62/1, 448 tw., 450 tw., 61/1 und 406 tw. Das Plangebiet ist in Summe ca. 28.000 m² 

groß, was ca. 2,8 ha entspricht. 

Hinsichtlich der Topografie fällt das Gelände im Plangebiet von Westen nach Osten von ca. 63,00 m ü. NHN auf ca. 59,00 m 

ü. NHN Richtung Schwalm ab. Von Norden nach Süden ist das Plangebiet insgesamt nur sehr gering bewegt.  

Das Plangebiet ist gekennzeichnet durch eine zusammenhängende Wiesenflur, die sich durch einen geringen Struktur-

reichtum auszeichnet und somit als Lebensraum für den Großteil der heimischen Tier- und Pflanzenart eine geringe Be-

deutung besitzt. Östlich des Plangebietes befindet sich ein dichter Baum- und Gehölzbestand, der innerhalb verschiedener 

Schutz- und Biotopgebiete der Schwalm liegt. Gebäudebestand liegt im Plangebiet nicht vor, die Flächen werden derzeit 

als Weidefläche genutzt. 

1.2. Umgebung 

Im Norden wird der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplangebietes durch die vorhandene Wohnbebauung an der 

Straße „Kringskamp“ abgegrenzt. Das Plangebiet verfügt hier über eine Anbindung durch einen ca. 70 m langen Stichweg. 

Westlich grenzt der Geltungsbereich an die Wohnbebauung entlang der „Venloer Straße“, südlich an die Bebauung am 

„Schwalmweg“. Östlich wird das Plangebiet durch die Schwalm und die umgebenden Gehölzstrukturen begrenzt, dahinter 

schließt sich weitere Wohnbebauung an. Parallel zur Schwalm verläuft ein Fuß- und Radweg, der die Straße „Kringskamp“ 

mit dem „Schwalmweg“ verbindet. 

Das Plangebiet ist insgesamt von Wohnbebauung umgeben, vereinzelt sind in der Umgebung auch gewerbliche Nutzungen 

vorzufinden. Durch die angrenzende Bebauung auf allen Seiten verbleibt das Plangebiet als unbebaute Fläche in einer 

Insellage mitten im Ortsteil Harbeck. 

1.3. Erschließung 

Das Plangebiet verfügt über eine gute Anbindung an das örtliche und überörtliche Verkehrsnetz. Die verkehrliche Anbin-

dung des Plangebietes erfolgt aus Richtung Westen über die „Venloer Straße“, über die das südlich liegende Zentrum in 

kürzester Zeit erreichbar ist, nach Norden bietet sie Anschluss an den „Grenzlandring“, von dem aus eine Anbindung an 

die Ortsumgehung B 221 im Westen und die B 57 im Osten und damit ein Anschluss an das überörtliche Straßennetz 

besteht. Die Anschlüsse zu den Autobahnen A 52 und A 46 sind in ca. 10 Autominuten zu erreichen. 

Fußläufig kann das Plangebiet sowohl von der „Venloer Straße“, als auch über einen Stichweg von der Straße „Am Krings-

kamp“ im Norden und eine Anbindung an den „Schwalmweg“ im Süden erschlossen werden. Letztere ist breit genug, um 

eine Durchfahrt für PKW zu ermöglichen. Da der „Schwalmweg“ keine zusätzlichen Verkehre mehr aufnehmen kann, erfolgt 

von hier jedoch keine grundsätzliche Erschließung des Plangebietes, die Zufahrt wird durch eine Absperrung, z.B. in Form 

von Pollern, unterbunden und kann nur in Ausnahmesituationen geöffnet werden. Östlich grenzt das Plangebiet direkt an 

den Fuß- und Radweg parallel zur Schwalm, der von der Straße „Kringskamp“ im Norden Richtung „Schwalmweg“ im Süden 

und weiter Richtung Bahnhof und Stadtpark führt. In nördlicher Richtung besteht über diese Wegeverbindung ferner eine 

wichtige naherholungsrelevante Anbindung in den Naturraum der Schwalm. 

Eine Anbindung an den Schienenverkehr erfolgt über den Bahnhof Wegberg, der östlich in ca. 350 m Entfernung zum 

Plangebiet liegt. Von hier besteht Anschluss Richtung Mönchengladbach sowie Richtung Dalheim. Das Plangebiet wird 
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durch die Haltestellen „Harbeck“ und „Harbeck im Ländchen“ der Buslinie 408 an den öffentlichen Personennahverkehr 

(ÖPNV) angebunden. Die Haltestellen liegen in 100 m bzw. 300 m Entfernung vom Plangebiet. 

2. Anlass, Erfordernis und Ziele der Planaufstellung 
 
2.1. Anlass der Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die angrenzend zur Innenstadt liegenden Plangebietsflächen mit einer 

Größe von ca. 2,8 ha in Zukunft einer Wohnnutzung zugeführt werden. Derzeit werden die Flächen als Weideflächen ge-

nutzt und verbleiben in einer Insellage zwischen der nördlich, westlich und südlich angrenzenden Wohnbebauung. 

Die Planung umfasst ein Wohngebiet mit Erschließungsstraßen und privaten Grünflächen sowie einer Grünfläche im Nor-

den, in der die für die Entwässerung des Plangebietes notwendigen Rückhalteflächen untergebracht werden. Durch die 

ruhige Lage im Blockinnenbereich und die hohe Aufenthaltsqualität mit der nördlich liegenden Grünfläche mit altem Baum-

bestand und der östlich angrenzenden Schwalm kann hier in Zukunft ein Wohnquartier mit einer hohen Wohnqualität reali-

siert werden. Durch die Weiterentwicklung und Ergänzung der umliegenden Wohnstrukturen soll der anhaltenden Nach-

frage nach Wohneigentum in Wegberg Rechnung getragen werden. Vorgesehen ist eine Einzelhausbebauung. 

Die geplante Nutzung soll über die Aufstellung des Bebauungsplanes I-50, Wegberg - Venloer Straße planungsrechtlich 

gesichert werden. Der Bebauungsplan soll nach § 13 i.V.m. § 13b BauGB als Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren 

unter Einbeziehung von Außenbereichsflächen aufgestellt werden, da die Planung alle in § 13a und § 13b BauGB formu-

lierten Voraussetzungen erfüllt. Das Verfahren kann ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

durchgeführt werden. 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Wegberg stellt den südlichen Bereich des Plangebietes als „Wohnbaufläche“ dar, der 

nördliche Bereich wird als „Grünfläche“ ausgewiesen. Der Bebauungsplan setzt in Zukunft für die nördlichen Flächen eine 

öffentliche Grünfläche fest, so dass der Bebauungsplan weitestgehend aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes 

der Stadt Wegberg entwickelt werden kann. Lediglich im Nordwesten kommt es durch die hier notwendige Zufahrt in das 

Plangebiet sowie der daran angrenzenden Wohnbauflächen zu einer geringfügigen Inanspruchnahme von einem als „Grün-

fläche“ ausgewiesenen Bereich in einer Größe von ca. 1.540 m². Diese Fläche wird durch die südliche Erweiterung der 

öffentlichen Grünfläche kompensiert. Durch diese Erweiterung kann der bestehende Baumbestand erhalten werden. Inner-

halb der öffentlichen Grünfläche werden Rückhalte- und Überflutungsbecken zugelassen, da diese für die Entwässerung 

des Plangebietes notwendig sind. Die Anlagen sollen durch eine entsprechende Gestaltung und Begrünung in die öffentli-

che Grünfläche integriert werden. Insgesamt wird durch die Planung somit den Zielen des Flächennutzungsplanes entspro-

chen, der die Entwicklung als Wohnbauflächen und die Erhaltung der Grünstrukturen im nördlichen Bereich vorsieht. Auf-

grund der Grobkörnigkeit des Flächennutzungsplans und der Parzellenunschärfe ist die beschriebene geringfügige Abwei-

chung zu vernachlässigen. Der Bebauungsplan wird daher aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

2.2. Planungserfordernis 

Die Inanspruchnahme des im Flächennutzungsplan überwiegend als Wohnbaufläche dargestellten Plangebietes ist ein 

wichtiger Schritt zur Schaffung neuer Wohnbauflächen angrenzend zur Innenstadt, um dem entsprechenden Bedarf gerecht 

zu werden. Der Planbereich grenzt im Norden, Westen und Süden direkt an bestehende Wohngebiete an und verbleibt als 

Insel innerhalb des ansonsten bereits bebauten Ortsteils. Mit der Ausweisung von Wohnbauflächen können Synergieeffekte 

zu den bestehenden Wohngebieten geschaffen werden. 

2.3. Ziele der Planung  

Die Planung soll der Bereitstellung von Wohnbauflächen zur Stärkung und Weiterentwicklung von Wegberg als attraktivem 

Wohnstandort dienen und gleichzeitig die Nachfrage nach Wohnbauflächen decken. Mit der Aufstellung des Bebauungs-

planes I-50, Wegberg - Venloer Straße soll die gemäß den Darstellungen des Flächennutzungsplanes der Stadt Wegberg 
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vorgesehene Entwicklung des Plangebietes als Wohnbaufläche planungsrechtlich gesichert und die folgenden Planungs-

ziele gesichert werden: 

• Erschließung von Wohnbauflächen zur Deckung des örtlichen Bedarfes, 

• Sicherung und Weiterentwicklung des Wegberger Kernbereiches, 

• Nutzung von Synergieeffekten durch bestehende Infrastruktur (bspw. Straßen, Nahversorgung, Schule, Kita), 

• Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, 

• Sparsamer Umgang mit Grund und Boden, 

• Stärkung des innerstädtischen Einzelhandelsstandortes. 

Darüber hinaus ist es Ziel der Stadtplanung, einen in zentraler Lage gelegenen, durchgrünten Wohnstandort für alle Alters-

gruppen zu schaffen, der kurze Wege zur Nahversorgung und zum ÖPNV bietet und gleichzeitig ein ruhiges Wohnen er-

möglicht. 

3. Verfahren 

Am 29.06.2021 wurde ein Aufstellungsbeschluss für das Plangebiet gefasst, um die Umsetzung der zukünftigen Bauland-

entwicklung zu sichern. Das Verfahren soll gemäß § 13b BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt werden. 

Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans liegt 

mit ca. 7.100 m² unter der gesetzlich vorgegebenen Grenze von 10.000 m², somit ist diese Voraussetzung zur Entwicklung 

dieses Bebauungsplanes gemäß § 13b BauGB gegeben. Weitere in der Aufstellung befindliche Bebauungspläne in einem 

engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang zum Plangebiet gibt es nicht. 

Der Bebauungsplan wird auf der Grundlage eines städtebaulichen Konzeptes entwickelt. Zur frühzeitigen Öffentlichkeits-

beteiligung wurde das städtebauliche Konzept zunächst in drei Varianten vorgelegt, die unterschiedliche Arten der Bebau-

ung für einen Teilbereich im Zentrum des Plangebietes vorsahen. 

Mit dem vorliegenden städtebaulichen Planungskonzept wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht 

zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

oder nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Landes Nordrhein-Westfalen (UVPG NRW) unterliegen. 

Zudem ist eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgüter – Gebiete von gemeinschaftlicher 

Bedeutung oder Europäische Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes – nicht zu erwarten. Des Wei-

teren gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen 

von schweren Unfällen, nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Da die Voraussetzungen des § 13b i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB vorliegen, wird dieser Bebauungsplan im beschleu-

nigten Verfahren aufgestellt. Dabei können die Verfahrenserleichterungen des § 13 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 BauGB in 

Anspruch genommen werden. Von den frühzeitigen Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB kann abgesehen 

werden, ebenso von der formalen Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, vom Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von 

der zusammenfassenden Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB; § 4 c BauGB (Monitoring). 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde jedoch nicht auf die frühzeitigen Beteiligungen verzichtet, um gegenüber der Öffent-

lichkeit eine hohe Transparenz sicherzustellen. Darüber hinaus wurden die relevanten Umweltbelange untersucht und in 

die Abwägung eingestellt. 

4. Gegenwärtiges Planungsrecht 
 
4.1. Landesentwicklungsplan 

Im derzeit gültigen Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) ist die Stadt Wegberg als Mittelzentrum aus-

gewiesen. Das Plangebiet wird im Landesentwicklungsplan als „Siedlungsraum“ dargestellt (s. Abbildung 1, rote Umran-

dung). 
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Abbildung 1: Auszug Landesentwicklungsplan NRW 2017 
Quelle: Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des  
Landes Nordrhein-Westfalen 

Im aktuellen Landesentwicklungsplan NRW sind die darin formulierten Ziele und Grundsätze gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 

Raumordnungsgesetz (ROG) zu beachten bzw. zu berücksichtigen. Nachfolgend aufgeführte Ziele und Grundsätze sind in 

diesem Planungsverfahren und für die städtebauliche Konzeption wesentlich: 

 
6.1-1 Ziel flächensparende und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung 

„Die Siedlungsentwicklung ist flächensparend und bedarfsgerecht an der Bevölkerungsentwicklung, der Entwicklung der 

Wirtschaft, den vorhandenen Infrastrukturen sowie den naturräumlichen und kulturlandschaftlichen Entwicklungspotentialen 

auszurichten. […].“ 

 

6.1-5 Grundsatz Leitbild "nachhaltige europäische Stadt" 

„Die Siedlungsentwicklung soll im Sinne der "nachhaltigen europäischen Stadt" kompakt gestaltet werden und das jeweilige 

Zentrum stärken. Regional- und Bauleitplanung sollen durch eine umweltverträgliche, geschlechtergerechte und siedlungs-

strukturell optimierte Zuordnung von Wohnen, Versorgung und Arbeiten zur Verbesserung der Lebensqualität und zur Re-

duzierung des Verkehrsaufkommens beitragen. […].“ 

 

6.1-7 Grundsatz energieeffiziente und klimagerechte Siedlungsentwicklung 

„Planungen von neuen Siedlungsflächen und des Umbaus bzw. der Sanierung von Siedlungsgebieten sollen energieeffizi-

ente Bauweisen, den Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung sowie Möglichkeiten der passiven und aktiven Nutzung von So-

larenergie und anderen erneuerbaren Energien begünstigen. Die räumliche Entwicklung soll die bestehende Verletzbarkeit 
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des Siedlungsraums gegenüber Klimafolgen - insbesondere Hitze und Starkregen - nicht weiter verschärfen, sondern die 

Widerstandsfähigkeit des Siedlungsraums stärken und dazu beitragen, die Auswirkungen des Klimawandels abzumildern.“ 

4.2. Regionalplan 

Im Regionalplan werden die Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Entwicklung des Regierungsbezirks und 

raumbezogene Planungen und Maßnahmen konkretisiert. Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt 

Region Aachen (2003), weist für das Plangebiet „Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB)“ aus (s. Abbildung 2, rote Umran-

dung). In den „ASB“ sollen Wohnungen, Wohnfolgeeinrichtungen, wohnungsnahe Freiflächen, zentralörtliche Einrichtungen 

und sonstige Dienstleistungen sowie gewerbliche Arbeitsstätten in der Weise zusammengefasst werden, dass sie nach 

Möglichkeit unmittelbar, d.h. ohne größeren Verkehrsaufwand untereinander erreichbar sind. 

 

  
Abbildung 2: Auszug Regionalplan 2003 
Quelle: Bezirksregierung Köln 

4.3. Flächennutzungsplan (FNP) 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Wegberg vom 02.07.2008 stellt für den Großteil des räumlichen Gel-

tungsbereiches des Plangebietes „Wohnbaufläche (W)“ dar. Des Weiteren stellt der Flächennutzungsplan im nördlichen 

Randbereich des Plangebietes „Grünflächen“ dar. Der Flächennutzungsplan der Stadt Wegberg stellt darüber hinaus auch 

die nördlich, westlich und südlich angrenzenden Flächen als „Wohnbaufläche“ dar. Die östlich angrenzenden Flächen rund 

um die Schwalm sind als „Flächen für Wald“ ausgewiesen. 

Die Planung sieht vor, dass die nördlichen Flächen entsprechend der Zielsetzung des Flächennutzungsplanes als öffentli-

che Grünfläche erhalten bleiben. Dies wird über eine entsprechende Festsetzung im Bebauungsplan planungsrechtlich 

gesichert. Innerhalb der öffentlichen Grünfläche werden Rückhalte- und Überflutungsbecken zugelassen, da diese für die 

Entwässerung des Plangebietes notwendig sind. Die Anlagen sollen durch eine entsprechende Gestaltung und Begrünung 

in die öffentliche Grünfläche integriert werden. Auf den restlichen Flächen soll über den Bebauungsplan ein allgemeines 

Wohngebiet realisiert werden. Im nordwestlichen Bereich wird ein Teil des Plangebietes mit einer Größe von ca. 1.540 m² 

als Grünfläche dargestellt. Da die Erschließung des Plangebietes nur über diesen Bereich möglich ist, muss diese Fläche 

als öffentliche Verkehrsfläche und Wohnbaufläche ausgewiesen werden, ein Teilbereich wird als private Grünfläche gesi-

chert. Insgesamt wird durch die Planung den Zielen des Flächennutzungsplanes entsprochen, der die Entwicklung als 

Wohnbauflächen und die Erhaltung der Grünstrukturen im nördlichen Bereich vorsieht. Der Bebauungsplan kann daher 
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gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden, eine Änderung des Flächennutzungsplans ist 

nicht notwendig. 

Mit Schreiben vom 10.12.2019 hat die Bezirksregierung Köln mitgeteilt, dass gegen das Vorhaben keine landesplaneri-

schen Bedenken bestehen (Az. 32/62.6-1.15.10). 

Durch die planungsrechtliche Sicherung der Fläche im Zentrum des Ortsteils Harbeck wird ein weiteres Baugebiet ermög-

licht, das durch die vorhandenen Verkehrsanlagen und den nahe gelegenen Bahnhof sowie die umliegende Infrastruktur 

bereits gut erschlossen ist. Dies schafft im Ergebnis eine Stadt der kurzen Wege und eine Reduzierung der ausgelösten 

Verkehre. 

 

 
Abbildung 3: Auszug Flächennutzungsplan der Stadt Wegberg 

Quelle: Stadt Wegberg 

 

4.4. Landschaftsplan 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Landschaftsplanes III/6 Schwalm-

platte des Kreises Heinsberg vom 01.08.2003 (1. Änderung vom 29.08.2005). Der Landschaftsplan trifft somit für das Plan-

gebiet selber keine Festsetzungen (s. Abbildung 4). Der östlich angrenzende Bereich rund um die Schwalm wird als Land-

schaftsschutzgebiet ausgewiesen mit dem Ziel, hier eine Gewässerbepflanzung mit Erlen, Eschen, Baum-, Strauch- und 

Kopfweiden zu entwickeln bzw. zu sichern (5.1-70). 
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Abbildung 4: Auszug Landschaftsplan 
Quelle: Kreis Heinsberg 

4.5. Bestehendes Planungsrecht 

Das Plangebiet liegt nicht im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne. 

5. Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen 

Ziel des Bebauungsplanes I-50, Wegberg - Venloer Straße ist die Bereitstellung von Wohnbauland. Durch die vorliegende 

Planung kommt es zu einer Inanspruchnahme bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen. Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll 

mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inan-

spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 

Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen.  

Landwirtschaftliche Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Grundsätze nach § 1 Abs. 7 BauGB 

sind in der Abwägung zu berücksichtigen. Dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde 

gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmög-

lichkeiten zählen können. Es besteht eine Begründungs- und Abwägungspflicht gemäß § 1a Abs. 2 BauGB bezüglich der 

Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Fläche. 

In diesem Zusammenhang ist die tatsächlich ausgeübte Nutzung zu betrachten. Die Plangebietsflächen werden derzeit 

landwirtschaftlich genutzt in Form von Weideflächen. 

Im Rahmen der erforderlichen Alternativprüfungen geht es darum, die städtebauliche Notwendigkeit für die Entwicklung der 

dieser Planung zugrunde liegenden Standortwahl zu begründen. Erst dann kann im Wege der Abwägung die Umwidmungs-

sperrklausel überwunden werden. Die Verfügbarkeit landwirtschaftlicher Flächen ist für die Entwicklung landwirtschaftlicher 

Betriebe von grundlegender Bedeutung. Deshalb soll die Umwidmung von landwirtschaftlichen Flächen auf das unbedingt 

notwendige Maß begrenzt werden, um Beeinträchtigungen der Landwirtschaft so weit wie möglich zu vermeiden. Die Be-

lange der Landwirtschaft sind in der Abwägung explizit zu berücksichtigen. Hierbei ist darzulegen, welche Auswirkungen 

damit verbunden sind, Flächen für die Landwirtschaft zugunsten anderer Nutzungen unwiederbringlich aufzugeben, und 

warum die angestrebte Nutzung nicht an anderer Stelle realisiert werden kann. 
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Begründung der Standortwahl: 

• Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen (2003), weist für das Plangebiet 

„Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB)“ aus (s. Kap. 3.2). In den „ASB“ sollen Wohnungen, Wohnfolgeeinrichtun-

gen, wohnungsnahe Freiflächen, zentralörtliche Einrichtungen und sonstige Dienstleistungen sowie gewerbliche 

Arbeitsstätten in der Weise zusammengefasst werden, dass sie nach Möglichkeit unmittelbar, d.h. ohne größeren 

Verkehrsaufwand untereinander erreichbar sind. 

• Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Wegberg vom 02.07.2008 stellt für den Großteil des räumli-

chen Geltungsbereiches des Plangebietes „Wohnbaufläche (W)“ dar (s. Kap. 3.3). Die im Flächennutzungsplan 

nicht als „Wohnbaufläche“, sondern als „Grünfläche“ dargestellten Bereiche werden im Bebauungsplan überwie-

gend durch die Festsetzung einer öffentlichen Grünfläche erhalten und planungsrechtlich gesichert, lediglich im 

nordwestlichen Bereich ist eine Überplanung notwendig, da hier die zukünftige Erschließung des Plangebietes 

liegen muss. 

• Der Bebauungsplan verfolgt das städtebauliche Ziel, zentrumsnahe Wohnbauflächen zu entwickeln. Mit der Ent-

wicklung der Wohnbauflächen werden die Darstellungen der übergeordneten Planungen (Regionalplan, Flächen-

nutzungsplan) berücksichtigt. Die städtebauliche Entwicklung verfolgt das Ziel einer Nachverdichtung und des 

„sparsamen Umgangs mit Grund und Boden“. Durch die eingeschlossene Lage des Plangebietes innerhalb von 

auf drei Seiten angrenzenden Wohnbauflächen kann im vorliegenden Fall von einer solchen Nachverdichtung 

gesprochen werden. Durch die Entwicklung dieser Fläche kann die bestehende Erschließung im Umfeld des Plan-

gebietes genutzt werden, was positiv zu bewerten ist. Zugleich stellen der Bebauungsplan und die damit verbun-

dene Wohnbauentwicklung eine Maßnahme zur Stärkung der Innenstadt Wegbergs dar. 

• Die Flächen im Plangebiet stehen für eine kurzfristige Wohnbaulandentwicklung zur Verfügung, um den Bedarf an 

Wohnbauland in Wegberg zu decken. Bei anderen Flächen im Außenbereich müsste erst Planrecht, bspw. über 

eine FNP-Änderung, geschaffen werden. Auch hier wäre wahrscheinlich eine Inanspruchnahme von landwirt-

schaftlichen Flächen notwendig. Außerdem wären die Eingriffe in den Naturhaushalt hier im Vergleich zu den 

eingeplanten landwirtschaftlich genutzten Flächen vermutlich erheblich größer, da auch noch notwendige Infra-

strukturen geschaffen werden müssten. 

• Andere im Flächennutzungsplan der Stadt Wegberg dargestellte Wohnbauflächen in entsprechender Größe, auf 

denen noch keine Bebauung realisiert wurde, stehen nicht zur Verfügung. 

• Aus landwirtschaftlicher Sicht kann der Wegfall der Weidenutzung der eingeplanten Fläche in einer Größenord-

nung von ca. 2,8 ha nicht als existenzbedrohlich für die umgebenden landwirtschaftlichen Betriebe angesehen 

werden. Aufgrund der eingeschlossenen Lage im Zentrum des Ortsteils Harbeck ist die Fläche nur über die um-

liegenden Wohnflächen zu erreichen und für eine landwirtschaftliche Nutzung nicht mehr optimal nutzbar. 

 

In Bezug auf die Entscheidung zur Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen für eine künftige Wohnbau-

landentwicklung hat sich die Stadt somit gemäß den Forderungen der einschlägigen gesetzlichen Regelungen mit der Not-

wendigkeit und den Alternativen für die vorliegende Planung auseinandergesetzt und Vor- und Nachteile in einem Abwä-

gungsprozess diskutiert. 

Als Ergebnis des Abwägungsprozesses ist die Inanspruchnahme bisheriger landwirtschaftlicher Flächen zur Erfüllung der 

Planungsziele notwendig. 
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6. Städtebauliches Konzept, Erschließung, Ver- und Entsorgung 
 
6.1. Städtebauliches Konzept 

Grundsätzliches Ziel der Planung ist die Schaffung von Wohnraum im Bereich des Plangebietes. Entsprechend sieht das 

städtebauliche Konzept eine Wohnbebauung vor. Die Wohnnutzung soll in Form von Einzelhäusern mit Grundstücksgrößen 

zwischen ca. 450 m² und 650 m² realisiert werden. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden drei Varianten vorgelegt, 

die für einen Teilbereich im Zentrum des Plangebietes unterschiedliche Wohnformen vorgesehen haben. In Variante 1 

wurde für diesen Bereich ebenfalls eine Einzelhausbebauung vorgesehen, in Variante 2 wurde der Bereich stattdessen als 

Standort für drei Mehrfamilienhäuser vorgeschlagen und in Variante 3 alternativ für sieben Reihenhäuser. 

In seiner Sitzung am 19.11.2019 hat der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe beschlossen, dass zukünftig 

bei der Ausweisung von neuen Baugebieten die Integration von Geschosswohnungsbau in den Quartieren geprüft werden 

soll, um neuen sozial geförderten Wohnraum zu schaffen. Daher wurde auch in diesem Verfahren im ersten Schritt eine 

Alternative mit teilweisem Geschosswohnungsbau entwickelt. In der frühzeitigen Beteiligung hat sich herausgestellt, dass 

es erhebliche Bedenken gegen das durch das Vorhaben ausgelöste zusätzliche Verkehrsaufkommen sowie die Größe und 

Höhe der Baukörper aus den Reihen der Bürgerschaft gibt. Da das Plangebiet in zweiter Reihe hinter der Bebauung an der 

Venloer Straße liegt und nur über eine Zufahrt zwischen zwei Wohngebäuden erschlossen werden kann, wird den Anre-

gungen der Einwender gefolgt und das Verkehrsaufkommen durch den Entfall der Mehrfamilienhausbebauung bzw. alter-

nativen Reihenhausbebauung so weit wie möglich reduziert. Im weiteren Verfahren wird die Variante mit ausschließlicher 

Einzelhausbebauung weiterverfolgt. 

Da das Plangebiet nicht in einem Ortsteil liegt, in dem ein besonders großer Mangel an gefördertem Wohnraum besteht, 

kann der Verzicht auf die Geschosswohnungsbebauung im vorliegenden Fall als vertretbar angesehen werden. Innerhalb 

der Kernstadt wurden zudem in jüngster Zeit an anderen Stellen mehrere Geschosswohnungsbauten errichtet bzw. stehen 

vor der Fertigstellung. 

Mit dem zugrundeliegenden städtebaulichen Konzept und den Festsetzungen des Bebauungsplanes soll eine aufgelockerte 

und durchgrünte Bebauung erreicht werden, die sich an den Wohngebieten im näheren Umfeld orientiert. Im städtebauli-

chen Konzept ist außerdem im nördlichen Bereich des Plangebietes eine öffentliche Grünfläche in einer Größe von ca. 

5.500 m² vorgesehen, die sich aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes ergibt. 

Die Zufahrt in das Plangebiet erfolgt von der Venloer Straße aus im Nordwesten des Plangebietes und führt an der öffent-

lichen Grünfläche entlang nach Osten. Im Bereich der vorhandenen Baumgruppe verschwenkt die Straße um ca. 11 m 

nach Süden, um den vollständigen Erhalt der hier vorhandenen Bestandsbäume zu gewährleisten. Hinter der Baumgruppe 

knickt die Verkehrsfläche nach Süden ab und nimmt die Flucht der optionalen Anbindung an den „Schwalmweg“ auf. Im 

Südwesten endet die Erschließungsstraße in einer Wendeanlage. Das Erschließungssystem wird um einen weiteren Stich 

in Nord-Süd-Richtung ergänzt, um die Verkehre aus dem südlichen Teilbereich auf kurzem Weg in und aus dem Plangebiet 

führen zu können. Gleichzeitig wird so die Notwendigkeit für Wendemanöver im Plangebiet deutlich reduziert. Die Erschlie-

ßungsstraßen werden als Mischverkehrsflächen mit einer Breite von 7,00 m geplant, die stellenweise durch Parkplätze und 

Baumscheiben im öffentlichen Straßenraum auf 4,25 m reduziert werden. 

Im östlichen Bereich des Plangebietes, angrenzend an den Fußweg parallel zur Schwalm, werden 6 Grundstücke mit Grö-

ßen zwischen jeweils ca. 600 bis 650 m² vorgesehen. Im Süden und Westen, angrenzend an die vorhandenen Wohnge-

bäude im Umfeld, werden Grundstücke mit Größen zwischen 450 und 670 m² ermöglicht, sowie aufgrund der dort vorlie-

genden Eigentumsverhältnisse ein Grundstück mit einer Größe von ca. 900 m². Für diese Grundstücke ist eine eingeschos-

sige Bebauung in Form von Einzelhäusern geplant. 

Im Zentrum des Plangebietes können 9 weitere Einzelhäuser mit Grundstücksgrößen von ca. 500 bis 600 m² vorgesehen 

werden. Hier soll eine zweigeschossige Bebauung ermöglicht werden. Insgesamt können durch die Planung so 31 Einzel-

häuser umgesetzt werden. 
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Abbildung 5: Städtebaulicher Entwurf 
Quelle: BKI mbH, Stand 03.01.2023 

6.2. Erschließung 

Individualverkehr 

Das Plangebiet wird über eine Zufahrt von der Venloer Straße aus erschlossen. Dies ergibt sich aus der relativ geschlos-

senen Bebauung im Norden, Westen und Süden sowie der östlich verlaufenden Schwalm, die nur wenig Spielraum für die 

mögliche Erschließung der Flächen im Blockinnenbereich lässt. Alternativ wäre eine Anbindung an den „Schwalmweg“ im 

Süden möglich, die hier befindlichen Verkehrsflächen können allerdings aufgrund ihrer Dimensionierung die durch die Pla-

nung entstehenden zusätzlichen Verkehre nicht aufnehmen. Eine Zufahrt aus dieser Richtung soll daher verhindert werden. 

Allerdings wird hier eine fußläufige Verbindung in einer Breite von 4,50 m geschaffen, die in Ausnahmefällen auch für 

Rettungsfahrzeuge geöffnet werden könnte. Weitere fußläufige Verbindungen bestehen über den vorhandenen Stichweg 

von der Straße „Kringskamp“ im Nordwesten des Plangebietes sowie über Anbindungen an den östlich parallel zur Schwalm 

verlaufenden Fußweg. 

Da im Plangebiet nur mit einem geringen Verkehrsaufkommen zu rechnen ist, sollen die Verkehrsflächen im Plangebiet 

vollständig als verkehrsberuhigter Bereich ausgewiesen werden. 

Für alle Einzel- und Doppelhäuser wird die Errichtung einer Garage ermöglicht, außerdem wird der Abstand zwischen 

Garagen- und Carporteinfahrten und der Straßenbegrenzungslinie auf mindestens 5 m festgesetzt, um auf jedem Grund-

stück einen zweiten Stellplatz zu sichern. Zusätzlich werden im öffentlichen Straßenraum weitere Parkplätze für Besu-

cher/innen bereitgestellt.  

SPNV / ÖPNV 

Eine Anbindung an den Schienenverkehr erfolgt über den Bahnhof Wegberg, der östlich in ca. 450 m Entfernung zum 

Plangebiet liegt. Von hier besteht Anschluss Richtung Mönchengladbach sowie Richtung Dalheim. Das Plangebiet wird 

durch die Haltestellen „Harbeck“ und „Harbeck im Ländchen“ der Buslinie 408 an den öffentlichen Personennahverkehr 

(ÖPNV) angebunden. Die Haltestellen liegen in 100 m bzw. 300 m Entfernung vom Plangebiet. 
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6.3. Ver- und Entsorgung 

Technische und energetische Versorgung 

Im Zuge der Herstellung der plangebietsinternen Erschließung werden die erforderlichen Leitungen zur Versorgung des 

Plangebietes mit Strom, Gas, Wasser und Telekommunikation innerhalb der im Plangebiet festgesetzten öffentlichen Ver-

kehrsflächen untergebracht. Der Anschluss an das übergeordnete Netz erfolgt voraussichtlich von der Venloer Straße aus. 

Die Löschwasserversorgung ist sicherzustellen. 

Angrenzend an die nördliche Planstraße wird eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Elektrizität“ 

mit einer Größe von 4 x 6 m festgesetzt. Innerhalb der Fläche kann eine Trafostation zur Versorgung des Gebietes mit 

Strom errichtet werden. 

Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung 

Eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers im Plangebiet ist nicht möglich, da der freie Grundwasserspiegel 

im Bereich zwischen 57,48 m bis 60,32 m ü. NHN liegt, was einer Tiefe von nur 1,30 bis 2,80 m unter der derzeitigen 

Geländeoberkante entspricht (Baugrunderkundung für die Straßen- und Kanalplanung, Ingenieurgesellschaft Quadriga 

mbH, Stand 28.10.2021). 

Die Entwässerung soll im Trennsystem erfolgen. Geplant ist eine Einleitung des Schmutzwassers in den Bestandskanal, 

der östlich am Plangebiet vorbeiläuft. Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser soll in Überflutungs- bzw. Rück-

haltungsflächen innerhalb der öffentlichen Grünfläche eingeleitet werden, von wo aus es gedrosselt in die Schwalm abge-

geben wird. Die Becken sollen als naturnahe Flächen gestaltet und begrünt werden. 

7. Klimaschutz und Klimaanpassung 
 
7.1. Mindestanforderung 

Ziel des Bebauungsplanes ist es unter anderem, Maßnahmen darzustellen, die dem Klimawandel entgegenwirken, sowie 

Maßnahmen, die der Anpassung der Flächennutzung an den Klimawandel dienen. Diese werden in den Umweltbelangen 

dargestellt. Über die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen sollen diese Maßnahmen im weiteren Verfahren so weit 

wie möglich gesichert werden. 

7.2. Standortwahl der Bebauung 

Die Standortwahl für die Bebauung erfolgt entsprechend der Darstellung des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes der 

Stadt Wegberg, welcher für den überwiegenden Teil des Plangebietes „Wohnbaufläche“ darstellt. Durch die günstige Ver-

kehrsanbindung der in Rede stehenden Flächen an das örtliche und überörtliche Straßennetz verfügt das Plangebiet über 

eine verkehrsgünstige Anbindung. Durch die Verbindung zwischen den bestehenden und geplanten Wohngebieten können 

Synergieeffekte erzielt werden. So kann beispielsweise auf die bestehende Infrastruktur (u.a. Versorgungszentrum) zurück-

gegriffen und die bestehende Ortslage insgesamt gestärkt und weiterentwickelt werden. Durch die Schaffung von „kurzen 

Anbindungen“ des geplanten Wohngebietes an das bestehende Umfeld wird die Schadstoffmehrbelastung auf ein Mindest-

maß reduziert. Schutzbedürftige Nutzungen werden bei der vorgesehenen Erschließung des geplanten Wohngebietes nicht 

erheblich belastet. 

7.3. Regenerative Wärme- und Energiegewinnung  

Die Gebäude werden nach dem jeweils aktuellen Stand des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) errichtet. Damit wird auch 

die Nutzung primärer und sekundärer Formen der Energie- und Wärmegewinnung im Plangebiet ermöglicht. 
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7.4. Umgang mit Freiflächen  

Im öffentlichen Raum 

Innerhalb der geplanten öffentlichen Verkehrsflächen sind unter Berücksichtigung der Verkehrssicherheit und der unterirdi-

schen Infrastruktur Vegetationsflächen vorgesehen, um durch Straßenbäume eine zusätzliche Durchgrünung im öffentli-

chen Raum zu erreichen. Ergänzend wird im nördlichen Bereich eine öffentliche Grünfläche festgesetzt, die innerhalb dieser 

Fläche liegenden Bestandsbäume werden zur Erhaltung festgesetzt. Sofern die Flächen für die Anlage von Rückhaltungs- 

und Versickerungsbecken genutzt werden, sollen diese naturnah gestaltet und eingegrünt werden. 

Im privaten Raum 

Für alle Wohnbauflächen im Plangebiet wird eine GRZ von 0,4 festgesetzt, diese darf durch Grundflächen gemäß § 19 Abs. 

4 BauNVO bis zu einem Wert von 0,6 überschritten werden. Durch diese Festsetzung wird eine Begrünung von mindestens 

40 % der Grundstücksflächen gesichert und somit eine Durchgrünung des Plangebietes gewährleistet. 

Außerdem wird festgesetzt, dass die privaten Vorgärten bis auf erforderliche Zufahrten und Zuwegungen zu begrünen und 

abhängig von der jeweiligen Grundstücksgröße auf den privaten Grundstücken Baumpflanzungen vorzusehen sind. Sämt-

liche zuvor benannten Maßnahmen tragen zur Durchgrünung des Plangebietes bei. Mit dem zuvor genannten Vegetations-

flächenkonzept soll eine gebietsnahe Klimaregulierung erzielt werden. 

8. Begründung der Festsetzungen 

Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, im Rahmen einer verträglichen städtebaulichen Steuerung, eine größtmögliche Flexi-

bilität hinsichtlich der Nutzung und Gestaltung für die zukünftigen Bauherren/-innen des Wohngebietes zu erreichen. Der 

Umfang an Festsetzungen soll auf ein vertretbares Maß reduziert werden, unter Berücksichtigung der umgebenen Nutzun-

gen. 

8.1. Art der baulichen Nutzung 

Ausgehend von der örtlichen Situation und den das Plangebiet umgebenden Bau- und Nutzungsstrukturen sowie auf Grund-

lage des vorliegenden städtebaulichen Konzeptes wird zur Realisierung eines neuen Wohnquartiers innerhalb des Ortsteils 

Harbeck ein Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Das Allgemeine Wohngebiet wird in die Teilflä-

chen WA 1 bis WA 8 gegliedert. 

Gemäß den Festsetzungen wird die die zukünftige Nutzung wie folgt gesteuert: 

Im WA 1 - WA 8 sind allgemein zulässig:  

• Wohngebäude, 

• nicht störende Handwerksbetriebe. 

 

Im WA 1 - WA 8 sind folgende allgemein zulässige Nutzungen ausnahmsweise zulässig:  

• die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften, 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

Im WA 1 - WA 8 sind folgende ausnahmsweise zulässige Nutzungen nicht zulässig:  

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

• Gartenbaubetriebe, 

• Tankstellen. 

Das allgemeine Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO soll vorwiegend dem Wohnen dienen. Darüber hinaus sind weitere Nut-

zungen allgemein zulässig bzw. können zugelassen werden, wenn sie sich städtebaulich in die vorhandenen Strukturen 

einfügen und von ihnen keine Störungen auf das Wohnen ausgehen. 
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Mit der Festsetzung des WA 1 - WA 8 im Plangebiet werden neben der zulässigen Wohnnutzung auch nicht störende 

Handwerksbetriebe (z.B. Friseur) zugelassen. Darüber hinaus können ausnahmsweise die der Versorgung des Gebietes 

dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke zugelassen werden. 

Stadtplanerisches Ziel ist es, im Plangebiet ein Wohnquartier mit vorwiegend kleinteiliger Einzelhausbebauung zu entwi-

ckeln, dass sich maßstäblich in die umliegenden Wohnstrukturen einfügt. Darüber hinaus wird eine Ergänzung durch die 

im wohnungsnahen Umfeld notwendigen Einrichtungen begrüßt, um durch eine Nutzungsmischung mit wohnverträglichen 

Nutzungen ein für alle Bewohner attraktives Wohngebiet zu schaffen. 

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sind nur ausnahmsweise zulässig, damit 

der Stadt die Möglichkeit gegeben wird, im Hinblick auf die Flächeninanspruchnahme und die Auswirkungen auf die Um-

gebung die Ansiedelung dieser Nutzungen zu steuern. 

Betriebe des Beherbergungsbetriebes, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind unzulässig, da diese Nutzungen dem Ziel 

eines kleinteiligen Wohngebietes entgegenstehen sowie bestehende Standorte als ausreichend erachtet werden. Des Wei-

teren weisen diese Nutzungen einen erhöhten Flächenbedarf auf und erzeugen gebietsfremde Verkehre, welche gerade 

durch die Lage in zweiter Reihe und die eingeschränkte Erschließung des Plangebietes problematisch sein können. 

Die Unterteilung des Allgemeinen Wohngebietes in die Teilflächen WA 1 bis WA 8 erfolgt aufgrund der gegebenen Gliede-

rung der WA-Flächen durch die geplanten Verkehrsflächen sowie aufgrund der Notwendigkeit, für einzelne Bereiche im 

Plangebiet unterschiedliche Gebäudehöhen festzusetzen, um aufgrund des nach Osten hin abfallenden Geländes im ge-

samten Plangebiet ähnliche absolute Gebäudehöhen zu ermöglichen. 

8.2. Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan durch die Festsetzung von maximalen Erdgeschossfußbodenhö-

hen (EFH), maximalen Gebäudehöhen (GH), maximalen Traufhöhen (TH) und maximalen Firsthöhen (FH) bestimmt. Er-

gänzend werden die Grundflächenzahl (GRZ) sowie die Anzahl der Vollgeschosse festgesetzt. 

Für die Höhe baulicher Anlagen gelten dabei folgende Definitionen: 

Bezugshöhe aller Höhen ist Normalhöhennull (NHN). 

Die maximale Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) ist die maximale Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses. 

Die maximale Gebäudehöhe (GH) ist die maximale Höhe der Oberkante des Gebäudes. Sie gilt für alle Gebäude, bei denen 

entsprechend der zulässigen Festsetzungen ein Flachdach (FD) realisiert werden soll. 

Die maximale Traufhöhe (TH) ist der äußere Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut. Sie gilt für alle Gebäude, bei 

denen entsprechend der zulässigen Festsetzungen ein Satteldach (SD) oder geneigtes Dach (GD) realisiert werden soll. 

Die maximale Firsthöhe (FH) ist die maximale Höhe der Schnittlinie der Dachflächen. Sie gilt für alle Gebäude, bei denen 

entsprechend der zulässigen Festsetzungen ein Satteldach (SD) oder geneigtes Dach (GD) realisiert werden soll. 

Durch das in Richtung Osten leicht abfallende Gelände ergeben sich unterschiedliche Höhenfestsetzungen. Ausgehend 

von den geplanten Straßenhöhen werden maximale Erdgeschossfußbodenhöhen (EFH) festgesetzt, die jeweils mindestens 

ca. 0,50 m oberhalb der angrenzenden Straßen liegen. Ausgehend von dieser Höhe wird je Vollgeschoss eine Gebäude-

höhe von 3,50 m angenommen sowie ein Puffer von insgesamt zusätzlich 0,50 m und als Gebäudehöhe bzw. Traufhöhe 

festgesetzt. Für die Satteldächer wird eine Dachhöhe von 3,50 m angenommen und als Firsthöhe festgesetzt. Im WA 8 wird 

aufgrund der flacheren Dachneigung nur eine Höhe von 3,00 m angenommen. Für die allgemeinen Wohngebiete ergeben 

sich damit folgende absolute Gebäudehöhen: 
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Tabelle 1: Gebäudehöhen 

WA 1 - WA 7 Ein Vollgeschoss 

Satteldach, Dachneigung 30° - 45° 

Traufhöhe (TH) 4,00 m 

Firsthöhe (FH) 7,50 m 

WA 8 Zwei Vollgeschosse 

Flachdach, geneigtes Dach ≤ 25° 

Traufhöhe (TH) 7,50 m 

Gebäudehöhe (GH) 7,50 m 

Firsthöhe (FH) 10,50 m 

 

Die Ermöglichung von einer im Vergleich zu den allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 7 höheren Gebäudehöhe im WA 

8 dient dem Ziel, im Zentrum des Plangebietes eine leicht höhere Dichte und bessere Ausnutzung der Grundstücksflächen 

zu erreichen. Entsprechend werden für diesen Bereich zwei zwingende Vollgeschosse festgesetzt, um im Zentrum ein 

einheitliches städtebauliches Bild zu erreichen. Aufgrund der hier vorgesehenen geringeren Dachneigungen werden sich 

die geplanten Baukörper mit ihrer Höhe verträglich in die umgebenden Strukturen einfügen.  

Neben der Berücksichtigung der vorhandenen Topografie wurden bei der Festsetzung der maximalen Höhen und der Fest-

setzung der Vollgeschosse auch die Baustrukturen und ihre Höhen im direkten Umfeld des Plangebietes berücksichtigt, um 

einen harmonischen Übergang der Bestandsbebauung und der geplanten Bebauung zu ermöglichen. Die maximalen Ge-

bäudehöhen in Kombination mit den festgesetzten Vollgeschossen sind so angeordnet, dass den späteren Bauher-

ren / Bauherrinnen ein ausreichender Gestaltungsspielraum eingeräumt wird, um den späteren Baukörper realisieren zu 

können. 

Die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Höhen dürfen ausschließlich durch folgende Nutzungen überschritten wer-

den: 

• Anlagen der solaren Energiegewinnung bis max. 0,50 m,  

• Wärmetauscher, Klima- und Lüftungsanlagen bis max. 1,50 m. 

Die zuvor genannten Anlagen müssen mindestens um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des darunterliegenden 

Geschosses abrücken. Mit der textlichen Festsetzung soll ein geordnetes städtebauliches Erscheinungsbild planungsrecht-

lich gesichert werden. Gleichzeitig soll den Bauherren/-innen ein ausreichender Gestaltungsspielraum eingeräumt werden. 

Der Bebauungsplanentwurf setzt für das WA 1 - WA 8 als Obergrenze eine Grundflächenzahl von 0,4 (GRZ 1) fest. Dies 

entspricht dem gemäß Baulandmobilisierungsgesetz in § 17 Abs. 1 BauNVO empfohlenen Orientierungswert für die Be-

stimmung des Maßes der baulichen Nutzung. Die überbaubaren Grundstücksflächen dürfen durch die Grundfläche der in 

§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen, einschließlich der an Gebäude angrenzenden Terrassen, um bis zu 

50 % überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl (GRZ 2) von 0,6. Damit sollen die Grund-

stücksflächen im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben maximal genutzt werden können und somit ein flächensparender 

Umgang mit Grund und Boden erreicht werden. Weitergehend wird eine zu stark verdichtete Bebauung des neu geplanten 

Wohngebietes ausgeschlossen und eine angemessene Weiterentwicklung der bestehenden benachbarten Wohnbebauung 

gewährleistet. 

8.3. Überbaubare Grundstücksfläche, Bauweise 

Im WA 1 - WA 8 soll eine Steuerung der Bebauungsdichte mit der Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen 

erfolgen. Die überbaubare Grundstücksfläche soll durch die Festsetzung von Baugrenzen gemäß § 23 BauNVO bestimmt 

werden. Die Baugrenzen werden im WA 1 bis WA 5 und WA 8 im Wesentlichen über mögliche Parzellengrenzen hinweg 

geplant, um die gemeinsame Nutzung von benachbarten Grundstücken zu ermöglichen. Die groß angelegten überbaubaren 

Flächen sollen ein individuelles Bauen ermöglichen. Im nördlichen Bereich entlang der Zufahrtskurve in das Plangebiet (WA 

1) werden zwei kleinere Baufenster festgesetzt, um hier eine ausreichende Bebauung der Flächen zu ermöglichen, ohne 
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eine Bebauung zu nah an der westlich angrenzenden Bestandsbebauung zu erlauben. Im WA 6 und WA 7 werden die 

Baufenster jeweils für zwei Einzelhäuser zusammengefasst. Dies ist notwendig, um aufgrund der hier schräg verlaufenden 

öffentlichen Verkehrsfläche sinnvolle Baufensterzuschnitte zu erreichen. Gleichzeitig wird dadurch sichergestellt, dass dem 

grundlegenden Planungsziel, in diesem Bereich angrenzend an die Schwalm größere Grundstückszuschnitte zu ermögli-

chen, ausreichend Rechnung getragen wird. 

Im WA 1 - WA 8 ist eine Überschreitung der rückwärtigen Baugrenzen durch Wintergärten und Terrassen bis zu einer Tiefe 

von 3,0 m zulässig. Dies soll die Anlage von zusätzlichen Aufenthaltsflächen in einer „transparenten Bauform“ ermöglichen. 

Über die Festsetzung soll eine sinnvolle Nutzung der Außenflächen auf den Grundstücken eröffnet werden, ohne durch 

größere Baufenster eine grundsätzliche tiefere massive Bebauung auf den Grundstücken zu ermöglichen. 

8.4. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Entsprechend der planerischen Zielsetzung, im Plangebiet überwiegend Wohnen in Form von Einzelhäusern zu realisieren, 

wird die Anzahl der Wohnungen im WA 1 - WA 8 auf zwei je Wohngebäude begrenzt. Die Festsetzung der Höchstzahl an 

Wohnungen bezieht sich auf alle Gebäude, die ausschließlich oder überwiegend zum dauernden Wohnen bestimmt sind. 

8.5. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B. Gartenhäuser, Geräteschuppen und Kellerersatzräume) sind in den 

Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 5 und WA 8 auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, um 

eine möglichst flexible Grundstücknutzung für die zukünftigen Eigentümer zu ermöglichen. Um die angestrebte Begrünung 

im Plangebiet nicht zu beeinträchtigen und das städtebauliche Erscheinungsbild zu vereinheitlichen werden die Nebenan-

lagen in ihrer Größe beschränkt. 

Im WA 6 und WA 7 werden Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B. Gartenhäuser, Geräteschuppen und Kel-

lerersatzräume) ebenfalls außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen, jedoch beschränkt auf den Bereich 

außerhalb der Maßnahmenflächen M 1 und M 2. Innerhalb der Maßnahmenfläche M 2 sind Nebenanlagen nur in deutlich 

kleinerem Umfang zulässig, innerhalb der Maßnahmenfläche M 1 sind sie vollständig ausgeschlossen. Damit soll sicher-

gestellt werden, dass die Bereiche angrenzend an die Schwalm im Falle eines Starkregenereignisses überflutet werden 

können. Durch den Ausschluss von Nebenanlagen werden eine Einschränkung des Überschwemmungsvolumens und 

Schäden an den Nebenanlagen verhindert.  

Nebenanlagen für Kleintierhaltung (z.B. Hühnerstall) sind im WA 1 bis WA 8 unzulässig, um eine städtebauliche Ordnung 

zu erreichen. 

Um eine größtmögliche Planungsfreiheit bei der Unterbringung von notwendigen Versorgungsanlagen im Gebiet zu ge-

währleisten, sind Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen im 

Plangebiet ausnahmsweise zulässig. 

Im WA 1 - WA 8 sind Garagen und Carports nur innerhalb der Baufenster bzw. innerhalb der dafür festgesetzten Flächen 

zulässig. Dadurch soll das Erscheinungsbild der Gebäude in Kombination mit den Garagen oder Carports vereinheitlicht 

und so eine städtebauliche Ordnung erreicht werden. Gleichzeitig werden durch die Festsetzung die Gartenbereiche und 

somit auch die angestrebte Durchgrünung im Plangebiet nicht beeinträchtigt. 

8.6. Öffentliche Verkehrsflächen 

Zur Sicherung der Erschließung der geplanten allgemeinen Wohngebiete wird im Bebauungsplan eine öffentliche Verkehrs-

fläche besonderer Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Bereich“ mit einer Breite von 7,00 m festgesetzt. Die Anbindung 

des Plangebietes erfolgt im Nordwesten von der Venloer Straße aus. Mit der Erschließung wird die Erreichbarkeit des 

Plangebietes für den motorisierten Verkehr (MIV) gewährleistet. Im Süden wird ein Stichweg in einer Breite von 4,50 m 

vorgesehen, der der Erschließung der hier liegenden Gebäude dient. In der Verlängerung dieses Stiches wird ein Rad- und 

Fußweg angelegt, der eine Anbindung des Plangebietes an den Schwalmweg ermöglicht. Die Reduzierung der Breite und 
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Festsetzung eines Fuß- und Radweges erfolgt, da der „Schwalmweg“ keine weiteren Verkehre aufnehmen kann und diese 

Anbindung daher nur in Ausnahmefällen für den MIV, z.B. für Rettungsfahrzeuge, geöffnet werden soll und ansonsten 

Fußgänger/innen und Radfahrer/innen zur Verfügung steht.  

Ergänzend dazu werden die Rad- und Fußwege 1 und 2 mit entsprechender Zweckbestimmung festgesetzt, um in Richtung 

Norden eine Anbindung an die Straße „Kringskamp“ zu ermöglichen und nach Osten hin in Verlängerung der südlichen 

Planstraße eine Anbindung an den vorhandenen Fußweg parallel zur Schwalm zu schaffen. Eine weitere Anbindung an 

diesen Weg kann über die öffentliche Grünfläche im Nordosten erfolgen. 

Ziel ist damit trotz der Lage in zweiter Reihe hinter der Bebauung an der Venloer Straße eine gute An- und Einbindung des 

geplanten Quartiers in die umliegenden Wohnstrukturen zu erreichen. 

Für die Herstellung öffentlicher Verkehrsflächen sind geringfügige Grenzüberschreitungen (max. 50 cm vom Fahrbahn-

rand) durch öffentliche Anlagen wie Randsteine von Gehwegen, Fahrbahnränder etc. durch den/die Eigentümer/-in zu dul-

den. Ferner ist zu dulden, dass Rückenstützen (Fundamente) der Fahrbahn und der Gehwegbegrenzung, Beleuchtungs-

masten, Strom- u. Fernmeldekabel sowie die für die Herstellung des Straßenkörpers erforderlichen Böschungen in angren-

zende Grundstücke hineinragen können. Die für die Unterhaltung und Herstellung der Anlagen erforderlichen Arbeiten sind 

zu dulden. Mit der Festsetzung wird eine verkehrstechnische und verkehrssichere Erschließung des Plangebietes gewähr-

leistet. 

8.7. Öffentliche Grünfläche 

Die im Norden des Bebauungsplanes festgesetzte öffentliche Grünfläche entwickelt sich aus der Darstellung des Flächen-

nutzungsplanes und soll zur Durchgrünung des Plangebietes beitragen und als Grünvernetzung mit dem östlich angren-

zenden Landschaftsschutzgebiet der Schwalm dienen. Die in der öffentlichen Grünfläche befindlichen Bestandsbäume 

werden zum Erhalt festgesetzt. Die Fläche wird mit Flächen für die Wasserwirtschaft überlagert. Innerhalb der Fläche wer-

den Erdbecken, unterirdische Leitungen, abwasserwirtschaftliche Schacht- und Drosselbauwerke sowie wasser- und sicht-

durchlässige Einfriedungen der Anlagen zugelassen. Die Festsetzung erfolgt, da zur Entwässerung des Plangebietes die 

Anlage von Überflutungs- und Rückhaltebecken im Plangebiet notwendig ist. Von diesen Flächen aus soll eine gedrosselte 

Ableitung in die Schwalm erfolgen (Vorplanung Erschließung Bebauungsplangebiet I-50 „Venloer Straße“ in Wegberg, In-

genieurbüro H. Berg & Partner GmbH, Stand April 2022). 

8.8. Private Grünfläche 

Der Flächennutzungsplan stellt für den nördlichen Bereich des Plangebietes „Grünflächen“ dar, eine Überplanung dieser 

Flächen soll daher auf das notwendige Minimum reduziert werden. Das nördlich der geplanten öffentlichen Verkehrsfläche 

liegende Teilstück des Flurstücks 54 mit einer Größe von ca. 420 m², das im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt, 

soll daher nicht als Wohnbaufläche ausgewiesen werden. Stattdessen wird die Fläche als private Grünfläche festgesetzt. 

8.9. Flächen für die Regelung des Wasserabflusses und für die Vermeidung oder Verringerung von Hochwas-

serschäden 
Aufschüttungen 

Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 und M 2 sind Aufschüttungen über das heutige Bestandsgelände hinaus nicht zu-

lässig. Damit soll sichergestellt werden, dass die Flächen im Falle eines Starkregenereignisses überschwemmt werden 

können. 

Einfriedungen 

Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 sind Einfriedungen nur in durchlässiger Ausführung zulässig, beispielsweise als 

Maschendraht- oder Stabgitterzaun. Damit soll sichergestellt werden, dass die Flächen im Falle eines Starkregenereignis-

ses überschwemmt werden können. Die Einfriedungen sind mindestens in Richtung Schwalm einzugrünen, um diese bes-

ser in den angrenzenden Naturraum landschaftsgerecht einzubinden. 
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8.10. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und Anpflan-

zen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Begrünung Straßenraum  

Zur Minimierung des landschaftsökologischen sowie -ästhetischen Eingriffs und zur klimatischen Verbesserung im Bebau-

ungsgebiet, ist der Straßenraum mit mindestens 10 Bäumen 2. Ordnung gemäß Pflanzliste dieses Bebauungsplanes zu 

begrünen. Die Bäume sind zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Die Festsetzungen 

erfolgen als pauschale Anforderungen. Die Anzahl der Straßenbäume im Bereich der Planstraßen wird als Richtzahl fest-

gelegt. Die Standorte können erst in Abhängigkeit von Grundstückszufahrten und weiteren Bedingungen im Rahmen der 

kommenden Straßendetailplanung konkretisiert werden. 

Pflanzgebote auf privaten Grundstücken  

Um weitere Begrünungselemente im Plangebiet zu etablieren, wird festgesetzt, dass auf den privaten Grundstücksflächen 

Pflanzmaßnahmen zu treffen sind: 

- bis 600 m² Grundstücksfläche ein Gehölz 1. Ordnung,  

- über 600 m² Grundstücksfläche je weiterer 100 m² ein Gehölz 2. Ordnung.  

Es können alternativ gepflanzt werden:  

- zwei Gehölze 2. Ordnung statt einem Gehölz 1. Ordnung,  

- ein Kulturbaum statt einem Gehölz 2. Ordnung,  

- 30 lfd. m Schnitthecke 3. Ordnung statt einem Gehölz 2. Ordnung. 

 

Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungsplanes zu pflanzen, 

dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Mit den Pflanzgeboten wird ein Beitrag zur Durchgrünung 

des Plangebietes geleistet. Gleichzeitig werden damit die Klimawandelfolgeeffekte abgemindert. 

Alle Flächen, die nicht durch Gebäude oder Nebenanlagen überbaut sind oder für Stellplätze und Zuwegungen benötigt 

werden, müssen gärtnerisch gestaltet werden. Damit soll verhindert werden, dass beispielsweise durch die Anlage von 

Schotterflächen die Grünstrukturen im Plangebiet verringert werden und sowohl aus gestalterischen als auch aus klimati-

schen und artenschutzrechtlichen Gründen abwechslungsreiche und naturnahe Flächen entstehen. 

Maßnahmenflächen M 1 und M 2 

Östlich des Plangebietes fließt die Schwalm, die innerhalb des Landschaftsschutzgebietes „Schwalmplatte“ liegt. Zwischen 

Plangebiet und Schwalm verläuft ein Fuß- und Radweg. Zum Schutz der Schwalmaue vor schädlichen Einflüssen durch 

die anthropogene Nutzung des Plangebietes, sowie zur landschaftsgerechten Einbindung der privaten Grundstücke in die 

Schwalmaue wird parallel zum Fuß- und Radweg in der Maßnahmenfläche M 1 eine Eingrünung aus Bäumen, Sträuchern, 

Bodendeckern und Rasen in einer Breite von 5,0 m festgesetzt. Die Fläche soll gleichzeitig von Nebenanlagen freigehalten 

werden, um im Falle eines Starkregenereignisses und einer möglichen Überflutung der Flächen einen Pufferraum zu Ge-

bäuden und Nebenanlagen zu ermöglichen. Parallel dazu wird ebenfalls in einer Breite von 5,0 m eine Maßnahmenfläche 

M 2 festgesetzt, die mindestens mit einer Rasenfläche und Strauchgruppen zu bepflanzen ist. Die Fläche dient ebenfalls 

als Pufferraum für mögliche Überflutungen, in dieser Fläche sind Nebenanlagen nur in deutlich reduziertem Umfang zuläs-

sig, um den Überflutungsraum nicht einzuschränken und mögliche Schäden zu vermeiden. 

Um die angestrebte Eingrünung des Wohngebietes in Richtung Schwalm zu erreichen, werden für die Flächen Vorgaben 

zur Art und zum Umfang der Pflanzmaßnahmen gemacht. Die Pflanzungen innerhalb der Maßnahmenfläche M 1 werden 

auf die Pflanzgebote für die privaten Grundstücke angerechnet (siehe textliche Festsetzung Nr. 10.2), so dass vergleichbare 

Vorgaben für alle Grundstückseigentümer erreicht werden. 
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Dachbegrünung 

Im WA 8 werden neben geneigten Dächern (GD) bis max. 25° Dachneigung auch Flachdächer (FD) zugelassen. Da auf 

solchen Dächern eine Dachbegrünung technisch umsetzbar ist, wird für dieses WA bei Flachdächern mit einer Dachneigung 

bis maximal 10° die Realisierung einer mindestens extensiven Dachbegrünung festgesetzt. Die Dächer sind unter Beach-

tung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit einer standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu bepflan-

zen. Die Stärke der Vegetationstragschicht muss im Mittel mindestens 12 cm betragen. Das Dachbegrünungssubstrat muss 

der Richtlinie „Richtlinien für die Planung, Bau und Instandhaltungen von Dachbegrünungen“ der Forschungsgesellschaft, 

Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL), Ausgabe 2018, entsprechen (s. Hinweise). Von der Bepflanzung aus-

genommen sind verglaste Flächen und Flächen unter zulässigen technischen Aufbauten. Von dieser Festsetzung kann 

befreit werden, wenn die Flächen durch Anlagen zur Gewinnung der Solarenergie genutzt werden und diese Nutzung mit 

extensiver Dachbegrünung nicht vereinbar ist. 

Die Vorgaben zur Dachbegrünung gelten entsprechend für die Flachdachflächen von Garagen. 

Durch den Aufbau eines extensiven Gründaches entstehen folgende positive Effekte: 

• Der Aufheizung der Dachflächen in den Sommermonaten wird entgegengewirkt. 

• In der Heizperiode bildet ein Gründach eine zusätzliche Isolationsschicht. 

• Der Energie- und Wärmebedarf eines Gebäudes verringert sich. 

• Der schnelle Abfluss des Niederschlagswassers wird durch die Speicherfähigkeit der Substratschicht gemindert, 

wodurch sich eine höhere Rückhaltungsrate des Niederschlagswassers ergibt.  

• Staubbindende und kaltluftbildende Eigenschaften der Dachbegrünung haben positive Einflüsse auf das Mikro-

klima. 

• Die Dachbegrünung bietet Flora und Fauna einen weiteren Lebensraum innerhalb der Bauflächen. 

 

Eingrünung Trafostation 

Angrenzend an die nördlich verlaufende Verkehrsfläche wird eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestim-

mung „Elektrizität“ festgesetzt. In der Fläche kann eine Trafostation zur Versorgung des Plangebietes mit Strom errichtet 

werden. Die Station soll in Richtung der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche in mindestens gleicher Höhe eingegrünt 

werden, um die Wahrnehmbarkeit zu reduzieren und eine optische Einbindung in die umliegende Grünfläche zu erreichen. 

8.11. Bauordnungsrechtliche / gestalterische Festsetzungen 

Über den Bebauungsplan werden neben den planungsrechtlichen Festsetzungen auch bauordnungsrechtliche Festsetzun-

gen getroffen. Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sollen zu einem homogenen und städtebaulichen Siedlungsbild 

beitragen. 

Im WA 1 - WA 7 werden dazu Satteldächer mit einer Dachneigung von 30° - 45° bei Wohnhäusern festgesetzt. Garagen 

und Carports sind von dieser Festsetzung ausgenommen. Die bauordnungsrechtliche Festsetzung soll zu einem homoge-

nen und städtebaulich geordneten Siedlungsbild beitragen. 

Im WA 8 werden sowohl Flachdächer (FD) als auch geneigte Dächer (GD) mit einer Dachneigung von bis zu 25° zugelas-

sen, da in diesem Bereich die Realisierung größerer Stadtvillen ermöglicht werden soll. Durch die Festsetzung von zwei 

zwingenden Vollgeschossen werden hier bereits höhere Gebäude ermöglicht. Um eine Verträglichkeit mit den umliegenden 

Bebauungsstrukturen zu gewährleisten, die überwiegend eingeschossig sind, wird die Dachhöhe durch die Reduzierung 

der zulässigen Neigung entsprechend beschränkt. 

Zur Erreichung des angestrebten durchgrünten Erscheinungsbildes sind im WA 1 - WA 8 Einfriedungen zur Straßenseite 

hin zu bepflanzen. Dazu sind auch die Vorgärten (Bereich zwischen überbaubarer Grundstücksfläche und angrenzender 

vorgelagerter öffentlicher Verkehrsfläche), mit Ausnahme notwendiger Zugänge und Zufahrten, zu begrünen. 
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Um im Plangebiet ein einheitliches gestalterisches Erscheinungsbild zu erreichen, wird im WA 1 - WA 3 festgesetzt, dass 

Wintergärten und Terrasseneinhausungen ausschließlich in transparenten Materialien (Glas o. ä.) auszuführen sind. 

8.12. Hinweise, Pflanzlisten 

Zusätzlich zu den planungsrechtlichen Festsetzungen und den örtlichen Bauvorschriften sind die Hinweise (vgl. Punkt C) 

auf Besonderheiten in Bezug auf Archäologie / Bodendenkmalpflege, Umgang mit Mutterboden, Umgang mit Bodenaus-

hub, Baugrundverhältnisse, Grundwasserverhältnisse, Kampfmittel, Erdbebenzone, Artenschutz, Gestaltung der Anlagen 

zur Regenwasserbewirtschaftung, Bergbau, Einbau von RCL-Material, Geothermie, Pflanzungen auf privaten Grundstü-

cken und Grenzabstände, Haustechnische Anlagen sowie DIN-Vorschriften für den weiteren Verlauf von Relevanz. Unter 

dem Punkt D werden die Pflanzlisten für die Gehölze 1. Ordnung (Großbäume), für die Gehölze 2. Ordnung (Bäume mitt-

lerer Größe), für die Gehölze 3. Ordnung (Kleinbäume, Sträucher) und für Kulturbäume aufgeführt. 

9. Umweltauswirkungen 

9.1. Vorbemerkungen 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen die Belange des Umwelt- und Naturschutzes, 

der Landschaftspflege, des Wassers, der Luft, des Bodens, der Fläche sowie des Klimas zu berücksichtigen.  

Die Aufstellung dieses Bebauungsplanes erfolgt gemäß § 13b BauGB. Somit entfällt eine Umweltprüfung gemäß § 2a Abs. 

1 Satz 2 Nr. 2 BauGB. Die Voraussetzungen zur Anwendung des § 13b Abs. 1 BauGB sind im Kapitel 3 „Verfahren“ dieser 

Begründung dargestellt. 

Obwohl von der Umweltprüfung abgesehen werden kann, müssen im Sinne einer nachhaltigen Gebiets- und Projektent-

wicklung die Umweltbelange geprüft und gegebenenfalls eine Reduzierung der umweltrelevanten Auswirkungen vorgenom-

men werden. 

Aus diesem Grund wurden in diesem Verfahren folgende Gutachten erstellt: 

• Artenschutzprüfung (ASP I), 

• Baugrunderkundung zur Straßen- und Kanalplanung, 

• Vorplanung zur entwässerungstechnischen Erschließung. 

Die genannten Gutachten sind im Rahmen der Schutzgutbetrachtung neben den allgemein zugänglichen Informationen 

berücksichtigt worden. 

9.2. Schutzgebiete 

FFH-Gebiete  

Das Plangebiet liegt in keinem FFH-Gebiet nach der Richtlinie 92/43/EWG der Europäischen Union.  

In einer Entfernung von ca. 550 m nördlich befinden sich ein Ausläufer des FFH-Gebietes „Schwalm, Knippertzbach, Ra-

derveekes und Lüttelforster Bruch“ (DE-4803-301). 

Aufgrund der räumlichen Entfernung zu diesem Schutzgebiet und der im Umfeld des Plangebietes liegenden Wohngebiete 

sind keine weiteren Vorprüfungen notwendig.  

Vogelschutzgebiete  

Im Plangebiet und seiner Umgebung sind keine Vogelschutzgebiete nach der Richtlinie 79/409/EWG der Europäischen 

Union ausgewiesen. 

Das nächste Vogelschutzgebiet „VSG Schwalm-Nette-Platte mit Grenzwald und Meinweg“ (DE-4603-401) befindet sich in 

ca. 550 m Entfernung nördlich des Plangebietes. 

Es ist deckungsgleich mit dem zuvor genannten FFH-Gebiet. 
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Naturschutzgebiete  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist kein Naturschutzgebiet (NSG) festgesetzt.  

In einer Entfernung von ca. 550 m nördlich befindet sich das „NSG Schwalmbruch, Muehlenbach- und Knippertzbachtal“ 

(HS-006). Es ist nahezu deckungsgleich mit dem zuvor genannten FFH-Gebiet. 

Landschaftsschutzgebiete  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist kein Landschaftsschutzgebiet festgesetzt. Östlich grenzt das „LSG Schwalm-

platte“ (LSG-4802-0001) unmittelbar an das Plangebiet an. 

Rekultivierungsflächen  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Rekultivierungsflächen ausgewiesen. 

Schutzwürdige Biotope 

Im Plangebiet befinden sich keine schutzwürdigen Biotope gemäß Biotopkataster des Landesamtes für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz NRW (LANUV). Östlich grenzt das schutzwürdige Biotop „Abschnitt des Schwalmbaches in Wegberg“ 

(BK-4803-083) unmittelbar an das Plangebiet an. 

Verbundflächen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine festgesetzten Verbundflächen. Östlich grenzt die Verbund-

fläche „Oberlauf der Schwalm, Schwalmbruch, Knippertz- und Mühlenbachtal“ (VB-K-4803-001) an. 

Naturpark 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb des grenzüberschreitenden Naturparks „Maas-Schwalm-Nette“ 

(NTP-011). 

Wasserschutz  

Das Plangebiet liegt nicht im Bereich eines Wasserschutzgebietes. 

9.3. Schutzgut Mensch 

Verkehr 

Mit der Realisierung der Wohnbebauung werden neue Quell- und Zielverkehre erzeugt. Der städtebauliche Entwurf sieht 

im Plangebiet 31 Einzelhäuser vor. Aufgrund der festgesetzten Mindestgröße von 450 m² pro Grundstück wären im Plan-

gebiet bis zu 37 Grundstücke möglich. Pro Grundstück sind bis zu zwei Wohneinheiten zulässig, daraus würden sich im 

Worst-Case 74 zusätzliche Wohneinheiten ergeben. Es ist jedoch nicht davon auszugehen, dass auf allen Baugrundstücken 

auch tatsächlich zwei Wohneinheiten realisiert werden. Darüber hinaus werden die zusätzlichen Wohneinheiten wahr-

scheinlich in Form von Einliegerwohnungen überwiegend durch jüngere oder ältere Familienmitglieder genutzt, die nicht 

zwangsweise über einen eigenen PKW verfügen. Zur Abschätzung des Verkehrsaufkommens wird daher davon ausgegan-

gen, dass pro Baugrundstück durchschnittlich je 4 Einwohner anzusetzen sind (2,5 EW Hauptnutzung, 1,5 EW zweite 

Wohneinheit).  Daraus ergeben sich in diesem Bereich folgende Quell- und Zielverkehre (s. Tabelle 2): 
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Tabelle 2: ausgelöstes Verkehrsaufkommen 

Nutzung Ein-

wohner 

je 

Grund-

stück 

Ein-

wohner 

Wege / 

Einwoh-

ner / d 

Anteil des 

Besucher-

verkehrs 

MIV-

Anteil 

PKW-Be-

setzungs-

grad 

Anteil 

externe 

Fahrten 

Gebiets-

bezoge-

ner Wirt-

schafts-

verkehr 

PKW-

Fahrten 

/ Tag 

37 Grundstü-

cke Bewoh-

nerverkehr 

4 148 3,5  80 % 1,1 10 %  339 

37 Grundstü-

cke Besucher-

verkehr 

 148 2,0 5 % 75 % 1,3   9 

Wirtschafts-

verkehr 

 148      0,10 15 

Summe         Ca. 363 

 

Das Ergebnis zeigt, dass durch die Entwicklung des Plangebietes ca. 363 Kfz-Fahrten pro Tag im Worst-Case-Fall verur-

sacht und über die „Venloer Straße“ abgewickelt werden. Das tatsächliche Verkehrsaufkommen wird voraussichtlich deut-

lich niedriger liegen. 

Konkrete Verkehrszahlen liegen für die Venloer Straße derzeit nicht vor. Für den westlich verlaufenden Grenzlandring wird 

ein durchschnittliches Verkehrsaufkommen von ca. 5.500 Kfz pro Tag (Hochrechnung 2019, Quelle Landesbetrieb Stra-

ßenbau NRW) ausgewiesen. Aufgrund der Funktion der Venloer Straße als Hauptstraße bzw. Sammelstraße für die west-

lich und östlich liegenden Wohngebiete ist davon auszugehen, dass das Verkehrsaufkommen hier deutlich niedriger liegt. 

Dies hat sich bei mehreren Ortsbesichtigungen bestätigt. Die Venloer Straße ist mit einer Breite von 6,50 m sowie beidsei-

tigen Gehwegen ausreichend dimensioniert, um gemäß RASt 06 Verkehrsstärken bis zu 800 Kfz pro Stunde aufnehmen 

zu können. Es ist nicht davon auszugehen, dass dieses Verkehrsaufkommen durch die Umsetzung der Planung mit ca. 363 

zusätzlichen Fahrten pro Tag annähernd erreicht wird. 

Straßenverkehrslärm 

Das Verkehrsaufkommen auf der Venloer Straße ist eher gering. Durch die Lage in zweiter Reihe wird das Plangebiet 

schalltechnisch voraussichtlich nicht beeinflusst. Es ergeben sich lediglich Auswirkungen durch die neu entstehenden Quell- 

und Zielverkehre im Plangebiet selbst. Aufgrund der geringen Anzahl an Wohneinheiten und der Festsetzung der Verkehrs-

flächen als verkehrsberuhigter Bereich ist jedoch auch hier nicht von maßgeblichen Beeinträchtigungen auszugehen. 

Für die Anwohner im Bereich der geplanten Zufahrt werden sich die schalltechnischen Beeinträchtigungen durch die Pla-

nung voraussichtlich erhöhen. Es ist jedoch nicht davon auszugehen, dass diese über das in einem Wohngebiet übliche 

Maß hinausgehen.  

Luftqualität 

Beeinträchtigungen durch Luftschadstoffe sind im Wesentlichen auf Hausfeueranlagen und den Verkehr zurückzuführen. 

Aufgrund der untergeordneten Anzahl geplanter Wohneinheiten und da die bestehende und geplante Bebauung nicht sehr 

kompakt ist, ist, wenn überhaupt, mit einer sehr geringen Beeinflussung der Luftqualität zur rechnen. 
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Belichtung, Belüftung 

Die erforderlichen Abstandsflächen gemäß § 6 BauO NRW werden im städtebaulichen Konzept berücksichtigt und müssen 

in den nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren eingehalten werden. Die Anforderungen an die Belichtung, Belüftung 

und die sonstigen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind damit 

ausreichend gesichert. 

Altlasten 

Eine Belastung des Schutzgutes Boden durch Schadstoffe, Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen ist nicht bekannt. 

Die im Rahmen der Bodenuntersuchung durchgeführten Bohrungen wurden chemisch-analytisch untersucht. Der Schotter 

der Kernbohrung sowie der darunter befindlichen Tragschicht im Bereich der Venloer Straße weist einen Chromgehalt im 

Bereich der LAGA-Einbauklasse Z 1.1 sowie eine Quecksilberkonzentration im Bereich der Einbauklasse Z 1.2 auf. Alle 

anderen Parameter sind unauffällig. Der Straßenoberbau bis 0,3 m ist demnach der LAGA-Einbauklasse Z 1.2 zuzuordnen. 

Für die Auffüllungen unterhalb des Straßenoberbaus ergeben die Analysen für keinen der untersuchten Parameter eine 

Überschreitung der Grenzwerte der LAGA-Einbauklasse Z 0. Der Boden ist entsprechend unauffällig und kann als Z 0-

Material deklariert werden. 

Einen Großteil des Aushubbodens bilden die Sande der Schichten 3 und 4. Gemäß der durchgeführten LAGA Boden Ana-

lyse weist der Boden keinerlei Auffälligkeiten auf. Alle Parameter halten die Grenzwerte der LAGA-Einbauklasse Z 0 ein. 

Der Sand ist demnach der LAGA-Einbauklasse Z 0 zuzuordnen. 

Freizeitnutzung 

Das Plangebiet wird als Weidefläche genutzt und hat daher keine Bedeutung für Freizeittätigkeiten. Die Wegeverbindung 

entlang der Schwalm wird durch die Planung nicht verändert und bleibt in ihrer derzeitigen Form erhalten. Zu den an den 

Weg angrenzenden privaten Grundstücken soll eine Eingrünung festgesetzt werden. 

Katastrophenschutz  

Im Plangebiet lag ein konkreter Verdacht auf eine ehemalige Militäreinrichtung des 2. Weltkriegs vor. Nach der frühzeitigen 

Beteiligung wurde daher für den Großteil des Plangebietes eine Überprüfung auf Kampfmittel durch den Kampfmittelbesei-

tigungsdienst der Bezirksregierung Düsseldorf durchgeführt. Trotzdem kann für diese Flächen nicht vollständig ausge-

schlossen werden, dass noch Kampfmittel im Boden vorhanden sind.  

Daher wird auch nach der Kampfmittelüberprüfung darauf hingewiesen, dass bei Bauarbeiten im Geltungsbereich dieses 

Bebauungsplanes Kampfmittel (Bombenblindgänger, Munition o. ä.) aufgefunden werden können. Aus Sicherheitsgründen 

sind dann die Arbeiten sofort einzustellen und die zuständige Ordnungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unverzüglich 

zu verständigen. 

Die verbleibenden Flächen sind vor Baubeginn ebenfalls zu überprüfen. 

Im Rahmen der Umsetzung dieses Bebauungsplanes sind die Auswirkungen für das Schutzgut Mensch im Plangebiet 

beziehungsweise auf die Nachbarschaft eher unerheblich. 

9.4. Schutzgut Tiere 

Das Plangebiet wird im Norden, Westen und Süden durch die bestehende Wohnbebauung begrenzt. Östlich grenzt das 

Plangebiet an den Uferbereich der Schwalm. Der nördliche Teil des Plangebietes wird als öffentliche Grünfläche festgesetzt, 

die hier befindlichen Bäume werden zum Erhalt festgesetzt. 

 

Im Januar 2020 wurde eine Artenschutzprüfung Stufe I durchgeführt, die zu dem Ergebnis kam, dass eine Nutzung der 

Flächen im Plangebiet durch einzelne Vogel- und Fledermausarten, zumindest als Nahrungshabitat, nicht ausgeschlossen 

werden kann. Konkrete Hinweise auf Nist- und Brutplätze wurden nicht gefunden. Das Gutachten kommt jedoch zu dem 



Bebauungsplan I-50, Satzungsbeschluss 
Wegberg - Venloer Straße Fassung vom 11.05.2023 

 

Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH       Seite 26 / 30 

Schluss, dass unter Beachtung der folgenden Maßnahmen die geplante Nutzungsänderung des Plangebietes artenschutz-

rechtlich unbedenklich ist: 

Bauzeitenfenster 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Fauna des Plangebietes, insbesondere zur Vermeidung von Verstößen gegen 

die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG sind bei der Realisierung des Bauvorhabens die nach BNatSchG allgemein vorge-

schriebenen Zeiträume zur Rodung und Baufeldräumung einzuhalten. Diese liegen außerhalb der Fortpflanzungszeiten 

möglicherweise betroffener Arten im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28./29. Februar. 

 

Die Fällung von Höhlenbäumen ist zur Vermeidung von Verstößen gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG nur in 

einer frostfreien Periode innerhalb der allgemein vorgeschrieben Zeiträume zur Rodung und Baufeldräumung durchzufüh-

ren. Diese liegen außerhalb der Fortpflanzungszeiten möglicherweise betroffener Arten im Zeitraum vom 01. Oktober bis 

28./29. Februar. 

 

Alle Bäume sind vor der Fällung im unbelaubten Zustand durch einen Fachgutachter auf das Vorkommen von Baumhöhlen 

zu untersuchen. 

Ersatz für entfallende Fledermausquartiere und Nistplätze 

Der Fund von Fledermausquartieren im Rahmen der Rodungs- oder Baumaßnahmen ist sofort der Unteren Naturschutz-

behörde zu melden, die Arbeiten sind unverzüglich einzustellen. Die Untere Naturschutzbehörde entscheidet über das wei-

tere Vorgehen. 

 

Der Verlust von Fledermausquartieren ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde durch Fledermauskästen und Ab-

lenkungskästen für Höhlenbrüter an geeigneten Bereichen im Plangebiet bzw. im räumlichen Bezug zum Plangebiet in 

ausreichender Anzahl auszugleichen. 

 

Der Verlust von Nistplätzen ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde durch geeignete Nistkästen im Plangebiet bzw. 

im räumlichen Bezug zum Plangebiet in ausreichender Anzahl auszugleichen. 

Beleuchtung im Plangebiet 

Eine das notwendige Maß überschreitende Beleuchtung innerhalb des zukünftigen Wohngebiets ist zu vermeiden (auf den 

öffentlichen und privaten Flächen), um im Umfeld brütende, durchziehende oder ruhende Vogelarten und jagende Fleder-

mausarten möglichst wenig zu stören. Dies betrifft insbesondere die östlich angrenzenden Gehölzbestände der 

Schwalmaue sowie die Eichengruppe im Plangebiet. Die Verwendung von insekten- und fledermausfreundlichen Lampen-

typen und Leuchtmitteln ist anzustreben, entsprechende Vorgaben zur Gestaltung und technischen Umsetzung wurden 

dazu in die Hinweise aufgenommen. 

Vermeidung von Vogelkollisionen  

Zur Vermeidung von Vogelkollisionen mit Gebäuden sind an größeren Glasfronten entsprechende Schutzmaßnahmen zu 

ergreifen. 

Durch die Planung sind keine negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere zu erwarten. 

9.5. Schutzgut Pflanzen 

Mit der Planung werden ausschließlich Weideflächen überplant. Die Weide stellt sich als krautarme Pferdewiese ohne hohe 

ökologische Wertigkeit dar. Der wertvolle und ortsbildprägende Baumbestand innerhalb der öffentlichen Grünfläche im 

Nordosten des Plangebietes wird erhalten und über den Bebauungsplan gesichert. Im Nordwesten werden durch die Pla-

nung voraussichtlich 3 Bäume entfallen, die im Bereich der geplanten Verkehrsflächen liegen. Ein weiterer Baum liegt im 
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Südwesten direkt angrenzend an das geplante Baufenster, ob der Baum zu erhalten ist, hängt von der späteren Grund-

stücksaufteilung und Hochbauplanung ab. Gleiches gilt für den Baum am östlichen Rand des Plangebietes innerhalb des 

WA 7. Die Inanspruchnahme von bis zu 5 Bäumen wird im Verhältnis zur Größe der entstehenden Wohnbauflächen als 

vertretbar angesehen. 

Daher kann die Betroffenheit dieses Schutzgutes als mittel eingestuft werden. 

9.6. Schutzgut Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt resultiert insbesondere aus den vorhandenen Tier- und Pflanzenarten. Unter Beachtung der gut-

achterlichen Ergebnisse sowie der üblichen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen (z.B. zeitliche Begrenzung der Ro-

dungsarbeiten) sind insgesamt keine Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG zu befürchten.  

Durch die Planung sind keine negativen Auswirkungen auf die biologische Vielfalt im Plangebiet zu erwarten. 

9.7. Schutzgut Boden 

Im Plangebiet bzw. dem geplanten Zufahrtsbereich wurden durch die Ingenieurgesellschaft Quadriga mbH 10 Bohrungen 

durchgeführt. Die Ergebnisse sind der Baugrunderkundung (Stand 28.10.2021) zu entnehmen. In allen Bohrungen wurde 

zuerst ein humoser Oberboden (Schicht 1, Homogenbereich I) angetroffen. Dieser setzt sich aus schwach humosem, ver-

einzelt kiesigem, mittelsandigem, schluffigem Feinsand zusammen. Er wurde bis in Tiefen von 0,6 m u. GOK in einer lo-

ckeren bis mitteldichten Lagerung angetroffen. Nur im Bereich der Venloer Straße wurden unterhalb der Oberflächenbefes-

tigungen nicht bindige Auffüllungen (Schicht 2, Homogenbereiche IIA und IIB) angetroffen. Diese setzen sich aus sandigem 

Kies bzw. teils schluffigen, feinsandigen, kiesigen Mittelsanden zusammen. Fremdbeimengungen wurden bis 0,3 m u. GOK 

in Form von Schlacken angetroffen. Die Auffüllungen lagen in einer mitteldichten bis dichten Lagerung vor. 

Im Liegen des humosen Oberbodens wurde innerhalb des Erschließungsgebietes in den Bohrungen Sandlöss (Schicht 3, 

Homogenbereiche IIB, III) angetroffen. Die schwach bis stark schluffige Fein- bzw. Mittelsand wurde in einer mitteldichten 

bis dichten Lagerung bis in Tiefen zwischen 1,1 m und 1,8 m u. GOK angetroffen. 

Unterhalb der Schichten 2 und 3 wurden Terrassensande (Schicht 4, Homogenbereich IIB) angetroffen. Diese setzen sich 

aus teils schluffigen, kiesigen Sanden in mitteldichter bis dichter Lagerung zusammen. Diese Schicht wurde bis in Tiefen 

von 5,5 m u. GOK erkundet. 

Unterhalb der Schicht 4 wurde im Großteil des Plangebietes Tegelenton (Schicht 5, Homogenbereich IV) erbohrt. Der fein-

sandige, schluffige Ton bzw. feinsandige, tonige Schluff lag zum Zeitpunkt der Erkundungen in einer steifen bis halbfesten 

Konsistenz vor. Teilweise wurden innerhalb der Schicht 5 feinsandige Einlagerungen (Homogenbereich IIB) angetroffen. 

Die Tegelentone wurden bis zum Erreichen der jeweiligen Endteufen (zwischen 4,0 m und 9,0 m u. GOK) nicht durchteuft. 

Das Plangebiet liegt im Bereich der Niederrheinischen Bucht und innerhalb dieser auf der Venloer Scholle. Die Niederrhei-

nische Bucht ist durch zahlreiche tektonische Verwerfungen und Störungen sowie Überschiebungen und Störungen ge-

kennzeichnet. Hierdurch sind zahlreiche antithetisch nach Nordosten verkippte Einzelschollen entstanden. Die Bewegun-

gen im Bereich der tektonischen Störungen sind bereichsweise rezent aktiv. Durch das Plangebiet verläuft in nordsüdlicher 

Richtung eine solche tektonische Störung, die nach derzeitigem Kenntnisstand jedoch nicht seismisch aktiv ist.  

Gemäß DIN 4149:2005-04 wird Wegberg der Erdbebenzone 2 (Intensitätsintervall 7,0 bis < 7,5, Bemessungswert der Bo-

denbeschleunigung 0,6 m/s²) zugeordnet. Es liegen die Untergrundklasse T (Übergangsbereich zwischen den Gebieten 

der Untergrundklasse R und S sowie Gebiete relativ flachgründiger Sedimentbecken) und die Baugrundklasse C vor. Ein 

ruckhafter Abbau aufgestauter Spannungen in Form von episodischen Erdbeben kann nicht ausgeschlossen werden. Im 

Fall von Erdbeben können insbesondere im Bereich tektonischer Störungen ggf. Versatzbeträge auftreten. 

Das Plangebiet liegt in einem Auegebiet, eine entsprechende Kennzeichnung wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Innerhalb des Gebietes steht der natürliche Grundwasserspiegel nahe der Geländeoberfläche an und der Boden kann 

humoses Bodenmaterial enthalten. 
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Aufgrund der recht heterogenen Baugrund- und Grundwasserverhältnisse im tieferen Untergrund sind keine allgemeingül-

tigen Aussagen zur Gründung der geplanten Wohngebäude zu treffen, es wird für jedes Gebäude im Plangebiet eine se-

parate Baugrunduntersuchung empfohlen, um die Gründung optimal an die jeweiligen örtlichen Untergrundverhältnisse 

anzupassen.  

Bei der Planung nicht unterkellerter Gebäude ist nach Abtrag des Oberbodens ein Bodenaustausch notwendig, um ausrei-

chende Tragfähigkeiten zu erreichen. 

Das Gründungsniveau eines unterkellerten Gebäudes würde innerhalb der Schicht 4 oder Schicht 5 liegen. Die Böden der 

Schicht 5 sind in ihrer angetroffenen steigen Konsistenz für eine unmittelbare Abtragung von Bauwerkslasten geeignet. Da 

unterkellerte Gebäude innerhalb des Grundwassereinflussbereiches liegen werden, wird die Erstellung der Unterkellerung 

aus WU-Beton („Weiße Wanne“) empfohlen. 

Ein entsprechender Hinweis zur Gründungsfähigkeit und Einbindung in das Grundwasser wurde in die Hinweise der textli-

chen Festsetzungen aufgenommen. 

Durch die Planung sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden als gering zu bewerten. 

9.8. Schutzgut Fläche 

Das Plangebiet besteht aus landwirtschaftlichen Flächen, die bisher als Weideflächen genutzt wurden. Es soll in Zukunft 

zum Großteil einer Wohnnutzung zugeführt werden, der nördliche Teil wird als öffentliche Grünfläche festgesetzt. Innerhalb 

der Fläche werden Anlagen zur Rückhaltung des anfallenden Niederschlagswassers zugelassen. Entsprechend der Dar-

stellung als Grünfläche sollen die Anlagen naturnah gestaltet und begrünt werden. Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan 

sind die Flächen bereits als „Wohnbauflächen“ sowie nördlich als „Grünflächen“ dargestellt. 

Der Bebauungsplan bereitet eine Erstbebauung bzw. -versiegelung der bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen vor. 

Hierdurch entsteht ein Freiraumverlust von ca. 2,2 ha. Es wird auf die gesonderte Abwägung unter Kapitel 5 „Inanspruch-

nahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen“ verwiesen. 

Durch die Planung sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche als mittel zu bewerten. 

9.9. Schutzgut Wasser 

Oberflächengewässer 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Oberflächengewässer. Östlich verläuft in einem Abstand von ca. 40 m die 

Schwalm. 

Grundwasser 

Der natürliche Grundwasserspiegel steht im Plangebiet nahe der Geländeoberfläche an. Der freie Grundwasserspiegel liegt 

zwischen 57,48 und 60,32 m ü. NHN und weist ein Gefälle in Richtung Osten zur Schwalm auf. Er liegt damit zwischen 

1,3 m im Norden und 2,8 m u. der Geländeoberkante (GOK) im Westen. 

Ein Einbinden von Kellergeschossen in das Grundwasser ist daher nicht auszuschließen (siehe Nr. 9.7. Schutzgut Boden). 

In diesem Fall sind Abdichtungsmaßnamen zu treffen. Der Grundwasserspiegel wurde im Zuge des Braunkohletagebaus 

im Plangebiet abgesenkt, es ist in Zukunft mit einem Grundwasserwiederanstieg zu rechnen. Hierdurch bedingte Boden-

bewegungen sind möglich. 

Innerhalb der gemischtkörnigen Böden der Schicht 3 können in Abhängigkeit von den Niederschlägen episodisch 

Staunässe und eine lokale Schichtwasserführung auftreten. 

Hochwasser 

Das Plangebiet liegt außerhalb festgesetzter oder vorläufig gesicherter Überschwemmungsgebiete sowie außerhalb von 

Hochwasser - Risikogebieten. Unmittelbar östlich grenzt jedoch das festgesetzte Überschwemmungsgebiet der Schwalm 
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an. Dieses liegt überwiegend auf der östlichen Seite der Schwalm und ca. 1,50 m tiefer liegt als der an das Plangebiet 

angrenzende Fußweg. Die Überflutung von Flächen im Plangebiet ist daher unwahrscheinlich. Vorsorglich wird jedoch 

parallel zum vorhandenen Fußweg entlang der Schwalm im Plangebiet über die Festsetzung von Maßnahmenflächen auf 

den angrenzenden Wohnbauflächen ein 5,0 m breiter Bereich von allen baulichen Anlagen (das umfasst auch Nebenanla-

gen, undurchlässige Einfriedungen und Stützmauern) freigehalten, sowie parallel dazu ein weiterer ebenfalls 5,0 m breiter 

Bereich festgesetzt, in dem Nebenanlagen nur in geringem Umfang zugelassen werden. Dem Hochwasserschutz wird damit 

im Plangebiet ausreichend Rechnung getragen. 

Trinkwasser 

Das Plangebiet liegt außerhalb festgesetzter oder geplanter Trinkwasserschutzgebiete.  

Die Betroffenheit kann als unerheblich eingestuft werden. 

9.10.  Schutzgut Klima und Luft 

Klima 

Das Plangebiet und die umliegenden Siedlungsflächen sind in der Klimaanalysekarte (nachts) des LANUV nicht als Kalt-

luftproduktionsgebiet oder Kaltluftsammelgebiet ausgewiesen und liegen nicht innerhalb oder im Nahbereich einer Ventila-

tionsbahn.  

Das Mikroklima wird sich durch die Realisierung der Infrastruktur und Gebäude verschlechtern, dieses wird aber insbeson-

dere durch die Erhaltung der Grünflächen im Norden und die Begrünung der privaten Grundstücksflächen teilweise kom-

pensiert. 

Lufthygiene 

Aufgrund des nur mäßigen Verkehrsaufkommens im umliegenden Straßennetz und der Lage in zweiter Reihe an der Ven-

loer Straße sind die Vorbelastungen im Plangebiet nur gering, Hinweise auf kritische Luftschadstoffbelastungen im Plange-

biet hinsichtlich einer Überschreitung zulässiger Grenzwerte für NO2 und PM10 sind nicht zu erwarten. Das Plangebiet 

grenzt östlich an den Grünzug rund um die Schwalm, was sich in Bezug auf die Lufthygiene im Plangebiet positiv auswirkt. 

Die Betroffenheit kann als unerheblich eingestuft werden. 

9.11.  Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Im Plangebiet sind keine Bodendenkmäler oder sonstigen Sachgüter bekannt.  

Die Betroffenheit kann daher zurzeit als unerheblich eingestuft werden. 

9.12.  Schutzgut Landschaft / Ortsbild 

Durch das Plangebiet wird der Siedlungsbereich entlang der Venloer Straße vergrößert. Aufgrund der Lage in zweiter Reihe 

hinter der vorhandenen Wohnbebauung hat die hier verbleibende Freifläche im Hinblick auf das Ortsbild kaum Auswirkun-

gen. Die Fläche ist lediglich vom Gehweg parallel zur Schwalm sowie von den umliegenden Grundstücken aus einsehbar. 

Das Erscheinungsbild des Plangebietes wird sich durch die Bebauung mit ca. 30 Einzelhäusern deutlich verändern. Durch 

den Erhalt der großzügigen Grünstrukturen im Norden inklusive des ortsbildprägenden Baumbestandes und die Festset-

zung von Maßnahmen zur Eingrünung der privaten Freiflächen in Richtung Schwalm wird die Planung jedoch als verträglich 

angesehen. Entlang der Plangebietsränder wird nur ein Vollgeschoss zugelassen, im Zentrum des Plangebietes sind zwin-

gend zwei Vollgeschosse festgesetzt. Die geplante Bebauung fügt sich damit gut in die umliegenden Gebäudestrukturen 

ein, die geplanten Gebäudehöhen sind eher gering. Die Betroffenheit kann daher als unerheblich eingestuft werden. 

9.13.  Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Durch den Bebauungsplan werden keine Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern ausgelöst, die als er-

heblich einzustufen sind. 
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9.14. Referenzliste der Quellen 

Bei der Erstellung dieses Bebauungsplanes wurden insbesondere folgende Unterlagen beachtet: 

- Baugrunderkundung für die Straßen- und Kanalplanung, Ingenieurgesellschaft Quadriga mbH, Stand 28.10.2021 

- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Stufe I, hermanns landschaftsarchitektur/umweltplanung, Stand 16.01.2020 

- Vorplanung Erschließung Bebauungsplangebiet I-50 „Venloer Straße“ in Wegberg, Ingenieurbüro H. Berg & Part-

ner GmbH, Stand April 2022 

 

10. Städtebauliche Werte  

Tabelle 3: Flächeninanspruchnahme 

 

11. Planverwirklichung 

Das Planungsrecht soll in Form eines Angebotsbebauungsplans gemäß § 8 BauGB im beschleunigten Verfahren gemäß 

§ 13b unter Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren im Sinne des § 13a BauGB geschaf-

fen werden. 

Nutzungsart Bestand Bestand Planung Planung 

 
Fläche ca.  

in m² 
Anteil ca. 

in % 

Fläche ca.  

in m² 
Anteil ca. 

in % 

landwirtschaftliche Fläche  28.000 100     

WA - Fläche     17.700 62 

bebaubare Fläche gemäß GRZ 0,4    7.100 25 

Straßenverkehrsflächen   4.400 16 

Verkehrsberuhigter Bereich   4.100 14 

Fuß- und Radwege   300 2 

Grünflächen   5.900 22 

öffentliche Grünfläche   5.500 20 

private Grünfläche   400 2 

insgesamt 28.000 100 28.000 100 
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Stadt Wegberg 
Bebauungsplan I-50, 
Wegberg - Venloer Straße 
Textliche Festsetzungen und Hinweise  
Satzungsbeschluss, 11.05.2023 
 

A) Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB  

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 und 4 BauNVO) 

1.1 Der Bebauungsplan setzt als Art der baulichen Nutzung ein Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß 
§ 4 BauNVO fest. Das Allgemeine Wohngebiet (WA) gliedert sich in die Teilflächen WA 1 - WA 8. 
 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind 
 

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften,  
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke  

 
im gesamten Plangebiet ausnahmsweise zulässig. 
 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzun-
gen  

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  
- Gartenbaubetriebe,  
- Tankstellen 

 
nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 BauNVO)  

2.1 Maximale Gebäudehöhe 

Es gelten folgende Definitionen für die Höhe baulicher Anlagen: 

Bezugshöhe aller Höhen ist Normalhöhennull (NHN). 

Die festgesetzte Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) entspricht der Oberkante des Fertigfußbodens. 

 

Für Gebäude mit Satteldächern (SD) und flach geneigten Dächern (GD) gilt: 

Die festgesetzte maximale Traufhöhe (TH) entspricht dem äußeren Schnittpunkt der Außenwand mit der 
Dachhaut.  

Die festgesetzte maximale Firsthöhe (FH) entspricht der maximalen Höhe der Schnittlinie der Dachflä-
chen. 

 

Für Gebäude mit Flachdächern (FD) gilt: 

Die festgesetzte maximale Gebäudehöhe (GH) entspricht dem obersten Abschluss des Gebäudes. 

Die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Höhen dürfen ausschließlich durch folgende Nutzungen 
überschritten werden:   
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- Anlagen der solaren Energiegewinnung bis max. 0,50 m,  
- Wärmetauscher, Klima- und Lüftungsanlagen bis max. 1,50 m. 

Die zuvor genannten Anlagen müssen mindestens um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des 
darunterliegenden Geschosses abrücken. 

2.2 Grundflächenzahl 

Im WA 1 - WA 8 darf die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) durch die Grundfläche der in § 19 Abs. 4 
Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen einschließlich der an Gebäude angrenzenden Terrassen höchs-
tens 0,6 betragen. 

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)  

3.1 Überbaubare Grundstücksfläche 

Im WA 1 - WA 8 ist eine Überschreitung der rückwärtigen Baugrenzen durch Wintergärten und Terrassen 
bis zu einer Tiefe von 3,0 m zulässig (siehe auch 11.4). 

4. Mindestgröße der Baugrundstücke (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 

4.1 Im WA 1 - WA 8 muss die Größe der Baugrundstücke mindestens 450 m² betragen. 

5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)  

5.1 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Im WA 1 - WA 8 sind maximal zwei Wohnungen je Wohngebäude zulässig. 

6. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12, 14, 21a und 23 Abs. 
5 BauNVO) 

6.1 Flächen für Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 BauNVO) 

Im WA 1 bis WA 5 und WA 8 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B. Gartenhäuser, 
Geräteschuppen und Kellerersatzräume) bis zu einer Größe von jeweils 7,5 m² Grundfläche, 2,5 m First-
höhe und insgesamt 30 m³ umbautem Raum auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig.  

Im WA 6 und WA 7 sind außerhalb der Maßnahmenflächen M 1 und M 2 Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 
1 BauNVO (wie z.B. Gartenhäuser, Geräteschuppen und Kellerersatzräume) bis zu einer Größe von je-
weils 7,5 m² Grundfläche, 2,5 m Firsthöhe und insgesamt 30 m³ umbautem Raum auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Innerhalb der Maßnahmenflächen M 2 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (wie z.B. Garten-
häuser, Geräteschuppen und Kellerersatzräume) bis zu einer Größe von jeweils 5,0 m² Grundfläche, 
2,5 m Firsthöhe und insgesamt 15 m³ umbautem Raum zulässig. Diese sind auf die insgesamt zulässige 
Größe der Nebenanlagen von 7,5 m² Grundfläche und insgesamt 30 m³ umbautem Raum je Grundstück 
anzurechnen. 

Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO ausgeschlossen. 

Im WA 1 - WA 8 sind Nebenanlagen für Kleintierhaltung unzulässig. 
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6.2 Flächen für Nebenanlagen (§ 14 Abs. 2 BauNVO) 

Im WA 1 - WA 8 sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 2 BauNVO außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen sowie außerhalb der Maßnahmenflächen M 1 und M 2 ausnahmsweise zulässig. 

6.3 Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 12 Abs. 6 BauNVO) 

Im WA 1 - WA 8 sind Garagen, Carports und Stellplätze ausschließlich innerhalb der Baugrenzen sowie 
innerhalb der dafür festgesetzten Flächen zulässig. Vor Garagen ist ein Stauraum von mindestens 5,0 m 
Länge nachzuweisen, innerhalb dieser Fläche ist abweichend davon ein Stellplatz zulässig. 

7. Anschluss von Grundstücken an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Nr. 26 BauGB) 

7.1 Herstellung öffentlicher Verkehrsflächen 

Im WA 1 - WA 8 sind geringfügige Grenzüberschreitungen (max. 50 cm vom Fahrbahnrand) durch öffent-
liche Anlagen wie Randsteine von Gehwegen, Fahrbahnränder etc. durch den/die Eigentümer/-in zu dul-
den. Ferner ist zu dulden, dass Rückenstützen (Fundamente) der Fahrbahn und der Gehwegbegrenzun-
gen, Beleuchtungsmasten, Strom- u. Fernmeldekabel sowie die für die Herstellung des Straßenkörpers 
erforderlichen Böschungen in angrenzende Grundstücke hineinragen können. Die für die Unterhaltung 
und Herstellung der Anlagen erforderlichen Arbeiten sind zu dulden. 

8. Öffentliche Grünfläche mit Überlagerung von Flächen für die Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 
und Nr. 15 BauGB) 

8.1 Innerhalb der festgesetzten öffentlichen Grünfläche sind Erdbecken, unterirdische Leitungen, abwasser-
wirtschaftliche Schacht- und Drosselbauwerke sowie sicht- und wasserdurchlässige Einfriedungen der 
wasserwirtschaftlichen Anlagen zulässig. 

9. Flächen für die Regelung des Wasserabflusses und für die Vermeidung oder Verringerung von 
Hochwasserschäden (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB) 

9.1 Aufschüttungen 

Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 und M 2 sind Aufschüttungen nicht zulässig. 

9.2 Einfriedungen 

Innerhalb der Maßnahmenflächen M 1 sind Einfriedungen nur in durchlässiger Ausführung (wie beispiels-
weise Maschendraht oder Stabgitter) zulässig. Die Einfriedungen sind mindestens auf der dem Grund-
stück abgewandten Seite einzugrünen. 

10. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25a 
BauGB) 

Sämtliche festgesetzten Pflanzmaßnahmen sind spätestens innerhalb der 1. Pflanzperiode (Zeitraum von 
Oktober bis März) nach Fertigstellung der Hochbaumaßnahmen auf dem betroffenen Grundstück herzu-
stellen. 

10.1 Begrünung Straßenraum  

Im öffentlichen Straßenraum des Plangebietes sind insgesamt mindestens 10 Bäume 2. Ordnung gemäß 
der Pflanzliste dieses Bebauungsplanes zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig 
zu ersetzen. 



Textliche Festsetzungen Stand: 11.05.2023  
Bebauungsplan I-50, Wegberg - Venloer Straße 

 

Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH 4 von 10 

10.2 Pflanzgebote auf privaten Grundstücken  

Im Plangebiet ist zu pflanzen:  

- bis 600 m² Grundstücksfläche ein Gehölz 1. Ordnung,  
- über 600 m² Grundstücksfläche je weiterer 100 m² ein Gehölz 2. Ordnung.  

Es können alternativ gepflanzt werden:  

- zwei Gehölze 2. Ordnung statt einem Gehölz 1. Ordnung,  
- ein Kulturbaum statt einem Gehölz 2. Ordnung,  
- 30 lfd. m Schnitthecke 3. Ordnung statt einem Gehölz 2. Ordnung.  

Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungspla-
nes zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

Die nicht überbauten und nicht für die Erschließung erforderlichen Flächen der Allgemeinen Wohngebiete 
WA 1 bis WA 8 sind gärtnerisch mit einer strukturreichen Mischvegetation aus Rasen und/oder Stauden 
und/oder Sträuchern und/oder Heckenpflanzungen anzulegen und dauerhaft zu erhalten. 

10.3 Maßnahmenfläche M 1 – Eingrünung zur Schwalm 

Innerhalb der mit M 1 gekennzeichneten Maßnahmenfläche ist eine dauerhafte Eingrünung des Allge-
meinen Wohngebietes mit einer strukturreichen Mischvegetation aus Bäumen, Sträuchern, Bodende-
ckern und Rasen vorzunehmen. 

Die Eingrünung ist dann gegeben, wenn innerhalb der Maßnahmenfläche mindestens 2 Bäume (Gehölze 
1. oder 2. Ordnung), 1 Baum (Gehölz 1. oder 2. Ordnung) und 2 Sträucher (Gehölze 3. Ordnung) oder 3 
Sträucher (Gehölze 3. Ordnung) gepflanzt werden. Die übrige Maßnahmenfläche ist mit den oben aufge-
führten Pflanzungen auszustatten. Die Pflanzungen werden auf das Pflanzgebot unter 10.2 angerechnet. 

Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungspla-
nes zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

10.4 Maßnahmenfläche M 2 – Eingrünung private Gärten 

Innerhalb der mit M 2 gekennzeichneten Maßnahmenfläche ist mindestens eine Rasenfläche mit Strauch-
gruppen anzulegen.  

Die Eingrünung ist dann gegeben, wenn innerhalb der Maßnahmenfläche mindestens 2 Strauchgruppen 
(Gehölze 3. Ordnung) von je zwei Sträuchern gepflanzt werden. Die übrige Maßnahmenfläche ist mit 
Rasen zu bepflanzen. 

Alle Anpflanzungen sind entsprechend den Vorgaben der beigefügten Pflanzliste dieses Bebauungspla-
nes zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

10.5 Dachbegrünung 

Im WA 8 sind Dächer mit einer Dachneigung bis max. 10° unter Beachtung der brandschutztechnischen 
Bestimmungen mit einer standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu bepflanzen. 

Im WA 1 - WA 8 sind Flachdächer von Garagen bis 10° unter Beachtung der brandschutztechnischen 
Bestimmungen mit einer standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu bepflanzen. 

Die Stärke der Vegetationstragschicht der Dachbegrünungen muss im Mittel mindestens 12 cm betragen. 
Das Dachbegrünungssubstrat muss der Richtlinie „Richtlinien für die Planung, Bau und Instandhaltungen 
von Dachbegrünungen“ der Forschungsgesellschaft, Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL), 
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Ausgabe 2018, entsprechen (s. C) Hinweise). Von der Bepflanzung ausgenommen sind verglaste Flä-
chen und Flächen unter zulässigen technischen Aufbauten. Von dieser Festsetzung kann befreit werden, 
wenn die Flächen durch Anlagen zur Gewinnung der Solarenergie genutzt werden und diese Nutzung mit 
extensiver Dachbegrünung nicht vereinbar ist. 

10.6 Eingrünung Trafostation 

Innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Elektrizität“ errichtete Anlagen 
sind mindestens auf der zur angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche hin orientierten Seite durch He-
cken- und/oder Strauchpflanzungen in mindestens gleicher Höhe wie die Trafostation einzugrünen. 

B) Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 89 BauO NRW 

11. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW)  

11.1 Dachformen und Dachneigungen  

Im WA 1 - WA 7 wird gemäß § 89 Abs. 1 BauO NRW festgesetzt, dass für die Hauptgebäude ausschließ-
lich Satteldächer mit Dachneigungen zwischen 30° und 45° zulässig sind. 

Im WA 8 wird gemäß § 89 Abs. 1 BauO NRW festgesetzt, dass für die Hauptgebäude ausschließlich 
Flachdächer und geneigte Dächer bis maximal 25° zulässig sind. 

11.2 Einfriedungen zur Straßenseite 

Im Plangebiet sind die Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen mindestens auf der Seite der 
Verkehrsfläche einzugrünen. 

11.3 Vorgärten  

Im WA 1 - WA 8 sind die Vorgärten (Bereich zwischen der parallel zur öffentlichen Verkehrsfläche verlau-
fenden Außenwand und angrenzender vorgelagerter öffentlicher Verkehrsfläche), mit Ausnahme notwen-
diger Zugänge und Zufahrten, mit Pflanzen zu begrünen. 

11.4 Wintergärten und Terrassen  

Im WA 1 - WA 8 sind Wintergärten und Terrasseneinhausungen ausschließlich in transparenter Ausfüh-
rung (Glas o. ä.) zulässig. 

C) Hinweise 

1. Archäologie / Bodendenkmalpflege 

Soweit bei Bauarbeiten archäologische Funde und Befunde auftreten, sind diese, gemäß den §§ 15 und 
16 des Gesetzes für Denkmalpflege im Lande NRW, unverzüglich der Stadt Wegberg als Unteren Denk-
malbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnt-
hofstraße 45, 52385 Nideggen, zu melden. Befunde und Fundstelle sind zunächst unverändert zu belas-
sen. Die Weisungen des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten sind abzu-
warten. 

2. Umgang mit Mutterboden 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Ver-
geudung zu schützen. Nähere Ausführungen zum Vorgehen hinsichtlich des Bodenabtrags und der 
Oberbodenlagerung enthält DIN 18915. 
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3. Umgang mit Bodenaushub 

Bei Baumaßnahmen ist die obere Bodenschicht gemäß den einschlägigen Fachnormen getrennt vom 
Unterboden abzutragen. Darunterliegende Schichten unterschiedlicher Ausgangssubstrate sind entspre-
chend der Schichten zu trennen und zu lagern. Zu Beginn der Baumaßnahmen sind Bereiche für die 
Materialhaltung und Oberbodenzwischenlagerung zur Minimierung der Flächenbeeinträchtigung abzu-
grenzen. 

4. Baugrundverhältnisse 

Wegen der Bodenverhältnisse im Plangebiet sind bei der Bauwerksgründung ggf. besondere bauliche 
Maßnahmen, insbesondere im Gründungsbereich, erforderlich. Hier sind die Bauvorschriften des Euro-
code 7 „Geotechnik“ DIN EN 1997-1 mit nationalem Anhang, die Normblätter der DIN 1054 „Baugrund – 
Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau – Ergänzende Regelungen“, und der DIN 18 196 „Erd- und 
Grundbau; Bodenklassifikation für bautechnische Zwecke“ mit der Tabelle 4, die organische und organo-
gene Böden als Baugrund ungeeignet einstuft, sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen zu beachten. 

5. Grundwasserverhältnisse 

Der natürliche Grundwasserspiegel steht nahe der Geländeoberfläche an. Der Grundwasserstand kann 
vorübergehend durch künstliche oder natürliche Einflüsse verändert sein. Bei den Abdichtungsmaßnah-
men ist ein zukünftiger Wiederanstieg des Grundwassers auf das natürliche Niveau zu berücksichtigen. 
Hier sind die Vorschriften der DIN 18195 „Abdichtung von Bauwerken“, der DIN 18533 „Abdichtung von 
Behältern und Becken“ zu beachten. Weitere Informationen über die derzeitigen und zukünftig zu erwar-
tenden Grundwasserverhältnisse kann der Erftverband in Bergheim geben (www.erftverband.de).  

6. Kampfmittel 

Für den überwiegenden Teil des Plangebietes wurde eine Überprüfung auf Kampfmittel durchgeführt. 

Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass noch weitere Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Sofern bei 
Bauarbeiten im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes Kampfmittel (Bombenblindgänger, Munition o. 
ä.) aufgefunden werden, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen und die zuständige 
Ordnungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen.  

Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 1945 ab-
zuschieben. 

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, 
Verbauarbeiten etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Hierbei ist das Merkblatt für Baugrundein-
griffe des Kampfmittelbeseitigungsdienstes der Bezirksregierung Düsseldorf zu beachten. 

7. Erdbebenzone 

Es wird auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung übli-
cher Hochbauten gemäß den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04 
„Bauten in deutschen Erdbebengebieten“ zu berücksichtigen ist. 

Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die Zuordnung zu Erdbebenzonen und geologi-
schen Untergrundklassen eingestuft, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Unter-
grundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1: 350 000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologi-
scher Dienst NRW 2006) bestimmt werden. In den Technischen Baubestimmungen des Landes Nord-
rhein-Westfalen wird auf die Verwendung dieser Kartengrundlage explizit hingewiesen. 
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Das hier relevante Planungsgebiet ist folgender Erdbebenzone / geologischer Untergrundklasse zuzu-
ordnen: 

- Stadt Wegberg, Gemarkung Wegberg: 2 / T 

Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurückgezogen und durch die Teile 1, 1/NA 
und 5 des Eurocode 8 (DIN EN 1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch bislang bauaufsichtlich nicht 
eingeführt. Anwendungsteile, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt werden, sind als Stand der Technik zu 
berücksichtigen. Dies betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründungen, Stützbauwerke und 
geotechnische Aspekte“. 

Auf die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005 bzw. Bedeu-
tungsklassen der relevanten Teile von DIN EN 1998 und der jeweils entsprechenden Bedeutungsbeiwerte 
wird ausdrücklich hingewiesen. 

Zur Planung und Bemessung spezieller Bauwerkstypen müssen die Hinweise zur Berücksichtigung der 
Erdbebengefährdung der jeweils gültigen Regelwerke beachtet werden. Hier wird oft auf die Einstufung 
nach DIN 4149:2005 zurückgegriffen. 

8. Artenschutz 

Bauzeitenfenster 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Fauna des Plangebietes, insbesondere zur Vermeidung von 
Verstößen gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG sind bei der Realisierung des Bauvorhabens 
die nach BNatSchG allgemein vorgeschriebenen Zeiträume zur Rodung und Baufeldräumung einzuhal-
ten. Diese liegen außerhalb der Fortpflanzungszeiten möglicherweise betroffener Arten im Zeitraum vom 
01. Oktober bis 28./29. Februar. 

Die Fällung von Höhlenbäumen ist zur Vermeidung von Verstößen gegen die Zugriffsverbote des § 44 
BNatSchG nur in einer frostfreien Periode innerhalb der allgemein vorgeschrieben Zeiträume zur Rodung 
und Baufeldräumung durchzuführen. Diese liegen außerhalb der Fortpflanzungszeiten möglicherweise 
betroffener Arten im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28./29. Februar. 

Alle Bäume sind vor der Fällung im unbelaubten Zustand durch einen Fachgutachter auf das Vorkommen 
von Baumhöhlen zu untersuchen. 

Ersatz für entfallende Fledermausquartiere und Nistplätze 

Der Fund von Fledermausquartieren im Rahmen der Rodungs- oder Baumaßnahmen ist sofort der Unte-
ren Naturschutzbehörde zu melden, die Arbeiten sind unverzüglich einzustellen. Die Untere Naturschutz-
behörde entscheidet über das weitere Vorgehen. 

Der Verlust von Fledermausquartieren ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde durch Fledermaus-
kästen und Ablenkungskästen für Höhlenbrüter an geeigneten Bereichen im Plangebiet bzw. im räumli-
chen Bezug zum Plangebiet in ausreichender Anzahl auszugleichen. 

Der Verlust von Nistplätzen ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde durch geeignete Nistkästen 
im Plangebiet bzw. im räumlichen Bezug zum Plangebiet in ausreichender Anzahl auszugleichen. 

Beleuchtung im Plangebiet 

Zum Schutz im Umfeld brütender, durchziehender oder ruhender Vogelarten sowie jagender Fledermaus-
arten und Insekten sind innerhalb des Wohngebietes bei Außenbeleuchtungen auf den privaten und öf-
fentlichen Flächen folgende Vorgaben zu berücksichtigen: 

- Ausschließliche Verwendung von „warmweißen“ umweltverträglichen Leuchten < 2700 Kelvin, 
kein „kaltweiß“ bzw. „neutralweiß“, 
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- Verwendung abgeschirmter Leuchtentypen, keine Verwendung von Leuchten mit Abstrahlung 
nach oben und in die Horizontale, keine Bodenstrahler, 

- Keine Beleuchtung von Fassaden und Gartengehölzen, 
- Begrenzung der Beleuchtungsdauer, Reduzierung der Lichtintensität. 

Vermeidung von Vogelkollisionen  

Zur Vermeidung von Vogelkollisionen mit Gebäuden sind an größeren Glasfronten entsprechende 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

Dies können beispielsweise sein: 

- Vermeidung einer großflächigen Durchsicht durch Gebäude, 
- Vermeidung von stark spiegelnden Scheiben und Eckverglasungen, 
- optische Unterteilung von Glasflächen mit einer Größe von mehr als 3 m², 
- Verwendung von bedrucktem oder transluzentem Glas, sowie Strukturglas. 

Ausschluss von Fallenwirkungen 

Bei der Anlage von Kellerschächten, Straßenabläufen und wasserwirtschaftlichen Anlagen sind diese so 
zu gestalten, dass eine Fallenwirkung für Amphibien und Kleinsäugetiere verhindert wird. 

9. Gestaltung der Anlagen zur Regenwasserbewirtschaftung 

Die Becken zur Regenwasserbewirtschaftung innerhalb der öffentlichen Grünfläche sind naturnah mit 
möglichst flachen Uferrändern und in organischen Formen sowie mit wechselnden Böschungsneigungen 
anzulegen. Die Flächen sind, soweit dies mit den Anforderungen an Funktion und Unterhaltung zu ver-
einbaren ist, mit einer Gras- und Krauteinsaat mit standortgerechten Gräsern und Kräutern zu bepflanzen. 

10. Bergbau 

Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegt über den auf Braunkohle verliehenen Berg-
werksfeldern „Union 94“ und „Union 217“, beide im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleis-
tungen GmbH, hier vertreten durch die RWE Power AG, Abt. Liegenschaften und Umsiedlung in 50416 
Köln. 

Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist von durch Sümpfungsmaßnahmen des 
Braunkohlenbergbaus bedingte Grundwasserabsenkungen betroffen. Eine Zunahme der Beeinflussung 
und ein Wiederanstieg nach Beendigung der Maßnahmen sind nicht auszuschließen.  Hierdurch hervor-
gerufene Bodenbewegungen können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der Ta-
gesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Boden-
bewegungen sind bei Planungen und Vorhaben zu berücksichtigen. 

11. Einbau von RCL-Material 

Für den Fall, dass bei der Ausführung von Erd- und Wegearbeiten Recyclingbaustoffe verwendet werden 
sollen, ist rechtzeitig vor Einbau dieser Baustoffe beim Landrat des Kreises Heinsberg - Untere Wasser-
behörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Auskünfte hierzu erteilt die Untere Wasserbe-
hörde. 

12. Geothermie 

Sollte die Errichtung von Wärmepumpenanlagen bzw. Erdwärmesonden beabsichtigt sein, ist beim Land-
rat des Kreises Heinsberg - Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. 
Auskünfte hierzu erteilt die Untere Wasserbehörde. 
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13. Pflanzungen auf privaten Grundstücken und Grenzabstände 

Bei Anpflanzungen auf den privaten Grundstücken ist ein ausreichender Abstand zur Bebauung einzu-
halten, um den Anpflanzungen eine ausreichende Entwicklungsmöglichkeit einzuräumen. Bei der An-
pflanzung von Bäumen, Sträuchern und Hecken ist das Nachbarrechtsgesetz (NachbG NRW) zu berück-
sichtigen. 

14. Haustechnische Anlagen 

Bei der Errichtung und dem Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen 
sowie Blockheizkraftwerken ist zu beachten, dass die zulässigen Immissionsrichtwerte unter Berücksich-
tigung der vorhandenen Immissionen nicht überschritten werden. Die Errichtung und der Betrieb von 
Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen sowie Blockheizkraftwerken hat unter Be-
achtung des „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten“ der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz - LAI (www.laiimmissionsschutz.de) zu erfolgen. 

15. DIN-Vorschriften 

Die der Planung zu Grunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, VDI -Richtlinien, 
DIN -Vorschriften und Richtlinien anderer Art) werden zur Einsicht im Rathaus der Stadt Wegberg, Rat-
hausplatz 25, während der Öffnungszeiten bereitgehalten. 

D) Pflanzliste  

Gehölze 1. Ordnung (Großbäume) 
 

Fagus sylvatica Rotbuche 

Quercus robur Stiel-Eiche 

Tilia cordata Winterlinde 

Fraxinus excelsior Esche 

Prunus avium Vogel-Kirsche 

Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn 

oder Hochstämme der Kulturbäume Süßkirsche und Walnuss 
 

Gehölze 2. Ordnung (Bäume mittlerer Größe) 
 

Carpinus betulus Hainbuche 

Salix caprea Salweide 

Sorbus aucuparia Eberesche 

Acer campestre Feld-Ahorn 

Sorbus aria Mehlbeere 

oder Hochstämme der Kulturbäume Birne, Apfel und Pflaume 
 
Gehölze 3. Ordnung (Kleinbäume, Sträucher) 
 

Corylus avellana Hasel 

Crataegus monogyna Weißdorn 

Rosa canina Hundsrose 

Prunus spinosa Schlehe 

Cornus sanguinea Roter Hartriegel 

Cornus mas Kornelkirsche 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 
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Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball 

Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster (Hin-
weis: giftig) 

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 
(Hinweis: giftig) 

oder Viertelstämme der Kulturbäume 
 
Kulturbäume 
 

Malus domestica Kulturapfel 

Pyrus communis Kulturbirne 

Punus domestica Kultur-Pflaume 

Juglans regia Walnuss 

(Obstsorten s. Sortenempfehlung des Landschaftsplans III/6 Schwalmplatte und der Naturschutzstation 
Haus Wildenrath) 

 
 Pflanzqualität Gehölze (Mindestqualität) 
 Kulturbäume, sonstige Hochstämme mind. 3xv, m. B. 14-16 cm 
 Sträucher mind. 1xv, o.B. 60-100 cm 

Sonstige Gehölze: Heister 2xv, Höhe mind. 100 cm 
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Bebauungsplan I-50, Wegberg - Venloer Straße 

 

- Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 19.07.2021 bis einschließlich 

09.08.2021 

- Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

1 Stadt Wegberg, FB Bürgerser-
vice und Sicherheit vom 
15.07.2021 

Nach Einschätzung des Fachbereichs 201 ist die 
in der vorliegenden Planung dargestellte Anzahl 
an Parkplätzen im öffentlichen Bereich zu gering, 
bzw. alternativ sollte eine größere Fläche für öf-
fentliches Parken vorgesehen werden. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die derzeit vor-
gesehene Anzahl an Parkplätzen zu einem Park-
verhalten der Anwohner und Besucher führen 
wird, das nicht nur gegen die geltende Straßen-
verkehrsordnung verstößt, sondern auch die Er-
reichbarkeit der Wohneinheiten für Rettungsdienst 
und Feuerwehr behindert. 
 
Nachträgliche Maßnahmen zur Verbesserung der 
Situation werden aus Erfahrungen anderer Pro-
jekte als kaum möglich angesehen. 

Der Bebauungsplan regelt die An-
ordnung und Anzahl der öffentlichen 
Parkplätze nicht verbindlich. Das 
städtebauliche Konzept zeigt bei-
spielhafte Lösungen. 
 
Die Festsetzung der Baugrenzen 
wurde so getroffen, dass auf fast al-
len Grundstücken zusätzliche Stell-
plätze innerhalb der Baugrenzen ge-
schaffen werden können. Die Bau-
fenster im WA 6 und WA 7 werden 
um eine zusätzliche Signatur „Gara-
gen / Stellplätze / Carports“ ergänzt, 
so dass dies auch auf diesen Grund-
stücken möglich ist. Der Parkdruck 
auf öffentliche Stellplätze wird 
dadurch abgemindert. 

Der Rat nimmt Kenntnis. 
 

2 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Kampfmittelbeseitigungsdienst 
vom 16.07.2021 

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere 
historische Unterlagen liefern Hinweise auf ver-
mehrte Bodenkampfhandlungen und Bombenab-
würfe. Insbesondere existiert ein konkreter Ver-
dacht auf Kampfmittel bzw. Militäreinrichtungen 
des 2. Weltkrieges (militärische Anlage). Es wird 
empfohlen, eine Überprüfung der zu überbauen-
den Flächen auf Kampfmittel im ausgewiesenen 

Zwischenzeitlich hat eine Überprü-
fung des Großteils des Plangebietes 
durch den Kampfmittelbeseitigungs-
dienst der Bezirksregierung Düssel-
dorf stattgefunden. Da ein Vorhan-
densein von Kampfmitteln im Plan-
gebiet trotzdem nicht vollständig 
ausgeschlossen werden kann, wird 

Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Kampfmittel. 
 

steverm
Schreibmaschinentext
Anlage 7
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Bereich sowie des konkreten Verdachtes durchzu-
führen. Die Beauftragung der Überprüfung erfolgt 
über das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersu-
chung. 
 
Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben 
hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 
1945 abzuschieben. 
 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechani-
schen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgrün-
dungen, Verbauarbeiten etc. empfehle ich eine Si-
cherheitsdetektion. Beachten Sie in diesem Fall 
auf unserer Internetseite das Merkblatt für Bau-
grundeingriffe. 

unter Nr. 6 ein Hinweis zum Umgang 
mit möglichen Funden aufgenom-
men. 
 
 
Die Hinweise werden unter Nr. 6 in 
die Hinweise aufgenommen. 
 

3 Geologischer Dienst NRW vom 
23.07.2021 

lm Plangebiet stehen Sande und Kiese der Jünge-
ren Hauptterrasse an, die von bis zu 2 m mächti-
gem Sandlöss (Schluff und Sand) überlagert wer-
den. Am äußersten östlichen Rand des Plange-
bietes treten torfige Niedermoorablagerungen auf. 
Bei den Niedermoor-Ablagerungen handelt es 
sich um setzungsempfindliche Böden mit einer 
geringen Tragfähigkeit. 
 
Durch das Plangebiet verläuft in Nord/Süd - Rich-
tung eine tektonische Störung. Die Störung ist 
nach dem derzeitigen Kenntnisstand nicht seis-
misch aktiv. 
 
Es kann möglicherweise zu Bodenbewegungen 
infolge von Sümpfungsmaßnahmen durch den 
Braunkohlenbergbau kommen. Zur Klärung dieser 
Fragestellung wird empfohlen, sofern noch nicht 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die RWE Power AG hat im Rahmen 
der frühzeitigen Behördenbeteiligung 
eine Stellungnahme abgegeben 
(siehe lfd. Nr. 10). 

Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

geschehen, sich mit der RWE Power AG in Ver-
bindung zu setzen. 
 
Der Baugrund soll objektbezogen untersucht und 
bewertet werden. 

 
 
 
Durch die Ingenieurgesellschaft 
Quadriga mbH wurde eine Baugrun-
derkundung für die Erschließungsflä-
chen durchgeführt (Stand 
28.10.2021). Darin werden Anforde-
rungen an die Bauwerksgründungen 
in Bezug auf das Setzungsverhalten 
und die Grundwassersituation im 
Plangebiet formuliert. Ein Hinweis zu 
den Bodenverhältnissen und ggfs. 
notwendigen Gründungsmaßnah-
men wird unter Nr. 4 in die Hinweise 
aufgenommen. 

 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Baugrunduntersu-
chung. 
 

4 NEW Netz GmbH vom 
26.07.2021 

Es liegen vorerst keine Bedenken vor. 
 
Für die Sicherstellung der öffentlichen Stromver-
sorgung wird jedoch darum gebeten, wie in der 
Anlage gekennzeichnet eine Versorgungsfläche 
zur Verfügung zu stellen. Die Größe der Fläche 
für eine Trafostation sollte 4 x 6 m betragen. 

Kenntnisnahme 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Versorgungsfläche in 
der angegebenen Größe wird in den 
Plan aufgenommen. 

 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Versorgerfläche. 
 

5 Kreispolizeibehörde Heinsberg 
vom 27.07.2021 

Aus polizeifachlicher Sicht bestehen zum derzeiti-
gen Planungsstand keine Bedenken. 

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

6 Deutsche Telekom Technik 
GmbH vom 27.07.2021 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend 
Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat 
die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt 
und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Plan-

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

verfahren Dritter entgegenzunehmen und dement-
sprechend die erforderlichen Stellungnahmen ab-
zugeben. 
 
Gegen die Planung bestehen keine Bedenken. 

7 Bezirksregierung Arnsberg vom 
28.07.2021 

Das Vorhaben liegt über den auf Braunkohle ver-
liehenen Bergwerksfeldern „Union 94“ und „Union 
217“, beide im Eigentum der RV Rheinbraun Han-
del und Dienstleistungen GmbH, hier vertreten 
durch die RWE Power AG, Abt. Liegenschaften 
und Umsiedlung in 50416 Köln. 
 
Der Planungsbereich ist nach den vorliegenden 
Unterlagen von durch Sümpfungsmaßnahmen 
des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwas-
serabsenkungen betroffen. 
 
Folgendes sollte berücksichtigt werden: 
Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt 
durch den fortschreitenden Betrieb der Braunkoh-
lentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum 
wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflus-
sung der Grundwasserstände im Planungsgebiet 
in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kennt-
nisstand nicht auszuschließen. Ferner ist nach 
Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaß-
nahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu erwar-
ten. 
 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für 
den Braunkohletagebau als auch bei einem späte-
ren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch be-
dingte Bodenbewegungen möglich. Diese können 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entsprechende Hinweise zu den 
Baugrundverhältnissen und Grund-
wasserverhältnissen werden unter 
den Nr. 4 und 5 in die Hinweise auf-
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich der Themen Grundwasser und 
Baugrund. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

bei bestimmten geologischen Situationen zu 
Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die Än-
derungen der Grundwasserflurabstände sowie die 
Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei 
Planungen und Vorhaben Berücksichtigung fin-
den. 
 
Es wird empfohlen, zu zukünftigen Planungen so-
wie zu Anpassungs- und Sicherungsmaßnahmen 
bezüglich bergbaulicher Einwirkungen, eine An-
frage an die RWE Power AG und an den Erftver-
band zu schicken.  

 
 
 
 
 
 
 
Die RWE Power AG und der Erftver-
band wurden im Rahmen der früh-
zeitigen Behördenbeteiligung betei-
ligt und haben Stellungnahmen ab-
gegeben (siehe lfd. Nr. 10 und 16). 

 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 

8 Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr vom 
28.07.2021 

Durch die Planung werden Belange der Bundes-
wehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der 
Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine 
Einwände. 

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

9 Landwirtschaftskammer NRW, 
Kreisstellen Heinsberg, Viersen 
vom 29.07.2021 

Es wird darauf hingewiesen, dass durch das Pla-
nungsverfahren rund 2,6 ha landwirtschaftliche 
Flächen in Anspruch genommen werden. Eine 
diesbezügliche grundsätzliche Abwägung hat be-
reits auf Regionalplan- sowie Flächennutzungs-
planebene stattgefunden. 
 
Aus agrarstruktureller Sicht wird festgestellt, dass 
die Fläche von Wohnbebauung umschlossen ist 
und mithin in der Nutzung eingeschränkt ist. Inso-
fern wird der Begründung für die Inanspruch-
nahme nach § 1a BauGB gefolgt und Bedenken 
gegen die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Flächen werden zurückgestellt. Da meist etwaiger 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Kompensationsbedarf extern auf landwirtschaftli-
chen Flächen gedeckt wird, wird die Planung nach 
§ 13 b BauGB positiv bewertet. 

10 RWE Power AG vom 
03.08.2021 

Ein Teil des Plangebietes liegt in einem Auege-
biet, in dem der natürliche Grundwasserspiegel 
nahe der Geländeoberfläche ansteht und der Bo-
den humoses Bodenmaterial enthalten kann. 
 
Humose Böden sind empfindlich gegen Boden-
druck und im Allgemeinen kaum tragfähig. Erfah-
rungsgemäß wechseln die Bodenschichten auf 
kurzer Distanz in ihrer Verbreitung und Mächtig-
keit, so dass selbst bei einer gleichmäßigen Be-
lastung diese Böden mit unterschiedlichen Set-
zungen reagieren können. 
 
Der betroffene Teil des Plangebietes ist daher we-
gen der Baugrundverhältnisse gemäß § 9 Abs. 5 
Nr. 1 BauGB durch eine Umgrenzung entspre-
chend der Nr. 15.11 der Anlage zur Planzeichen-
verordnung als Fläche zu kennzeichnen, bei de-
ren Bebauung ggf. besondere bauliche Maßnah-
men, insbesondere im Gründungsbereich, erfor-
derlich sind. 
 
Es wird um Aufnahme der folgenden textlichen 
Hinweise für diesen Bereich gebeten: 
 
Das Plangebiet liegt in einem Auebereich 
 
 
 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Da laut Baugrunderkundung für die 
Straßen- und Kanalplanung (Ingeni-
eurgesellschaft Quadriga mbH, 
Stand 28.10.2021) im gesamten 
Plangebiet ähnliche Bodenverhält-
nisse vorherrschen, wird das ge-
samte Plangebiet als Fläche ge-
kennzeichnet, bei deren Bebauung 
besondere bauliche Vorkehrungen 
gegen äußere Einwirkungen erfor-
derlich sind. 
 
Die Hinweise zu den Baugrund- und 
Grundwasserverhältnissen werden 
unter Nr. 4 und 5 in die Hinweise zu 
den textlichen Festsetzungen aufge-
nommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich der Themen Auegebiet, Grund-
wasser und Tragfähigkeit. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Baugrundverhältnisse 
Wegen der Bodenverhältnisse im Auegebiet sind 
bei der Bauwerksgründung ggf. besondere bauli-
che Maßnahmen, insbesondere im Gründungsbe-
reich, erforderlich. Hier sind die Bauvorschriften 
des Eurocode 7 „Geotechnik“ DIN EN 1997-1 mit 
nationalem Anhang, die Normblätter der DIN 1054 
„Baugrund – Sicherheitsnachweise im Erd- und 
Grundbau – Ergänzende Regelungen“, und der 
DIN 18 196 „Erd- und Grundbau; Bodenklassifika-
tion für bautechnische Zwecke“ mit der Tabelle 4, 
die organische und organogene Böden als Bau-
grund ungeeignet einstuft, sowie die Bestimmun-
gen der Bauordnung des Landes Nordrhein-West-
falen zu beachten. 
 
Grundwasserverhältnisse 
Der natürliche Grundwasserspiegel steht nahe der 
Geländeoberfläche an. Der Grundwasserstand 
kann vorübergehend durch künstliche oder natürli-
che Einflüsse verändert sein. Bei den Abdich-
tungsmaßnahmen ist ein zukünftiger Wiederan-
stieg des Grundwassers auf das natürliche Niveau 
zu berücksichtigen. Hier sind die Vorschriften der 
DIN 18195 „Abdichtung von Bauwerken“, der DIN 
18533 „Abdichtung von Behältern und Becken“ zu 
beachten. Weitere Informationen über die derzeiti-
gen und zukünftig zu erwartenden Grundwasser-
verhältnisse kann der Erftverband in Bergheim ge-
ben (www.erftverband.de).  
 
Sofern weitere Belange der RWE Power AG von 
der Maßnahme betroffen werden, erfolgt von der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Abteilung Liegenschaften eine gesonderte Stel-
lungnahme. 

11 EBV GmbH vom 02.08.2021 Das Objekt liegt außerhalb der Berechtsame der 
EBV GmbH. 
 
Es wird empfohlen, zur Klärung der Zuständigkei-
ten Kontakt mit der Bezirksregierung Arnsberg - 
Abteilung Bergbau und Energie in NRW - Goe-
benstraße 25,44135 Dortmund aufzunehmen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
Die Bezirksregierung Arnsberg 
wurde im Rahmen der frühzeitigen 
Behördenbeteiligung beteiligt und 
hat eine Stellungnahme abgegeben 
(siehe lfd. Nr. 7). 

Der Rat nimmt Kenntnis. 

12 NABU Wegberg e.V. vom 
09.08.2021 

Die Stellungnahme erfolgt im Namen des NABU 
Landesverbandes NRW e.V. 
 
Die Planung wird für nicht vereinbar mit den Zie-
len des Klimaschutzes, der nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung, des Arten- und Landschafts-
schutzes gesehen sowie widersprüchlich zum 
ROG/LEP NRW und den dringend notwendigen 
Maßnahmen zur Anpassung an die Klimakrise. 
Ein Bedarf nach weiterem Wohnbauland und Ein-
zelhäusern mit großen Grundstücken wird nicht 
gesehen. 
 
Es handelt sich bei der beplanten Fläche um die 
einzige wirklich große offene Fläche im Innenring 
(Abb. 1), die nicht intensiv als Gartenland, Park-
anlage oder intensiv ackerbaulich genutzt wird. 
Wasser kann hier noch großflächig versickern. 
Eine großflächige Versiegelung dieser Fläche, wie 
sie der Entwurf des BP derzeit zulassen würde 
(GRZ bis 0,6), hätte stärkere Hochwasserspitzen 
in der Schwalm und Engpässe in der Kanalisation 
zur Folge. Der Kanal zwischen Ländchen und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Plangebietsflächen sind auf-
grund der Bodenverhältnisse und 
des sehr hohen Grundwasserstan-
des für eine Versickerung nicht ge-
eignet (Baugrunderkundung für die 
Straßen- und Kanalplanung, Ingeni-
eurgesellschaft Quadriga mbH, 
Stand 28.10.2021), so dass durch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Inanspruchnahme von Ver-
sickerungsflächen zurück. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Ring ist bereits bei den Regenfällen am 14.7.21 
übergelaufen. Deutlich stärkere Regenfälle sind 
bereits heute und erst recht in Zukunft zu erwar-
ten, wie sich im Juli 2021 auf furchtbare Weise 
u.a. in der Eifel und entlang von Rur, Wurm und 
lnde gezeigt hat. 
 
Daher werden Rat und Verwaltung der Stadt 
Wegberg aufgefordert, die Planung für dieses 
Baugebiet sofort zu beenden und keine weitere 
Arbeitszeit in der Verwaltung und keine Mittel 
mehr in diese Planung zu stecken. 
 
 
 
 
Fehlender Bedarf 
Es wird davon ausgegangen, dass sich Verwal-
tung und Politik dieser Meinung nicht anschließen. 
Daher wird darum gebeten, die Notwendigkeit 
weiterer Bebauung und die Inanspruchnahme 
weiterer Flächen in Wegberg zu begründen.  
In den Unterlagen wird mehrfach die Deckung ei-
nes Bedarfs nach Wohnbebauung genannt. Der 
Bedarf wird aber nirgendwo begründet und es 
wird keine Quelle angegeben. Aufgrund der mittel-
fristig sinkenden Bevölkerung wird das in der Ver-
gangenheit, teilweise aber auch heute noch in 
manchen Kommunen gebrauchte Argument, hier 
die Möglichkeit zu schaffen, dass die Kinder von 
Wegbergern bauen können und in der Stadt blei-
ben, für überholt. 
 

die Planung keine Versickerungsflä-
chen in Anspruch genommen wer-
den. 
 
Eine Einleitung des anfallenden Nie-
derschlagswassers in das Kanalnetz 
erfolgt nicht, so dass die Umsetzung 
der Planung keine Auswirkungen auf 
die Kanalisation im Falle eines Mit-
tel- oder Starkregenereignisses hat. 
Das Niederschlagswasser wird in ein 
Überflutungs- und Rückhaltebecken 
im Norden des Plangebietes einge-
leitet und von dort aus gedrosselt in 
die Schwalm abgegeben. 
 
 
Der Bedarf nach Baugrundstücken 
ist in Wegberg unbegrenzt hoch. Der 
Liegenschaftsabteilung der Stadt 
Wegberg und der Stadtentwicklungs-
gesellschaft Wegberg liegen aktuell 
über 500 Anfragen für Baugrundstü-
cke vor. 
 
Zusätzlich entsteht gerade in den 
ländlicheren Bereichen Wegbergs 
vermehrt ein Bedarf für geförderten 
Wohnraum sowie altersgerechte 
Wohnungen in Form von Mehrfamili-
enhausbebauung. Daher wurde ge-
mäß dem Beschluss des Ausschus-
ses für Wohnen, Bauen, Umwelt und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Wohnflächenbe-
darf und Mehrfamilienhausbebauung 
zurück. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Es wird darauf hingewiesen, dass die geplante Art 
der Bebauung den Ergebnissen der Wohnungs-
marktstudie des Kreises Heinsberg (2019) wider-
spricht, der vorwiegend einen Bedarf an preiswer-
tem Wohnraum (Mehrfamilienhäuser) aufzeigt. 
Mehrfamilienhäuser wurden von 2011-2015 in 
Wegberg nur unterdurchschnittlich gebaut. An-
geblich soll vor vielen Jahren in Wegberg von füh-
render Stelle die Devise ausgegeben worden 
sein, dass man keinen Bau von Mehrfamilienhäu-
sern in Wegberg wünscht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klimaneutrales Bauen 
Dass die Klimakrise - mit über 30 Jahren Ankündi-
gung - auch im Kreis Heinsberg angekommen ist, 
ist unübersehbar. Trockene Felder und Wälder, 
großflächiges Absterben von Nadelbäumen und 
Schäden bei Laubbäumen wie Buchen und sogar 
Eichen, aktuell starke Regenfälle, mehrere Torna-
dos im Kreis Viersen und in Belgien zeigen, dass 
eine Anpassung an den Klimawandel unaus-
weichlich ist. Es muss aber auch alles unternom-
men werden, um den Klimawandel möglichst zu 
verlangsamen und aufzuhalten. Es geht um nicht 

Vergabe vom 19.11.2019 auch im 
Rahmen dieses Vorhabens die In-
tegration von Geschosswohnungs-
bau geprüft. Aufgrund des daraus re-
sultierenden erhöhten Verkehrsauf-
kommens und der aufgrund der 
Lage in zweiter Reihe damit einher-
gehenden höheren Belastung für die 
umliegende Wohnbebauung wird 
eine Mehrfamilienhausbebauung je-
doch kritisch gesehen. 
 
Da das Plangebiet nicht in einem 
Ortsteil liegt, in dem ein besonders 
großer Mangel an gefördertem 
Wohnraum besteht, wird unter Be-
rücksichtigung der oben genannten 
Gründe die Variante mit ausschließli-
cher Einzelhausbebauung weiterver-
folgt. 
 
 
Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen und erfordern 
keine Abwägung. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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weniger als darum, die Erde in einem Zustand zu 
halten, dass menschliches Leben nach unseren 
Maßstäben nicht nur uns, sondern auch vielen 
weiteren Generationen möglich ist. Dabei zählt je-
des Zehntelgrad vermiedene weitere Erwärmung. 
 
Der Bau eines Hauses ist - wie die Mobilität - eine 
der größten Ausgaben im Leben und gleichzeitig 
eine der Ausgaben, die das Klima am stärksten 
beeinflussen. Sowohl beim Bau weiterer Häuser 
als auch beim Betrieb muss der Klimaschutz im 
Mittelpunkt stehen. Daher wird gefordert, dass 
Neubauten nach den höchsten Standards errich-
tet werden, die Vorgaben des GEG übertreffend. 
Die Häuser müssen mindestens den Passivhaus-
standard erreichen, besser noch Null- oder 
Plusenergiehäuser sein, also zumindest rechne-
risch die beim Bau verbrauchte Energie wieder 
einsparen oder im Laufe der Nutzung mehr Ener-
gie produzieren als der Bau gekostet hat. 
 
 
 
 
 
 
Erreicht werden könne dies über höchste Stan-
dards bei der Dämmung und Einsatz ausschließ-
lich regenerativer Energien für Heizung und 
Warmwasser. Es wird darauf hingewiesen, dass 
solche Passivhäuser u.a. in Erkelenz seit gut 15 
Jahren in großer Zahl errichtet werden. Der Ein-
satz von Photovoltaik und/oder Wärmekollektoren, 

 
 
 
 
 
 
Die im GEG formulierten Mindestan-
forderungen an Neubauten sind ein-
zuhalten. Demnach sind alle Neu-
bauten mindestens als Niedrigs-
tenergiegebäude entsprechend der 
Anforderungen eines KfW-Effizienz-
hauses 55 auszuführen, ein Teil des 
Energiebedarfs muss dabei durch 
die Nutzung erneuerbarer Energien 
gedeckt werden. Darüber hinaus 
steht es den zukünftigen Eigentü-
mern frei, höhere Standards zu nut-
zen, wenn sich dies unter Berück-
sichtigung der ökologischen und 
wirtschaftlichen Faktoren lohnt. Für 
die Festsetzung von Null- oder 
Plusenergiehäusern im Bebauungs-
plan bietet § 9 BauGB keine Er-
mächtigungsgrundlage. 
 
Nach Auffassung der Stadt Wegberg 
ist die Festsetzung einer Verpflich-
tung zum Bau von Photovoltaikanla-
gen nicht sinnvoll, da diese Festset-
zungen nur mit konkreten Regelun-
gen zur Leistung oder Mindestfläche 
dieser Anlagen verbunden werden 

 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Festsetzung höherer Stan-
dards zurück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich einer Verpflichtung zum Bau 
von Photovoltaikanlagen zurück. 
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evtl. auch Wärmepumpen muss selbstverständlich 
sein. Die Forderungen werden nicht als unzumut-
bar angesehen, sondern als zum Schutz des Kli-
mas unbedingt notwendig und darüber hinaus 
auch wirtschaftlich, also angemessen. 
 
Es wird bemängelt, dass entsprechende Anregun-
gen in der Vergangenheit nicht aufgenommen 
wurden und darauf hingewiesen, dass dies in an-
deren Städten bereits umgesetzt wird. Inzwischen 
haben ganze Bundesländer eine Solarpflicht auf-
genommen oder sind dabei. Die vom NABU ange-
regte und vom Rat abgelehnte PV-Pflicht im Bau-
gebiet Maternusstraße in Merbeck hat nicht ver-
hindert, dass dort alle (!) Neubauten mit PV aus-
gestattet wurden. Es ist also machbar, zumutbar 
und bezahlbar und sollte daher Pflicht sein, ver-
gleichbar der Pflicht zum Einsatz erneuerbarer 
Energien bei der Wärmegewinnung. 
 
Gleichzeitig muss die Flächenversiegelung mini-
miert, besser eine Neuversiegelung ganz vermie-
den werden. Die Gründe dafür sind inzwischen 
allgemein bekannt: Erhalt der Grundwasserneubil-
dung, Vermeidung weiterer Hochwasserspitzen, 
Vermeidung weiterer Erwärmung versiegelter o-
der geschotterter Flächen, Lebensraum für Men-
schen, Tiere und Pflanzen. 
 
 
 
 
 

müsste. Damit wird zukünftig die Be-
rücksichtigung neuer technischer 
Standards erschwert. Die unabhän-
gig von den Regelungen des Bebau-
ungsplans geltenden Vorgaben des 
Gebäudeenergiegesetzes zur Nut-
zung von erneuerbaren Energien 
werden als ausreichend angesehen. 
Das vom Einwender benannte Bau-
gebiet Maternusstraße zeigt, dass 
die Umsetzung auch ohne eine Fest-
setzung im Bebauungsplan funktio-
niert. 
 
 
 
 
 
 
 
Eine vollständige Vermeidung von 
Neuversiegelungen ist nicht umsetz-
bar, da die Stadt Wegberg zum Er-
halt und zur Weiterentwicklung Weg-
bergs als attraktivem Wohnstandort 
auf die Ausweisung neuer Bauflä-
chen angewiesen ist. Im Rahmen 
der Planung und der planerischen 
Abwägung werden die Vorgaben des 
§ 1a BauGB zum sparsamen Um-
gang mit Grund und Boden beachtet. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Nachhaltigkeit 
Der Rat der Stadt Wegberg hat im Frühjahr 2021 
die Einstellung eines Nachhaltigkeitsmanagers 
beschlossen. Daraus wird geschlossen, dass 
Nachhaltigkeit der Politik und Verwaltung in Weg-
berg wichtig ist. Es wird ein kurzfristiges Handeln 
gefordert, um den Planeten für diese und die 
nächsten Generationen lebenswert zu erhalten. 
 
Daher sollte nicht auf einen hauptamtlichen Nach-
haltigkeitsmanager gewartet werden. Die Beratun-
gen über Bebauungspläne sind eine der wenigen 
Möglichkeiten für die lokale Politik, entscheidende 
Weichen zu stellen. Entsprechend müssen alle 
Möglichkeiten genutzt werden, möglichst nachhal-
tig zu bauen, wenn es denn keine Alternativen zu 
Neubauten gibt. Rat und Verwaltung können bei 
Klimaschutz und Nachhaltigkeit nicht allein auf 
Regelungen auf Bundes- und Landesebene ver-
weisen und die Verantwortung allein an die Bür-
ger weitergeben; sie können und müssen hier 
auch aktiv werden und fortschrittliche Vorgaben 
machen. 
 
Die Wegberger Verwaltung darf nicht wie nach Er-
arbeitung und Beschluss des Klimaschutzkonzep-
tes 2013/14 viele Jahre weitgehend ungenutzt 
verstreichen lassen, bis sie handelt (oder wie im 
Klimaschutz weiter i.W. nichts tut und mangels Ar-
beitszeit von Mitarbeitern keine der zahlreich vor-
handenen Förderungen beantragt bzw. beantra-
gen kann). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinden können in ihren Be-
bauungsplänen nur Festsetzungen 
im Rahmen der Ermächtigungs-
grundlagen des BauGB formulieren. 
Hinsichtlich der Umsetzung von Zie-
len der Nachhaltigkeit, Energieeffizi-
enz und des Klimaschutzes an Ge-
bäuden gibt es ausschließlich die Er-
mächtigungsgrundlage des § 9 Ab-
satz 1 Nr. 23 b) BauGB. Die Stadt ist 
davon überzeugt, dass der Einsatz 
erneuerbarer Energien und energie-
effizientes Bauen durch das GEG 
weitgehend geregelt ist. Weitere 
Festsetzungen mit der Formulierung 
konkreter baulicher oder technischer 
Maßnahmen werden von der Stadt 
abgelehnt, da die Befürchtung be-
steht, dass durch die konkreten 
Festsetzungen künftige Entwicklun-
gen nicht umgesetzt werden. Ein*e 
hauptamtliche Nachhaltigkeitsmana-
ger*in kann darüber hinaus die Bau-
willigen über weitergehende bauliche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der weitergehenden Festset-
zungen zu Klimaschutz und Nachhaltig-
keit zurück. 
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Es wird auf die 2015 von der UN-Vollversamm-
lung beschlossenen Ziele für nachhaltige Entwick-
lung hingewiesen. Mehrere davon sind beim 
Bauen (und dem erzeugten Verkehr) zu beachten, 
u.a. 
Ziel 13 Klimaschutz und Klimaanpassung 
Ziel 15 Nachhaltige Landökosysteme 
Ziel 12 Nachhaltige Konsum- und Produktions-
muster 
Ziel 6.6 wasserverbundene Ökosysteme schützen 
und wiederherstellen (Renaturierung der 
Schwalm) 
7.2 Anteil erneuerbarer Energien erhöhen 
7.3 Erhöhung der Energieeffizienz 
11.1 bezahlbarer Wohnraum für alle 
11.2 nachhaltige Verkehrssysteme für alle 
11.3 integrierte nachhaltige Stadtentwicklung 
11.6 Umweltbelastung durch Städte senken 
 
Mit der vorgelegten Planung wird ein Widerspruch 
zu den unter 3.1 im Entwurf der Begründung vor-
gegebenen Ziele und Grundsätzen des ROG/LEP 
NRW gesehen. 
 
 
 
 
 
 

und technische Möglichkeiten bera-
ten, und dies immer auf dem dann 
aktuellen Stand der Entwicklungen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Widerspruch zwischen der Pla-
nung und den benannten Zielen und 
Grundsätzen kann nicht erkannt wer-
den. Die Planung berücksichtigt die 
verschiedenen Belange und wägt 
diese gegeneinander ab, die Vorga-
ben zur Flächeneinsparung und 
energieeffizienten und klimagerech-
ten Siedlungsentwicklung werden 
ausreichend berücksichtigt. 

 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas der Ziele und 
Grundsätze des ROG/LEP zurück. 
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Die Angaben zur Inanspruchnahme landwirt-
schaftlich genutzter Flächen werden als falsch an-
gesehen. Ein sparsamer Umgang mit Grund und 
Boden findet aufgrund der Grundstücksgrößen, 
Einzelhäusern und Höhe der Bebauung definitiv 
nicht statt. Es stehen andere, ebenfalls gut er-
schlossene und größere Flächen zur Verfügung, 
für die teilweise bereits seit langem ein BP be-
schlossen wurde (Beeckerheide, s.u.). Wie 31 
Wohneinheiten im Vergleich zu mehreren 1.000 
Haushalten im lnnenring die lnnenstadt substanti-
ell stärken sollen, ist unklar. Gerade von außen 
Zugezogene nehmen eher weniger Anteil am Le-
ben in der Stadt und zu Zeiten von Corona und 
online-Shopping ist dieses Argument noch weni-
ger stichhaltig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Flächensparendes Bauen 
Die vorgesehenen Grundstücksgrößen werden für 
nicht mehr zeitgemäß gehalten. Viele Menschen 
benötigen und nutzen heute keinen großen Gar-
ten mehr. 
 

Der Gesetzgeber hat über den § 1a 
BauGB den sparsamen Umgang mit 
Grund und Boden vorgeschrieben. 
Gleichzeitig ist sicherzustellen, dass 
sich die neue Bebauung verträglich 
in die vorhandenen Strukturen und 
das umgebende Orts- und Land-
schaftsbild einfügt. Die Wohnbebau-
ung entlang der Venloer Straße und 
der angrenzenden Wohnstraßen be-
steht überwiegend aus freistehenden 
Einzelhäusern oder Doppelhäusern 
mit ein bis zwei Geschossen auf 
großzügigen Grundstücken. Die Pla-
nung nimmt diese Typologie auf. 
Durch Festsetzungen zur Versiege-
lung und Begrünung der privaten 
und öffentlichen Flächen sowie den 
Erhalt der nördlich liegenden Grün-
fläche und hier befindlichen Eichen 
wird sichergestellt, dass auch auf 
größeren Baugrundstücken eine 
ausreichende Begrünung realisiert 
wird. 
 
 
In Wegberg besteht eine anhaltend 
hohe Nachfrage nach Baugrundstü-
cken, die auch durch die noch vor-
handenen unbebauten Wohnbauflä-
chen nicht gedeckt werden kann. Die 
Entwicklung weiterer Flächen ist da-

Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Inanspruchnahme 
landwirtschaftlich genutzter Fläche zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Flächensparen-
des Bauen zurück. 
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Hier sollen - nach Abzug der zu erhaltenen Grün-
fläche - auf ca. 21.000 m² gerade einmal 31 
Wohneinheiten geschaffen werden (max. 46). 
 
Zum Vergleich: 
In Erkelenz wurden 2005 an der Chlodwigstraße 
57-63 auf 800 m² 4 Reihenhäuser (4 Wohneinhei-
ten) mit 2 Garagen und 4 Stellplätzen geschaffen. 
Grundstücksgrößen von 155-261 m² genügen den 
Familien hier. lm Bereich Lothringer Straße-
Chlodwigstraße-Merowingerstraße seien auf 
21.000 m² 63 Häuser, meist Doppel- und Reihen-
häuser, gebaut worden. 
 
Bei geringeren Grundstücksgrößen und der Zulas-
sung von Doppel- und Reihenhäusern ließen sich 
mehr Wohneinheiten auf geringerer Fläche reali-
sieren und gleichzeitig deutlich größere Grünflä-
chen im Norden und im Osten des Plangebietes 
erhalten. Eine Begrünung auf mind. 40 % der 
Grundstücksflächen kann nicht als flächenspa-
rend bezeichnet werden und entspricht sicher 
nicht der in den Unterlagen stets betonten Ent-
wicklung eines durchgrünten Baugebietes. 
 
 
 
 
 
 
 
 

her zwingend notwendig. Die Nach-
verdichtung kleinerer Flächen in be-
reits bebauten Bereichen soll hier 
vorrangig verfolgt werden. Die vor-
gesehenen Grundstücksgrößen ent-
sprechen dabei den häufig angefrag-
ten Größen. 
 
Aufgrund der Lage in zweiter Reihe 
hinter der Wohnbebauung an der 
Venloer Straße kann das Plangebiet 
nur über eine Zufahrt zwischen der 
bestehenden Wohnbebauung er-
schlossen werden. Durch das dich-
tere Ausnutzen des Plangebietes 
und das damit einhergehende hö-
here Verkehrsaufkommen würden 
sich negative Auswirkungen auf die 
umgebende Bebauung ergeben, die 
nicht zu vertreten sind. 
 
Die Begrünung auf mindestens 40 % 
der Grundstücksflächen entspricht 
dem gemäß § 17 BauNVO vom Ge-
setzgeber vorgegebenen Orientie-
rungswert für allgemeine Wohnge-
biete. Über die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes werden Vorgaben 
zur Gestaltung und Begrünung die-
ser Flächen gemacht. 
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Nach der Wohnungsmarktstudie des Kreises 
Heinsberg ist nicht der Bau großer Einfamilien-
häuser notwendig, sondern es sind bezahlbare 
Mietwohnungen für Familien gefragt, weitere 
kleine Wohnungen für Senioren, die kein großes 
(Einfamilien)Haus mehr benötigen oder unterhal-
ten können, und für Alleinstehende. Das Miet-
preisniveau ist nach der Studie im Innenring eher 
hoch, das Angebot an neuen Mietwohnungen e-
her niedrig. 
 
In Wegberg (u.a. in Merbeck) werden derzeit (und 
wurden in den letzten Jahren) zahlreiche Einzel-
häuser von Senioren an junge Familien von aus-
wärts verkauft, die sich kein neues Einfamilien-
haus mit großem Grundstück leisten können oder 
leisten wollen. In Merbeck ist dies an den Kinder-
zahlen in Kindergarten und Grundschule ablesbar. 
Es führte trotz des in Merbeck kaum stattfinden-
den Neubaus dazu, dass die Grundschule erhal-
ten bleibt und wieder mehr Klassen möglich sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Bedarf nach Baugrundstücken 
ist in Wegberg unbegrenzt hoch. Der 
Liegenschaftsabteilung der Stadt 
Wegberg und der Stadtentwicklungs-
gesellschaft Wegberg liegen aktuell 
über 500 Anfragen für Baugrundstü-
cke vor. 
 
Der in der Wohnungsmarktstudie 
des Kreises Heinsberg ausgewie-
sene Bedarf an Mehrfamilienhäusern 
und gefördertem Wohnungsbau be-
steht in erster Linie in den ländliche-
ren Bereichen Wegbergs. 
 
Gemäß dem Beschluss des Aus-
schusses für Wohnen, Bauen, Um-
welt und Vergabe vom 19.11.2019 
wurde auch im Rahmen dieses Vor-
habens die Integration von Ge-
schosswohnungsbau geprüft. Auf-
grund des daraus resultierenden er-
höhten Verkehrsaufkommens und 
der aufgrund der Lage in zweiter 
Reihe damit einhergehenden höhe-
ren Belastung für die umliegende 
Wohnbebauung wird eine Mehrfami-
lienhausbebauung jedoch kritisch 
gesehen. 
 
Da das Plangebiet nicht in einem 
Ortsteil liegt, in dem ein besonders 
großer Mangel an gefördertem 

Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Bedarf an Bau-
grundstücken und Mehrfamilienhäusern 
zurück. 
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Die Ausweisung von Wohngebieten mit Grund-
stücksgrößen von im Mittel über 300 - 400 m² Flä-
che und Einzelhausbebauung lässt sich mit Nach-
haltigkeit, nachhaltiger Flächennutzung und Kli-
maschutz nicht vereinbaren. Bei Bodenpreisen 
von 220 €/m² (nach www.boris.nrw.de, tatsächlich 
eher höher) ist allein schon wegen der Grund-
stücksgröße kein günstiger Bau möglich (bei 
Grundstücksgrößen von mind. 500 m² liegt allein 
der Kaufpreis der Grundstücke bei mind. 
110.000 € zzgl. Grunderwerbssteuer). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Artenschutzprüfung 
Baumuntersuchung 
Zwei Begehungen im Winter zur Erfassung von 
Höhlungen an den Eichen überraschen, die Su-
che nach Spuren von Fledermäusen macht auf-
grund der Jahreszeit (keine Nahrungsaufnahme = 
keine Ausscheidung) wenig Sinn. Horste und 

Wohnraum besteht, wird unter Be-
rücksichtigung der oben genannten 
Gründe die Variante mit ausschließli-
cher Einzelhausbebauung weiterver-
folgt. 
 
In Wegberg besteht eine Nachfrage 
nach neuen Baugrundstücken in der 
hier geplanten Größenordnung. Es 
ist daher davon auszugehen, dass 
sich Kaufinteressenten für die 
Grundstücke finden werden. Durch 
die Ausweisung von neuen Wohn-
bauflächen im Zentrum des Wegber-
ger Siedlungsraums statt auf Flä-
chen im Außenbereich wird ein 
Wohngebiet mit kurzen Wegen ge-
schaffen, dass Synergieeffekte mit 
der Umgebung ermöglicht. Durch die 
Lage in zweiter Reihe hinter der um-
liegenden Bebauung, die durch den 
ausgelösten Mehrverkehr belastet 
wird, und durch die direkte Lage an 
der Schwalm soll die bauliche Dichte 
im Plangebiet verträglich bleiben. 
 
 
 
Im Herbst (November) waren die Ei-
chen noch belaubt und eine Erfas-
sung von Astlöchern, Baumhöhlen, 
Horsten oder Rindenspalten nur ein-
geschränkt möglich. Deshalb fand im 

 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Grundstücksgrö-
ßen zurück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Begehungen zurück. 
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übertagende Eulen wären im unbelaubten Zu-
stand der Bäume zu erkennen. Daher macht die 
(zweimalige!) Suche nach Mauserfedern und Ge-
wöllen wenig Sinn. 
 
 
 
 
 
Nicht hingewiesen wird auf die Tatsache, dass 
mindestens 50 % der Baumhöhlen vom Boden 
aus nicht zu erkennen sind. Gerade in der rauhen 
Borke der Eichen sind Spalten und Höhlenein-
gänge oft nicht zu sehen. Es ist davon auszuge-
hen, dass in 11 starken Eichen wie im Gebiet 
mehrere Fledermausquartiere bestehen und auch 
Wochenstuben- und Winterquartiere nicht auszu-
schließen sind. Quartiere an Bäumen wie im Ge-
biet kann nicht nur die in der ASP genannte Rau-
hautfledermaus nutzen, sondern zahlreiche wei-
tere Arten. Aus Fledermauskästen in Wegberg 
sind Braunes Langohr, Kleinabendsegler, Fran-
senfledermaus, Wasserfledermaus, Abendsegler 
und Großes Mausohr (!) als Baumbewohner be-
kannt (ohne Anspruch auf Vollständigkeit). 
 
 
 
 
 
 
 
 

Januar ein weiterer Termin zur 
Baumkontrolle statt. Dabei handelte 
es sich um eine Kontrolle, um poten-
zielle Nistplätze und/oder Quartiere 
(insbesondere Baumhöhlen) im Vor-
feld zu entdecken. Ein direkter Fle-
dermaus-Nachweis war nicht beab-
sichtigt. 
 
Kotspuren, Rupfungen, Gewölle und 
Federn geben unabhängig vom aktu-
ellen Aufenthaltsort des Individuums 
einen Hinweis auf ein Vorkommen 
stark geschützter Vogelarten. 
 
Bei dem Fachbericht handelt es sich 
um eine Potenzialprüfung ohne An-
spruch auf Vollständigkeit, die letzt-
endlich nur durch umfangreiche Kar-
tierungen zu erreichen wäre. Kartie-
rungen sind im Rahmen einer Arten-
schutzvorprüfung ausdrücklich nicht 
vorgesehen. 
Da Fledermausvorkommen aus der 
Umgebung des Plangebietes (insbe-
sondere aus der Schwalmaue) be-
kannt sind, wurde in Abstimmung mit 
der unteren Naturschutzbehörde von 
vornherein der „worst-case“-Fall an-
genommen. Es ist davon auszuge-
hen, dass Baumhöhlen bewohnende 
Fledermäuse in dem Baumbestand 
des Plangebietes- insbesondere in 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Berücksichtigung von 
Quartiersmöglichkeiten für Fledermäuse 
zurück. 
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Vöqel 
Begehungen im Winter sagen wenig über Brutvor-
kommen aus. Dem NABU Wegberg erscheinen 
Bruten zumindest folgender planungsrelevanter 
Arten im Gebiet möglich: Bluthänfling, Feldlerche 
(bei regelmäßiger, nicht zu häufiger Mahd) und 
Star. 

den Eichen - geeignete Quartiere fin-
den. Da die Eichenreihe erhalten 
werden soll, stehen diese Quartiere 
(sofern vorhanden) auch weiter zur 
Verfügung. 
 
Sollten doch Bäume entnommen 
werden, ist der Verlust von Baum-
höhlen durch die „fachgerechte An-
bringung geeigneter Fledermauskäs-
ten an geeigneter Stelle mit räumli-
chem Bezug zum Eingriff) und in 
ausreichender Anzahl auszugleichen 
(zzgl. jeweils eines Ablenkungskas-
tens für Höhlenbrüter, wie z.B. Mei-
sen).“ Der Verlust einer Baumhöhle 
ist durch mindestens ein Cluster von 
Fledermauskästen (= fünf Ersatzkäs-
ten) auszugleichen (s. LANUV). 
Hinzu kommen in diesem Fall Nist-
kästen für kleine Höhlenbrüter, wie 
Meisen (als Ablenkungskästen), und 
den Star (als potenziell vorhandene 
und damit zu berücksichtigende Art; 
s.u.). 
 
 
Der Fachbericht stellt eine Potenzial-
prüfung und keine Kartierung dar. Bi-
otopstrukturen, die von Vögeln als 
Nistplätze genutzt werden können, 
können mehrheitlich auch im Winter 
erfasst werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der fehlenden planungsrele-
vanten Brutvogelarten zurück. 
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Der Bluthänfling (Carduelis can-
nabina) besiedelt halboffene bis of-
fene Landschaften mit lockerem 
Baum- oder Strauchbestand, Hoch-
staudenfluren und gestörten, offenen 
Bodenbereichen (SÜDBECK et al. 
2005). Die Art benötigt Hochstau-
denfluren, offene Bodenbereiche 
und andere Saumstrukturen zur 
Nahrungssuche sowie strukturreiche 
Gebüsche oder junge Nadelbäume 
als Nisthabitate. Das Nest wird in 
dichten Hecken und Büschen, vor al-
lem in jungen Nadelbäumen, in Dor-
nensträuchern oder in Kletterpflan-
zen angelegt (SÜDBECK et al. 
2005). Aufgrund der (zum Zeitpunkt 
der Beauftragung) relativ intensiven 
Nutzung des Plangebietes und feh-
lender Habitatstrukturen wurde ein 
Vorkommen des Bluthänflings aus-
geschlossen. 
 
Der Star benötigt eine strukturreiche, 
halboffene Kulturlandschaft mit offe-
nen, kurzrasigen Flächen zur Nah-
rungssuche - ideal ist ein Mosaik aus 
kleinen (Eichen)Wäldern und Vieh-
weiden. Für den Star, der in der 
Wahl seiner Nisthöhle verhältnismä-
ßig flexibel ist, stellen sowohl Bunt-
specht-Nisthöhlen als auch Nistkäs-
ten sowie Nischen und Spalten an 
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Gebäuden geeignete Nistplätze dar 
(GRÜNEBERG et al.2013). Ein Vor-
kommen des Stars ist nicht ausge-
schlossen, da die Art im Plangebiet 
Nahrung und ggf. auch einen Nist-
platz findet. Der Verlust von Nisthöh-
len (vorgesehen ist der Erhalt der Ei-
chenreihe) wird durch das fachge-
rechte Anbringen artspezifischer 
Nistkästen mit räumlichem Bezug 
zum Eingriff ausgeglichen. Auch 
nach einer Nutzungsänderung des 
Plangebietes stehen dem Star ver-
schiedene Nahrungshabitate (in den 
Gärten, in der Schwalmaue sowie 
auf den Agrarflächen und Weiden in 
der näheren Umgebung) zur Verfü-
gung. 
 
Als charakteristische Offenlandart 
nimmt die Feldlerche artspezifische 
Meideabstände zu verschiedenen 
Vertikalstrukturen ein. Das LANUV 
nennt für die Art Abstände von 

- > 50 m zu Einzelbäumen, 
- > 120 m zu Baumreihen 

und Feldgehölzen von 1-3 
ha, 

- 160 m zu geschlossenen 
Gehölzkulissen und 

- > 100 m zu Hochspan-
nungsfreileitungen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH         23 
 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
Da es sich beim Plangebiet über die einzige 
große, nicht intensiv genutzte Grünlandfläche im 
ganzen Innenring handelt (!), ist sie mit Sicherheit 
als Jagdgebiet für mehrere planungsrelevante Ar-
ten von Bedeutung. In der Umgebung dürften wei-
tere derzeit als Rasen, Schaf- oder Pferdeweide 
genutzte Flächen ebenfalls in naher Zeit bebaut 
werden und damit als Nahrungshabitate wegfal-
len. Diese allgemeine Verschlechterung der Nah-
rungshabitate schließt aus, dass es in der Umge-
bung noch Nahrungshabitate in ausreichendem 
Umfang gibt, werden landwirtschaftliche Nutzflä-
chen jenseits des Rings doch intensivst bewirt-
schaftet und bieten gerade für Arten, die auf Of-
fenland jagen, kein geeignetes Jagdhabitat. Zu 
den Arten, die im FlS als planungsrelevante Vo-
gelarten in der Umgebung des Plangebietes (MTB 
48044) genannt werden und die nach Einschät-
zung des NABU eine wichtiges Jagdhabitat verlie-
ren, gehören zumindest Mäusebussard, Mehl-
schwalbe (Kolonie u.a. im Westen des Länd-
chens) und Rauchschwalbe, Schleiereule (Brut in 
Berg), Sperber, Star, Turmfalke, Uferschwalbe, 
Waldkauz und Waldohreule. Zu ergänzen ist der 
Uhu, der 2021 in einer Entfernung von gut 
1.500 m zum Plangebiet erfolgreich gebrütet hat. 
Bei Arten wie Schwalben, Star, Turmfalke und 

Diesen Angaben zufolge ist das Ge-
lände - auch nach Aufgabe der (im 
November 2019 relativ intensiven) 
Nutzung - als Brut- oder Rasthabitat 
für die Feldlerche nicht geeignet. 
 
Zum Zeitpunkt der Ortsbegehungen 
(November 2019 Januar 2020) hat 
sich das Plangebiet als intensiv ge-
nutzte, krautarme Pferdeweide dar-
gestellt. 
 
Diese kann von den o.g. Vogelarten 
zur Nahrungssuche genutzt werden. 
Es ist aber nicht anzunehmen, dass 
diese Fläche als essentielles Nah-
rungshabitat dient, so dass ihr Ver-
lust zu einer Beeinträchtigung der 
o.g. Arten auf Populationsniveau 
führt. Die Reviere der aufgeführten 
Greifvögel umfassen in der Regel 20 
bis 100 ha und damit zahlreiche 
Nahrungshabitate (Schleiereule 100 
ha, Uhu bis zu 40 km² - die Jagdge-
biete des Uhus liegen bis zu 5 km 
vom Brutplatz entfernt - MKULNV 
2015). 
 
Die Bebauung weiterer Flächen in 
der näheren Umgebung ist derzeit 
nicht bekannt, aber auch in diesem 
Fall wäre eine artenschutzrechtliche 

 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Verschlechterung der Nah-
rungshabitate im Umfeld des Plange-
bietes zurück. 
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Waldohreule und evtl. weiteren Vogelarten ist 
nicht auszuschließen, dass der Wegfall einer nah-
rungsreichen 2,6 ha großen und extensiv genutz-
ten Grünlandfläche negative Auswirkungen auf 
den lokalen Erhaltungszustand (im Gemeindege-
biet) hat. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Aussage, Mehl- und Rauchschwalbe würden 
die Fläche nur gelegentlich zu Nahrungssuche 
nutzen (Mehlschwalbenkolonie benachbart!), ist 
nicht nachvollziehbar und sicher falsch. Die an-
grenzende Schafhaltung am Schwalmweg dürfte 
für mehrere Vogelarten das Angebot an geeigne-
ten Nahrungsinsekten erhöhen. 
 
 
 
 
 
 
Fledermäuse 
Eine Erfassung von Fledermäusen fand nicht 
statt, eine Betroffenheit wird in der ASP vom Be-
arbeiter und auch vom Kreis Heinsberg nicht aus-
geschlossen. Auch wir sehen eine mögliche Be-

Bewertung des Vorhabens durchzu-
führen. Sollte der Entfall weiterer 
Nahrungshabitate dann als gravie-
rend für die vorhandenen Arten ein-
gestuft werden, sind die Bauvorha-
ben ggfs. einzustellen. 
 
Darüber hinaus stellt die 
Schwalmaue insbesondere zur Brut- 
und Setzzeit ein sehr wichtiges Nah-
rungshabitat dar, das auch in Zu-
kunft gesichert ist. 
  
Das Beutespektrum der Schwalben 
umfasst vor allem verhältnismäßig 
kleine Fluginsekten. Ihr Nahrungsan-
gebot wird demzufolge u. a. durch 
Viehhaltung, Blütenpflanzen und Ge-
wässer beeinflusst. An beiden Orts-
terminen stellte sich das Plangebiet 
als relativ intensiv genutzte, kraut-
arme Pferdeweide dar, die zwar von 
den Schwalben zeitweise genutzt 
werden kann, aber kein essentielles 
Nahrungshabitat darstellt. 
 
 
Im Rahmen einer Artenschutzvorprü-
fung ist eine Kartierung nicht vorge-
sehen. Aufgrund der Nähe zur 
Schwalm und der bereits bekannten 
Fledermausnachweise wurde in Ab-
stimmung mit der UNB der „worst-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich des Nahrungsangebotes für 
Mehl- und Rauschwalben zurück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der fehlenden Fledermauser-
fassungen zurück. 
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troffenheit mehrerer Fledermausarten, die be-
nachbart zum Plangebiet Wochenstuben nutzen 
(vgl. Kurzkartierung Fledermäuse im Anhang).  
 
 
 
 
 
 
 
 
Leider hat der Bearbeiter der ASP keine Daten bei 
lokal aktiven Naturschutzverbänden abgefragt, 
wie es in der zitierten Handlungsanweisung zum 
Artenschutz in der Bauleitplanung gefordert wird! 
Eine Abfrage der Naturschutzstation Wildenrath, 
die keine Fledermauserfassungen durchführt und 
keine Daten zu Fledermäusen sammelt, ersetzt 
nicht die Anfrage beim NABU (und damit bei akti-
ven Fledermauskundlern). lm LINFOS fand der 
Bearbeiter zahlreiche Fledermausnachweise, 
bringt in der ASP aber nur einen Kartenausschnitt 
aus dem LINFOS und spricht von „größtenteils ... 
Nachweise jagender Zwergfledermäuse (verein-
zelt wurden auch Quartiere und Wochenstuben 
gefunden)“. Dies ist eine unzulässige Relativie-
rung. Natürlich stehen - je nach Art der Meldun-
gen - einem bekannt gewordenen Quartier zahl-
reiche Flug- und Jagdbeobachtungen gegenüber. 
Flugbeobachtungen sind viel einfacher, gesche-
hen in einem großen Gebiet und nicht alle Quar-
tiere sind von öffentlichen Wegen und Straßen 
aus einsehbar. Darüber können Quartiere von 

case“ angenommen. Die potenzielle 
Betroffenheit von Fledermäusen wird 
durch Vermeidungs- und Verminde-
rungsmaßnahmen ausgeschlossen, 
wie z.B. durch den Erhalt der Ei-
chenreihe, den Ausgleich von Baum-
höhlen durch Anbringung von Fle-
dermauskästen und ein Beleuch-
tungskonzept, das nachaktive Tierar-
ten schützt. 
 
Der Fachbericht wurde im November 
2019 beauftragt und im Januar 2020 
abgegeben. Die Dauer des Verfah-
rens unterliegt nicht dem Einfluss 
der Verfasser. Grundsätzlich werden 
Artenschutzvorprüfungen jedoch ca. 
5 Jahre lang als gültig angesehen.  
 
Fledermausvorkommen sind in der 
Umgebung des Plangebietes unbe-
stritten vorhanden und wurden ent-
sprechend berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Gültigkeit der Artenschutz-
vorprüfung und der Berücksichtigung 
von Fledermausvorkommen zurück. 
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mehrere Dutzend bis wenige Hundert Tieren ge-
nutzt werden, die einfacher als wenige Quartiere 
zu erfassen sind. Neben (wenigen) Nachweisen 
anderer planungsrelevanter Fledermaus- und Vo-
gelarten führt das LINFOS mehrere Quartiere von 
Zwergfledermäusen auf und mit dem Fund einer 
jungen Breitflügelfledermaus zumindest den Hin-
weis auf ein Fortpflanzungsquartier einer weiteren 
Art. Wie der Autor korrekt darstellt, gehen die Mel-
dungen nur bis 2014. lm Sinne einer umfassen-
den Datenrecherche wäre es angebracht gewe-
sen, bei Kreis Heinsberg und NABU zu recher-
chieren, ob weitere Daten vorhanden sind. Der 
NABU ist als Quelle im LINFOS genannt und die 
Kenntnis über Fledermausschützer im Kreis 
Heinsberg ist beim Bearbeiter der ASP vorhan-
den. Für eine Offenlage im Juli 2021 ist eine Da-
tenabfrage im Dezember 2019 nicht ausreichend. 
Aufgrund der technischen Entwicklungen findet 
gerade bei Fledermäusen ein rasanter Zuwachs 
des Wissens über Verbreitung und Aktivitäten 
statt, was in der Fachöffentlichkeit bekannt ist. 
 
Wie die der Stellungnahme beigelegte Abbildung 
zeigt, sind dem NABU (und auch dem Kreis 
Heinsberg) mehrere Nachweise von Wochenstu-
ben der Zwergfledermaus in Harbeck bekannt, al-
lesamt aus Zufallsmeldungen von Quartieren und 
gefundenen Jungtieren von 1989 bis zum Juli 
2021, alle weniger als 500 m vom Plangebiet ent-
fernt. Nach 32 Jahren Fledermauserfassung und 
Fledermausschutz in Wegberg stellen wir fest, 
dass aus keinem anderen Stadtteil von Wegberg 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die bekannten Fle-
dermaus-Meldungen in Harbeck wird 
zur Kenntnis genommen. Fleder-
mausvorkommen im Plangebiet und 
seiner näheren Umgebung sind un-
bestritten vorhanden (s.o.) und wur-
den entsprechend berücksichtigt. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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eine derartige Dichte von Fledermausquartieren 
aufgrund von Meldungen aus der Bevölkerung 
(Zufallsfunde) bekannt geworden ist. 
 
Wir widersprechen der Aussage, das Gebiet wäre 
nicht bedeutend als Jagdhabitat von Fledermäu-
sen oder würde nur randlich genutzt. Wie eine 
kurze Erfassung im Juli 2021 gezeigt hat, nutzen 
mehrere Fledermausarten das Gebiet zur Nah-
rungssuche, teilweise ganznächtig. Es handelt 
sich um ein wichtiges, quartiernahes Jagdhabitat 
von mindestens zwei Arten, das gerade zur Wo-
chenstubenzeit und bei schlechtem Wetter, wenn 
keine ausgedehnten Jagdflüge möglich sind, 
wichtig für Ernährung und Jungenaufzucht ist. 
 
Dass der Gutachter für die immerhin 2,6 Hektar 
(26.000 m²) große und inzwischen aufgegeben 
Pferdeweide mit 11 starken Eichen, die nicht häu-
fig gemäht wird und nicht häufig oder gar nicht re-
gelmäßig mit Wirtschaftsdünger und darin enthal-
tenen Tierarzneien behandelt wird, feststellt: „eine 
besondere Eignung der Pferdeweide als Nah-
rungshabitat für Fledermäuse ist insgesamt nicht 
erkennbar“ verwundert uns doch sehr. Allein 
schon die Nutzung spricht für ein gutes Nahrungs-
habitat für Fledermäuse, aber auch für zahlreiche 
Arten aus anderen Tiergruppen (sowohl gefähr-
dete oder planungsrelevante als auch häufige und 
verbreitete Arten). In der Fläche dürften sich in 
großer Zahl Futterinsekten entwickeln, von denen 
Junikäfer und Schnaken vermutlich die bekann-
testen und auffälligsten sind. Ihre Larven fressen 

 
 
 
 
Im Fachbericht wird der Zustand der 
Pferdeweide unmittelbar nach Be-
auftragung dargestellt. Damals han-
delte sich um eine krautarme, ver-
hältnismäßig intensiv genutzte 
Weide. „Ausgedehnte Jagdflüge“ um 
den Energiebedarf zu decken, müs-
sen die Fledermäuse auch bei einer 
Nutzungsänderung der Pferdeweide 
nicht zurücklegen, weil die benach-
barten Gärten (weitestgehend) sowie 
die Eichenreihe erhalten bleiben und 
die insektenreiche Schwalmaue un-
mittelbar angrenzt. Letztere sind 
durch ein geeignetes Beleuchtungs-
konzept zu schützen. Eine entspre-
chende textliche Festsetzung wurde 
unter Nr. 8 aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Bedeutung des Plangebie-
tes für Fledermäuse zurück. 
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an den Wurzeln von Gräsern, die ja die Fläche 
dominieren. 
 
Neben der Rauhautfledermaus könnten fast alle 
im Anhang genannten Fledermausarten die Ei-
chen als Quartiere nutzen (vgl. Anhang). Spalten 
und Höhlungen sind aber vom Boden aus regel-
mäßig nicht zu erkennen. Bei mehreren Arten ist 
insbesondere für die starken Eichen (BHD 45/50 - 
90/100 cm) eine Nutzung von Spalten und Höh-
lungen als Wochenstubenquartiere und evtl. sogar 
als Winterquartier denkbar. Die Bäume sind daher 
unbedingt zu schonen (s.u.). Aufgrund ihrer Be-
deutung als Jagdhabitat (siehe Anhang) und evtl. 
Quartierbereich müssen die Bäume dunkel gehal-
ten werden und ggf. auch gegen Haus und Gar-
tenbeleuchtungen von den nördlich angrenzenden 
Gärten abgeschirmt werden, etwa durch die An-
lage einer Hecke an der Nordgrenze des Plange-
bietes. 
 
Weitere Arten 
Auch bei den häufigen, nur national geschützten 
Amphibienarten spricht der Bearbeiter der ASP 
nur von einer gelegentlichen Nutzung des Plange-
bietes. Dies erschließt sich uns nicht, gehören 
Grünland und nicht zu intensiv genutzte Gärten 
doch sicher zum Lebensraum vieler heimischer 
Amphibienarten. 
 
 
 
 

 
 
 
Eine entsprechende textliche Fest-
setzung zur Beleuchtung im Plange-
biet wurde unter Nr. 8 aufgenom-
men. 
 
Die Eichen werden im Bebauungs-
plan zum Erhalt festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Plangebiet bestand zum Zeit-
punkt der Beauftragung hauptsäch-
lich aus einer relativ intensiv genutz-
ten, krautarmen Pferdeweide, die 
von geschützten Amphibien nur ge-
legentlich genutzt werden kann, da 
u.a. Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten fehlen. Der Anteil der betroffenen 
Gartenflächen fällt schon aufgrund 
seiner geringen Flächengröße nicht 

 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich weiterer Arten zurück. 
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Die meisten häufigen und verbreiteten Vogelarten 
dürften das Plangebiet auch als Nahrungshabitat 
nutzen, daneben viele Insektenarten und evtl. 
auch geschützte Libellenarten. Auch wenn sie 
nicht planungsrelevant sind, ist zu beachten, dass 
der Lebensraum auch für die häufigen Arten stän-
dig kleiner und schlechter wird. So leben in Eu-
ropa heutzutage mehrere 100 Millionen weniger 
Vögel als noch vor wenigen Jahrzehnten. Ursa-
chen sind neben der intensiven Landwirtschaft 
Änderungen der Flächennutzung wie großflächige 
Bau-, Gewerbe- und Industriegebiete, Straßenbau 
und die Umwandlung von Ackerland in sterile Gar-
tenflächen. 
 
 
 
 
 
 
 
Wir weisen darauf hin, dass es absehbar ist, dass 
im Gebiet auf den großen Grundstücken große In-
tensiv-Rasenflächen entstehen, die zum einen 
eine stärkere Pflege benötigen als die Flächen 
heute (Düngung, Mahd, Bewässerung). Absehbar 

ins Gewicht. Eine Gefährdung der lo-
kalen Population geschützter Amphi-
bienarten durch eine Nutzungsände-
rung des Plangebietes ist deshalb 
nicht erkennbar. 
 
Eine Beeinträchtigung der o.g. Arten 
wird durch den Gesetzgeber ausge-
schlossen. Es ist anzunehmen, dass 
das Vorhaben nicht gegen die Ver-
bote des §44 Abs.1 BNatSchG ver-
stößt (d.h. dass keine erhebliche 
Störung einer lokalen Population, 
keine Beeinträchtigung der ökologi-
schen Funktion ihrer Lebensstätten 
sowie keine unvermeidbaren Verlet-
zungen oder Tötungen und kein sig-
nifikant erhöhtes Tötungsrisiko aus-
gelöst werden), sofern die gesetzlich 
vorgeschriebenen Fristen eingehal-
ten und die jeweils erforderlichen Ar-
tenschutzmaßnahmen fachgerecht 
umgesetzt werden. Entsprechende 
Festsetzungen wurden unter Nr. 8 in 
die textlichen Festsetzungen aufge-
nommen. 
 
Über die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes werden Mindestvorga-
ben zur Begrünung der privaten Frei-
flächen gemacht. Die Gestaltung der 
verbleibenden Flächen ist Entschei-
dung der Eigentümer. Die von 

 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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ist der Einsatz zahlreicher Rasenroboter, die un-
zählige Wirbellose und darüber hinaus jährlich 
Dutzende Amphibien, ggf. auch Blindschlichen 
und Igel töten oder verstümmeln dürften. Alle ge-
nannten Arten(gruppen) sind in Deutschland zu-
mindest besonders geschützt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung 
von Beeinträchtigungen 
Die Anzahl von nur 10 geplanten Bäumen im öf-
fentlichen Raum ist viel zu gering bemessen. Zur 
Kühlung der Innenstadt, Verbesserung des Lokal-
klimas und zur Beschattung und Kühlung von 
Sitzgelegenheiten, die im Rahmen der Klimakrise 
immer wichtiger werden, sollte dem öffentlichen 
Grün mehr Platz gegeben werden. Das geplante 
Grüninventar muss daher unbedingt aufgestockt 
werden. 
 
Auch das Pflanzgebot auf Privatflächen könnte 
deutlich mehr Bäume und Sträucher umfassen. 
 
 
 
 

Mährobotern ausgehenden Gefah-
ren für Kleintiere sind bekannt. Ob 
diese in Zukunft im Plangebiet zum 
Einsatz kommen werden ist jedoch 
Spekulation. Für einen Ausschluss 
von Mährobotern bietet § 9 BauGB 
keine Ermächtigungsgrundlage. 
 
Die Anlage von Nisthilfen und Quar-
tieren ist in jedem Falle zu befürwor-
ten, zumal den Tieren mit der an-
grenzenden Schwalmaue ein ergie-
biges Nahrungshabitat in unmittelba-
rer Nähe zur Verfügung steht. 
 
 
 
Die Festsetzung von 10 zu pflanzen-
den Bäumen im öffentlichen Stra-
ßenraum ist eine Mindestfestset-
zung, abhängig von der weiteren 
Planung sind gegebenenfalls auch 
mehr Baumstandorte möglich. 
 
 
 
 
Insgesamt ist das neu entwickelte 
Quartier hinsichtlich Beschattung 
und Kühlung kein Problemquartier, 
da der Anteil privater Gärten hoch ist 
und gleichzeitig durch die Pflanzfest-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Anzahl zu pflanzender 
Bäume zurück. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich der Begrünung auf den priva-
ten Grundstücksflächen. 
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Weiter sollte festgesetzt werden: 
- Ausschluss der zulässigen Überschreitungen 

der GRZ zur Begrenzung des Bodenver-
brauchs (Berücksichtigung von Zuwegungen, 
Terrassen, Überdachungen und Gartenhäu-
sern) 

- Ausführung von Zufahrten und Stellplätzen 
grundsätzlich mit versickerungsfähigen Mate-
rialien (z.B. Rasengittersteine, Blumenschot-
terrasen) 

 
 
 
 
 
- Zumindest teilweise Begrünung auch von 

Nicht-Flachdächern (technisch heute mög-
lich) 

 
 
 
Eine Verlagerung der notwendigen Durchgrünung 
von Baugebieten auf private Flächen befriedigt in 
der Regel nicht, da diesbezügliche Festsetzungen 

setzungen eine gleichmäßige Be-
pflanzung und Begrünung gewähr-
leistet ist. Durch die Ergänzung der 
textlichen Festsetzung Nr. 10.2 wird 
sichergestellt, dass die Freiflächen 
der Grundstücke begrünt werden 
müssen. 
 
 
Die Festsetzungen entsprechen den 
Orientierungswerten für Allgemeine 
Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO 
und werden für das vorliegende 
Plangebiet als verträglich angese-
hen. Eine Reduzierung der zulässi-
gen Versiegelung oder Festsetzung 
von versickerungsfähigen Materia-
lien hat keinen Einfluss auf die Versi-
ckerung im Plangebiet, da eine Ver-
sickerung aufgrund der Bodenver-
hältnisse und des hohen Grundwas-
serstandes nicht möglich ist. 
 
Dem Vorschlag zur verbindlichen 
Festsetzung von Begrünung geneig-
ner Dächer wird nicht gefolgt, da die 
Begrünung geneigter Dächer noch 
keinen technischen Standard hat. 
 
Die Festsetzungen zur Begrünung 
der privaten Grundstücke sind als 
Teil des Bebauungsplans rechtsver-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich des Ausschlusses der GRZ-
Überschreitungen und der Festsetzung 
versickerungsfähiger Materialien für Zu-
fahrten und Stellplätze zurück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich einer Begrünung auf geneigten 
Dächern zurück. 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich einer Verlagerung von Maß-
nahmen auf die privaten Flächen zu-
rück. 
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zwar wünschenswert und notwendig sind (Stich-
wort Schottergärten), aber eine Kontrolle der Auf-
lagen sowie deren Durchsetzung durch die Kom-
munen im Regelfall nicht erfolgt. Zur Wahrung des 
ländlich geprägten Umfeldes und eines ästheti-
schen Erscheinungsbildes sind Festsetzungen 
zum völligen Ausschluss eintöniger Hecken mit 
Lorbeerkirsche (Prunus laurocerasus spec.) und 
Lebensbäumen (Thuja u.a.) sowie zum Aus-
schluss von Betonzäunen und Stabgitterzäunen 
mit Kunststoffgeflecht zur Einfriedung der Grund-
stücke erforderlich. In Wegberg, etwa auch in den 
bereits realisierten Bauabschnitten von „Auf dem 
Kamp“, finden sich zahlreiche Negativbeispiele 
von Einfriedungen, die das Ortsbild stark schädi-
gen. 
 
Die Versiegelung der Flächen um das Haus muss 
minimiert werden. Eine nahezu vollständige Ver-
siegelung der Bereiche vor und neben den Häu-
sern, wie es am Nopperweg zu finden ist, ist un-
tragbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bindlich und durch die späteren Ei-
gentümer umzusetzen. Dies wird im 
Rahmen des Baugenehmigungsver-
fahrens gesichert. Eine ausrei-
chende Begrünung auf ausschließ-
lich öffentlichen Flächen umzusetzen 
ist weder ökologisch, noch wirt-
schaftlich sinnvoll und umsetzbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unter Nr. 11.3 der textlichen Festset-
zungen ist die Begrünung der Vor-
gärtenbereiche festgesetzt. Ausge-
nommen davon sind lediglich die 
notwendigen Zugänge und Zufahr-
ten. Der Bereich vor den Garagen 
kann als zweiter Stellplatz genutzt 
werden. Dies ist notwendig, da auf-
grund der Lage des geplanten 
Wohngebietes voraussichtlich viele 
Familien auf mehr als einen PKW 
angewiesen sind. Zusätzlich wird die 
textliche Festsetzung Nr. 10.2 so er-
gänzt, dass eine Begrünung aller 
Freiflächen auf den privaten Grund-
stücken sichergestellt wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Wir fordern noch die Pflicht, Photovoltaik auf den 
Dächern zu nutzen oder sich an größeren Anla-
gen in einer Nachbarschaft zu beteiligen. Die neu 
zu bauenden Häuser haben zunächst einen nega-
tiven Effekt auf das Klima, da der Bau immer sehr 
energieaufwändig ist. Außerdem führen mehr zu 
heizende Gebäude unabhängig vom Energieträ-
ger und dem Wärmebedarf der neuen Gebäude 
zu einem insgesamt höheren Energiebedarf. Die 
alten Häuser und Wohnungen bleiben ja i.d.R. er-
halten. Beim Umzug von Menschen aus Groß-
städten aufs Land, wie er für den Großteil der 
Häuser zu erwarten ist, steigt die Entfernung der 
Menschen zu ihren Arbeitsplätzen, was einen wei-
teren höheren Energieaufwand für Fahrten zur Ar-
beit bedeutet, verbunden mit einem erhöhten Aus-
stoß von Kohlendioxid. Mit PV-Anlagen kann zu-
mindest ein Teil des notwendigen zusätzlichen 
Energiebedarfs klimafreundlich gedeckt werden 
und dafür sorgen, dass der CO2-Ausstoß in Weg-
berg absolut und pro Bürger nicht noch weiter zu-
nimmt. Da die Anlagen langfristig wirtschaftlich 
sind, handelt es sich de facto um keine wirtschaft-
liche Belastung der Bauherren. lm Vergleich zu 
den Baukosten ist eine PV-Anlage relativ preis-
wert (10 kWp kosten ohne Speicher weniger als 
15.000 - 20.000 €). 
 
Als Kompromiss könnte man den Bau einer PV-
Anlage innerhalb von zwei Jahren nach der Fer-
tigstellung eines Gebäudes fordern. Dies wäre ab 
jetzt in etwa drei Jahren. Der Bau der PV-Anlage 

Nach Auffassung der Stadt Wegberg 
ist die Festsetzung einer Verpflich-
tung zum Bau von Photovoltaikanla-
gen nicht sinnvoll, da diese Festset-
zungen nachträglich keine flexible 
Berücksichtigung eventueller neuer 
technischer Standards erlauben. Die 
unabhängig von den Regelungen 
des Bebauungsplans geltenden Vor-
gaben des Gebäudeenergiegesetzes 
zur Nutzung von erneuerbaren Ener-
gien werden als ausreichend ange-
sehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich einer Verpflichtung zum Bau 
von Photovoltaikanlagen zurück. 
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in Rahmen des Hausbaus ist aber vermutlich wirt-
schaftlicher. 
 
Die in einer Vorlage an den Rat aufgestellte For-
derung der Verwaltung, man solle auf Förderun-
gen von PV warten, ist unsinnig. Die Anlagen sind 
seit langem rentabel und werden beim Einsatz 
von Wärmepumpen, Warmwasserbereitung mit 
Strom und E-Mobilität immer rentabler (hoher Ei-
genverbrauch). Die in derselben Vorlage formu-
lierte Forderung, auf eine Effizienzsteigerung bei 
PV-Modulen zu warten, ist unverantwortlich. Die 
heutigen Module weisen einen hohen Wirkungs-
grad auf. Der Wirkungsgrad von PV wird mit Si-
cherheit noch steigen. Allerdings dauern diese 
Entwicklungen viele Jahre und der Einsatz aktuel-
ler Module kann viel wirtschaftlicher sein als der 
Kauf neu entwickelter und teurer Hochleistungs-
module, zu denen auch keine langjährigen Erfah-
rungswerte vorliegen. Nicht zuletzt müssen wir 
sehr schnell unserer Treibhausgasemissionen 
senken. Das Urteil des BVG, nachdem die Lasten 
des Klimawandels nicht an folgende Generationen 
weitergegeben werden dürfen, muss auch in 
Wegberg angewendet werden und gilt auch für 
die Wegberger Politik und Verwaltung. 
 
Gerade bei der Stromerzeugung (und damit auch 
Wärmeerzeugung und Elektromobilität) ist der 
Einsatz regenerativer Energie heute einfach, er-
probt und kostengünstig. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH         35 
 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Zur Verringerung des Flächenbedarfs und der 
Versiegelung sollten auf großen Parzellen Dop-
pel- und Reihenhäuser zugelassen werden. Eine 
der Stellungnahme beiliegende Abbildung zeigt, 
wie auf 800 m² Fläche 2005 in Erkelenz vier (!) 
Passivhäuser mit kleinen Terrassen und Gärten 
für Familien gebaut wurden. Mehr Gartenfläche 
benötigen die meisten Menschen und Familien 
heute nicht mehr. Würde man im BP "Venloer 
Straße" ähnlich eng oder auch etwas lockerer, 
aber nicht nur vorwiegend eingeschossige Einzel-
häuser bauen, könnte man mindestens 50 % des 
Grünlands erhalten (mit allen positiven Wirkun-
gen), würde mindestens so viele Wohneinheiten 
schaffen, wie aktuell geplant und könnte darüber 
hinaus Kosten sparen, da weniger Wegeflächen, 
Kanäle und Beleuchtungen gebaut und unterhal-
ten werden müssen. Für eine Stadt in einer finan-
ziellen Lage wie Wegberg sollte auch für die öf-
fentliche Hand sparsames Bauen selbstverständ-
lich sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In Wegberg besteht eine anhaltend 
hohe Nachfrage nach Baugrundstü-
cken, die auch durch die noch vor-
handenen unbebauten Wohnbauflä-
chen nicht gedeckt werden kann. Die 
Entwicklung weiterer Flächen ist da-
her zwingend notwendig. Die Nach-
verdichtung kleinerer Flächen in be-
reits bebauten Bereichen soll hier 
vorrangig verfolgt werden. Die vor-
gesehenen Grundstücksgrößen ent-
sprechen dabei den häufig angefrag-
ten Größen. 
 
Aufgrund der Lage in zweiter Reihe 
hinter der Wohnbebauung an der 
Venloer Straße kann das Plangebiet 
nur über eine Zufahrt zwischen der 
bestehenden Wohnbebauung er-
schlossen werden. Durch das dich-
tere Ausnutzen des Plangebietes 
und das damit einhergehende hö-
here Verkehrsaufkommen würden 
sich negative Auswirkungen auf die 
umgebende Bebauung ergeben, die 
nicht zu vertreten sind. 
 
Die Begrünung auf mindestens 40 % 
der Grundstücksflächen entspricht 
dem gemäß § 17 BauNVO vom Ge-
setzgeber vorgegebenen Orientie-
rungswert für allgemeine Wohnge-
biete. Über die Festsetzungen des 

Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich einer Verringerung der Plange-
bietsfläche zurück. 
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Zur Vermeidung und Verminderung von Beein-
trächtigungen durch das geplante Baugebiet ver-
weisen wir auf unsere Vorschläge zur städtebauli-
chen Gestaltung im ländlichen Raum (E-Mail vom 
18.04.21 an Herrn Bgm. Stock, Ausschuss-Vor-
lage VO/0062/21 und 21-1). Diese sind: 
 
Vorgartengestaltung 
Verbot von Schottergärten, Begrenzung von zu-
sätzlicher Versiegelung im Vorgarten (kein Stell-
platz für Zweitwagen) 
 
 
 
 
 
 
 

Bebauungsplanes werden Vorgaben 
zur Gestaltung und Begrünung die-
ser Flächen gemacht. 
 
Bei einer maximal zulässigen Versie-
gelung von insgesamt 60 % verblei-
ben bei ca. 17.700 m² Wohnbauflä-
che 7.080 m² unversiegelt. Zusätz-
lich wird im Norden des Plangebie-
tes eine öffentliche Grünfläche mit 
einer Größe von ca. 5.500 m² festge-
setzt. Dies entspricht zusammen 
knapp 45 % des insgesamt knapp 
28.000 m² großen Plangebietes.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unter Nr. 11.3 der textlichen Festset-
zungen ist die Begrünung der Vor-
gärtenbereiche festgesetzt. Ausge-
nommen davon sind lediglich die 
notwendigen Zugänge und Zufahr-
ten. Der Bereich vor den Garagen 
kann als zweiter Stellplatz genutzt 
werden. Dies ist notwendig, da auf-
grund der Lage des geplanten 
Wohngebietes voraussichtlich viele 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Einfriedung zur Straßenseite und zur freien Land-
schaft (Ortsränder) 
Einfriedung durch Hecken (Ausschluss von eintö-
nigen, naturfremden Hecken aus Lorbeerkir-
schen), keine Mauem und Mauersockel (unüber-
windbar für viele Kleintiere), keine Stabgitter-
zäune, keine Stabgitterzäune mit Kunststoffge-
flecht und ähnlichen Materialien 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Straßenbreite - öffentliches Grün 
Schaffung größerer zusammenhängender, natur-
nah gestalteter Grünflächen (geringer Pflegeauf-
wand) durch Auslagerung des Autoverkehrs 
(Schaffung eines Garagenhofes pro Baugebiet 
einschließlich 1-2 E-Ladestationen), Erschließung 
der Häuser durch kurze Fußwege, überdachte 
Stellplätze für Lastenfahrräder 

Familien auf mehr als einen PKW 
angewiesen sind. Schottergärten 
werden über die Festsetzung ausge-
schlossen. 
 
 
 
Alle Einfriedungen von Baugrundstü-
cken sind entlang der öffentlichen 
Verkehrsflächen einzugrünen (siehe 
textliche Festsetzungen Nr. 11.2), 
um ein einheitliches Erscheinungs-
bild zu gewährleisten.  
 
In den an die Flächen zur Schwalm 
hin angrenzenden Allgemeinen 
Wohngebieten WA 6 und WA 7 wer-
den Maßnahmenflächen zur Begrü-
nung des Plangebietes aufgenom-
men. In diesen Bereichen werden 
Einfriedungen aus Gründen des Ar-
ten- und Hochwasserschutzes nur in 
durchlässiger Ausführung zugelas-
sen.  
 
 
Durch die Begrünung der privaten 
Grünflächen werden ausreichend 
große und zusammenhängende 
Grünflächen im Plangebiet realisiert. 
Es ist unklar, wie die Schaffung von 
Garagenhöfen zu größeren Grünflä-
chen beitragen soll. Darüber hinaus 

 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Auslagerung des Autover-
kehrs zurück. 
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Grundstücksgröße und Geschosse 
Siedlungsplanung statt einzelner Hausplanung um 
einheitliche Stadtbilder zu erzeugen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Öffentliche Grünflächen/Spielplätze 
ortsnahe Spielplätze, öffentliches Grün naturnah, 
mit heimischen Bäumen, Sträuchern und Stauden 
bepflanzt bzw. Wieseneinsaat (hoher Anteil von 
Bäumen 1. Ordnung, die aufgrund ihrer großen 
Biomasse zur Beschattung und Kühlung des Stra-
ßenraumes beitragen) 
 
 
 
 
 
 
 
 

ist ein Stellplatz am Haus in einer 
Einfamilienhaussiedlung nicht unüb-
lich und wird von den zukünftigen Ei-
gentümern gewünscht und erwartet.  
 
 
Durch die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes zum Maß der bauli-
chen Nutzung, zur Bauweise, zur 
Begrünung im Plangebiet, zur Dach-
form und Dachneigung sowie der 
Gestaltung der Einfriedungen und 
Vorgärten wird das Erscheinungsbild 
im Plangebiet ausreichend gesteu-
ert. Die darüberhinausgehende Ge-
staltung wird den Bauherren/-innen 
überlassen. 
 
 
Der nördliche Bereich des Plange-
bietes wird als öffentliche Grünfläche 
festgesetzt. Der im Plangebiet vor-
handene Baumbestand wird voll-
ständig erhalten. Neupflanzungen 
sind entsprechend der festgesetzten 
Pflanzliste auszuwählen, die auf den 
Vorgaben des Landschaftsplans III/6 
Schwalmplatte beruhen. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Siedlungsgestaltung zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Dachbegrünung 
Dachbegrünung der Garagen, wenn als Garagen-
hof konzipiert sogar im größeren Maßstab mög-
lich. Dadurch entsteht kein Ausschluss von Solar-
anlagen auf den Garagendächern 
 
Pflanzgebote auf privaten Grundstücken 
prozentuale Maximalangabe für die rückwärtige 
Flächenversiegelung (Terrasse/Gartenhaus), pro 
angefangener 400m² Grundstücksfläche mind. 1 
hochstämmiger Laubbaum (1. bis 2. Ordnung) o-
der hochstämmiger Obstbaum und 2 bis 3 Sträu-
cher gemäß einer vorgegebenen Pflanzliste 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Solaranlagen 
Ökosiedlungen: Zusammenarbeit mit Grünstrom-
anbietern als Angebots-Paket, Solaranlagen auf 
Dächern und Ladestationen für E-Autos 
 
Die Bebauungsplanung stellt insgesamt ein wichti-
ges Instrument bei den Klimaschutzbemühungen 
sowie der Anpassung der Städte an den Klima-
wandel dar. Der Landesentwicklungsplan NRW 

 
Eine Festsetzung zur Begrünung 
von Garagendächern wird unter Nr. 
10.5 in die textlichen Festsetzungen 
aufgenommen. 
 
 
Die Flächenversiegelung auf den pri-
vaten Grundstücken wird über die 
Festsetzung einer GRZ von 0,4 so-
wie einer Überschreitung bis 50 % 
für Nebenanlagen auf insgesamt 
60 % der Grundstücksfläche be-
schränkt. Damit werden die beste-
henden Orientierungswerte der 
Obergrenzen des § 17 BauNVO für 
allgemeine Wohngebiete eingehal-
ten. Unter Nr. 10.2 der textlichen 
Festsetzungen werden dem Vor-
schlag entsprechend Pflanzgebote 
auf privaten Grundstücken festge-
setzt.  
 
 
Nach Auffassung der Stadt Wegberg 
ist die Festsetzung einer Verpflich-
tung zum Bau von Photovoltaikanla-
gen nicht sinnvoll, da diese Festset-
zungen nachträglich keine flexible 
Berücksichtigung eventueller neuer 
technischer Standards erlauben. Die 
unabhängig von den Regelungen 

 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich der Begrünung von Garagen-
dächern. 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich der Pflanzgebote auf privaten 
Grundstücken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Verpflichtung zur Anlage 
von Photovoltaikanlagen zurück. 
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gibt u.a. in § 1 Vorgaben zur klimagerechten Sied-
lungsentwicklung. 
 
 
 
 
Die Vorgabe der Dachbegrünung sollte nicht auf 
WA 6 (und ggf. WA 7) begrenzt werden, sondern 
auch für andere Flachdächer und Dächer mit 
schwacher Neigung vorgeschrieben werden. Auch 
geneigte Flächen sind heutzutage gut zu begrü-
nen. 
 
 
lm Rahmen der Verkehrserschließung und Bebau-
ung müssen Tierfallen wie Gullys entschärft und 
eine Fallenwirkungen von anderen Schächten, 
aber auch von Rohbauten (Einflug von Fleder-
mäusen) ausgeschlossen werden. Es wird emp-
fohlen, Schächte mit feinen Gittern abzudecken, 
um eine Fallenwirkung zu vermeiden. 
 
Bei großen Glasfronten ist der Vogelschutz zu be-
achten (vgl. Steiof 2018), da Vögel Glasscheiben 
kaum wahrnehmen können und häufig daran ver-
unfallen. Besonders hoch ist die Gefahr in und an-
grenzend an vogelreiche Gebiete und am Rand 
der Bebauung zur offenen Landschaft. Die Nähe 
zur Schwalm, zum Erlenbruch zwischen Länd-
chen und Grenzlandring und zum FFH-Gebiet 
,,Schwalmquellen ..." mit Vorkommen von streng 

des Bebauungsplans geltenden Vor-
gaben des Gebäudeenergiegesetzes 
zur Nutzung von erneuerbaren Ener-
gien werden als ausreichend ange-
sehen. 
 
In den anderen Gebieten werden 
ausschließlich Satteldächer mit einer 
Neigung von mindestens 30° zuge-
lassen. Eine Dachbegrünung wird für 
diese Dächer aus technischen Grün-
den nicht vorgeschrieben. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
Der folgende Hinweis wird unter Nr. 
8 der Hinweise in die textlichen Fest-
setzungen aufgenommen: „Zur Ver-
meidung von Vogelkollisionen mit 
Gebäuden sind an größeren Glas-
fronten entsprechende Schutzmaß-
nahmen zu ergreifen.“ 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich einer Festsetzung von Dachbe-
grünung in allen Gebieten zurück. 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich der Vermeidung von Vogel-
schlag. 
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geschützten Vogel-, Amphibien- und Fledermaus-
arten macht entsprechende Maßnahmen notwen-
dig. 
 
Daher sollte keine großflächige Durchsicht durch 
Gebäude möglich sein, die den Vögeln das 
Durchfliegen scheinbar erlaubt. Stark die umge-
bende Landschaft oder Gehölze vor den Fassa-
den spiegelnde Scheiben sollten vermieden wer-
den, ebenso Glasflächen an Ecken (ebd.). Glas-
flächen von mehr als 3 m² Größe sind optisch zu 
unterteilen. Zur Entschärfung der Gefahren von 
Glasscheiben gibt es Lösungen wie transluzentes 
(lichtdurchlässiges, nicht klares) Glas und sichtbar 
bedruckte Scheiben. UV-Markierungen haben 
sich dagegen nicht bewährt (ebd.). Entsprechen-
des gilt auch für andere Glasflächen wie etwa 
Windschutz- oder Lärmschutz-Verglasungen au-
ßerhalb von Gebäuden und freistehende Glas-
wände. 
 
Wie bei der Beleuchtung der Gebäude, Straßen 
und Baustellen muss die Abstrahlung der Be-
leuchtung in die offene Landschaft, Schwalm und 
in Richtung von Garten- und Gehölzflächen mini-
miert werden (keine horizontale Abstrahlung, ggf. 
insektenfreundliche Spektralfarben, zeitliche und 
räumliche Beschränkung auf den notwendigen 
Umfang, vgl. Voigt et al. 2019, da das Gebiet 
nachweislich Fledermäusen und sicherlich auch 
Eulen als Jagdgebiet dient und keine Insekten aus 
Lebensräumen in der Umgebung in das für sie zur 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein entsprechender Hinweis wurde 
unter Nr. 8 der Hinweise aufgenom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich der Beleuchtung im Plangebiet. 
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Ernährung und Fortpflanzung ungeeignete Plan-
gebiet gelockt werden sollen. 
 
Es wird angeregt Festsetzungen im Bebauungs-
plan zu machen, die an den zu errichtenden Ge-
bäuden Nistgelegenheiten und Quartiere für 
(Halb)Höhlenbrüter und Fledermäuse vorschrei-
ben. Diese Tiere verlieren derzeit in großer Zahl 
Lebensstätten an Gebäuden durch Abbrüche und 
--energetisch notwendige-- Sanierungen und das 
meist ersatzlos. 
 
 
 
 
 
 
Kompensation und Eingriffsbilanzierung 
Wir sehen aufgrund des heute hochwertigen 
Grünlands, das zu einem hohen Teil bebaut und 
versiegelt werden soll, einen hohen Ausgleichbe-
darf. Woher in Wegberg Flächen für den Aus-
gleich gewonnen werden sollen, können wir nicht 
erkennen. 
 
Als Ausgleich für das zu zerstörende Grünland 
und die dort lebenden Arten müssen landwirt-
schaftliche Nutzflächen extensiviert werden und 
dies bereits mit dem Beginn der Umsetzung des 
BP. 
 
Eine Aufforstung, die aufgrund der Punkteberech-
nung zu geringen Flächengrößen führt, darf nicht - 

 
 
 
Da der Baumbestand im Plangebiet 
zum Erhalt festgesetzt wird, ist der-
zeit nicht von einer Inanspruch-
nahme von Vogel- und Fledermaus-
quartieren auszugehen. In den Hin-
weisen zum Bebauungsplan wird un-
ter Nr. 8 der Hinweise darauf hinge-
wiesen, dass im Falle von Quartiers-
funden während der Rodungs- und 
Baumaßnahmen Ersatzquartiere 
notwendig werden. Weitere Festset-
zungen werden nicht als notwendig 
erachtet. 
 
 
Der Bebauungsplan wird nach § 13b 
BauGB im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB unter Einbezie-
hung von Außenbereichsflächen auf-
gestellt. Es gelten die Vorgaben des 
§ 13a BauGB entsprechend.  
 
§ 13b BauGB wurde eingeführt, um 
zur Deckung des landesweit hohen 
Bedarfs an neuen Wohnflächen die 
Planung von Wohnungsbau auch auf 
Flächen im Außenbereich zu be-
schleunigen, die sich an im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile anschlie-
ßen. Die Privilegien des § 13 BauGB 

 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Festsetzung von Nistgele-
genheiten und Quartieren zurück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich des ökologischen Ausgleichs 
zurück. 
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wie im BP Auf dem Kamp geschehen - stattfinden, 
selbst wenn Aufforstungen aufgrund des Ausfalls 
großer produktiver Waldflächen durch Trockenheit 
und zur Bindung von CO2 sinnvoll wäre. 
 
Wie oben bereits angesprochen, sind Festsetzun-
gen zur Durchgrünung auf privaten Grundstücken 
wichtig, als Kompensationsfaktor aufgrund der 
fehlenden Kontrolle durch die Kommune aber 
nicht geeignet. Letztere ist angehalten eine aus-
reichende Durchgrünung zu gewährleisten, diese 
ist aber nur auf öffentlichem Grund sichergestellt. 
 
Umweltprüfung 
Wir regen an, im Rahmen einer vereinfachten Vo-
gel- und Fledermauserfassung die Nutzung des 
Gebietes durch planungsrelevante Vogel- und 
Fledermausarten aufzunehmen, um beurteilen zu 
können, ob das Gebiet nicht doch – wie vom 
NABU vorgetragen – ein bedeutendes Jagd- und 
Nahrungshabitat für viele Vogel -und Fledermaus-
arten ist und daher in seiner derzeitigen Nutzung 
erhalten werden sollte. 
 
Der Schwerpunkt muss bei Arten liegen, deren lo-
kaler Erhaltungszustand durch die weitgehende 
Zerstörung des Grünlandes verschlechtert werden 
könnte (s.o.). 
 
Wir weisen darauf hin, dass die Flächen entlang 
der Schwalm jenseits des Weges am Ostrand des 
Plangebietes als Landschaftsschutzgebiet ausge-
wiesen sind und im aktuellen Beitrag des LANUV 

gelten dabei entsprechend auch für 
diese Verfahren. Demnach ist für 
Eingriffe, die aufgrund der Aufstel-
lung des Bebauungsplans zu erwar-
ten sind, im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 6 BauGB kein Ausgleich zu 
leisten. Ein landschaftspflegerischer 
Begleitplan wird daher nicht erarbei-
tet. 
 
 
 
 
 
Sofern sich die ökologische Qualität 
der damals relativ intensiv genutzten 
und krautarmen Pferdeweide seit der 
Beauftragung des Fachgutachtens 
erkennbar geändert hat, ist eine Ar-
tenschutzprüfung der Stufe II (ASP 
II) grundsätzlich zu befürworten. 
Derzeit erscheint jedoch ausge-
schlossen, dass es sich bei der im 
November 2019 und im Januar 2020 
betrachteten Fläche um ein essenti-
elles Nahrungshabitat handelt, deren 
geänderte Nutzung zu einer nach-
haltigen Beeinträchtigung geschütz-
ter Tierarten auf Populationsniveau 
führt - sofern die gesetzlich vorge-
schriebenen Fristen eingehalten und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich einer vereinfachten Vogel- und 
Fledermauserfassung zurück. 
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zum Regionalplan als Biotopverbund von heraus-
ragender Bedeutung dargestellt werden. Entspre-
chend sind alle Maßnahmen zu ergreifen, nega-
tive Auswirkungen zu vermeiden und die Flächen 
möglichst aufzuwerten. Es ist zu überlegen, ob in 
diesem Bereich und im Plangebiet statt einer Be-
bauung und Flächenversiegelung nicht eher eine 
Renaturierung der Schwalm und die Schaffung 
von Retentionsraum sinnvoller wären als eine 
Wohnbebauung (unter gleichzeitiger Beachtung 
von Artenschutz und Erholungsnutzung). 
 
Alternative Flächen 
In Wegberg stehen mehrere alternative Flächen 
zur Verfügung, die in ökologischer und anderer 
Hinsicht weniger kritisch sind: 
- In Beeckerheide etwa 6 ha Ackerfläche, evtl. 

auch Grünland 
Die Ackerfläche wird intensiv bearbeitet, die 
regelmäßige Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln belastet mehrere 100 Anwoh-
ner. Dies ist an der Venloer Straße nicht der 
Fall. 

- Durch die Aufgabe der Mittelachse wird noch 
einmal mind. 1 ha Fläche für die Wohnbe-
bauung frei. 

 
 
 
 
 
 
 

die erforderlichen Artenschutzmaß-
nahmen fachgerecht umgesetzt wer-
den. 
 
Das Vorkommen von Fledermäusen 
und geschützten Vogelarten in der 
Umgebung des Plangebietes ist un-
bestritten, so dass Bestandserfas-
sungen nach derzeitigem Kenntnis-
stand zu keinem weiteren Erkennt-
nisgewinn führen. 
 
 
Die Bodenverhältnisse im Plangebiet 
erlauben keine Versickerung. Es 
kommt nur in einem geringen Um-
fang zur Inanspruchnahme von 
Pflanzen, da der ortsbildprägende 
Baumbestand im nördlichen Bereich 
des Plangebietes erhalten werden 
kann und sich die Flächen als kraut-
arme Pferdeweide ohne hohe ökolo-
gische Wertigkeit darstellen. Insge-
samt wird der ökologische Eingriff 
als vertretbar angesehen. Die Inan-
spruchnahme von landwirtschaftli-
chen Flächen unterliegt einer stren-
gen Abwägung. Im vorliegenden Fall 
ist die Fläche durch die geringe 
Größe und eingeschlossene Lage 
zwischen der umliegenden Wohnbe-
bauung nur schwer zu erreichen und 
zu bewirtschaften. Daher wird eine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich möglicher Alternativflächen zu-
rück. 
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Widersprüchliche Angaben zur Umweltprü-
fung 
lm Anschreiben zur TÖB-Beteiligung wird aus-
drücklich zu Äußerungen zu Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB hingewiesen. Dagegen sagt die Begrün-
dung zum BP aus, dass eine Umweltprüfung nicht 
notwendig ist. 
 
Aufgrund unserer vorstehenden Stellungnahme 
halten wir eine Umweltprüfung für notwendig und 
widersprechen der Darstellung im Entwurf der Be-
gründung zum BP (S. 4, 4. Absatz). 
 
Abschließend bitten wir, die thematisierten Fragen 
detailliert zu beantworten. Der vorgelegte Entwurf 
des Bebauungsplans sollte unter Einbeziehung 
der vorgebrachten Anregungen geändert werden. 
 
 
 
 
 
 
Anhang 1 
Fledermaus-Kurzerfassung 9./10.7.2021 
Zu Erfassung des Fledermaus-Artenspektrums 
und der Fledermausaktivität im Plangebiet fand 
am Abend des 9.7.2021 eine kurze Begehung des 

Überplanung dieser Fläche gegen-
über von größeren zusammenhän-
genden Ackerflächen bevorzugt. 
 
 
 
Der Bebauungsplan wird nach § 13b 
BauGB im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB unter Einbezie-
hung von Außenbereichsflächen auf-
gestellt. Es gelten die Vorgaben des 
§ 13a BauGB entsprechend.  
 
Demnach kann unter anderem auf 
eine Umweltprüfung nach § 2 Absatz 
4 und von einem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB verzichtet werden. 
Außerdem ist für Eingriffe, die auf-
grund der Aufstellung des Bebau-
ungsplans zu erwarten sind, im 
Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB 
kein Ausgleich zu leisten. Ein land-
schaftspflegerischer Begleitplan wird 
daher nicht erarbeitet. 
Im Anschreiben zur TÖB-Beteiligung 
war dies versehentlich nicht berück-
sichtigt worden. 
 
 
Die Ergebnisse der vom NABU 
durchgeführten Kurzerfassung wer-
den zur Kenntnis genommen. Im 

 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Notwendigkeit einer Um-
weltprüfung zurück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Plangebiets (22:11-22:49) mit einem Fledermaus-
detektor mit Aufnahmefunktion und GPS-Referen-
zierung statt (Batlogger M). Es wurden das Plan-
gebiet und die angrenzenden Straßen mehrfach 
begangen bzw. langsam mit dem Fahrrad abge-
fahren. Die Temperaturen waren mit 17-18°C gut 
zur Beobachtung von Fledermäusen geeignet. 
Nicht auszuschließen ist ein Einfluss des kalten 
Frühjahrs (zahlreiche kalte Nächte im Mai) auf die 
Häufigkeit und Aktivität der Fledermäuse sowie 
die Verfügbarkeit der Nahrung. So fand die Ge-
burt der Zwergfledermäuse etwa drei Wochen 
später als üblich statt. Aufgrund von Fundmeldun-
gen junger Fledermäuse ist davon auszugehen, 
dass zur Zeit der Untersuchung noch Geburten 
stattfanden und hochträchtige Weibchen nicht ak-
tiv waren. Die beobachtete (Jagd)Aktivität von 
Fledermäusen war niedriger als erwartet (nur 47 
Fledermaus-Aufnahmen). Die Begehung war aber 
nur kurz und begann erst nach Sonnenuntergang 
(Wegberg 9.7.21 ca. 21:47 Uhr), also etwas zu 
spät, was ebenfalls zu den niedrigen Zahlen der 
früh ausfliegenden Arten Zwerg- und Breitflügel-
fledermaus beigetragen haben dürfte. Beim Hand-
gerät wurden alle Aufnahmen aus dem Gebiet von 
Hand nachbestimmt. 
 
Erwartungsgemäß wurden mehrheitlich Zwergfle-
dermäuse aufgenommen (26 Aufnahmen). Auf-
grund der umliegenden (bekannten) Quartiere war 
eine hohe Aktivität der Art zu erwarten (2020 und 
2021 eine kopfstarke Wochenstube der Zwergfle-

Rahmen einer Artenschutzvorprü-
fung ist eine Kartierung nicht vorge-
sehen. 
 
Fledermausvorkommen sind in der 
Umgebung des Plangebietes unbe-
stritten vorhanden und wurden ent-
sprechend berücksichtigt. 
 
Aufgrund der Nähe zur Schalm und 
der bereits bekannten Fledermaus-
nachweise sind Fledermausvorkom-
men in der Umgebung des Plange-
bietes unbestritten vorhanden. In Ab-
stimmung mit der unteren Natur-
schutzbehörde wurde daher ein 
„worst-case“-Ansatz angenommen. 
 
Die potenzielle Betroffenheit von Fle-
dermäusen wird durch Vermeidungs- 
und Verminderungsmaßnahmen 
ausgeschlossen, wie z.B. durch den 
Erhalt der Eichenreihe, den Aus-
gleich von Baumhöhlen durch An-
bringung von Fledermauskästen und 
ein Beleuchtungskonzept, das nach-
aktive Tierarten schützt. 
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dermaus im Westen des Ländchens). Überra-
schend gelangen auch 21 Aufnahmen von Breit-
flügelfledermäusen, die v.a. ausdauernd entlang 
des Weges im Osten des Plangebietes jagten, 
aber auch über den Eichen und benachbarten 
Straßen (nachgewiesen über dem Ländchen). 
Von der Art sind mehrere Wochenstubenquartiere 
im Stadtgebiet Wegberg bekannt, lokal ein Einzel-
quartier eines Männchens im Süden der Venloer 
Straße. Weitere Quartiere und auch Wochenstu-
benquartiere der Art sind zu erwarten. Am Kinder-
garten Harbeck (ca. 370 m entfernt) wurden um 
2000 ein Jungtier der Art gefunden. 
 
Da kurze Begehungen allein keine Aussagen zur 
ganznächtigen Fledermausaktivität zulassen und 
sich aufgrund der Bewegung des Bearbeiters 
keine längeren Erfassungen an eine Stelle reali-
sieren lassen, wurden ergänzend zwei Dauerauf-
zeichnungen über Nacht betrieben: ein Gerät 
wurde an einer Pappel wenige Meter östlich des 
Plangebiets installiert, ein weiteres an einer der 
mittleren Eichen im Norden des Plangebietes 
(Ausrichtung beider Mikrophone in Richtung des 
Zentrums des Plangebiets). Die Geräte wurden 
mit dem Beginn der Begehung (s.o.) am Abend 
des 9.7. ausgebracht und am Morgen des 10.7. 
weit nach Sonnenaufgang (Wegberg 10.7.21 ca. 
5.33 Uhr) wieder eingeholt. Aufgrund der Vielzahl 
der Aufnahmen der Geräte wurden hier vorwie-
gend Aufnahmen von Hand untersucht, die bei ei-
ner automatischen Rufbestimmung (Programm 
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Sonochiro) nicht als Zwergfledermaus bestimmt 
wurden. 
 
Auch mit diesen Geräten wurden vorwiegend 
Zwergfledermäuse aufgenommen. Daneben ka-
men häufig Breitflügelfledermäuse zur Aufnahme 
sowie wenige Aufnahmen von Kleinabendseglern, 
Langohrfledermäusen, Abendseglern und einzel-
nen Wasserfledermäusen und Abendseglern. 
 
Eine entsprechende Tabelle liegt der Stellung-
nahme bei. 
 
Bei der nachgewiesenen Langohr-Fledermaus 
handelt es sich wahrscheinlich um das Braune 
Langohr, das in zahlreichen Gebieten mit Fleder-
mauskästen in Wegberg bekannt ist, weitere mit 
Funden in mehreren Kirchen und anderen Dä-
chern sowie Meldungen von gefundenen Einzel-
tieren. Ein Vorkommen des u.a. im niederländi-
schen Meinweggebiet nachgewiesenen Grauen 
Langohrs (FFH-RL, Anh. ll und lV) ist nicht völlig 
auszuschließen, rein soundakustisch aber schwer 
nachweisbar. Vorkommen weiterer Fledermausar-
ten im Gebiet sind möglich und wahrscheinlich. 
Dazu gehören v.a. die leise rufenden Arten Fran-
senfledermaus und Wimperfledermaus (FFH-RL, 
Anh. ll und lV). Die Rauhautfledermaus wird in 
Wegberg auf dem Zug in Frühjahr und Herbst re-
gelmäßig akustisch nachgewiesen und überwin-
tert auch im Kreis Heinsberg. 
An beiden Geräten wurde eine nahezu durchgän-
gige Aktivität von Fledermäusen von ca. 22:19 
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bzw. 22:24 - 4:59 bzw. 5:14 Uhr nachgewiesen. 
Es ist daher bereits nach nur einer Untersu-
chungsnacht von einer hohen und lang anhalten-
den Jagdaktivität von Fledermäusen, insbeson-
dere von Zwerg- und Breitflügelfledermäusen, im 
und am Rand des Plangebiets auszugehen. Da 
beide Arten sicherlich (Zwergfledermaus) und 
sehr wahrscheinlich (Breitflügelfledermaus) Quar-
tiere und Wochenstubenquartiere in der näheren 
Umgebung nutzen, ist nicht auszuschließen, dass 
es sich beim Plangebiet und den durch die Um-
setzung des BP betroffenen angrenzenden Flä-
chen um essentielle Jagdhabitate mehrerer Fle-
dermausarten handelt. 
 
Wichtiger Hinweis: 
Die vorgelegten Daten stammen aus einer kurzen 
ehrenamtlichen Erfassung; die nur einen begrenz-
ten zeitlichen und organisatorischen Aufwand er-
laubte. Es wird weder das Artenspektrum noch die 
Aktivität der Fledermäuse auch nur annähernd ab-
gebildet und die Kartierung ist sicher nicht voll-
ständig. Es ist dagegen mit Sicherheit davon aus-
zugehen, dass das Plangebiet ganzjährig intensiv 
von Fledermäusen zur Jagd genutzt wird und die 
Eichen und angrenzende Gartengehölze auch als 
Leitstrukturen für Flüge zwischen Quartieren und 
Jagdgebieten genutzt werden (vgl. Aussagen 
dazu in der ASP). 

13 LVR-Amt für Bodendenkmal-
pflege im Rheinland vom 
09.08.2021 

Zur Zeit liegen keine Hinweise auf Bodendenkmä-
ler aus dem Plangebiet vor. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Ein entsprechender Hin-
weis wurde unter Nr. 1 in die Hin-
weise aufgenommen. 

Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Zu beachten ist dabei jedoch, dass Untersuchun-
gen zum lst-Bestand an Bodendenkmälern in die-
ser Fläche nicht durchgeführt wurden, von daher 
ist diesbezüglich nur eine Prognose möglich. 
 
Es wird auf die Bestimmungen der §§ 15, 16 
DSchG NW (Meldepflicht und Veränderungsver-
bot bei der Entdeckung von Bodendenkmälern) 
hingewiesen und darum gebeten, folgenden Hin-
weis in die Planungsunterlagen aufzunehmen: 
 
Bei Bodenbewegungen auftretende archäologi-
sche Funde und Befunde der Gemeinde als Un-
tere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bo-
dendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle 
Nideggen, Zehnthofstr.45, 52385 Nideggen, Tel.: 
02425/9039-0, Fax: 02425/9039-199 unverzüglich 
zu melden. Bodendenkmal und Entdeckungsstätte 
sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Wei-
sung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für 
den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

14 Kreis Heinsberg, Federführung 
vom 16.08.2021 

Untere Bodenschutzbehörde: 
Es werden keine Bedenken geäußert. 
 
Gesundheitsamt: 
Aus gesundheitsaufsichtlicher Sicht bestehen 
keine Bedenken gegen das Bauvorhaben, sofern 
die Immissionsgrenzwerte der TA-Lärm und TA-
Luft eingehalten werden und eine gesundheitliche 
Beeinträchtigung der umliegenden Bevölkerung 
auch durch Altlasten des Bodens nicht zu besor-
gen ist. Ein Schutz des Trinkwassers muss ge-
währleistet sein. 

 
Kenntnisnahme 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Aufgrund der guten Aus-
tauschbedingungen und der gerin-
gen täglichen Verkehrszahlen sind 
Überschreitungen der Richtwerte ge-
mäß TA-Luft nicht zu erwarten. So-
wohl im Plangebiet als auch in der 
näheren Umgebung befinden sich 

 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Untere Immissionsschutzbehörde: 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen 
gegen den Bebauungsplan Nr. I-50 „Wegberg - 
Venloer Straße“ keine Bedenken, sofern der 
nachfolgende Hinweis mit aufgenommen wird. 
 
Haustechnische Anlagen 
Bei der Errichtung und dem Betrieb von Klima-, 
Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepum-
pen sowie Blockheizkraftwerken ist zu beachten, 
dass die zulässigen Immissionsrichtwerte unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Immissionen 
nicht überschritten werden. Die Errichtung und der 
Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, 
Luft- und Wärmepumpen sowie Blockheizkraft-
werken hat unter Beachtung des „Leitfaden für die 
Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stati-
onären Geräten“ der Bund/Länder-Arbeitsgemein-
schaft für Immissionsschutz - LAI (www.laiimmis-
sionsschutz.de) zu erfolgen. 

keine Gewerbe- oder Industrieanla-
gen und sind auch nicht geplant, die 
TA-Lärm ist daher nicht anzuwen-
den. Im vorliegenden Verfahren sind 
die Orientierungswerte der DIN 
18005 zu berücksichtigen, auch hier 
ist aufgrund der geringen Verkehrs-
zahlen nicht von Überschreitungen 
auszugehen. Altlasten sind nach 
derzeitigem Wissensstand im Plan-
gebiet nicht vorhanden und auch 
nicht zu erwarten.  
 
 
Der Hinweis wird unter Nr. 14 in die 
Hinweise aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Immissionsschutz. 
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Untere Naturschutzbehörde: 
Gegen die Planung bestehen aus Sicht der unte-
ren Naturschutzbehörde keine grundsätzlichen 
Bedenken. Besonders geschützte Teile von Na-
tur- und Landschaft sind nicht betroffen. 
 
Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass das 
Plangebiet im Osten an das Landschaftsschutzge-
biet 2.2-1 „Schwalmplatte“ grenzt. Um die 
Schwalmaue vor schädlichen Einflüssen durch die 
geplante anthropogene Nutzung zu schützen, wird 
die Anlage eines mindestens 10 m breiten Schutz-
streifens zwischen Plangebietsgrenze und den 
einzelnen Baugrundstücken empfohlen. Der 
Schutzstreifen sollte sich an die geplante öffentli-
che Grünfläche im Norden anschließen und somit 
ebenfalls als öffentliche Grünfläche festgesetzt 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Die Anlage eines 10 m breiten 
Schutzstreifens als öffentliche Grün-
fläche ist aus wirtschaftlicher Sicht 
nicht umzusetzen, da bereits durch 
den Erhalt der nördlich liegenden 
Grünfläche und des Baumbestandes 
ein großer Teil des Plangebietes 
nicht für eine Wohnnutzung bean-
sprucht werden kann. Im Bebau-
ungsplan wird daher innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA 6 und 
WA 7 parallel zur Schwalm eine 
5,0 m breite Maßnahmenfläche er-
gänzt, in der keine baulichen Anla-
gen (dies umfasst auch Nebenanla-
gen, Stützmauern und massive Ein-
friedungen) zulässig sind. Für die 
Fläche werden Begrünungsmaßnah-
men vorgegeben, um zwischen dem 
Wohngebiet und der Schwalm einen 
verträglichen Übergang zu schaffen. 
Angrenzend wird eine zweite Maß-
nahmenfläche, ebenfalls in einer 
Breite von 5,0 m, festgesetzt, in der 
Nebenanlagen in untergeordneter 
Größe zugelassen werden. 

 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Schutzstreifen zur 
Schwalm teilweise. 
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Die Vorgaben für die Gestaltung der Vorgärten 
sowie zur Durchgrünung des Wohngebietes wer-
den begrüßt und sollten idealerweise um eine ent-
sprechende Vorgabe zur Gestaltung der hinteren 
Gärten ergänzt werden. In diesem Zusammen-
hang ist hinsichtlich der ordnungsgemäßen Um-
setzung dieser Maßnahmen eine Kontrolle durch 
die Stadt unerlässlich, da ansonsten zu befürch-
ten ist, dass es zu Missachtungen der gestalteri-
schen Vorgaben kommt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die in der Artenschutzprüfung des Büros Her-
manns mit Stand 16.01.2020 genannten Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahmen sind ent-
sprechend umzusetzen. Sofern funktionserhal-
tende Maßnahmen für Fledermäuse erforderlich 
sein sollten, kann eine Abstimmung diesbezüglich 
direkt mit der Unteren Naturschutzbehörde erfol-
gen. 
 
lm weiteren Verfahren sind die umfangreichen 
Eingriffe im Rahmen eines landschaftspflegeri-
schen Begleitplanes (LBP) zu erfassen, bewerten 
sowie geeignete Kompensationsmaßnahmen zu 
benennen. 
 
 

Die textliche Festsetzung Nr. 10.2 
regelt Pflanzgebote auf privaten 
Grundstücken. Abhängig von der je-
weiligen Grundstücksgröße werden 
Mindestvorgaben für die Bepflan-
zung der Grundstücke gegeben. 
Darüber hinaus wird die Festsetzung 
so ergänzt, dass die nicht überbau-
ten und versiegelten Flächen der Pri-
vatgrundstücke mindestens als Ra-
senfläche zu begrünen sind. 
 
Die Umsetzung und Einhaltung 
muss auf Ebene der Baugenehmi-
gungsverfahren sichergestellt wer-
den. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan wird nach § 13b 
BauGB im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB unter Einbezie-
hung von Außenbereichsflächen auf-
gestellt. Es gelten die Vorgaben des 
§ 13a BauGB entsprechend. Dem-
nach ist für Eingriffe, die aufgrund 

Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Gestaltung der 
hinteren Gärten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme hin-
sichtlich der Themas Landschaftspfle-
gerischer Fachbeitrag zurück. 
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Untere Wasserbehörde: 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen Beden-
ken gegen die geplante Niederschlagswasserbe-
seitigung. Von Seiten der Unteren Wasserbe-
hörde kann eine mögliche Versickerungsfähigkeit 
im Plangebiet derzeit nicht beurteilt werden. Im 
weiteren Verfahren wird um Vorlage der geohyd-
rologischen Untersuchungen gebeten. Aufgrund 
der Größe des Plangebietes ist die Versicke-
rungsfähigkeit repräsentativ für das gesamte 
Plangebiet durch die Stadt nachzuweisen. 
 
Auf § 44 des Landeswassergesetzes NRW in der 
Fassung vom 16. Juli 2016 wird hingewiesen. Da-
nach ist das Niederschlagswasser von Grundstü-
cken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals be-
baut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation 
angeschlossen werden, zu versickern, zu verrie-
seln oder ortsnah direkt oder ohne Vermischung 
mit Schmutzwasser über eine Kanalisation in ein 
Gewässer einzuleiten. Dies gilt für alle Flächen, 
auch für die städtischen Verkehrsflächen. Falls 
das Gutachten eine generelle Versickerung zu-
lässt, sind auch diese Flächen zu versickern. 
 

der Aufstellung des Bebauungsplans 
zu erwarten sind, im Sinne des § 1a 
Abs. 3 Satz 6 BauGB kein Ausgleich 
zu leisten. Ein landschaftspflegeri-
scher Begleitplan wird daher nicht 
erarbeitet. 
 
 
Die Plangebietsflächen sind auf-
grund der Bodenverhältnisse und 
des sehr hohen Grundwasserstan-
des für eine Versickerung nicht ge-
eignet (Baugrunderkundung für die 
Straßen- und Kanalplanung, Ingeni-
eurgesellschaft Quadriga mbH, 
Stand 28.10.2021). 
 
Das Niederschlagswasser wird in ein 
Überflutungs- und Rückhaltebecken 
im Norden des Plangebietes einge-
leitet und von dort aus gedrosselt in 
die Schwalm abgegeben. Die Vorga-
ben des § 44 Landeswassergesetz 
NRW werden damit eingehalten. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Die textliche Festsetzung unter Ziffer C 6 lässt zu-
dem derzeit keinen Anschluss an die öffentliche 
Kanalisation zu, sofern eine Versickerungsfähig-
keit nicht gegeben ist. In der Vergangenheit hat 
sich mehrmals gezeigt, dass die Versickerung des 
Niederschlagswassers auf privaten Grundstücken 
nicht genehmigungsfähig ist, da die erforderlichen 
Grenzabstände von mind. 6 m zu unterkellerten 
Gebäuden ohne wasserdichte Ausbildung und 
mind. 2 m zur Grundstücksgrenze nicht eingehal-
ten werden können. Dies führte bei zu kleinparzel-
ligen Grundstücken zur Versagung einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis. Es ist sicherzustellen, dass 
die o.g. Vorgaben für jedes Grundstück sicherge-
stellt werden. 
 
Eine zentrale Versickerungsanlage für die öffentli-
chen Straßenverkehrsflächen, sowie den privaten 
Grundstücksflächen wäre zu begrüßen. 
 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist es künftig 
sinnvoll, die Entwässerungskonzeption vorab mit 
der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. 
Des Weiteren wird um Aufnahme der folgenden 
Hinweise in die textlichen Festsetzungen des Be-
bauungsplans gebeten: 
 
Einbau von RCL 
Für den Fall, dass bei der Ausführung von Erd- 
und Wegearbeiten Recyclingbaustoffe verwendet 
werden sollen, ist rechtzeitig vor Einbau dieser 
Baustoffe beim Landrat des Kreises Heinsberg - 
Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche 

Der Hinweis ist entfallen. Eine Versi-
ckerung ist im Plangebiet nicht vor-
gesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Hinweise werden unter 
Nr. 11 und 12 aufgenommen. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 

Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich der Themen Einbau von RCL 
und Geothermie. 
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Erlaubnis zu beantragen. Auskünfte hierzu erhal-
ten Sie beim Landrat des Kreises Heinsberg - Un-
tere Wasserbehörde - Tel.-Nr. 024 52/13-61 45 
und -61 58. 
 
Geothermie 
Für die Errichtung von Wärmepumpenanlagen 
bzw. Erdwärmesonden ist beim Landrat des Krei-
ses Heinsberg - Untere Wasserbehörde - eine 
wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Aus-
künfte hierzu erhalten Sie bei der Unteren Was-
serbehörde unter der Tel.-Nr. 0 24 52/13-61 19. 
 
Brandschutzdienststelle 
Gegen die Planungen bestehen seitens der 
Brandschutzdienststelle keine Bedenken. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass folgende Anfor-
derungen zu erfüllen sind: 
1. Für den o. g. Bebauungsplan sind folgende 

Hydrantenabstände (gemessen in der Stra-
ßenachse) erforderlich: 
a. offene Wohngebiete 120 m - 140 m 
b. geschlossene Wohngebiete 100 m – 
120 m 
c. sonstige Gebiete ca.80 m 
 
Es wird auf das Arbeitsblatt W 400 Teil - 
Technische Regeln Wasserverteilungsanla-
gen (TRWW), Teil 1: Planung - verwiesen. 
Dort ist der Hydrantenabstand nun allge-
mein mit ,,meist unter 150 m" angegeben. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise 1 bis 8 werden zur 
Kenntnis genommen und auf Ebene 
der Baugenehmigungsverfahren be-
rücksichtigt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Dort findet sich in Teil 1 des W 400 auch 
eine eindeutige, fordernde Formulierung: 
„Hydranten sind so anzuordnen, dass die 
Entnahme von Wasser leicht möglich ist.“ 
Weiterhin ergibt sich der Löschwasserbe-
darf aus der auf der nächsten Seite ange-
führten Tabelle. 

 
2. Zur Ermittlung des Löschwasserbedarfs 

wird eine Tabelle bereitgestellt.  
 
3. Die Bebauung der Grundstücke ist so vor-

zunehmen, dass der Einsatz von Feuer-
lösch- und Rettungsgeräten ohne Schwie-
rigkeiten möglich ist. 

 
4. Liegen Gebäude ganz oder in Teilen weiter 

als 50m von der öffentlichen Verkehrsflä-
che entfernt, ist eine Zufahrt für Fahrzeuge 
der Feuerwehr gemäß § 5 BauO NRW her-
zustellen. 

 
Die Zufahrt ist gemäß § 5 BauO NRW her-
zurichten. Die Ausführung muss der Mus-
ter-Richtlinie über Flächen für die Feuer-
wehr (MRFlFw) inklusive der Aufstell- und 
Bewegungsflächen entsprechen. 
 
Die Kurvenradien sind entsprechend zu be-
achten. 
 
Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und 
Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind 
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so zu befestigen, dass sie von Feuerwehr-
fahrzeugen mit einer zulässigen Gesamt-
masse von 16 t und einer Achslast von 10 t 
befahren werden können. 

 
5. Notwendige Fenster in Obergeschossen 

müssen im Lichten eine freie Öffnungsflä-
che von mindestens 0,9 m x 1,2 m besitzen 
und für die Feuerwehr erreichbar sein. Die 
Fenster sind zur öffentlichen Verkehrsflä-
che oder zu Feuerwehrbewegungsflächen 
hin auszurichten §§ 14 und 37 BauO NRW. 

 
6. An den als zweiter Rettungsweg ausgewie-

senen Fenstern muss das Aufstellen von 
tragbaren Leitern der Feuerwehr jederzeit 
möglich sein. Dies ist insbesondere bei Be-
pflanzungen und Parkflächen zu beachten 
(§ 14 BauO NRW). 

 
7. Für evt. Gebäude der Gebäudeklassen 4 

und 5 wird eine Aufstellfläche für Hubret-
tungsfahrzeuge gem. VV zu § 5 BauO 
NRW benötigt, sofern diese Gebäude den 
zweiten Rettungsweg nicht auf andere 
Weise (zwei Treppenräume) sicherstellen. 

 
8. Viele Bauvorhaben werden zwischenzeit-

lich u.a. auch als „Generationenhaus/al-
tersgerechtes oder Seniorengerechtes 
Wohnen“ betitelt. In verschiedenen Nut-
zungseinheiten wird der zweite Rettungs-
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weg dennoch über tragbare Leitern sicher-
gestellt. Die Brandschutzdienststelle weist 
im Rahmen des demographischen Wan-
dels auf folgendes hin: Der Personenkreis, 
der sich problemlos über diese Geräte ret-
ten lässt, wird im Laufe der nächsten Jahre 
eher kleiner werden. Das liegt zum einen 
an der immer älter werdenden Bevölkerung 
und zum anderen an der Zunahme pflege-
bedürftiger Menschen. Auf Grund dieser 
Tatsache bestehen mit Sicht auf solche 
Bauvorhaben Bedenken an die Auslegung 
des zweiten Rettungsweges speziell für 
diese Nutzungsform. 

15 Schwalmverband vom 
11.08.2021 

Gegen die vorgesehene Aufstellung des Bebau-
ungsplans bestehen keine grundsätzlichen Be-
denken, da es sich um die Arrondierung von be-
reits vorhandenen Bebauungsflächen handelt und 
diese Fläche nicht als Überschwemmungsgebiet 
des Gewässers festgesetzt ist. Bezogen auf die 
Überschwemmungsgebiete ist damit eine Bebau-
ung in diesem Bereich zulässig. 
 
Dennoch sollte die Nähe zu einem Fließgewässer 
- insbesondere für die unmittelbar angrenzenden 
Grundstücke am östlichen Rand des Baugebietes- 
grundsätzlich beachtet werden. Das festgesetzte 
Überschwemmungsgebiet der Schwalm liegt auf 
der gegenüberliegenden rechten Gewässerseite 
in einem Bruchgelände, welches ca. 1,50 m tiefer 
liegt als der linksseitig des Gewässers angren-
zende Weg. Es wird vorsorglich dennoch darauf 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Es werden Festsetzungen aufge-
nommen, die parallel zur Schwalm in 
einem 5,0 m breiten Streifen auf den 
privaten Grundstücksflächen im WA 
6 und WA 7 Begrünungsmaßnah-
men vorgeben und bauliche Anlagen 
(dies umfasst auch Nebenanlagen, 
Stützmauern und massive Einfrie-
dungen) ausschließen, und parallel 
dazu in einem weiteren Streifen von 

Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme hin-
sichtlich des Themas Überschwem-
mungsgebiet. 
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hingewiesen, dass zumindest bei selteneren Ab-
flussereignissen mit einer statistischen Wieder-
kehrhäufigkeit >100 Jahre auch weitere gewäs-
serangrenzende Flächen betroffen sein können 
und auch statistisch 100-jährliche Ereignisse in 
deutlich kürzeren Zeiträumen aufeinander folgen 
können. Für Extremregenereignisse mit den dar-
aus resultierenden Gewässerabflüssen und Ab-
flüssen auf der Geländeoberfläche liegen keine 
Daten vor. 
 
Bezüglich der Niederschlagsentwässerung wird 
ausdrücklich der Ansatz der Regenwasserpuffe-
rung z. B. durch die Anlage von Gründächern, Re-
tentionsmuldensystemen oder Versickerungsanla-
gen, die nach dem Prinzip der „Schwammstadt“ 
die Direkteinleitungsmengen in die Gewässer re-
duzieren und zu einer verstärkten Grundwasser-
neubildung führen, begrüßt. Es wird um Berück-
sichtigung bei der weiteren Plankonkretisierung 
gebeten. 

5,0 m nur in untergeordneter Größe 
zulassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Plangebietsflächen 
sind aufgrund der Bodenverhältnisse 
und des sehr hohen Grundwasser-
standes für eine Versickerung nicht 
geeignet (Baugrunderkundung für 
die Straßen- und Kanalplanung, In-
genieurgesellschaft Quadriga mbH, 
Stand 28.10.2021). 
Das Niederschlagswasser wird in ein 
Überflutungs- und Rückhaltebecken 
im Norden des Plangebietes einge-
leitet und von dort aus gedrosselt in 
die Schwalm abgegeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 

16 Erftverband vom 20.08.2021 Im Bereich des Plangebietes treten flurnahe 
Grundwasserstände auf. Bei diesbezüglichen 
Rückfragen kann Kontakt zum Erftverband aufge-
nommen werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Ein Hinweis zu den 
Grundwasserverhältnissen wurde 
unter Nr. 5 aufgenommen. 

Der Rat nimmt Kenntnis. 
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1 Bürger*in 1 
vom 
28.07.2021 

Der Einwender / die Einwenderin legt gegen die derzeitige 
„Vorentwurfsplanung“ mit Stand vom 29.06.2021 „Wider-
spruch“ ein mit folgender Begründung: 
 
Erschließung 
In den Unterlagen zum Bebauungsplan wird ausgeführt, 
dass das Plangebiet von der Venloer Straße aus erschlos-
sen wird, weil die relativ geschlossene Bebauung im Nor-
den, Westen und Süden sowie zur östlich verlaufenden 
„Schwalm“ nur wenig Spielraum für eine mögliche Er-
schließung der Flächen im Blockinnenbereich zulässt. Al-
ternativ ist eine Anbindung an den „Schwalmweg“ im Sü-
den möglich. Diese Anbindung wird jedoch im nächsten 
Absatz verworfen mit der Begründung, dass die dort be-
findlichen Verkehrsflächen die durch die vorliegende Pla-
nung entstehenden zusätzlichen Verkehre nicht aufneh-
men können. Es soll hier jedoch eine fußläufige Verbin-
dung in einer Breite von 4,50 m geschaffen werden, die in 
Ausnahmefällen von Rettungsfahrzeugen geöffnet und 
genutzt werden kann. 
 
Weitere fußläufige Verbindungen bestehen über den vor-
handenen „Stichweg“ von der Straße „Kringskamp“ im 
Nordwesten des Plangebietes sowie über eine Anbindung 
an den östlich parallel zur „Schwalm“ verlaufenden Fuß-
weg. Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nur mit ei-
nem geringen Verkehrsaufkommen zu rechnen ist. 
Es wird kritisiert, dass zu dieser vorläufigen Einschätzung 
der „Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur 

 
 
 
 
 
Der Einwender / die Einwenderin kritisiert, dass die Be-
wertung der Leistungsfähigkeit der Straßen: 
- Venloer Straße 
- Straße „Kringskamp“ sowie 
- Straße „Schwalmweg“ 
ohne belastbare Verkehrszahlen erfolgt. 
 
Für die Venloer Straße liegen keine Daten aus Verkehrs-
zählungen vor. Die coronabedingten Einschränkungen ha-
ben dazu geführt, dass Zählungen seit 2020 keine belast-
baren Zahlen liefern. Das Plangebiet wird künftig für den 
motorisierten Individualverkehr (MIV) ausschließlich von 
der Venloer Straße aus erschlossen. Die Verkehrserzeu-
gung des neuen Gebietes wird unter Berücksichtigung von 
Besucherverkehr und Wirtschaftsverkehr (Handwerker, 
Zulieferer) auf 363 Fahrten pro Tag geschätzt. Setzt man 
10% des Tageswertes für die Berechnung der Verkehrser-
zeugung in der Spitzenstunde an, verursacht das Plange-
biet zusätzlich rd. 36 Fahrten je Spitzenstunde. 
Der Querschnnitt der Venloer Straße ist laut RASt 06 
(Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen) für Verkehrs-
belastungen von rd. 800 Fahrzeugen je Stunde geeignet. 
Da die Venloer Straße heute nicht stark befahren ist und 

 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
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mbH“ jedoch keine belastbaren Zahlen und Daten zur Ver-
kehrsdichte bzw. des derzeitigen Verkehrsaufkommens 
vorgelegt werden. 
 
Der Einwender / die Einwenderin bittet, belastbare Daten 
und Fakten über durchgeführte Verkehrszählungen in den 
betroffenen Anliegerbereichen: 
- Venloer Straße 
- Straße „Kringskamp“ sowie 
- Straße „Schwalmweg“ 
zur Verfügung zu stellen. 
 
Standortwahl der Bebauung 
Der Einwender / die Einwenderin zitiert, dass unter Ziff. 
6.2. auf die günstige Verkehrsanbindung der in Rede ste-
henden Flächen über das örtliche und überörtliche Stra-
ßennetz hingewiesen wird. Das zusätzliche Verkehrsauf-
kommen führt jedoch zu einer zusätzlichen Schadstoffbe-
lastung, da die „Schwalmaue“ ein nicht zu ersetzender 
„Naherholungsbereich“ für Mensch und Tier darstellt. 
 
 
 
 
 
 
Entwässerung 
In diesem Zusammenhang müsse auch die „Kanalisation“ 
mit dem derzeitigen „Fassungsvermögen“ angesprochen 
werden. 
Bei jedem „Mittel- und „Starkregen“ erfolgt nach Aussage 
des Einwenders ein Hochspülen der Kanaldeckel in der 

es nicht zu Überlastungen kommt, wird davon ausgegan-
gen, dass die Zusatzbelastung innerhalb des Querschnitts 
ohne Engpass aufgenommen wird. 
 
Für die Straßen Kringskamp und Schwalmweg liegen 
keine Zähldaten vor. Die Straßen werden durch den Zu-
satzverkehr des Plangebietes nicht belastet. 
 
 
 
 
 
 
Die Planung nimmt Flächen unmittelbar angrenzend an 
die Schwalmaue in Anspruch. Hier werden bisher unver-
siegelte Flächen durch Straßen und Wohngebäude mit ih-
ren Nebenanlagen versiegelt und bebaut. Dadurch ent-
steht auch eine neue oder zusätzliche Belastung mit 
Schadstoffen. Durch die geringe Verdichtung (GRZ 0,4) 
der Wohnbebauung und dadurch, dass sämtliche Ver-
kehrsflächen ausschließlich verkehrsberuhigt sein werden, 
wird der Schadstoffausstoß des Gebietes eher gering 
sein.  Es ist nicht davon auszugehen, dass eine messbare 
Steigerung der Schadstoffbelastung in der Schwalmaue 
zu verzeichnen sein wird. 
 
 
Die Entwässerung des Plangebietes ist im Trennsystem 
geplant. Das Schmutzwasser der geplanten Wohneinhei-
ten wird in den östlich (im Fußweg) verlaufenden Be-
standskanal eingeleitet. Das anfallende Niederschlags-
wasser wird gedrosselt in die Schwalm eingeleitet, ohne 
die bestehende Kanalisation in Anspruch zu nehmen. Die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Es wird erläutert, dass ein 
erheblicher Schadstoffein-
trag in die Schwalmaue 
durch die Planung nicht zu 
befürchten ist. Eine Ent-
scheidung ist nicht erfor-
derlich. 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
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Straße „lm Ländchen“ bzw. der Reststrecke „bis zum Ein-
tritt der Kanalisation“ in die „Kläranlage“ am „Grenzland-
ring“. Es wird darauf hingewiesen, dass die Kläranlage be-
reits heute überlastet ist. Es werden daher prüfbare Nach-
weise des Fassungsvermögens der vorhandenen Kanali-
sation und der Nachweis über die Bemessung der neu zu 
erstellenden Kanalisation im Ausbaugebiet des Bebau-
ungsplanes gefordert. 
 
Einbahnstraßenauslegung der Anbindung des Bauge-
bietes 
Der Einwender / die Einwenderin schlägt die Nutzung der 
bestehenden Zu- oder Abfahrt vom Schwalmweg aus vor, 
z.B. im Rahmen einer Einbahnstraßenauslegung i.V. mit 
einer Zu- oder Abfahrt vom „Kringskamp“, da so ein ange-
messener Interessenausgleich im Nachbarschaftsverhält-
nis der betroffenen Anwohner entstünde. Vorsorglich wird 
auf § 3 BauO NRW 2018 hingewiesen. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass belastbare Daten und 
Nachweise fehlen für die Bewertung der Folgen der Ver-
kehrserschließung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Drosselung erfolgt innerhalb des Plangebietes durch ein 
Überflutungs- und Rückhaltebecken in der Grünfläche. Die 
Bemessung der geplanten Anlagen wurde durch ein Fach-
planungsbüro erbracht. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird so verstanden, dass das Plangebiet 
statt an die Venloer Straße  über den Schwalmweg (z. B. 
als Einfahrt) und den Kringskamp (z. B. als Ausfahrt) im 
Einbahnstraßenverkehr angebunden werden soll. 
Der Schwalmweg weist eine sehr geringe Breite von teil-
weise nur rd. 3,60 m auf, daher sollten hier zusätzliche 
Verkehre im Sinne der Verkehrssicherheit vermieden wer-
den.  Der Vorschlag, den Verkehr durch das neue Plange-
biet so zu führen, dass der Schwalmweg zukünftig nur 
noch als Einbahnstraße befahrbar wäre, würde bewirken, 
dass die Bewohner des Schwalmwegs (29 Grundstücke) 
künftig entweder auf dem Hinweg oder auf dem Rückweg 
durch den Kringskamp und das Plangebiet fahren müss-
ten. Unabhängig von der Verkehrserzeugung durch die 
neuen Wohnnutzungen würde dadurch im Kringskamp Zu-
satzverkehr etwa in der Größenordnung von ca. 120 Fahr-
ten pro Tag erzeugt (halbes Verkehrsaufkommen der 29 
Grundstücke).  
Die Belastung aus zusätzlichem Verkehr ist für die An-
wohner der Venloer Straße bei allen Varianten gleich. Hier 
entsteht immer ein Mehraufkommen von rd. 363 Fahrten 
pro Tag. Bei der Anbindung an die Venloer Straße werden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die vorge-
schlagene Einbahnstra-
ßenregelung zurück. Das 
Plangebiet soll weiterhin 
durch eine direkte Anbin-
dung an die Venloer 
Straße erschlossen wer-
den. 
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„Grenzüberschreitungen“ durch Verkehrsanlagen 
Der Einwender / die Einwenderin fragt, auf welcher 
Rechtsgrundlage die Festlegung erfolgen soll, dass „ge-
ringfügige Grenzüberschreitungen (…max. 50 cm vom 
Fahrbahnrand...), zu dulden sind“ und welche Angrenzer 
von der Festsetzung betroffen sind.  
 

von dem Zusatzverkehr des Plangebietes die unmittelbar 
an die Zufahrt angrenzenden Parzellen (Hausnummern 90 
und 98) durch die seitlich ihrer Grundstücke liegende neue 
Verkehrsfläche belastet. Für die Anwohner des Krings-
kamp und des Schwalmwegs ändert sich die Belastung 
aus MIV nicht.  
Insofern werden durch die Anbindung an die Venloer 
Straße deutlich weniger Grundstücke betroffen. Die Auf-
fassung des Einwenders, dass eine Erschließung über die 
beiden Seitenstraßen zu einem Interessenausgleich im 
Nachbarschaftsverhältnis führen würde, kann nicht nach-
vollzogen werden. Insgesamt wird die Belastung durch die 
Zusatzverkehre von 363 Fahrten pro Tag als gering hin-
sichtlich der zu erwartenden Luftbelastung und Schalle-
missionen gewertet. 
 
§ 3 BauO NRW regelt die allgemeinen Anforderungen an 
bauliche Anlagen, nach denen die Anlagen so anzuord-
nen sind, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung und 
insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen Le-
bensgrundlagen nicht gefährdet werden. Die Planung der 
Erschließung und die künftig zulässig bauliche Nutzung 
des Plangebietes gefährdet die genannten Schutzgüter 
nicht. Insofern entsteht durch die Planung kein Konflikt mit 
den Regelungen des § 3 BauO NRW. 
 
 
Die Festsetzung regelt, dass „geringfügige Grenzüber-
schreitungen (max. 50 cm vom Fahrbahnrand) durch öf-
fentliche Anlagen wie Randsteine […] zu dulden sind“.  
Die Ermächtigungsgrundlage ist § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB, 
wonach Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und 
Stützmauern festgesetzt werden können, soweit sie zur 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
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Abstandsflächen, grenzständige Mauer 
Der Einwender / die Einwenderin beschreibt, dass die 
Bautiefe zwischen der Wohnbebauung und der grenzstän-
digen Mauer zum Angrenzer im Bereich der geplanten Zu-
fahrt von der Venloer Straße aus ca. 10,00 m beträgt.  
Die Tiefe zur Gebäudeabschlusswand muss nach seinem 
Verständnis mindestens 3,00 m betragen, gleiches gilt für 
die grenzständige Abschlussmauer zum anderen Grund-
stück hin. Damit würde eine mögliche Fahrbahnbreite von 
4,00 m verbleiben. Insofern kann das Maß von 6,80 m in 
den Entwurfsvarianten 1 - 3 nicht nachvollzogen werden. 
 
Der Einwender / die Einwenderin legt dar, dass im Falle 
einer Nichteinhaltung der notwendigen Tiefen der Ab-
standsflächen bauordnungsrechtlich das Schließen der 
vorhandenen Fenster aus brandschutztechnischer Sicht 

Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind. Durch 
die Begrenzung der Inanspruchnahme von maximal 50 cm 
vom Fahrbahnrand wird eine Fläche definiert. 
 
Diese Festsetzung des Bebauungsplanes gilt für alle 
Grundstücke in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis 
WA 8, also grundsätzlich nur innerhalb des Plangebietes. 
 
Für alle Grundstücke (auch außerhalb eines Bebauungs-
planes) gilt darüber hinaus: § 126 BauGB regelt die Pflich-
ten der Eigentümer von Grundstücken, unter anderem 
auch, dass „1. Haltevorrichtungen und Leitungen für Be-
leuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich 
der Beleuchtungskörper und des Zubehörs“ sowie „2. 
Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanla-
gen“ auf dem Grundstück zu dulden sind. 
 
 
Die Stellungnahme bezieht sich sowohl auf das Abstands-
flächenrecht als auch auf Regelungen des Brandschutzes.  
Zum Abstandsflächenrecht: 
Gemäß § 6 Abs. 8 BauO NRW sind von Stützmauern und 
geschlossenen Einfriedungen bis zu einer Höhe von 2,0 m 
keine Abstandsflächen einzuhalten. Darüber hinaus gilt, 
dass die Tiefe der Abstandsflächen gemäß § 6 Abs. 5 
BauO NRW mindestens 3,0 m betragen muss. Gemäß 
Abs. 2 müssen die Abstandsflächen jedoch nicht vollstän-
dig auf dem eigenen Grundstück liegen, sondern dürfen 
unter anderem bis zu ihrer Mitte auf öffentlichen Verkehrs-
flächen liegen. Damit ergeben sich für die bestehenden 
baulichen Anlagen auf den Grundstücken Venloer Straße 
90 und 98 keine Konflikte mit dem Abstandsflächenrecht, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Die Befürchtungen zu 
Konflikten mit dem Ab-
standsflächenecht und 
dem erforderlichen Brand-
schutz werden nicht geteilt 
und begründet zurückge-
wiesen.  
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gefordert werden kann. Auf diese Nachteile der geplanten 
Straßenführung von der „Venloer Straße“ zum geplanten 
Neubaugebiet „Schwalmaue“ werde in der Begründung 
nicht eingegangen. 
 
Höchst vorsorglich werde deshalb auf die besonderen An-
forderungen der §§ 3, 4, 5 und 6 der BauO NRW 2018 in 
der Fassung vom 5.7.2021 (Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen) SGV.NRW. -Stand vom 16.7.2021-, 
hingewiesen. 
 
Der Einwender / die Einwenderin wiederholt seinen Stand-
punkt, dass eine Einbahnstraßenerschließung von der 
„Venloer Straße“ zum neuen Wohngebiet erhebliche Vor-
teile bieten würde. 
 
 
 
Zusammenfassung: 
Der Einwender / die Einwenderin sowie weitere Bewohner 
der betroffenen Gebäude und Grundstücke bitten daher 
die Planung zu überarbeiten, damit die entstehenden Ein-
schränkungen und Behinderungen unter dem Gebot der 
Rücksichtnahme allseits erträglich werden. 

weder im heutigen Bestand noch dadurch, dass zwischen 
ihnen die neue öffentliche Verkehrsfläche liegt. 
Zum Brandschutz: 
Die Befürchtung, dass derzeit vorhandene Fenster der be-
stehenden Gebäude künftig aus Brandschutzgründen 
durch nicht-öffenbare Fenster ersetzt werden müssen, 
wird nicht geteilt. Die beiden Wohngebäude Hausnummer 
90 und 98 haben einen Abstand voneinander von mindes-
tens 22 m. Die Garagen zu Hausnummer 98 haben einen 
Grenzabstand auf eigenem Grundstück von 3 m. Der seit-
liche Bauabstand von Hausnummer 90 hat eine Breite von 
etwa 2,90 m und ist derzeit nicht bebaut (zulässig wäre 
hier maximal eine Garage oder ein Kellerersatzraum). In-
sofern werden brandschutzrechtlich erforderliche Ab-
stände vollständig eingehalten. 
 
Zur Einbahnstraßenregelung siehe oben. 
 
 
Zu den einzelnen Punkten wurden bereits Stellungnah-
men und Beschlüsse formuliert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 

2 Bürger*in 2 
vom 
03.08.2021 

Geschosswohnungsbau / Mehrfamilienhäuser 
Der Einwender / die Einwenderin hat sich für ein Mehrfa-
milienhausgrundstück entsprechend der Entwurfsvariante 
2 beworben, das für die eigenen Bedürfnisse altersgerecht 
barrierefrei mit Aufzug und Tiefgarage errichtet werden 
soll. In der Folge könnte der Garagenbereich eingespart 
und weniger Fläche versiegelt werden. 
 
 

 
Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereichs von Weg-
berg, in dem es ein gutes Angebot an gefördertem Woh-
nungsbau gibt, so dass zu diesem Zweck kein Geschoss-
wohnungsbau benötigt wird. In der Variantenbetrachtung 
zum städtebaulichen Konzept für das Plangebiet wurden 
auch Angebote für Geschosswohnungsbau berücksichtigt. 
Es wurde entschieden, in diesem Fall keine Geschoss-

 
Der Rat weist die Anre-
gung zurück und bleibt bei 
der Entscheidung, dass in-
nerhalb des Plangebietes 
ausschließlich Einzelhaus-
bebauung zugelassen 
werden soll. 
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Abmessungen Baufenster 
Es wird vorgeschlagen, die Gebäudeabmessungen auf 14 
x 16 m zu vergrößern, um vernünftige Wohnungsgrößen 
zu erhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Tiefgaragen 
Der Einwender / die Einwenderin spricht sich für den Bau 
einer Tiefgarage aus, da im Freundeskreis bereits Mietan-
fragen für etwas aufwendigere, schönere Wohnungen be-
stehen und Garagenhöfe keine angenehme Wohnat-
mosphäre erzeugen würden. Der Bau einer etwas teure-
ren Tiefgarage würde daher in Kauf genommen werden. 
Im Ergebnis kann so auch für ältere Menschen Wohnraum 
entstehen und die Versiegelung reduziert werden. 

wohnungsbauten zu ermöglichen. Innerhalb des überplan-
ten Innenblockbereiches sollen sowohl die Versiegelung 
als auch die Anzahl der zusätzlichen Bewohner*innen be-
grenzt werden. Damit fügen sich die neuen Grundstücke 
und baulichen Anlagen in den Bestand ein. Zu diesem Er-
gebnis sind die Mitglieder des Ausschusses für Wohnen, 
Bauen, Vergaben und Liegenschaften in ihrer Sitzung am 
05.10.2021 gekommen, die sich daher für die Weiterver-
folgung der Variante mit reiner Einzelhausbebauung aus-
gesprochen haben. 
 
 
In den Wohngebieten sind bis zu zwei Wohnungen je Ein-
zelhaus zulässig. Damit steht einer Bebauung für zwei 
Wohnungen innerhalb eines Baufensters nichts entgegen. 
Die festgesetzten Bautiefen von 10 bis 13 m werden für 
eine barrierefreie Bebauung als ausreichend angesehen. 
Sie werden nicht vergrößert, da für das Plangebiet insge-
samt eine zurückhaltende und geordnete Bebauung ange-
strebt wird. In Kombination mit den festgesetzten Mindest-
grundstücksgrößen ergeben sich auch solche Grundstü-
cke, die den Anforderungen an zwei barrierefreien Woh-
nungen in einem Einzelhaus genügen können. 
 
 
Aufgrund des im Plangebiet anstehenden hohen Grund-
wasserspiegels und der damit verbundenen aufwändigen 
Gründungsmaßnahmen ist fraglich, ob Tiefgaragen für die 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs wirtschaftlich reali-
sierbar wären. Da durch die Entscheidung für die städte-
bauliche Variante 1 grundsätzlich nur Einzelhäuser zuge-
lassen werden sollen, stellt sich die Frage nach Tiefgara-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat beschließt, der 
Anregung, die Baufenster 
bzw. Bautiefen auf 14 x 16 
m zu vergrößern, nicht zu 
folgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat beschließt, der 
Anregung, Tiefgaragen zu-
zulassen insofern nicht zu 
folgen, als außerhalb der 
Baugrenzen Tiefgaragen 
nicht zulässig sein werden. 
Innerhalb der Baugrenzen 
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gen jetzt nur noch für Einzelhäuser. Innerhalb der Bau-
grenzen können Tiefgaragen wie Keller errichtet werden. 
Ein Ausbau von Tiefgaragen außerhalb der Baugrenzen 
ist nicht zulässig und für die Einzelhausnutzung auch nicht 
notwendig. 

können Tiefgaragen er-
richtet werden, das ist mit 
dem offengelegten Plan 
bereits möglich. 

3 Bürger*in 3 
vom 
04.08.2021 

Der Einwender / die Einwenderin stimmt von den drei ver-
schiedenen städtebaulichen Entwürfen der Variante 1 zu. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im weiteren Verfahren wird die vom Einwender / von der 
Einwenderin bevorzugte Variante mit Einzelhausbebau-
ung (Variante 1) weiterverfolgt. 

Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 

4 Bürger*in 4 
vom 
04.08.2021 

Der Einwender / die Einwenderin stimmt von den drei ver-
schiedenen städtebaulichen Entwürfen der Variante 1 zu. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im weiteren Verfahren wird die vom Einwender / von der 
Einwenderin bevorzugte Variante mit Einzelhausbebau-
ung (Variante 1) weiterverfolgt. 

Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 

5 Bürger*in 5 
vom 
05.08.2021 

Landwirtschaftliche Nutzung 
Der Einwender / die Einwenderin hält aus landwirtschaftli-
cher Sicht fest, dass das Vorhaben von einer Wohnbebau-
ung umschlossen ist. Eine ordnungsgemäße Landwirt-
schaft mit einer vielfältigen Fruchtfolge ist aufgrund der 
immer größer werdenden Maschinen kaum möglich. 
 
Es bestehen daher aus Sicht des Einwenders / der Ein-
wenderin keine Bedenken, die Flächen einer Bebauung 
zuzuführen. 
 
Überschwemmungsgefahr 
In der weiteren Planung sollte berücksichtigt werden, dass 
die Schwalm in unmittelbarer Nähe fließt. Es wird die 
Frage gestellt, ob dort ausgeschlossen werden kann, dass 
es bei zunehmenden extremen Wetterbedingungen zu ei-
ner Überschwemmung des Baugebietes kommen kann. 
Als Beispiele werden die Überschwemmungen im Ahrtal 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das festgesetzte Überschwemmungsgebiet der Schwalm 
erstreckt sich auf Höhe des Plangebietes überwiegend in 
Richtung Osten (also vom Plangebiet weg), da das Ge-
lände hier niedriger liegt als im Plangebiet. Die Plange-
bietsflächen sind nicht als Überschwemmungsgebiet fest-

 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Der Anregung wird inso-
fern gefolgt, als die Maß-
nahmenflächen M1 und 
M2 festgesetzt werden. 
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sowie der Rur bei Ophoven angeführt. Es wird kritisiert, 
dass Kommunen aus finanziellen Gründen immer öfter 
neue Baugebiete bis an Flüsse heran genehmigen und 
dabei das Risiko von Überschwemmungen vernachlässigt 
wird. 

gesetzt. Für den Randbereich parallel zur Schwalm wer-
den Maßnahmenflächen (M 1 und M 2) auf den privaten 
Grundstücken festgesetzt, die der Eingrünung des Plan-
gebietes dienen sollen, gleichzeitig aber durch den Aus-
schluss von Nebenanlagen, undurchlässigen Zäunen und 
Stützmauern auch eine gewisse Pufferwirkung im Falle ei-
nes Hochwassers haben können. Die geplante Bebauung 
rückt nicht näher als die Bestandsbebauung an die 
Schwalm heran.  
 
Das Plangebiet liegt etwa 2 m höher als die Gewässer-
sohle der Schwalm und etwa 1 m höher als die östlich der 
Schwalm liegenden Aueflächen. Selbst bei einer Neube-
rechnung der Überschwemmungsgebiete ist es daher 
sehr unwahrscheinlich, dass die Flächen des Plangebie-
tes innerhalb der Überschwemmungsflächen liegen wer-
den. 
 
Damit sind insgesamt Vorsorgemaßnahmen für einen 
Hochwasserfall in der Planung berücksichtigt. Einen voll-
ständigen Schutz gegen ein Hochwasserereignis, wie bei 
der genannten Katastrophe im Ahrtal, gibt es nicht. 

 
 
 

6 Bürger*in 6 
vom 
07.08.2021 

Zu den Planentwürfen für das Gebiet Venloer Straße hat 
der Einwender / die Einwenderin folgende Anmerkungen: 
 
Schutz der Gehölze an der hinteren Grundstücks-
grenze des Grundstücks Venloer Straße 84 
Seit 2019 gehört dem Einwender / der Einwenderin ein 
Grundstück, das unmittelbar an das Plangebiet angrenzt. 
Beim Kauf habe sich der Einwender / die Einwenderin für 
die kompletten ca. 2.300 m² entschieden, um darauf einen 
möglichst naturnahen Garten anzulegen. Der hintere Teil 

 
 
 
 
 
Aufgrund der großen Abstände zu den geplanten Bau-
fenstern ist nicht mit einer Beeinträchtigung der Wurzel- 
und Kronentraufbereiche der Bäume zu rechnen.  
 
 
 

 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
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ist deshalb einer Wildwiese, einem größeren Totholzbe-
reich und dem alten Baumbestand vorbehalten, aus dem 
einige kranke Fichten entfernt werden mussten. Bei Neu-
anpflanzungen wurden bewusst einheimische klimaresis-
tente Gehölze eingesetzt. Dieser Bereich des Grund-
stücks wird weitgehend unberührt belassen, so dass dort 
Tiere und Vögel ungestört leben können. 
 
Der Einwender / die Einwenderin äußert die Sorge, dass 
durch die geplante Bebauung ein Eingriff in diese Gehölze 
ermöglicht wird. Es handelt sich dabei um eine serbische 
Fichte, eine Eibe und insbesondere um eine Gruppe aus 
acht Koniferen/Thuja, die mit einer Höhe von mehr als 15 
Metern ein markanter Blickpunkt sind. In die Pferdekoppel, 
die das Plangebiet bis jetzt war, sind diese Bäume seit 
vielen Jahren unbehindert hineingewachsen und -gewu-
zelt. 
 
Der Einwender / die Einwenderin sieht es positiv, dass 
weder Baufenster noch Straßen direkt an das Grundstück 
angrenzen. Dennoch sei nicht auszuschließen, dass Ar-
beiten auf den angrenzenden Grundstücken die Gehölze 
schädigen könnten. 
 
Beeinträchtigung planungsrelevanter Arten 
Dem „Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag“ sei zu entneh-
men, dass elf Eichen und ein kleiner Gehölzbestand im 
Nordwesten des Planungsgebiets artenschutzrechtlich re-
levante Strukturen darstellen, die von geschützten und 
ggf. auch planungsrelevanten Tierarten besiedelt werden 
könnten. Es wird davon ausgegangen, dass dies auch für 
die oben benannten Gehölze gilt und bei der weiteren Pla-
nung berücksichtigt wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planung ermöglicht keine Eingriffe im Bereich der 
Bäume, Beeinträchtigungen sind daher nicht zu erwarten. 
Da die Bäume demnach in ihrem aktuellen Zustand erhal-
ten werden, ist ihre artenschutzrechtliche Bedeutung nicht 
weiter relevant. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
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Dachformen im WA 6 
Der Einwender / die Einwenderin fragt, warum in den all-
gemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 5 nicht wie im WA 
6 auch Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 25 
Grad zugelassen werden, da dies mit geringeren Ein-
schränkungen der jetzigen Anwohner verbunden wäre. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Maßnahmen zum Hochwasserschutz bei Starkregen 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Konzept „Wohnen 
an der Schwalm“ vor dem Hintergrund der kürzlichen 
Hochwasserkatastrophe neu überdacht werden muss. 
Auch wenn Wegberg dabei glücklicherweise nicht stark 
betroffen war, könnte die Wiese im Plangebiet bei zukünf-
tigen Ereignissen dringend notwendig sein, um das zu-
sätzliche Wasser aufzunehmen, das vom Rurweg und der 
Venloer Straße aus in Richtung Schwalm abfließen muss. 
Außerdem sei zu berücksichtigen, dass die Schwalm 
durch große Niederschlagsmengen in einem bisher unvor-
hersehbaren Ausmaß ansteigen könnte. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Kanalnetz an der 
Venloer Straße und am Rurweg bereits jetzt schnell über-
lastet ist. 

 
 
 
 
Aufgrund des hohen Grundwasserstandes im Plangebiet 
sind Unterkellerungen voraussichtlich nur mit hohem tech-
nischem und wirtschaftlichem Aufwand möglich. Daher 
soll über die Festsetzungen sichergestellt werden, dass 
zusätzlich zu dem einen Vollgeschoss eine Nutzung der 
Dachflächen als Kellerersatzraum möglich ist. Eine zu-
sätzliche Festsetzung von Flachdächern und geneigten 
Dächern würde zu einem sehr unruhigen Gestaltungsbild 
im Plangebiet führen, was städtebaulich nicht gewünscht 
ist. Gerade im Übergangsbereich zu den umliegenden Ge-
bäuden soll die vorherrschende Satteldachform übernom-
men werden.  
 
 
Das festgesetzte Überschwemmungsgebiet der Schwalm 
erstreckt sich auf Höhe des Plangebietes überwiegend in 
Richtung Osten (also vom Plangebiet weg), da das Ge-
lände hier niedriger liegt als im Plangebiet. Die Plange-
bietsflächen sind nicht als Überschwemmungsgebiet fest-
gesetzt, eine Überschwemmung ist unwahrscheinlich. Für 
den Randbereich parallel zur Schwalm wird sicherheits-
halber eine Maßnahmenfläche auf den privaten Grundstü-
cken festgesetzt, die der Eingrünung des Plangebietes 
dienen soll, gleichzeitig aber durch den Ausschluss von 
Nebenanlagen, undurchlässigen Zäunen und Stützmau-
ern auch eine gewisse Pufferwirkung im Falle eines Hoch-
wassers haben kann.  
 

 
 
 
 
Der Rat beschließt, der 
Anregung hinsichtlich der 
Dachformen im WA 1 - 7 
(ehemals WA 1 - 5) nicht 
zu folgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Der Anregung wird inso-
fern gefolgt, als die Maß-
nahmenflächen M1 und 
M2 festgesetzt werden. 
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Zur Gefahr von Überschwemmungen kleiner Bäche und 
Flüsse legt der Einwender / die Einwenderin der Stellung-
nahme einige Pressemitteilungen der vergangenen Wo-
chen bei. Es wird auf das darin häufig angesprochene 
Thema der zusätzlichen Flächenversiegelung hingewie-
sen. 
 
Der Einwender / die Einwenderin fordert eine Neuuntersu-
chung und -bewertung der Hochwasserrisiken und ver-
weist auf aktuelle Pressemitteilungen, nach denen zeitnah 
Abstimmungen zwischen dem Umweltministerium NRW 
und Wasserverbänden, Städten und Kreisen über die 
Konsequenzen aus der Katastrophe und besonders über 
ein verbessertes Hochwassermanagement an kleinen 
Flüssen stattfinden sollen. 

Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser soll im 
Plangebiet zurückgehalten und gedrosselt in die Schwalm 
abgegeben werden, entsprechende Flächen werden über 
den Bebauungsplan gesichert. Es soll lediglich das 
Schmutzwasser aus dem Plangebiet an das vorhandene 
Kanalnetz angeschlossen werden. Daher wird eine Inan-
spruchnahme der bestehenden Regenwasserkanalisation 
vermieden. 
 
Die geplante Bebauung rückt nicht näher als die Be-
standsbebauung an die Schwalm heran.  
Damit sind insgesamt Vorsorgemaßnahmen für einen 
Hochwasserfall in der Planung berücksichtigt. 
Das Plangebiet liegt etwa 2 m höher als die Gewässer-
sohle der Schwalm und etwa 1 m höher als die östlich der 
Schwalm liegenden Aueflächen. Selbst bei einer Neube-
rechnung der Überschwemmungsgebiete ist es daher 
sehr unwahrscheinlich, dass die Flächen des Plangebie-
tes innerhalb der Überschwemmungsflächen liegen wer-
den. 
 
Einen vollständigen Schutz gegen ein Hochwasserereig-
nis, wie bei der genannten Katastrophe im Ahrtal, gibt es 
nicht. 

7 Bürger*in 7 
vom 
07.08.2021 

Der Einwender / die Einwenderin merkt an, dass die Er-
schließung des Plangebietes in vorliegender Form und 
Umfang für den Stadtteil Harbeck im Hinblick auf Attrakti-
vität und Naturverbundenheit als deletär empfunden wird. 
Das Prinzip „Weniger ist mehr“ hätte durchaus auch eine 
Variante in der Planung verdient. Als „kleinstes Übel“ wird 
die Variante 1 als Planungsgrundlage befürwortet. 
 
Es werden die folgenden Punkte angemerkt: 
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Varianten 2 und 3 
Die vorliegende Variante 2 steht nach Meinung des Ein-
wenders / der Einwenderin im Widerspruch zum erklärten 
Bebauungsziel der Stadt. So heißt es in der Begründung 
zur frühzeitigen Beteiligung in der Fassung vom 
29.6.2021: „Stadtplanerisches Ziel ist es, im Plangebiet 
ein Wohnquartier mit vorwiegend kleinteiliger Einzelhaus-
bebauung zu entwickeln, dass sich maßstäblich in die um-
liegenden Wohnstrukturen einfügt.“ Die umliegende 
Wohnstruktur besteht aus Einfamilienhäusern. Sowohl in 
der Straße „Kringskamp“ als auch „Schwalmweg“ finden 
sich keine Mehrfamilienhäuser. Zusätzlich seien der Ein-
fluss auf die Umgebungsbebauung hinsichtlich der Ein-
sehbarkeit sowie die zweifelsfrei höhere Lärmbelästigung 
unzumutbar. 
 
Der Einwender / die Einwederin ist der Auffassung, dass 
die Variante 3 (teilweise Reihenhausbebauung) dem 
Wohngebiet durch die enge Bebauung einen kasernenar-
tigen Charakter verleihe. Auch hier werde ein Widerspruch 
zum erklärten stadtplanerischen Ziel gesehen. 
 
Erhalt der Eichen 
Der Einwender / die Einwenderin begrüßt den Erhalt der 
Eichen. Es müsste nun jedoch sichergestellt werden, dass 
die aktuelle Planung nicht langfristig zu Schäden an den 
Bäumen führen würde. Hierzu sollte deshalb unbedingt 
ein baumpflegerisches Gutachten beauftragt werden. 
 
 
 
 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Er-
örterung ist nicht erforderlich, da es bereits den Beschluss 
des Ausschusses für Wohnen, Bauen, Vergaben und Lie-
genschaften aus der Sitzung am 05.10.2021 gibt, der sich 
für die Weiterverfolgung der Variante mit reiner Einzel-
hausbebauung (Variante 1) ausgesprochen hat. Die Vari-
anten 2 und 3 werden nicht weiter verfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verkehrsfläche wurde so angelegt, dass kein Eingriff 
in die Kronentraufbereiche der Bäume erfolgt. Damit ist 
auch ein gravierender Eingriff in das Wurzelwerk der Ei-
chen nicht zu erwarten, das bei Eichen eine ähnliche 
Größe hat wie die Baumkrone. 
 
Im Januar 2022 hat eine Untersuchung des Baumbestan-
des im Plangebiet durch den Baumkontrolleur des Baube-
triebshofes der Stadt Wegberg stattgefunden. Dabei hat 

 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Änderung der Pla-
nung wird nicht beschlos-
sen. 
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Entwässerung 
Da durch die Erschließung des Gebietes eine große Versi-
ckerungsfläche versiegelt wird, wird befürchtet, dass es zu 
einer Aggravierung der jetzt schon katastrophalen Abwas-
sersituation kommen wird. Der Einwender / die Einwende-
rin beobachtet bei jedem stärkeren Regenfall den Austritt 
von Abwasser aus dem parallel zur Schwalm verlaufen-
den Kanal. Dieses Schmutzwasser läuft seit Jahren regel-
mäßig in das umliegende Schutzgebiet. Es wird auf ent-
sprechende Bild- und Videodateien verwiesen. Unabhän-
gig von einer längst überfälligen Lösung des Problems 
durch die Stadt muss zwingend sichergestellt sein, dass 
die geplanten Baumaßnahmen diesen Zustand nicht noch 
verschlimmern. Auch hier sollte eine unabhängige Begut-
achtung eingeholt werden. 

sich gezeigt, dass alle neun Eichen in der öffentlichen 
Grünfläche im Bereich der Wurzeln und des unteren 
Stammes vorgeschädigt und teilweise auch von einer Pil-
zerkrankung befallen sind. Die Lebensdauer wird unter 
Berücksichtigung von Pflegemaßnahmen auf ca. 5 bis 10 
Jahre geschätzt. Ein weiteres Gutachten ist nicht erforder-
lich. 
 
Die Bäume werden im Bebauungsplan dennoch zum Er-
halt festgesetzt. Sollten die Bäume langfristig abgängig 
sein, müssen sie vor Ort durch Neupflanzungen ersetzt 
werden.  
 
 
Die Entwässerung des Plangebietes ist im Trennsystem 
geplant. Das Schmutzwasser der geplanten Wohneinhei-
ten wird in den östlich im Bereich des Fußwegs verlaufen-
den Bestandskanal eingeleitet.  
 
Die Plangebietsflächen sind aufgrund der Bodenverhält-
nisse und des sehr hohen Grundwasserstandes für eine 
Versickerung nicht geeignet (Baugrunderkundung für die 
Straßen- und Kanalplanung, Ingenieurgesellschaft Qua-
driga mbH, Stand 28.10.2021), so dass durch die Planung 
keine Versickerungsflächen in Anspruch genommen wer-
den. 
 
Eine Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers in 
das Kanalnetz erfolgt nicht, so dass die Umsetzung der 
Planung keine Auswirkungen auf die Kanalisation im Falle 
eines Mittel- oder Starkregenereignisses hat. Das Nieder-
schlagswasser wird in ein neu zu errichtendes Überflu-
tungs- und Rückhaltebecken im Norden des Plangebietes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Anpassung der Pla-
nung ist nicht erforderlich. 
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eingeleitet und von dort aus gedrosselt in die Schwalm ab-
gegeben. 
 
Die Entwässerungsplanung wurde unter Berücksichtigung 
der Bodenverhältnisse und der Bodeneigenschaften durch 
ein Fachbüro erarbeitet. Ein weiteres Gutachten ist nicht 
erforderlich. 

8 Bürger*in 8 
vom 
07.08.2021 

Der Einwender / die Einwenderin macht sich große Sor-
gen bezüglich der klimaschädlichen Verdichtung und Ver-
siegelung. Das Gelände diente als Wasserauffanggebiet 
und ökologischer Ausgleichsraum. Die Stadtplanung 
scheint bevorstehenden Klimaänderungen nicht Rech-
nung zu tragen. 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche in untergeordneter 
Größe in einem ansonsten bereits bebauten Wohngebiet. 
Der nördliche Teil des Plangebietes inklusive des prägen-
den Baumbestandes wird als öffentliche Grünfläche erhal-
ten, die Bebauungsdichte der künftigen Wohnbauflächen 
ist durch die Festsetzungen des Bebauungsplans zu 
Grundflächenzahl und Mindestgrundstücksgrößen auf ei-
nen geringen Wert begrenzt. Das entstehende Wohnge-
biet wird mit Hausgärten ein grünes Quartier sein. Zusätz-
lich werden über Maßnahmen zur Begrünung der privaten 
Grünflächen und des öffentlichen Straßenraums die Aus-
wirkungen weiter reduziert. Die Auswirkungen der Pla-
nung auf das Klima werden als gering angesehen.  
 
Die Plangebietsflächen sind aufgrund der Bodenverhält-
nisse und des sehr hohen Grundwasserstandes für eine 
Versickerung nicht geeignet (Baugrunderkundung für die 
Straßen- und Kanalplanung, Ingenieurgesellschaft Qua-
driga mbH, Stand 28.10.2021), so dass durch die Planung 
keine Versickerungsflächen in Anspruch genommen wer-
den. 
 
Das Niederschlagswasser wird in ein Überflutungs- und 
Rückhaltebecken im Norden des Plangebietes eingeleitet 
und von dort aus gedrosselt in die Schwalm abgegeben. 

Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Änderung der Pla-
nung wird nicht beschlos-
sen. 
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9 Bürger*in 9 
vom 
08.08.2021 

Der Einwender / die Einwenderin bittet als Anwohner des 
Kringskamp um Beachtung der folgenden Einwendungen: 
 
 
Variantenwahl 
Wegen der Homogenität zu den umliegenden Wohngebie-
ten fügt sich Variante 2 aus Sicht des Einwenders / der 
Einwenderin überhaupt nicht ein. Der ländliche Charakter 
in Harbeck, der aus Sicht des Einwenders / der Einwende-
rin für viele Bürger*innen ein Grund für die Wahl als Le-
bensmittelpunkt ist, sollte unbedingt erhalten bleiben.  
 
 
Grundstücksgrößen 
Daher wird am ehesten für Variante 1 gestimmt, es wer-
den sich jedoch größere Grundstücke gewünscht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verkehrserzeugung 
Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Festsetzung 
von zwei Wohneinheiten pro Einzelhaus am Beispiel von 
Variante 1 nicht wie im städtebaulichen Entwurf angege-
ben nur 31 Wohneinheiten, sondern 62 Wohneinheiten er-

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Er-
örterung ist nicht erforderlich, da es bereits den Beschluss 
des Ausschusses für Wohnen, Bauen, Vergaben und Lie-
genschaften aus der Sitzung am 05.10.2021 gibt, der sich 
für die Weiterverfolgung der Variante mit reiner Einzel-
hausbebauung (Variante 1) ausgesprochen hat. Die Vari-
anten 2 und 3 werden nicht weiter verfolgt. 
 
 
Die geplanten Grundstücksgrößen zwischen ca. 450 m² 
und 650 m² sind gerade im Sinne des Gebotes einer flä-
chensparenden Entwicklung neuer Baugebiete bereits als 
sehr groß anzusehen. Eine Mindestgröße der Baugrund-
stücke von 450 m² wird über die Festsetzungen gesichert. 
Damit soll der durch das Vorhaben ausgelöste Mehrver-
kehr begrenzt werden. Die maximale Größe der Grundstü-
cke wird über den Bebauungsplan nicht geregelt, so dass 
grundsätzlich auch größere Grundstücke möglich wären. 
Aus städtebaulicher Sicht ist dies jedoch nicht gewünscht, 
da es nicht mehr mit den grundsätzlichen Zielen des § 1a 
BauGB zu vereinbaren wäre. 
 
 
Zur Reduzierung des zukünftig ausgelösten Mehrverkehrs 
wird die Variante mit Mehrfamilienhausbebauung nicht 
weiterverfolgt. Die Festsetzung von 2 Wohneinheiten pro 
Einzelhaus wird jedoch beibehalten, da darüber z.B. auch 

 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Änderung der Min-
destgrundstücksgrößen 
wird nicht beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Ein Beschluss ist nicht er-
forderlich. 
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möglicht würden. Das führt zwangsläufig zu einem höhe-
ren Verkehrsaufkommen, das nicht gewollt sein kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anzahl Stellplätze je Haus 
Resultierend aus dem vorangegangenen Punkt können 
zwei Stellplätze pro Haus nach Ansicht des Einwenders / 
der Einwenderin nicht ausreichend sein. Es werden daher 
mehr Abstellflächen für PKW im Plangebiet gefordert. Die 
Anzahl der öffentlich geplanten Parkplätze vermag dies 
nicht zu kompensieren. Es ist zu befürchten, dass sowohl 
Kringskamp als auch Schwalmweg zum Abstellen von 
PKW genutzt werden, was den Belangen der hier leben-
den Anwohner entgegenstehe. Für eine Reduzierung des 
Verkehrsaufkommens wird vorgeschlagen, größere Bau-
grundstücke und damit weniger Häuser auszuweisen, und 
für diese nur jeweils eine Wohneinheit zuzulassen. 
 
 
 
 
 

Einliegerwohnungen für ältere Familienmitglieder geschaf-
fen werden können, was dem Bedarf der in Wegberg in 
den nächsten Jahren statistisch älter werdenden Bevölke-
rung Rechnung tragen soll. Im Worst-Case können somit 
im Plangebiet wie vom Einwender / der Einwenderin ange-
geben bis zu 62 Wohneinheiten entstehen, faktisch ist es 
jedoch unwahrscheinlich, dass auf allen Baugrundstücken 
zwei Wohneinheiten gebaut werden. Das Worst-Case-
Szenario angesetzt würde die Verkehrserzeugung statt 
mit 363 Fahrten pro Tag mit 726 Fahrten pro Tag ange-
setzt werden. Auch mit dieser Verkehrserzeugung werden 
weder die Leistungsfähigkeit der Venloer Straße noch die 
Grenzwerte der Schallimmissionen an den Verkehrsflä-
chen erreicht (oder gar überschritten). 
 
 
Auf den privaten Grundstücken werden zwei Stellplätze 
grundsätzlich als ausreichend angesehen. Es ist nicht da-
von auszugehen, dass auf allen Grundstücken zwei 
Wohneinheiten errichtet werden. Innerhalb der Baugren-
zen sind Stellplätze und Garagen grundsätzlich zulässig, 
so dass es den Eigentümern freisteht, auf ihrem Grund-
stück auch mehr als zwei Stellplätze zu realisieren. 
Eine weitere Erhöhung der Mindestgrundstücksgröße wird 
als nicht zeitgemäß bewertet. Die Ausweisung von Bauge-
bieten für Einzelhäuser mit einer Mindestgrundstücks-
größe von 450 m² muss unter dem Gesichtspunkt des 
sparsamen Umgangs mit Boden und Fläche städtebaulich 
besonders begründet werden. Dies geschieht hier wegen 
der gewünschten Einfügung in das Quartier und weil Ver-
kehre reduziert bleiben sollen.  
Die Reduzierung auf eine Wohneinheit je Gebäude würde 
dazu führen, dass die von anderer Stelle gewünschten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Änderung der Pla-
nung wird nicht beschlos-
sen. 
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Niederschlagswasser 
Bei einer zulässigen Bebauung von 60 % des Grund-
stücks bleibe kaum noch Fläche, auf der das Nieder-
schlagswasser versickern könne. Es wird darauf hingewie-
sen, dass die heutige Wiese bei Regen in Großteilen im-
mer unter Wasser steht, da das Wasser nur äußerst lang-
sam versickert. Es wird daher eine Reduzierung der GRZ 
auf 0,3 entsprechend der Festsetzungen am nahegelege-
nen „Ryther Weg“ vorgeschlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich die Ausführungen 
ausschließlich auf die Variante 1 beziehen und umso 
mehr gelten, sollte man sich für eine der anderen Varian-
ten entscheiden. 

Möglichkeiten, mit mehreren Generationen unter einem 
Dach zu wohnen, hier nicht erhalten blieben. An den Mög-
lichkeiten des Mehrgenerationenwohnens besteht jedoch 
großes Interesse, so das hier nicht darauf verzichtet wer-
den soll.  
 
 
Die Bodenverhältnisse und der sehr hohe Grundwasser-
stand im Plangebiet ermöglichen keine Versickerung des 
anfallenden Niederschlagswassers (Baugrunderkundung 
für die Straßen- und Kanalplanung, Ingenieurgesellschaft 
Quadriga mbH, Stand 28.10.2021). Das anfallende Nie-
derschlagswasser wird künftig entweder in den Grünberei-
chen natürlich abfließen oder in der Regenwasserkanali-
sation gesammelt und einem Überflutungs- und Rückhal-
tebecken zugeleitet, das das Niederschlagswasser ge-
drosselt in die Schwalm abgibt. Diese Regenwasserbe-
handlung ist für die maximale Versiegelung von 60% di-
mensioniert worden. Dieser (Worst-Case-) Ansatz wird 
durch die künftige Bebauung voraussichtlich nicht erreicht, 
da die Baufenster nur wesentlich kleinere Gebäudegrund-
flächen zulassen. Das in Kanalisation und Regenwasser-
behandlung eingeleitete Niederschlagswasser kommt 
aber im Wesentlichen von den Dachflächen. Terrassen 
oder Gartenhäuschen entwässern üblicherweise in die 
Gärten. Die GRZ von 0,4 entspricht dem Orientierungs-
wert für Allgemeine Wohngebiete gemäß § 17 BauNVO. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Er-
örterung ist nicht erforderlich, da es bereits den Beschluss 
des Ausschusses für Wohnen, Bauen, Vergaben und Lie-
genschaften aus der Sitzung am 05.10.2021 gibt, der sich 

 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Reduzierung der 
GRZ wird nicht beschlos-
sen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
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für die Weiterverfolgung der Variante mit reiner Einzel-
hausbebauung (Variante 1) ausgesprochen hat. Die Vari-
anten 2 und 3 werden nicht weiter verfolgt. 

10 Bürger*in 10 
vom 
08.08.2021 

Der Einwender / die Einwenderin möchte als junge Familie 
gerne ein Grundstück für ein Einfamilienhaus im Plange-
biet erwerben und sich daher im Rahmen der Beteiligung 
zur Planung äußern. 
 
Variantenwahl 
Es wird die Variante 1 mit ausschließlicher Einzelhausbe-
bauung bevorzugt. Der Einwender / die Einwenderin habe 
selbst über 6 Jahre in einem Mehrfamilienhaus gewohnt 
und dort eine hohe Mieterfluktuation erlebt. Für die Bil-
dung einer Gemeinschaft und dem damit einhergehenden 
Engagement innerhalb der Gemeinde/des Stadtteiles sei 
dies weniger förderlich. Auch sei es für die Kinder schö-
ner, wenn sich Freundschaften bilden und diese erhalten 
bleiben, weil Familien in Einfamilienhäusern nach Ein-
schätzung des Einwenders / der Einwenderin deutlich sel-
tener wegziehen. 
 
Vergrößerung der Baufenster / überbaubaren Flächen 
In WA 5 wird eine Erweiterung der Baugrenze in Nord-Süd 
Richtung von 13 m auf 14 m angeregt. Bei einer Grund-
stücksbreite von 17,03 m würde dies, unter Berücksichti-
gung des 3 m Abstandsgebotes, ermöglichen, z.B. ein 
Haus von 10 m Breite mit einer 4 m breiten Garage zu er-
richten. Bei der heutigen Breite der Autos ist ein problem-
loses Ein- und Aussteigen bei den oft errichteten 3 m Ga-
ragen kaum möglich. In der Konsequenz werden Garagen 
oft für alles außer Autos genutzt. Da in naher Zukunft aber 
viele ihre Autos elektrisch laden werden, wäre es wün-
schenswert, wenn man dies in der Garage tun könnte und 

 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Er-
örterung ist nicht erforderlich, da es bereits den Beschluss 
des Ausschusses für Wohnen, Bauen, Vergaben und Lie-
genschaften aus der Sitzung am 05.10.2021 gibt, der sich 
für die Weiterverfolgung der Variante mit reiner Einzel-
hausbebauung (Variante 1) ausgesprochen hat. Die Vari-
anten 2 und 3 werden nicht weiter verfolgt. 
 
 
 
 
 
 
Die im WA 6 und 7 (ehemals WA 4 und WA 5) vorgesehe-
nen Baufenster ermöglichen eine Bebauung auf einer Flä-
che von 12 x 13 m. Diese wird als ausreichend groß be-
wertet. Der Bereich zwischen den Baufenstern soll freige-
halten werden, um Blickbeziehungen in die Grünstruktu-
ren rund um die Schwalm zu ermöglichen. Um trotzdem 
ausreichend Stellplatzfläche auf den Grundstücken zu er-
möglichen, werden im WA 6 und WA 7 Flächen für Ne-
benanlagen zur Errichtung von Stellplätzen und Garagen 

 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Der Anregung wird inso-
fern gefolgt, als ergänzend 
Flächen für Stellplätze, 
Carports und Garagen 
festgesetzt werden. 
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z.B. gleichzeitig noch mit einem Fahrrad an seinem Auto 
vorbeigehen kann. Gleichzeitig wäre für alle Bewohner 
des Wohngebietes immer noch der Blick Richtung 
Schwalm gegeben, da an einer Seite des Hauses auf 3 
Metern Breite gar keine Bebauung den Blick versperrt und 
an der anderen Seite der Blick über eine Garage gegeben 
ist. 
 
Bei Grundstück Nr. 25 wird angeregt, die Baugrenze nach 
vorne in Richtung Straße zu verschieben. Da auch die 
Straße versetzt verläuft, würde aktuell ein unverhältnismä-
ßig großer Vorgarten im Vergleich zu den Nachbargrund-
stücken 23, 24,26 und 27 entstehen. Dies ist optisch weni-
ger ansprechend und zudem wird i.d.R. ein größerer Gar-
ten hinter dem Haus von den meisten Familien bevorzugt. 
 
Dachform 
Es wird vorgeschlagen, zusätzlich zum Satteldach auch 
ein versetztes Pultdach zuzulassen. 

neu aufgenommen. Zudem können Garagen oder Teilflä-
chen der Garagen auch innerhalb der Baufenster realisiert 
werden, so dass eine ausreichende Breite erreicht wird. 
 
 
 
 
 
Dem Vorschlag wird gefolgt, die Baugrenze wird Richtung 
Norden verschoben. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorteile und die architektonische Qualität eines ge-
neigten Pultdaches werden bei einer eingeschossigen 
Bauweise, wie sie in den allgemeinen Wohngebieten WA 
1 bis 7 festgesetzt ist, als eher gering angesehen. Da im 
Plangebiet bereits mehrere unterschiedliche Dachformen 
zugelassen werden (Satteldach, Flachdach, geneigtes 
Dach) würde das Ortsbild im Plangebiet durch die Zuläs-
sigkeit von geneigten Pultdächern noch weniger einheit-
lich werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellung-
nahme hinsichtlich des 
Themas Erweiterung der 
Baugrenze im WA 8 (ehe-
mals WA 6). 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellung-
nahme hinsichtlich des 
Themas der Zulässigkeit 
von versetzten Pultdä-
chern zurück. 
 
 
 
 

11 Bürger*in 11 
vom 
09.08.2021 

Wohnflächenentwicklung 
Der Einwender / die Einwenderin weist darauf hin, dass 
bei seinem / ihrem Zuzug vor sechs Jahren auf vorherige 
Nachfrage beim Bauamt die Auskunft erteilt wurde, dass 
auf der Grünfläche „die nächsten 30 Jahre nichts geplant 
ist“. Dies sei der einzige und wichtigste Grund für die Wahl 

 
Das Plangebiet wurde bereits im Rahmen der Neuaufstel-
lung des Flächennutzungsplanes, der am 02.07.2008 be-
kanntgemacht wurde, als Wohnbaufläche ausgewiesen. 
Demnach ist die grundsätzliche Zielsetzung der Stadt 
Wegberg, auf der Fläche langfristig ein Wohngebiet zu 

 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
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des eigenen Grundstücks gewesen. Aufgrund der Pla-
nung, des damit einhergehenden Baulärms und des Ver-
lustes der bisher vorherrschenden Ruhe werde daher in 
Erwägung gezogen, wegzuziehen.  
 
 
 
Eingeschossige Bebauung 
Mit der geplanten Dachneigung der anderthalb geschossi-
gen Häuser würde der Verlust jeglicher Privatsphäre für 
die angrenzenden Gärten am Schwalmweg einhergehen. 
Ein entspannter und ruhiger Aufenthalt im Garten sei dann 
nicht mehr möglich, weil jederzeit die Blicke auf Terrasse 
und Garten möglich wären und Blicke in Wohn- und 
Schlafräume ermöglicht werden würden. Dies sei auch 
nicht mit Zäunen oder Hecken zu verhindern. Es wird da-
her um eine Anpassung der Dachneigung gebeten, so 
dass durch die Planung keine anderhalb geschossigen 
Häuser gebaut werden können, sondern nur eingeschos-
sige Gebäude (mit / ohne Keller) mit Walm- oder alternativ 
Flachdächern. 

entwickeln, bereits seit mehr als 13 Jahren bekannt. Un-
abhängig davon besteht kein Anspruch darauf, dass die 
Umgebung des eigenen Grundstücks auf alle Zeiten un-
verändert bleibt, sofern durch die Änderung nicht die Nut-
zung des Grundstücks eingeschränkt wird. Dies ist im vor-
liegenden Fall nicht gegeben. 
 
 
Das geplante Wohngebiet mit maximal 37 Grundstücken 
fügt sich in Hinblick auf die Grundstücksgrößen, Gebäu-
degrößen und -höhen sowie Dachformen in die angren-
zende Umgebung ein. Entlang der südlichen Grundstücks-
grenze werden Abstände von ca. 9 m im Westen und 
15 m im Osten zwischen den geplanten Baugrenzen und 
den angrenzenden Grundstücken eingehalten. Die Beein-
trächtigung der Privatsphäre ist eine nicht-messbare sub-
jektive Wahrnehmung. Durch die Planung wird ein Wohn-
quartier mit großzügigen Grundstücksgrößen und eher 
großen Abständen der Baufenster zu den bereits bebau-
ten Nachbargrundstücken entstehen. Eine Reduzierung 
auf eingeschossige Gebäude ist unter dem Aspekt des 
flächensparenden Bauens nicht zu rechtfertigen. Gleich-
zeitig ist davon auszugehen, dass die nachbarliche Rück-
sichtnahme bei aneinander angrenzenden Gärten gemein-
sames Interesse ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat beschließt, der 
Anregung, nur einge-
schossige Wohngebäude 
zuzulassen, nicht zu fol-
gen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

12 Bürger*in 12 
vom 
09.08.2021 

Der Einwender / die Einwenderin ist Eigentümer eines 
Einfamilienhauses, welches in seiner Spitze unmittelbar 
an das geplante Bebauungsgebiet angrenzt. 
 
Variantenwahl 
lm Hinblick auf die Bebauungsdichte in den angrenzenden 
Bereichen und dem zu erwartenden Anliegerverkehr wird 
für eine Umsetzung der Variante 1 plädiert. 

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Er-
örterung ist nicht erforderlich, da es bereits den Beschluss 

 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
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Baumschutz Eiche 
In der südlichen Spitze des Flurstücks 464 steht in unmit-
telbarer Nähe der Grundstücksgrenze, eventuell auch teil-
weise auf der Grenze, eine Eiche. Die geplante Straße in 
das Bebauungsgebiet führt in sehr geringem Abstand an 
dieser Eiche vorbei. Es wird um Berücksichtigung bei der 
konkreten Planung gebeten, damit nicht Wurzelwerk der 
Eiche für die Straße beschädigt oder entfernt werden 
muss. 
 
Ferner ragen auch einige tief hängenden Äste in den Be-
reich der Straße, die gegebenenfalls abgeschnitten wer-
den müssen. Es wird davon ausgegangen, dass die Kos-
ten hierfür durch die Stadt Wegberg getragen werden. 
 
Als Maßnahme wird eine kleine Einbuchtung im Straßen-
verlauf (beispielsweise zur Temporeduzierung) vorge-
schlagen, um den Baum möglichst wenig zu beeinträchti-
gen. 

des Ausschusses für Wohnen, Bauen, Vergaben und Lie-
genschaften aus der Sitzung am 05.10.2021 gibt, der sich 
für die Weiterverfolgung der Variante mit reiner Einzel-
hausbebauung (Variante 1) ausgesprochen hat. Die Vari-
anten 2 und 3 werden nicht weiter verfolgt. 
 
 
Der Baum wurde nachträglich durch einen öffentlich be-
stellten Vermesser aufgenommen. Der Stamm befindet 
sich teilweise auf dem Flurstück 464 und teilweise in der 
festgesetzten öffentlichen Grünfläche. Der Kronentraufbe-
reich ragt deutlich über die geplante Verkehrsfläche, so 
dass bei der Umsetzung mit einem Eingriff in das Wurzel-
werk des Baums zu rechnen ist. Bei einer Ortsbegehung 
wurde der Baum durch den Baumkontrolleur der Stadt 
Wegberg grundsätzlich nicht als hochwertiger Baum be-
wertet. Ein dauerhafter Erhalt ist bei Umsetzung der ge-
planten Erschließung nicht sinnvoll möglich. Eine Verle-
gung der Verkehrsfläche Richtung Süden wurde geprüft. 
Sie würde zu einer deutlichen Verringerung der Grund-
stücksflächen und zu einer unklaren Verkehrsführung füh-
ren.  
 
Unter Abwägung der Bewertung des Baumes, der angren-
zenden öffentlichen Grünfläche mit Platz für Neupflanzun-
gen und dem zu erwartenden Wohnbauflächenverlust bei 
Verschiebung der Verkehrsfläche wird der Entfall des 
Baums an dieser Stelle als vertretbar angesehen. Die 
Kostentragung wird nicht im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens geklärt. 
 
 
 

Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
Der Rat beschließt unter 
Abwägung aller Belange, 
die Verkehrsführung im 
Bereich der Eiche nicht zu 
verändern. 
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13 Bürger*in 13 
vom 
09.08.2021 

Variantenwahl 
Der Einwender / die Einwenderin kritisiert, dass die Stre-
ckenführung für die Einfahrt im Vorentwurf um einiges an-
ders aussah als bei den drei neu vorgestellten Varianten. 
 
Bei den neuen Varianten würde die Straße direkt an der 
Grundstücksgrenze des Einwenders vorbeiführen. Dies 
werde zwangsläufig zu einer erhöhten Lärm- und Abgas-
belästigung führen. Hierbei sind besonders die Varianten 
2 und 3 zu beachten, da die Anzahl der Wohneinheiten, 
somit auch das Verkehrsaufkommen, um einiges höher 
sein wird. Deshalb ist die Variante 1, mit den Parkbuchten, 
für den Einwender / die Einwenderin die am wenigsten 
einschneidende Variante, da die Anzahl der Wohneinhei-
ten am geringsten ist. 
 
Stellplatzangebot 
Der Einwender / die Einwenderin stellt in Frage, ob in den 
Varianten 2 und 3 ausreichende Stellplätze für alle An-
wohner zur Verfügung gestellt werden können. Es wird 
befürchtet, dass evtl. später ein größerer Parkplatz im Be-
reich der öffentlichen Grünfläche realisiert werden könnte, 
um fehlende Stellplätze auszugleichen. 
 
Planung des Wohngebiets im Allgemeinen 
Der Einwender / die Einwenderin gibt an, dass die Umset-
zung der Planung ein ernsthafter Beweggrund sei, ihr 
Haus zu verkaufen und wegzuziehen. Das Wohnen im 
Grünen und die damit verbundene Ruhe seien der einzige 
und wichtigste Grund gewesen, nach Harbeck zu ziehen. 
 
 
 

 
Es ist unklar, auf welchen Vorentwurf sich der Einwender / 
die Einwenderin bezieht. Grundsätzlich ist ein Vorentwurf 
nicht verbindlich und kann sich im weiteren Planungspro-
zess verändern.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Er-
örterung ist nicht erforderlich, da es bereits den Beschluss 
des Ausschusses für Wohnen, Bauen, Vergaben und Lie-
genschaften aus der Sitzung am 05.10.2021 gibt, der sich 
für die Weiterverfolgung der Variante mit reiner Einzel-
hausbebauung (Variante 1) ausgesprochen hat. Die Vari-
anten 2 und 3 werden nicht weiter verfolgt. 
 
 
 
 
Die Varianten 2 und 3 werden nicht weiter verfolgt.  
Innerhalb einer festgesetzten öffentlichen Grünfläche kön-
nen keine Stellplätze angeordnet werden. Dazu wäre eine 
Änderung des Bebauungsplans erforderlich. 
 
 
 
 
Das Plangebiet wurde bereits im Rahmen der Neuaufstel-
lung des Flächennutzungsplanes, der am 02.07.2008 be-
kanntgemacht wurde, als Wohnbaufläche ausgewiesen. 
Demnach ist die grundsätzliche Zielsetzung der Stadt 
Wegberg, auf der Fläche langfristig ein Wohngebiet zu 
entwickeln, bereits seit mehr 13 Jahren bekannt. Unab-
hängig davon besteht kein Anspruch darauf, dass die Um-

 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
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Verlust der Grünfläche 
Der Verlust einer weiteren Grünfläche in Wegberg wird kri-
tisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird die Frage gestellt, ob es vorgesehen sei, dass an-
grenzende Grundstücke durch die entstehende Infrastruk-
tur auch zu Bauland erklärt werden können. 

gebung des eigenen Grundstücks auf alle Zeiten unverän-
dert bleibt, sofern durch die Änderung nicht die Nutzung 
des Grundstücks eingeschränkt wird. Dies ist hier nicht 
der Fall. 
 
 
Die Plangebietsflächen wurden bisher landwirtschaftlich 
als Weidefläche genutzt und waren keine der Öffentlich-
keit zugängliche Parkanlage. Durch die Planung wird ein 
Großteil der Fläche in Zukunft einer Wohnnutzung zuge-
führt. Der nördliche Bereich wird als Grünfläche erhalten 
inklusive des ortsbildprägenden Baumbestandes. Der Ver-
lust der Weideflächen in der vorliegenden Lage wird auch 
von Seiten der Landwirtschaft als vertretbar angesehen. 
Die Fläche ist zudem seit 13 Jahren im Flächennutzungs-
plan als Wohnbaufläche dargestellt. Unter dem Gebot des 
Vorrangs der Innenentwicklung vor Außenentwicklung ent-
spricht die Planung damit auch den landesplanerischen 
Zielsetzungen. 
 
Die Bebaubarkeit von Grundstücken, die nicht in einem 
Bebauungsplan liegen, richtet sich nach den Regelungen 
des § 34 BauGB. Das bedeutet, dass die Lage an einer 
öffentlichen Verkehrsfläche alleine nicht ausreicht, um die 
Bebaubarkeit zu bestätigen. Vielmehr ist bei § 34 BauGB 
die Bebauung der Nachbarschaft maßgebend, in die sich 
das neue Gebäude nach Art und Maß der Nutzung einfü-
gen muss.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
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14 Bürger*in 14 
vom 
09.08.2021 

Nachtrag zur Stellungnahme Nr. 11: 
Der Einwender / die Einwenderin schlägt vor, zwischen 
den Grundstücken am Schwalmweg und den neuen Bau-
grundstücken im Plangebiet einen 5 bis 8 m breiten, mit 
hohen Sträuchern und Bäumen bepflanzten Grünstreifen 
anzulegen. Damit wären die Einsehbarkeit der Gärten so-
wie die Lärmbelästigung geringer. 

 
In WA 3 bis WA 5 werden entlang der südlichen Grund-
stücksgrenze Abstände von ca. 9 m im Westen und 15 m 
im Osten zwischen den geplanten Baugrenzen und den 
angrenzenden Grundstücken eingehalten. Erhebliche Be-
einträchtigungen durch eine erhöhte Einsehbarkeit oder 
steigende Lärmemissionen sind - über das in einem 
Wohngebiet grundsätzlich zu erwartende und duldende 
Maß hinaus - nicht zu erkennen. 
 
Ein Pflanzgebot entlang der südlichen Grundstücksgrenze 
führt zu einer Verschattung der Gärten und gegebenen-
falls auch der Gebäude. Eine Verpflichtung zu dieser Be-
pflanzung allein aus Gründen des Sichtschutzes für die 
angrenzenden Grundstücke ist angesichts der Abstände 
nicht angemessen. 

 
Der Rat weist die Anre-
gung zu einem Pflanzge-
bot auf den Grundstücken 
von WA 3 bis WA 5 zu-
rück. 
 

15 Bürger*in 15 
vom 
09.08.2021 

Umgang mit Anregungen der Bürger / Bürgerinnen 
Der Einwender / die Einwenderin kritisiert, dass jegliche 
Einwände der Anwohner zur Bebauung des Grünlandes 
entlang des Rad-Wander-Weges des Schwalm-Nette-Ver-
bandes seitens der Stadt abgetan werden. 
 
 
 
 
Artenschutz 
Im Plangebiet habe sich in den letzten zehn Jahren eine 
sehr große Artenvielfalt (Vögel, Insekten, Reptilien, sogar 
Rehe) angesiedelt, deren Lebensraum nun zerstört wird, 
obwohl der Natur- und Tierschutz in NRW derzeit sehr 
hoch angesehen ist und sehr gefördert und unterstützt 

 
Der Öffentlichkeit wurde im Rahmen dieser frühzeitigen 
Beteiligung erstmalig die Möglichkeit gegeben, im Rah-
men des offiziellen Verfahrens ihre Anregungen und Be-
denken zur Planung vorzutragen. Diese werden im Rah-
men der planerischen Abwägung umfangreich behandelt 
und bewertet. Die Kritik des Einwenders / der Einwenderin 
wird daher zurückgewiesen.  
 
 
Im Rahmen des Verfahrens wurde eine Artenschutzprü-
fung Stufe I (Stand Januar 2020) erarbeitet, die zu dem 
Ergebnis kommt, dass bei Einhaltung von Vermeidungs-
maßnahmen die geplante Nutzungsänderung des Plange-
bietes artenschutzrechtlich unbedenklich ist. Die im Arten-
schutzgutachten genannten Maßnahmen werden über die 

 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Die Planung wird weiter 
verfolgt. 
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wird. Es wird gefragt, warum die Natur und die Tiere - ab-
gesehen von den bestehenden Objekten und deren Be-
wohnern - nicht geschützt wird. 
 
 
 
Regenwasser und Kanalisation 
Zudem sei zu berücksichtigen, dass bei starken Regenfäl-
len - wie leider vermehrt auftretend - die Kanalisation, die 
Schwalm selber sowie das Grüngelände, zur Ableitung 
dieser Wassermengen, nicht geeignet sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landesplanerische Abstimmung 
Nach Recherchen des Einwenders / der Einwenderin 
würde das Land NRW im Plangebiet ein Regenwasserauf-
fangbecken sicherlich subventionieren und auch für die 
Erhaltung des Naherholungsgebietes mit Pflanzen und 
Tieren einer Prüfung zustimmen. 

Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplanes gesi-
chert. Daher wird in Abwägung der Belange Artenschutz 
und Wohnflächenbedarf die Planung weiter verfolgt, da 
die Belange des Artenschutzes innerhalb der Planung 
ausreichend berücksichtigt werden können. 
 
 
Die Entwässerung des Plangebietes ist im Trennsystem 
geplant. Das Schmutzwasser der geplanten Wohneinhei-
ten wird in den östlich im Bereich des Fußweges verlau-
fenden Bestandskanal eingeleitet. Eine Einleitung des an-
fallenden Niederschlagswassers in das Kanalnetz erfolgt 
nicht, so dass die Umsetzung der Planung keine Auswir-
kungen auf die Kanalisation im Falle eines Mittel- oder 
Starkregenereignisses hat. Das Niederschlagswasser wird 
in ein Überflutungs- und Rückhaltebecken im Norden des 
Plangebietes eingeleitet und von dort aus gedrosselt in 
die Schwalm abgegeben. 
 
Die Plangebietsflächen sind aufgrund der Bodenverhält-
nisse und des sehr hohen Grundwasserstandes für eine 
Versickerung nicht geeignet (Baugrunderkundung für die 
Straßen- und Kanalplanung, Ingenieurgesellschaft Qua-
driga mbH, Stand 28.10.2021), so dass durch die Planung 
keine Versickerungsflächen in Anspruch genommen wer-
den. 
 
 
Die vorliegende Planung stimmt mit den landesplaneri-
schen Zielen überein, da sie der Innenentwicklung den 
Vorzug gibt. Das Land NRW hat damit klare Planungsvor-

 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Entscheidung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt die Stel-
lungnahme zur Kenntnis. 
Eine Rücknahme der Pla-
nung wird abgewiesen. 
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Es wird appelliert, die Bedenken der Anwohner, beson-
ders hinsichtlich des Natur- und Tierschutzes, zu beach-
ten. 
 

gaben gemacht, die durch die Genehmigung des Flächen-
nutzungsplanes, der hier Wohnbauflächen darstellt, auch 
verbindlich sind. 
 
Hinsichtlich der Regenwasserbehandlung folgt die Pla-
nung den Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes und 
des Landeswassergesetzes. Alle Belange des Natur-, Ar-
ten- und Immissionsschutzes wurden bei der Planung in 
die Abwägung einbezogen.  
 
Die Rücknahme der Wohnbauflächen zugunsten des Er-
haltens der Weidenutzung entspricht weder den landes-
planerischen Zielsetzungen noch den städtischen Zielset-
zungen, den erforderlichen Wohnraum zu ermöglichen. 
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1 Bürger*in 1 vom 07.02.2023 Ursprünglich ist die Verwaltung mit drei Planvari-
anten in das Verfahren gestartet. Der sehr moderat 
verdichtete Vorschlag der Variante 2 mit ca. 44 
Wohneinheiten wurde im Ausschuss am 
05.10.2021 von der Mehrheit von Freie Wähler 
Wegberg, CDU, FDP und Aktiv für Wegberg abge-
lehnt und der Lösung einer reinen Einfamilienhaus-
bebauung der Vorzug gegeben. Argumentiert 
wurde dabei mit einer befürchteten zu starken Ver-
kehrsbelastung und damit, dass sich eine dichtere 
als die EFH-Bebauung nicht in den bestehenden 
Rahmen einfügen würde. 14 Anregungen von Bür-
gern während des § 3 (1)-Verfahrensschrittes ka-
men ganz offensichtlich aus der unmittelbaren 
Nachbarschaft des Plangebietes, da diese lt. Ver-
waltungsvorlage Lärm- und Abgasbelästigungen 
durch die Neubebauung befürchteten. 
 
Geplante Dichte 
Derzeitiger Planungsstand ist also, dass auf ca. 
2,6 ha Bruttobauland nur ca. 31 WE errichtet wer-
den sollen, was ca. 840 m2 BBL/WE entspricht - 
ohne die geplante Grünfläche im Norden des Plan-
gebietes sind es ca. 670 m2/WE oder 15 WE/ha 
Wohnbauland. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Geplante Dichte 
Das städtebauliche Konzept sieht 31 
Grundstücke vor, die laut Bebau-
ungsplan jeweils mit 2 Wohneinhei-
ten bebaut werden können. Hier wa-
ren die Unterlagen zur Offenlage lei-
der nicht in sich schlüssig, da das 
städtebauliche Konzept weiterhin die 
31 WE nennt, die durch den Entwurf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt zur Kenntnis. 
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Angesichts der aktuellen Lage auf dem Wohnungs-
markt und aus Gründen des Umweltschutzes hält 
der Einwender / die Einwenderin diese Dichte für 
zu gering und nicht zeitgemäß. 

 
Der Planbereich verfügt über eine selten hohe La-
gegunst: der Bahnhof ist in ca. 450 m, also in ca. 5 
- 10 min. fußläufig zu erreichen und 2 Bushaltestel-
len der Linie SB 8 in wenigen Gehminuten. Das 
große Einkaufszentrum an der Straße Am Bahnhof 
für die Einkäufe des täglichen und wöchentlichen 
Bedarfes verfügt über ausreichend Parkplätze und 
hat nach Fertigstellung des REWE-Marktes an der 
Bahnhofstraße/Große Riet im März 2022 eine Ent-
lastung erfahren. Sämtliche privaten und öffentli-
chen Infrastruktureinrichtungen Wegbergs sind 
fußläufig, mit dem Fahrrad oder dem Kfz bestens 
zu erreichen. 
 
All dies spricht für eine relativ dichte Bebauung, um 
motorisierten Verkehr gesamtstädtisch so weit als 
möglich zu minimieren. 
 
Bei der Umsetzung des bis jetzt getroffenen Be-
schlusses würde nach Auffassung des Einwenders 
/ der Einwenderin einigen Planungsgrundsätzen 
nicht die ihnen gebührende Bedeutung beigemes-
sen: 
 
- Auch in einer ländlichen Kleinstadt wie Weg-

berg stellen 670 m² Wohnbauland/WE insbe-
sondere vor dem Hintergrund der Wohnungs-
not einen ausgesprochen großzügigen, um 

des Bebauungsplans bereits über-
plant waren. Im Bebauungsplan wird 
für die Grundstücke eine Mindest-
größe von 450 m² festgesetzt. Bei ei-
ner Gesamtwohnbaufläche von 
18.174 m² ergeben sich damit rech-
nerisch 40 Grundstücke. Tatsächlich 
können maximal 37 Grundstücke ent-
stehen, wenn berücksichtigt wird, 
dass Grundstücke jeweils nur inner-
halb der Teilflächen zwischen den Er-
schließungsflächen gebildet werden 
können. Bei 37 Grundstücken kön-
nen maximal 74 Wohneinheiten ent-
stehen. 
 
Das Plangebiet hat eine Bruttofläche 
von 2,80 ha, davon sind 0,41 ha Ver-
kehrsfläche und 0,57 ha öffentliche 
Flächen. Es verbleiben 1,82 ha Net-
tobauland (NBL). 
Daraus ergeben sich die Kennzahlen: 
246 m² NBL / WE oder 40,7 WE / ha 
NBL. 
 
Der nördliche Teil des Plangebietes 
ist im Flächennutzungsplan als Grün-
fläche ausgewiesen, diese Nutzung 
wird über die Festsetzungen des Be-
bauungsplans gesichert. Die Fläche 
ist damit zwar Teil des Geltungsberei-
ches, war aber zu keiner Zeit als 
Wohnbauland vorgesehen. 
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nicht zu sagen verschwenderischen Umgang 
mit Grund und Boden dar. Mit dieser Feststel-
lung soll ausdrücklich nicht einer Vermö-
gensoptimierung das Wort geredet werden, 
sondern die Stadt Wegberg sollte (ggfs. mit-
hilfe eines Verkehrsgutachtens über die Anbin-
dung des Plangebietes an die Venloer Straße) 
allein aus den o.a. städtebaulichen Gründen 
über eine maßvolle Verdichtung des Plange-
bietes neu beraten. Ziel sollte ein sparsamer 
Umgang mit Grund und Boden sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Auffassung des Einwenders / der 
Einwenderin, bei der Ausweisung von 
Wohngebieten entsprechend den 
Zielen des Baugesetzbuches und des 
Landes NRW bezüglich des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden 
vorrangig neue Wohnbauflächen 
durch Innenentwicklung und Nach-
verdichtung zu schaffen, wird grund-
sätzlich geteilt. Die Inanspruchnahme 
der hier überplanten Fläche hat die 
Qualität einer Nachverdichtung inso-
fern, als eine bisherige Freifläche, die 
vollständig von Wohnnutzung umge-
ben ist, ebenfalls zur Wohnnutzung 
entwickelt wird. Gerade die beschrie-
bene Lagegunst spricht für die Inan-
spruchnahme der Fläche.  
 
Neben den Belangen des Boden-
schutzes müssen bei der Aufstellung 
von Bauleitplänen jedoch gemäß § 1 
Abs. 6 BauGB verschiedenste Be-
lange und Anforderungen berück-
sichtigt werden. Eine vollständige Be-
rücksichtigung jedes einzelnen Be-
langes ist in der Regel nicht möglich, 
da sich einzelne Belange häufig wi-
dersprechen. Bei der Planung neuer 
Wohngebiete muss daher auf Grund-
lage der vorhandenen Rahmenbedin-
gungen immer im Rahmen der plane-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH   4 
 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

rischen Abwägung eine Einzelfallent-
scheidung getroffen werden. Wäh-
rend in verschiedenen aktuellen bzw. 
kürzlich abgeschlossenen Bebau-
ungsplanverfahren der Stadt auf-
grund der jeweiligen guten Erschlie-
ßung und Lage der Plangebiete eine 
höhere Verdichtung und die Auswei-
sung von Reihenhäusern und Mehr-
familienhäusern umgesetzt wurden, 
werden im vorliegenden Fall die ver-
kehrlichen und lärmtechnischen Aus-
wirkungen auf die direkte Nachbar-
schaft durch die Lage in zweiter 
Reihe und die beengte Erschlie-
ßungssituation höher gewichtet und 
die Belange des sparsamen Um-
gangs mit Boden insofern zurückge-
stellt, dass ausschließlich eine Ein-
zelhausbebauung mit entsprechend 
größeren Grundstücken festgesetzt 
wird. 
 
Die angeregte maßvolle Verdichtung 
innerhalb des Plangebietes hat be-
reits bei der Entwicklung des Rechts-
planes zur Offenlage stattgefunden 
(246 m² NBL / WE statt 492 m² NBL / 
WE), war aber bedauerlicherweise 
dem ebenfalls offengelegten städte-
baulichen Konzept nicht zu entneh-
men.  
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Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Fläche 
- Der Umwidmungssperrklausel wird nach Auf-

fassung des Einwenders / der Einwenderin 
nicht ausreichend Raum gegeben: Wenn sich 
die Stadt Wegberg aus guten Gründen ent-
schließt, landwirtschaftlich genutzte Fläche zu 
Bauland zu machen, so bereitet diese planeri-
sche Entscheidung einen unwiederbringlichen 
Verlust an Boden vor, der nur dadurch begrün-
det werden kann, dass er ein städtebaulich zu 
definierendes Höchstmaß an Wohnraum 
schafft. Dies können auch von den üblichen 
Reihen- und Doppelhäusern abweichende 
EFH-Bauformen höherer Dichte sein, die den-
noch ein gutes Maß an privater, nicht einseh-
barer Freifläche auf dem Grundstück aufwei-
sen. Auch Geschosswohnungsbau muss kei-
nesfalls wie womöglich befürchtet wie gesta-
pelte „Schuhkartons“ anmuten, sondern kann 
bei relativ niedriger Geschossigkeit (Il + Dach-
/Staffelgeschoss) auch einen unmittelbaren 
Freiraumbezug für viele der WE ermöglichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Inanspruchnahme landwirtschaft-
licher Fläche 
Bei den neuen Wohnbauflächen, die 
sich aus dem geltenden Flächennut-
zungsplan entwickeln, werden in je-
dem Fall landwirtschaftliche Flächen 
in Anspruch genommen. Mit dem da-
raus resultierenden Verlust an Boden 
wurde sich sowohl bei der Aufstellung 
des Flächennutzungsplanes als auch 
im Rahmen der verbindlichen Pla-
nung auseinandergesetzt.  
 
Der Verlust landwirtschaftlicher Flä-
che kann jedoch nicht ausschließlich 
durch eine maximale Ausnutzung der 
Fläche begründet werden. Im Rah-
men der planerischen Abwägung 
sind alle relevanten Belange gegen-
einander abzuwägen: Die in An-
spruch genommene landwirtschaftli-
che Fläche wurde in der Vergangen-
heit als Pferdekoppel genutzt. Aktuell 
findet diese Nutzung nicht mehr statt, 
die Wiese ist nicht mehr eingezäunt. 
Sie dient nicht der landwirtschaftli-
chen Produktion, insofern hat der Er-
halt ihrer landwirtschaftlichen Funk-
tion ein geringeres Gewicht vergli-
chen mit der Inanspruchnahme von 
Flächen, die der landwirtschaftlichen 
Produktion dienen.  Die Inanspruch-
nahme der Fläche führt in keinem Fall 

 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zurück. 
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Verkehrserzeugung 
- Das Vorbringen der unmittelbaren Nachbarn 

bezüglich zukünftiger Verkehrs- und damit 
Lärmbelastungen ist nur auf den ersten Blick 
nachvollziehbar. Denn selbst bei einer Ver-
dichtung auf z.B. 60 WE wäre nur mit ca. 300 
Kfz-Bewegungen/d (150/ha) zu rechnen, mit-
hin in der Spitzenstunde mit nicht mehr als ca. 
50, was weniger als einem Kfz/min. entspricht. 
Bei diesen Annahmen handelt es sich um 
„worst -case“-Schätzungen. Zu berücksichti-
gen ist zudem, dass die Elektrifizierung der 
Kfz-Flotte in Deutschland gute Fortschritte 
macht, der Kfz-„Lärm" also zukünftig weiter ab-
nehmen wird. 

 
Einfügen in die Nachbarschaft 
- Das auch im § 3 (1) - Verfahren von Einwen-

dern vorgebrachte Argument, bei Geschoss-
wohnungsbau würde wegen der zu erwarten-
den hohen Mieterfluktuation keine Nachbar-
schaft entstehen, ist geradezu abwegig: Mehr 
als in großflächigen EFH-Gebieten können 
sich wegen der vielfältigeren (zwangsläufigen) 

zu einer Existenzbedrohung für einen 
landwirtschaftlichen Betrieb. Dem 
entsprechend hat die Landwirt-
schaftskammer gegen die vorlie-
gende Planung keine Bedenken ge-
äußert. 
 
Verkehrserzeugung 
Wie oben beschrieben wurde die Er-
höhung der geplanten Dichte bereits 
zur Offenlage umgesetzt. Die Ver-
kehrserzeugung und die damit ver-
bundenen Auswirkungen werden in 
der Begründung unter Punkt 9.3 be-
schrieben. Die Annahmen des Ein-
wenders / der Einwenderin werden im 
Grundsatz bestätigt. Eine Abwägung 
der Stellungnahme ist daher nicht er-
forderlich. 
 
 
 
 
Einfügen in die Nachbarschaft 
Die Auffassung des Einwenders / der 
Einwenderin wird grundsätzlich ge-
teilt. Das zitierte in der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung vorge-
brachte Argument war nicht aus-
schlaggebend für die Entscheidung 
für eine reine Einzelhausbebauung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt zur Kenntnis. 
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Begegnungen von Mietern in Mehrfamilienhäu-
sern Anknüpfungspunkte für das Entstehen ei-
ner guten Nachbarschaft ergeben. 

 
Jedes Bauen (und daran anschließend Wohnen) 
ist mit Belastungen verbunden und verlangt eine 
gewisse Bereitschaft in der Nachbarschaft, Verän-
derungen hinzunehmen – als diese vor etlichen 
Jahren ihre EFH gebaut hat, wird das nicht anders 
gewesen sein. Jetzt auf Gebietserhaltung zu po-
chen, ist nachfolgenden Generationen gegenüber 
nicht fair. 
 
 
Masterplan 
Abschließend sei der Hinweis gestattet, dass der 
2018 beschlossene Masterplan für den Siedlungs-
schwerpunkt Wegberg des Büros ASTOC für die-
sen dort als Fläche „A“ bezeichneten Bereich eine 
Dichte von 85 - 115 Wohneinheiten (gegenüber 31 
gemäß Planungsstand I 50) vorschlug. Mit der ak-
tuellen Planung zum I 50 unterläuft die Stadt Weg-
berg eigene, zum Zeitpunkt der vorliegenden Be-
schlussfassung über den I 50 gerade einmal fünf 
Jahre alte Beschlüsse, der Begriff „masterplan“ be-
deutet nicht eine zu erwartende Umsetzung seiner 
Inhalte 1 : 1, aber er trifft Grundsatzaussagen zur 
zukünftigen Entwicklung – und diese werden durch 
den I 50 konterkariert. 
 
Der Einwender / die Einwenderin würde es begrü-
ßen, wenn die Gremien der Stadt im Dialog mit den 
benachbarten Bürgern die erstrebenswerte Dichte 

Die im Rechtsplan festgesetzten 
Baufenster verbunden mit den Fest-
setzungen zu der Mindestgrund-
stücksgröße und der Zulässigkeit von 
2 WE / Grundstück lassen auch an-
dere Wohnformen als das klassische 
Einfamilienhaus zu. Beispielsweise 
können hier auch Projekte zum Mehr-
generationenwohnen realisiert wer-
den.  
 
Die Auffassung, dass Veränderungen 
hinzunehmen sind, wird geteilt. 
 
 
Der Masterplan Stand 2018 stellt ei-
nen Zwischenstand dar, der dem 
Ausschuss für Wohnen, Bauen, Um-
welt und Vergabe im Februar 2018 
vorgestellt wurde, dieser hat den Zwi-
schenstand zur Kenntnis genommen. 
Ein Beschluss ist nicht erfolgt. 
 
Der Masterplan geht für das Plange-
biet von einer Nettobaulandfläche 
von 2,13 ha aus. Damit ergibt sich bei 
85-115 WE eine rechnerische Dichte 
von 40-54 WE / ha Nettobauland. 
 
Wegen der größeren öffentlichen 
Grünfläche, die unter anderem für die 
Rückhaltung des Niederschlagswas-
sers benötigt wird, beträgt das NBL in 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zurück. 
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im Sinne vorstehender Anmerkungen lokalpolitisch 
mutig neu bewerten würden. 
 

der vorliegenden Planung nur noch 
1,82 ha. Darauf können bis zu 74 WE 
realisiert werden. Das entspricht ei-
ner Dichte von ca. 41 WE / ha Netto-
bauland und liegt innerhalb der Werte 
des Masterplans. 

2 Bürger*in 2 vom 09.03.2023 Der Einwender / die Einwenderin ist Eigentümer / 
Eigentümerin von Grundstücken im Plangebiet und 
möchte sich für den Planentwurf bedanken, der 
sehr begrüßt wird. Dennoch möchte der Einwender 
/ die Einwenderin hierzu eine Stellungnahme abge-
ben und Änderungswünsche vorbringen. 
 
1. Der Entwurf sieht unter Punkt 11.1 der textli-

chen Festsetzungen vor, dass im Bereich WA 
1 bis WA 7 ausschließlich Satteldächer zuge-
lassen sind. Im Rahmen einer modernen und 
ökologischen Bebauung, bitten wir darum, in 
diesem Bereich neben Satteldächern alterna-
tiv auch Walmdächer und Pultdächer zuzu-
lassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Des Weiteren werden unter Punkt 11.1 Gara-
gen und Carports von der Festsetzung, diese 

 
 
 
 
 
 
 
Die Vorteile und die architektonische 
Qualität eines Pultdaches werden bei 
einer eingeschossigen Bauweise, wie 
sie in den allgemeinen Wohngebieten 
WA 1 bis 7 festgesetzt ist, als eher 
gering angesehen. Da im Plangebiet 
bereits mehrere unterschiedliche 
Dachformen zugelassen werden 
(Satteldach, Flachdach, geneigtes 
Dach) würde das Ortsbild im Plange-
biet durch die Zulässigkeit von Pult-
dächern und Walmdächern noch we-
niger einheitlich werden. Ökologische 
Vorteile der unterschiedlichen ge-
neigten Dachformen können nicht er-
kannt werden. 
 
Planerische Zielsetzung ist die Fest-
legung von Dachformen für die 
Hauptgebäude. Insofern wird zur 

 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zurück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme. 
Die entsprechende textliche Festset-
zung wird geändert. 
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mit Satteldächern zu errichten, ausgenom-
men. Wir bitten, diese Ausnahme auch auf 
die unter Punkt 6 der textlichen Festsetzun-
gen bezeichneten Nebenanlagen gem. § 14 
Abs. 1 BauNVO zu erweitern. 
 
 
 
 

3. Für Garagen, Carports und Stellplätze wird 
unter Punkt 6.3 vorgesehen, dass diese aus-
schließlich innerhalb der Baugrenzen, sowie 
innerhalb der dafür festgesetzten Flächen zu-
lässig sind. Wir bitten darum, dass die Fläche 
nördlich des entstehenden Wendehammers 
im WA 2 auch als solche Fläche festgesetzt 
wird, damit an dieser Stelle wenigstens ein 
Stellplatz errichtet werden kann. 

 
4. Punkt 4.1 sieht im WA 1 bis WA 8 eine Min-

destgröße der Baugrundstücke von 450 m² 
vor. Unter Berücksichtigung, dass in diesem 
Wohngebiet auch seniorengerechtes Woh-
nen ermöglicht werden soll, halten wir die 
Mindestgröße der Baugrundstücke für zu 
groß. Wir bitten darum, die Mindestgröße der 
Baugrundstücke zumindest im WA 2 auf 
350 m² bis maximal 380 m² zu reduzieren. 

Klarstellung in der textlichen Festset-
zung ergänzt „für die Hauptgebäude“. 
Damit lautet die Festsetzung nun: 
„Im WA 1 - WA 7 wird gemäß § 89 
Abs. 1 BauO NRW festgesetzt, dass 
für die Hauptgebäude ausschließlich 
Satteldächer mit Dachneigungen zwi-
schen 30° und 45° zulässig sind.“ 
 
Der Anregung wird gefolgt, insbeson-
dere weil durch die zusätzliche Aus-
weisung einer Garagen- und Stell-
platzfläche eine Gleichbehandlung 
mit den gegenüber liegenden Grund-
stücken erreicht wird. 
 
 
 
 
Je Einzelhaus werden zwei Wohnein-
heiten zugelassen, so dass senioren-
gerechtes Wohnen im Rahmen eines 
Mehrgenerationenwohnens möglich 
ist. Eine Verkleinerung der Mindest-
grundstücksgrößen soll nicht erfol-
gen, um die Verkehrsbelastungen für 
den umliegenden Bestand insbeson-
dere im Bereich der Plangebietszu-
fahrt in einem verträglichen Rahmen 
zu halten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme. 
Der Planentwurf wird entsprechend 
zeichnerisch ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zurück. 
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Bebauungsplan I-50, Wegberg - Venloer Straße 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 07.02.2023 bis einschließlich 10.03.2023 

- Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen (Entwurf) 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

1 Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr 
vom 07.02.2023 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht 
beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angegebe-
nen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger 
öffentlicher Belange keine Einwände. 

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

2 Fachbereich Bürgerservice und 
Sicherheit 
vom 07.02.2023 

Nach Einschätzung des Fachbereichs 201, sind 
auch in der nunmehr vorliegenden Planung, bei ei-
ner Straßenbreite von 7 Metern, eindeutig zu wenig 
Parkplätze ausgewiesen und es mangelt an einer 
größeren Fläche für öffentliches Parken. Lediglich 
für die Richtung Schwalm gelegenen Wohneinhei-
ten sind entsprechende Stellplatzflächen vorgese-
hen. Dies wird mit Sicherheit zu einem Parkverhal-
ten der Anwohner und Besucher führen, dass nicht 
nur gegen die geltende Straßenverkehrsordnung 
verstößt, sondern auch die Erreichbarkeit der 
Wohneinheiten für Rettungsdienst und Feuerwehr 
gravierend behindert. Wie Erfahrung mit ähnlich er-
schlossenen Wohngebieten zeigt, dass hier Maß-
nahmen zur späteren Nachbesserung kaum mög-
lich sind. Daher sollten, sobald für die übrige ge-
plante Wohnbebauung die Grundstückszufahrten 
festgelegt wurden, ausreichende Stellplätze vorge-
sehen werden. Daneben bedarf es dennoch öffent-
licher Parkflächen, da Garagen auf privaten Grund-
stücken häufig nicht zweckentsprechend genutzt 

Der Bebauungsplan regelt die An-
ordnung und Anzahl der öffentlichen 
Parkplätze nicht verbindlich. Das 
städtebauliche Konzept zeigt bei-
spielhafte Lösungen. Die genaue 
Anzahl und Lage muss auf Grund-
lage der späteren Grundstückspar-
zellierung und Lage der Zufahrten 
erfolgen. 
 
Die Festsetzung der Baugrenzen 
wurde so getroffen, dass auf fast al-
len Grundstücken zusätzliche Stell-
plätze innerhalb der Baugrenzen ge-
schaffen werden können. Zusätzlich 
ist die Anordnung eines weiteren 
Stellplatzes zwischen Garage und 
angrenzender Verkehrsfläche zuläs-
sig. Die Baufenster im WA 6 und WA 
7 sowie in einem Teilbereich des WA 
2 wurden um eine zusätzliche Signa-
tur „Garagen / Stellplätze / Carports“ 

Der Rat folgt der Stellungnahme nicht. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

werden, so dass die Fahrzeuge auf der Straßen-
verkehrsfläche dauerhaft geparkt werden. 

ergänzt, so dass auch auf diesen 
Grundstücken die Anordnung von 
Garagen oder Stellplätzen im seitli-
chen Bauabstand möglich ist. Der 
Parkdruck auf öffentliche Stellplätze 
wird dadurch abgemindert. 
 
Aufgrund der Nähe zum Wegberger 
Zentrum mit allen Einrichtungen des 
täglichen Bedarfs sowie des guten 
ÖPNV-Angebotes im näheren Um-
feld wird der Bedarf an zusätzlichen 
Stellplätzen als geringer einge-
schätzt als in weniger gut angebun-
denen Wohnquartieren. 

3 Fachbereich Bildung und Sozia-
les 
vom 07.02.2023 

Der FB 202 macht keine Anregungen und hat 
keine Bedenken. 

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

4 NEW Netz GmbH 
vom 07.02.2023 

Die Anfrage wurde geprüft, es wird mitgeteilt, dass 
keine Bedenken vorliegen. 

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

5 Deutsche Telekom Technik 
GmbH: West PTI 24 
vom 08.02.2023 

Gegen die Planung bestehen keine Bedenken. Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

6 Erftverband 
Vom 21.02.2023 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des Erft-
verbandes bestehen keine weiteren Bedenken ge-
gen die Planung. 

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

7 Kreis Heinsberg: Federführung 
vom 03.03.3023 

Seitens der unteren Bodenschutzbehörde, der un-
teren Immissionsschutzbehörde sowie der unteren 
Wasserbehörde werden keine Bedenken geäu-
ßert. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 

Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Die Brandschutzdienststelle, das Gesundheitsamt 
sowie die untere Naturschutzbehörde nehmen wie 
folgt Stellung: 
 
Brandschutzdienststelle: 
Es bestehen keine Bedenken seitens der Brand-
schutzdienststelle, sofern die Anforderungen der 
Stellungnahme vom 21.07.2021 erfüllt sind. 
 
 
 
 
Gesundheitsamt: 
Aus gesundheitsaufsichtlicher Sicht bestehen 
keine Bedenken gegen das Bauvorhaben, sofern 
die Immissionsgrenzwerte der TA-Lärm und TA-
Luft eingehalten werden und eine gesundheitliche 
Beeinträchtigung der umliegenden Bevölkerung 
auch durch Altlasten des Bodens nicht zu besor-
gen ist. Ein Schutz des Trinkwassers muss ge-
währleistet sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Die Hinweise aus der Stellungnahme 
vom 21.07.2021 werden zur Kennt-
nis genommen. Sie sind nicht Rege-
lungsinhalt des Bebauungsplans und 
müssen auf Ebene der Baugenehmi-
gungsverfahren berücksichtigt.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Aufgrund der guten Luft-
austauschbedingungen und der ge-
ringen täglichen Verkehrszahlen sind 
Überschreitungen der Richtwerte ge-
mäß TA-Luft nicht zu erwarten. So-
wohl im Plangebiet als auch in der 
näheren Umgebung befinden sich  
keine Gewerbe- oder Industrieanla-
gen und sind auch nicht geplant, die 
TA-Lärm ist daher nicht anzuwen-
den. Im vorliegenden Verfahren sind 
die Orientierungswerte der DIN 
18005 zu berücksichtigen, auch hier 
ist aufgrund der geringen Verkehrs-
zahlen nicht von Überschreitungen 
auszugehen. Altlasten sind nach 
derzeitigem Wissensstand im Plan-
gebiet nicht vorhanden und auch 

 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
Untere Naturschutzbehörde: 
Gegen die Planung bestehen aus Sicht der unteren 
Naturschutzbehörde keine grundsätzlichen Beden-
ken. Besonders geschützte Teile von Natur- und 
Landschaft sind nicht betroffen. 
 
Zwar ist entlang der Ostgrenze des Plangebietes, 
zur Schalmaue hin, ein 10 m breiter Pflanzstreifen 
vorgesehen. Dieser ist jedoch nicht als öffentliche 
Grünfläche festgesetzt. Die Durchführung der An-
pflanzungen obliegt den Grundstückseigentümern.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorgaben für die Bepflanzung sind jedoch sehr 
ungenau formuliert, sodass zu befürchten ist, dass 
die Anpflanzungen gar nicht oder nur in ungenü-
gender Weise getätigt werden. Darüber hinaus 
sind sogar kleinere Nebenanlagen innerhalb der 
Maßnahmenflächen zulässig. In Summe kann dies 
dazu führen, dass der von der unteren Natur-
schutzbehörde angeregte „Schutzstreifen“ zur 
Schwalm und zum Landschaftsschutzgebiet hin im 

aufgrund der bestehenden landwirt-
schaftlichen Nutzung nicht zu erwar-
ten.  
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Die zur Schwalm liegende Grenze 
der Wohnbauflächen übernimmt die 
Grundstücksgrenzen der bestehen-
den Wohnbebauung südlich und 
nördlich des Plangebietes. Das Ziel 
der Eingrünung der Grundstücke ist 
mit der Ausweisung eines Pflanzge-
botes auf den privaten Grundstücken 
besser zu erreichen als mit der Fest-
setzung einer öffentlichen Grünflä-
che, die dann aufgrund der erforder-
lichen Pflanzabstände kaum gestal-
tet werden kann.  
 
Die Festsetzungen mit der Zuord-
nung von Pflanzlisten und 
Pflanzqualitäten werden als hinrei-
chend bestimmt und umsetzbar an-
gesehen. Innerhalb der Maßnah-
menflächen werden keine Festset-
zungen zu der erforderlichen Anzahl 
von Pflanzungen getroffen, um den 

 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt den Anregungen nicht. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Endeffekt nur auf dem Papier existieren wird, so-
fern keine strengen Kontrollen seitens der Stadt 
Wegberg hinsichtlich der Einhaltung der Festset-
zungen erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

künftigen Grundstückseigentü-
mer*innen gestalterische Freiheit zu 
lassen.  
 
Die Nebenanlagen sind in der äuße-
ren, zur Schwalm hin orientierten 
Maßnahmenfläche ausgeschlossen, 
innerhalb der inneren Maßnahmen-
fläche in reduzierter Form zulässig. 
Die Maßnahmenflächen liegen nicht 
innerhalb des Überschwemmungs-
gebietes. Mit der Ausweisung der 
Maßnahmenflächen soll vorsorglich 
der freie Wasserabfluss gewährleis-
tet werden. Innerhalb der Maßnah-
menflächen die Nebenanlagen voll-
ständig auszuschließen, hätte die 
Nutzbarkeit der Gärten mehr als er-
forderlich eingeschränkt.  
Mit der Aufteilung auf zwei Maßnah-
menflächen und der Ausschluss der 
Nebenanlagen innerhalb der äuße-
ren Maßnahmenfläche ist daher das 
Ergebnis der Abwägung beider Be-
lange: Schutz vor Hochwasser und 
Erholungswert der Gärten. 
 
Die Einhaltung der Festsetzungen ist 
einerseits im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens sicherzustellen, an-
dererseits auch durchaus später in 
der Umsetzung überprüfbar.  
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Die in der Artenschutzprüfung des Büros Her-
manns mit Stand vom 16.01.2020 genannten Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind ent-
sprechend umzusetzen. Sofern funktionserhal-
tende Maßnahmen für Fledermäuse erforderlich 
sein sollten, kann eine Abstimmung diesbezüglich 
direkt mit der unteren Naturschutzbehörde erfol-
gen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen.  
 

Der Rat nimmt Kenntnis. 

8 Landwirtschaftskammer NRW 
vom 06.03.2023 

Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer 
NRW vom 29.07.2023 haben Sie zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
Weitere Aspekte für landwirtschaftliche Belange 
sind in den aktuellen Unterlagen nicht erkennbar. 

Der Hinweis bezieht sich auf die 
Stellungnahme vom 29.07.2021. 
Diese wurde im Rahmen der Abwä-
gung zur frühzeitigen Behördenbe-
teiligung berücksichtigt. 

Der Rat nimmt Kenntnis. 

9 Landesbetrieb Wald und Holz 
NRW – Regionalforstamt Rurei-
fel-Jülicher Börde 
vom 06.03.2023 

Seitens Wald und Holz NRW, Regionalforstamt 
Rureifel-Jülicher Börde als zuständige untere 
Forstbehörde bestehen keine Bedenken, Wald ist 
nicht betroffen. 

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

10 NEW NiederrheinWasser GmbH 
vom 07.03.2023 

Die NEW Niederrheinwasser GmbH erhebt keinen 
Einspruch gegen den o.g. Plan. 
 
Das betreffende Gebiet befindet sich in keinem 
Wassereinzugsgebiet der NEW. 

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

11 Bezirksregierung Köln 
vom 07.03.2023 

Aus den von der Bezirksregierung Köln zu vertre-
tenden Belangen der allgemeinen Landeskultur, 
und der Landentwicklung werden keine Bedenken 
gegen das vorbezeichnete Planungsvorhaben vor-
gebracht. 

Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 

12 NABU Wegberg e.V. 
vom 09.03.2023 

Es wird im Namen des NABU Landesverbandes 
NRW e.V. Stellung genommen. 
 
Der NABU hält die vorgelegte Planung für nicht 
vereinbar mit geltendem Planungsrecht, den Zielen 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

des Klimaschutzes, der nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung sowie des Arten- und Landschafts-
schutzes und vermisst wesentliche Bausteine einer 
Klima-Anpassungsstrategie. 
 
In der Stellungnahme des NABU vom 09.08.2021 
wurde darauf hingewiesen, dass der Umweltbe-
richt aufgrund nicht ordnungsgemäß durchgeführ-
ter Untersuchungen und fehlender Schärfentiefe 
bei der Untersuchung der Umweltfaktoren überar-
beitet werden muss, um abschließend einen objek-
tiven Ausgleichsbedarf zu ermitteln.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan wird nach § 13b 
BauGB im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB unter Einbezie-
hung von Außenbereichsflächen auf-
gestellt. Es gelten die Vorgaben des 
§ 13a BauGB entsprechend. 
 
§ 13b BauGB wurde eingeführt, um 
zur Deckung des landesweit hohen 
Bedarfs an neuen Wohnbauflächen 
die Planung von Wohnungsbau auch 
auf Flächen im Außenbereich zu be-
schleunigen, die sich an im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile anschlie-
ßen. Die Privilegien des § 13 BauGB  
gelten dabei entsprechend auch für 
diese Verfahren. Demnach ist für 
Eingriffe, die aufgrund der Aufstel-
lung des Bebauungsplans zu erwar-
ten sind, im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 6 BauGB kein Ausgleich zu 
leisten. Ein landschaftspflegerischer 
Begleitplan wird daher nicht erarbei-
tet. Ein formaler Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB muss im Verfahren 
nach § 13b BauGB ebenfalls nicht 
erarbeitet werden. 
 

 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Anregung nicht. 
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Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Zusätzlich wurden Vorschläge zur Vermeidung und 
Minimierung von Beeinträchtigungen und Vor-
schläge zu planungsrechtlichen und bauordnungs-
rechtlichen Festsetzungen gemacht. 
 
Welchen Stellenwert die Berücksichtigung von Na-
tur und Landschaft im Abwägungsprozess der 
Stadt Wegberg hat, erkannt man daran, dass keine 
einzige der begründeten Vorbehalte und Anregun-
gen des NABU in der vorliegenden Variante be-
rücksichtigt wurde! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme des NABU Weg-
berg e. V im Rahmen der frühzeiti-
gen Behördenbeteiligung wurde in 
der dazu gehörenden Abwägung 
ausführlich behandelt: 
- die vorgeschlagene großflächige 

Versickerung ist wegen der an-
stehenden Bodenverhältnisse 
technisch und rechtlich nicht um-
setzbar 

- die Forderung nach der Festset-
zung höherer technischer Stan-
dards mit dem Ziel, klimaneutra-
lere Gebäude zu errichten, 
wurde zurückgewiesen, um die 
Umsetzung künftiger neuer tech-
nischer Standards nicht zu er-
schweren 

- Die Einschätzung des NABU, 
dass die Grundstücksgrößen 
dem heutigen Bedarf nicht mehr 
entsprechen, wird angesichts der 
hohen Nachfrage nicht geteilt. 
Gleichzeitig ist das Plangebiet 
wegen der verkehrlichen Rah-
menbedingungen kein Standort 
für stark verdichtete Bebauung. 

- Die Anmerkungen zum Arten-
schutzgutachten wurden fachlich 
geprüft und jeweils separat kom-
mentiert. Das vorgelegte Arten-
schutzgutachten ist fachlich kor-

Der Rat folgt den Anregungen nicht. 
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Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

rekt, die Bewertung der jeweili-
gen Auswirkungen kann der Ab-
wägung zur frühzeitigen Beteili-
gung entnommen werden. 

- Die vorgeschlagenen Maßnah-
men zur Vermeidung und Ver-
minderung von Beeinträchtigun-
gen wurden entweder aus techni-
schen Gründen zurückgewiesen, 
waren teilweise bereits in den 
Festsetzungen umgesetzt oder 
wurden entsprechend der Stel-
lungnahme ergänzt. 

- Die geforderte Eingriffsbilanzie-
rung und Kompensation erfolgt 
im Verfahren nach § 13b BauGB 
nicht. 

- Die geforderte Umweltprüfung ist 
im Verfahren nach § 13b BauGB 
nicht erforderlich, der formale 
Umweltbericht entfällt. 

- Die vorgeschlagene Standortal-
ternative schließt die vorliegende 
Planung nicht aus. Standortalter-
nativen müssen auf der Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung 
nicht geprüft werden, wenn die 
Flächen bereits im Flächennut-
zungsplan als Wohnbauflächen 
dargestellt sind. 
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Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Abgesehen davon machen die Festsetzungen im 
Bebauungsplan deutlich, dass das Baugebiet für 
eine Bebauung nicht geeignet ist und ein erhebli-
cher Aufwand mit entsprechendem Ressourcen-
verbrauch und CO2 Ausstoß betrieben werden 
muss, um die Planung zu realisieren. 
 
Der Grundwasserspiegel steht sehr hoch an, die 
organischen und organogenen Böden sind als 
Baugrund ungeeignet, das Vorkommen von 
Kampfmitteln im Boden wird nicht ausgeschlossen, 
die Lage in einer Erdbebenzone erfordert auf-
wendige Bauwerksgründungen und -abdichtungen 
seitens der Bauherren und die öffentliche Hand 
wird mit notwendigen groß angelegten Hochwas-
serschutz- und Wasserabfluss-Maßnahmen finan-
ziell belastet. (Anmerkung: für sämtliche Gebäude 
sind „bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwir-
kungen oder bei Naturgewalten erforderlich“) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der humose Oberboden mit einer 
Stärke von bis zu 0,60 m ist als Last-
boden ungeeignet, in den darunter 
liegenden Schichten ist eine Grün-
dung der Bauwerke möglich. 
Oberboden ist an jedem Ort durch 
humose Anteile charakterisiert; er ist 
grundsätzlich nicht für die Bauwerks-
gründung geeignet. Der in den Fest-
setzungen aufgenommene Hinweis 
hat vorsorgenden und informieren-
den Charakter, eine Warnung ist da-
mit nicht verbunden. 
Bei der zwischenzeitlich durchge-
führten Überprüfung auf Kampfmittel 
wurden keine Kampfmittel gefunden. 
Ein Hinweis auf mögliche Kampfmit-
tel erfolgt, da keine Garantie für die 
Kampfmittelfreiheit übernommen 
werden kann.  
Der gesamte Siedlungsbereich von 
Wegberg liegt in der Erdbebenzone 
2 und geologischen Untergrund-
klasse T.  
Die erforderliche Abdichtung gegen 
anstehendes Grundwasser ist nur 
bei einer Unterkellerung des Gebäu-
des erforderlich. Die dadurch entste-
henden Kosten sind eine Bauher-
renentscheidung, es gibt keine Ver-
pflichtung zum Kellerbau. 
 

Der Rat folgt den Anregungen nicht. 
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Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem gegenüber steht der klimaökologische und 
ökologische Wert der extensiv genutzten Grün-
landfläche, welche dem Auebereich der Schwalm 
zuzurechnen ist. Im Innenring von Wegberg gibt es 
keine vergleichbare Fläche, die diesen Lebens-
raumverlust gleichwertig kompensieren kann. Es 
gibt jedoch zur Verfügung stehende Freiflächen, 
die als Wohnbaugebiete in Anspruch genommen 
werden können und ein geringeres Eingriffspoten-
zial als die vorliegende Bebauungsplanung haben. 
 
Daher fordert der NABU Rat und Verwaltung der 
Stadt Wegberg wie bereits in der Stellungnahme 
vom 09.08.2021 auf, die Umsetzung dieses Bau-
gebietes zu beenden.  
 
 
Nachfolgend wird zum städtebaulichen Entwurf der 
Planungsvariante 1 Stellung genommen. 
 

Die Gebäude- und Straßenentwäs-
serung inklusive erforderlicher Rück-
haltemaßnahmen ist Teil der Er-
schließungskosten und wird auf die 
späteren Grundstückseigentümer 
umgelegt. Die geplanten Maßnah-
men liegen im üblichen Rahmen. Es 
kann nicht nachvollzogen werden, 
welche „notwendigen groß angeleg-
ten Hochwasserschutz- und Wasser-
abfluss-Maßnahmen“ in der Stel-
lungnahme gemeint sind. 
 
Durch die Fläche erfolgt kein Eingriff 
in den primären Auebereich der 
Schwalm. Die geplante Wohnsied-
lung fügt sich in die umliegenden 
Wohnstrukturen ein, die innerhalb 
des Wegberger Siedlungsraums 
großflächig unmittelbar an den 
Auebereich angrenzen. Die arten-
schutzrechtliche Vorprüfung kommt 
zu dem Ergebnis, dass durch das 
Vorhaben bei Beachtung der in die 
Hinweise aufgenommenen Maßnah-
men keine Beeinträchtigung pla-
nungsrelevanter Arten erfolgt. Ein 
besonders relevanter Lebensraum-
verlust ist nicht zu erkennen. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt den Anregungen nicht. 
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Geltendes Planungsrecht 
Essentiellen Zielen und Grundsätzen des LEP 
NRW wird mit der vorgelegten Planung nicht Rech-
nung getragen. Eine flächensparende und bedarfs-
gerechte Siedlungsentwicklung (6.1-1 LEP NRW) 
findet nicht statt, da die Bevölkerungsentwicklung 
in der Kommune Wegberg nur mit einem „Wachs-
tum“ von 0,2% prognostiziert wird (Information u. 
Technik NRW, Abruf 01.03.23). Dieser zu vernach-
lässigende Zuwachs für den Zeitraum bis 2040 re-
sultiert aus der starken Abnahme der erwerbstäti-
gen Bevölkerung bei gleichzeitiger überproportio-
naler Zunahme der älteren Bevölkerung (Gruppe 
65 – 80 Jahre plus 42,3%, Gruppe 80 und mehr 
Jahre plus 129,3%). Maßgeblich für die Bevölke-
rungsentwicklung in Wegberg und die damit ver-
bundene Bereitstellung von neuen Wohnbauflä-
chen sind aber die Jahrgänge zwischen 25 und 65 
Jahre, die um 22,6 % (25 – 40 Jahre) bzw. 22,7 % 
(40 – 65 Jahre) schrumpfen. Im Ergebnis führt das 
Anwachsen der Gruppe der über 65jährigen dazu, 
dass zahlreiche Bestandsbauten (Einfamilienhäu-
ser) an junge Familien aus den Ballungszentren 
verkauft werden und weniger neue Wohnbauge-
biete erforderlich werden. Der vorgelegte Bauleit-
plan ist folglich nicht bedarfsgerecht. 
 
Das Ziel der Flächeneinsparung im LEP NRW wird 
mit der Ausweisung des Baugebietes verfehlt. Ent-
gegen der Darstellung der Stadt, dass keine ande-
ren Wohnbauflächen zur Verfügung stehen, sind 
im Flächennutzungsplan mehrere bebaubare Flä-

 
Die Entwicklung der vorliegenden 
Planung aus den landesplanerischen 
Zielsetzungen wurde bereits im Rah-
men der landesplanerischen Anfrage 
durch die Bezirksregierung Köln be-
stätigt. Im Rahmen dieser Anfrage 
überprüft die Bezirksregierung ge-
rade die zitierten Ziele und Grund-
sätze. Insofern erübrigt sich hier eine 
erneute Abwägung, die bereits auf 
der Ebene der Flächennutzungspla-
nung stattgefunden hat. 
Aufgrund der eingeschränkten Nutz-
barkeit als landwirtschaftliche Flä-
che, der Lage im vorhandenen Sied-
lungsraum sowie der Nähe zum 
Wegberger Zentrum und der vorhan-
denen Infrastruktur bietet sich eine 
vorrangige Entwicklung dieser Flä-
che gegenüber anderen Flächen 
bzw. eine Entwicklung parallel zu 
mehreren anderen Flächen im Stadt-
gebiet an. 
 
Auf den Wohnbedarf sei an dieser 
Stelle dennoch eingegangen: Die 
Wohnungsmarktstudie des Kreises 
Heinsberg von April 2019 weist für 
Wegberg bis 2030 einen Bedarf an 
rd. 331 Wohneinheiten in Ein- bzw. 
Zwei- und Mehrfamilienhäusern aus. 
Dieser Bedarf berücksichtigt bereits 

 
Der Rat folgt den Anregungen nicht. 
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chen (z.B. Beeckerheide, Masseicker Dreieck, Be-
eck u.a.) als Wohnbaugebiete dargestellt, die deut-
lich weniger Eingriffspotenzial als in der 
Schwalmaue haben und zur Verfügung stehen. Im 
Entwurf des neuen Regionalplans Köln werden zu-
sätzlich große Wohnbaugebiete, u.a. Großgerich-
hausen >20 ha im Innenring und Arsbeck, Dalheim 
und Wildenrath >30 ha ausgewiesen. Zusätzlich 
wird mit den bereits in Umsetzung befindlichen 
Bauflächen in Arsbeck „Auf dem Kamp“ derzeit 
eine Entwicklung von Neubauflächen in Gang ge-
setzt, die ihresgleichen sucht. 
 
Eine Rechtfertigung für die Ausweisung des vorlie-
genden 2,8 ha großen Baugebietes liegt folglich 
nicht vor.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

die Altersstruktur und demographi-
sche Entwicklung und die dem ent-
sprechenden erhöhten Bedarfe an 
Geschosswohnungsbau. Die Studie 
empfiehlt den Kommunen des Krei-
ses Heinsberg, zusätzlich zu den er-
forderlichen Wohnungen im Miet- 
und Eigentumsbereich „ein attrakti-
ves Bauland- und Eigenheimangebot 
zu schaffen, um weiterhin Familien 
aus dem Umland für den Umzug in 
den Kreis gewinnen zu können“. Die 
genannten 331 Wohneinheiten sind 
dabei der Bedarf, der sich ohne Be-
rücksichtigung dieses Zuzugs ergibt.  
Der Einwender / die Einwenderin 
vermutet, dass der Eingriff bei den 
anderen im Flächennutzungsplan 
dargestellten Flächen geringer ist als 
bei dem hier behandelten Plange-
biet. Unter diesem Aspekt werden 
die in Wegberg ausgewiesenen Flä-
chen betrachtet (die Bezeichnung 
wird aus der Übersicht des Master-
plans für den Siedlungsschwerpunkt 
Wegberg (Stand 2018) übernom-
men): 
Fläche A ist das vorliegende Plange-
biet. Die Flächen B bis F liegen in 
Beeckerheide. Für die Flächen D 
und E gibt es bereits mit dem Be-
bauungsplan I-03A Beeckerheide-
West verbindliches Planrecht, das in 
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den beiden Teilflächen (3,2 ha) noch 
nicht umgesetzt wurde. Fläche F ist 
ca. 0,7 ha groß und wird derzeit zur 
landwirtschaftlichen Produktion ge-
nutzt. Unter dem Aspekt der Inan-
spruchnahme von landwirtschaftli-
chen Flächen ist der Eingriff in Flä-
che A geringer zu bewerten. Die 
Teilfläche G (Maaseiker Straße, 2,45 
ha) ist bereits überplant, der Sat-
zungsbeschluss zum Bebauungs-
plan wurde bereits gefasst. Fläche I 
mit 4,6 ha steht ebenso wie die Flä-
chen B (2,5 ha) und C (2,83 ha) der-
zeit nicht zur Verfügung, hier gibt es 
aktuell keine Planung. Alle drei Teil-
flächen dienen ebenfalls der land-
wirtschaftlichen Produktion. Damit ist 
die Inanspruchnahme der Fläche A 
mit geringeren Auswirkungen auf die 
Landwirtschaft verbunden, da hier 
keine landwirtschaftliche Produktion 
stattfindet. Weitere Auswirkungen 
wurden im Planverfahren überprüft. 
Im Ergebnis wurde der Eingriff als 
verträglich bewertet, wenn die in den 
Hinweisen aufgenommenen Maß-
nahmen berücksichtigt werden (Er-
halt von Bäumen, Eingrünung zur 
Schwalmaue, Berücksichtigung von 
artenschutzrechtlichen Schonzeiten). 
Mit den oben aufgeführten Bebau-
ungsplänen wird ein Potenzial von 
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Ein weiterer Grundsatz des LEP NRW „energieef-
fiziente und klimagerechte Siedlungsentwicklung 
(6.1-7 LEP NRW) wird ebenfalls verfehlt. Dem As-
pekt des Klimaschutzes und den gesetzlich festge-
legten Zielen zur Reduzierung der Treibhausgase 
(bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 %) wird 
keine bis wenig Aufmerksamkeit gewidmet (s.u.). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5,65 ha bereitgehalten, das nicht 
ausreicht, um den in der Wohnungs-
marktstudie genannten Bedarf zu 
decken. Auch unter Hinzurechnung 
der in Arsbeck mit dem Bebauungs-
plan III-04C geschaffenen Potenziale 
(4 ha) wird der Bedarf noch nicht ge-
deckt. Zusammenfassend rechtfer-
tigt sich die Inanspruchnahme der 
hier überplanten Fläche wegen des 
noch nicht gedeckten Wohnbedarfs 
einerseits und der Verträglichkeit an-
dererseits. 
 
Die Entwicklung der Planung im Ein-
vernehmen mit den Zielen der Lan-
desplanung wurde bereits mit der 
landesplanerischen Anfrage über-
prüft und bestätigt (s.o.). Die kon-
krete Umsetzung der Ziele erfolgt 
auf der Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung. Dabei gilt grundsätz-
lich, dass im Bebauungsplan nicht 
ergänzend festgesetzt wird, was 
durch landes- oder bundesgesetzli-
che Regelung bereits verbindlich for-
muliert ist. Das Gebäudeenergiege-
setz (GEG) schreibt Mindeststan-
dards für die Energieeffizienz von 
Neubauten und die Nutzung erneu-
erbarer Energien vor, darüberhin-
ausgehende Regelungen auf Ebene 
des Bebauungsplans werden nicht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt den Anregungen nicht. 
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Im Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt vom 
02.07.2008 ist der nördliche Teil des Plangebietes 
als öffentliche Grünfläche ausgewiesen. Der Be-
bauungsplan sieht allerdings im nordwestlichen 
Teil der Grünfläche die einzige (!) Hauptzufahrt und 
einen Fuß-/Radweg zum Baugebiet, ein Baugrund-
stück (Haus Nr.1) und eine private Grünfläche (Be-
stand auf Flurstück-Nr. 54) vor. Der größere östli-
che Teil der Grünfläche ist zwar als öffentliche 
Grünfläche im Bebauungsplan ausgewiesen und 
mit einer Größe von 5500 m² im städtebaulichen 
Konzept (6.1) angegeben, de facto sollen hier aber 
großflächige Rückhalte- und Überflutungsbecken 
mit „unterirdischen Leitungen, abwasserwirtschaft-
lichen Schacht- und Drosselbauwerken“ sowie Ab-
zäunungen gebaut werden (siehe Planungsrechtli-
che Festsetzungen „8. Öffentliche Grünfläche mit 
Überlagerung von Flächen für die Wasserwirt-
schaft“). Rückhaltebecken werden i.d.R. engma-
schig gepflegt und von Bewuchs freigehalten. Ob 
die Fläche naturnah gestaltet und begrünt wird wie 
die Begründung zur Planung nahelegt, muss abge-
wartet werden. Rückhalteflächen in der Kommune 
sind meist (eingezäunte) Funktionsanlagen und 
sollten nicht als Grünanlagen mit Aufenthaltsquali-
tät verwechselt werden. 
 
 

als sinnvoll angesehen, da damit zu-
künftig die Berücksichtigung neuer 
technischer Standards erschwert 
wird.  
 
Der Flächennutzungsplan stellt die 
Ziele für die zukünftige Flächenent-
wicklung der Stadt dar. Die Flächen-
darstellungen sind dabei nicht par-
zellenscharf dargestellt, zudem wer-
den nur Flächen für den überörtli-
chen Verkehr und die örtlichen 
Hauptverkehrszüge dargestellt, 
keine Wohngebietsstraßen. Mit den 
Festsetzungen des Bebauungsplans 
wird dem grundsätzlichen Ziel des 
Flächennutzungsplans, den nördli-
chen Teilbereich als Grünfläche zu 
erhalten, entsprochen. 
 
Innerhalb von öffentlichen Grünflä-
chen sind Rückhaltebecken und -
mulden, die als Erdbecken ausge-
führt werden, kein Widerspruch. Die 
Entwässerungsplanung, die der 
Festsetzung der Grünfläche zu-
grunde liegt, sieht auf ca. zwei Drittel 
der Fläche Erdmulden vor, die bis 
maximal 30 cm eingestaut werden 
können. Diese Mulden sollen nicht 
eingezäunt werden und begehbar 
bleiben. 

 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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In keiner Weise wird mit der Planung den Vorgaben 
des FNP entsprochen, selbst wenn die Bezirksre-
gierung Köln „keine Bedenken“ hat. Vielmehr muss 
festgehalten werden, dass das gesamte Wohnbau-
gebiet keine einzige öffentliche Grünfläche, keinen 

Auch das letzte Becken vor Einlei-
tung in die Schwalm soll möglichst 
nicht eingezäunt werden. Sollte dies 
dennoch erforderlich werden, muss 
die Einfriedung sicht- und wasser-
durchlässig gestaltet werden. 
 
Die in den Festsetzungen zugelas-
senen unterirdischen Leitungen, ab-
wasserwirtschaftlichen Schacht- und 
Drosselbauwerke müssen aus funkti-
onalen Gründen zulässig sein. Es 
gibt eine Zulaufleitung in die Erdmul-
den und einen Zulauf in das Erdbe-
cken, von denen jeweils nur die 
Rohröffnung sichtbar wird. Im Ablauf 
ist ein Drosselbauwerk in einem 
Schacht vorgesehen, das ebenfalls 
nur oberflächig sichtbar ist. Die Ein-
schränkung der Nutzung der Grün-
fläche für die Erholung wird damit so 
gering wie möglich gehalten. Weitere 
Funktionen der Grünfläche wie die 
Freiraumgestaltung und die Bepflan-
zung werden durch die Becken nicht 
beeinträchtigt, wenn sie wie festge-
setzt gestaltet werden. 
 
Es wurde bereits gezeigt, dass sich 
die Planung aus dem Flächennut-
zungsplan und den landesplaneri-
schen Vorgaben entwickelt (s.o.). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Kinderspielplatz und somit keine Aufenthaltsmög-
lichkeit im öffentlichen Raum erhält. Dieses allein 
widerspricht bereits einer ausgereiften, zukunfts-
gerichteten und gemeinwohlorientierten Stadtpla-
nung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen 
Flächen 
Die städtebauliche Notwendigkeit der beabsichtig-
ten Wohnbebauung am gewählten Standort sieht 
der NABU, wie oben bereits begründet, als nicht 
gegeben an. Im Gegenteil, ein sparsamer Umgang 
mit Grund und Boden findet aufgrund der Grund-
stücksgrößen, Einzelhäuser und limitierten Höhe 
der Bebauung definitiv nicht statt. Das Abwägungs-
ergebnis der Stadt, die Umwandlung von Grünland 
auf grundwasserbeeinflussten Aueböden, obwohl 
andere, besser geeignete Standorte zur Verfügung 
stehen, als notwendig und alternativlos darzustel-
len, ist falsch. 
 
 

Ein Kinderspielplatz wurde für das 
Plangebiet nicht geplant, weil der 
Bedarf an einem öffentlichen Platz 
für ein Quartier mit großzügigen pri-
vaten Gärten nicht gesehen wird. In 
ca. 300 m fußläufiger Entfernung be-
findet sich ein Kinderspielplatz (Im 
Ländchen), ebenso in ca. 600 m Ent-
fernung der Spielplatz am Netteweg 
und in 850 m Entfernung der Spiel-
platz im Stadtpark. Direkt angren-
zend an das Plangebiet wurde im 
Kringskamp 15 das ehemalige Feu-
erwehrgerätehaus in einen Quar-
tierstreffpunkt für den Heimatverein 
Harbeck umgenutzt. 
 
 
 
Es handelt sich um eine zusammen-
fassende Darstellung der Inhalte, die 
bereits abgewogen wurden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt den Anregungen nicht. 
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Klimaschutz und Klimaanpassung 
Mängel sieht der NABU nach wie vor in fehlenden 
Vorgaben zum klimaneutralen Bauen. Die Ge-
bäude sollen in der Begründung nach dem aktuel-
len Stand des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) er-
richtet werden, die zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen hierzu fehlen allerdings im Bebau-
ungsplan. Zudem entspricht der im GEG vorge-
schriebene zulässige Energieverbrauch schon seit 
vielen Jahren völlig gewöhnlichen Neubauten ohne 
technische Neuerungen der Klimavorsorge. 
 
Es sollte für die Stadtverwaltung selbstverständlich 
sein, deutlich bessere Effizienzstandards bei der 
Dämmung und dem ausschließlichen Einsatz rege-
nerativer Energien für Heizung und Warmwasser 
(Photovoltaik, Solarkollektoren, Wärmepumpen) 
festzusetzen. In vielen Neubaugebieten in NRW ist 
dieses inzwischen Standard. Der Klientel der zu-
künftigen Bauherren, die mit großen Grundstücks-
größen bis 903 (!) m² (das Gros der Grundstücke 
ist 500 – 600 m²) angesprochen werden, ist dieses 
zumutbar und zum Schutz des Klimas unbedingt 
notwendig. Im Hinblick auf eine bevorstehende 
CO2 Bepreisung im Gebäudesektor sind entspre-
chende Festsetzungen sogar wirtschaftlich, förde-
rungsfähig und sie bergen ein hohes Einsparpoten-
zial. 
 
Leider wurden entsprechende Anregungen bereits 
in der Vergangenheit nicht aufgenommen. Der 
NABU weist darauf hin, dass Wegberg dabei kei-
neswegs ein Pionier wäre. Klimaschutz ist seitens 

 
Grundsätzlich gilt, dass im Bebau-
ungsplan nicht ergänzend festgesetzt 
wird, was durch landes- oder bundes-
gesetzliche Regelung bereits ver-
bindlich formuliert ist. Zeichnerische 
oder textliche Festsetzungen ent-
sprechend der Vorgaben des Gebäu-
deenergiegesetzes sind nicht not-
wendig, da das Gesetz unabhängig 
von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans gilt und zu beachten ist. 
 
Nach Auffassung der Stadt Wegberg 
ist die Festsetzung einer Verpflich-
tung zur Nutzung bestimmter erneu-
erbarer Energien nicht sinnvoll und 
möglicherweise sogar kontraproduk-
tiv, da diese Festsetzungen mit kon-
kreten Regelungen zur Leistung oder 
Mindestfläche dieser Anlagen ver-
bunden werden müssten. Damit wird 
die Berücksichtigung zukünftiger 
neuer technischer Standards er-
schwert oder sogar verhindert.  
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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des Gesetzgebers inzwischen vorgeschrieben, 
machbar und bezahlbar und sollte daher beim 
Neubau von Gebäuden in der Stadt Wegberg 
Pflicht sein. 
 
Umweltauswirkungen 
Bei der Standortwahl blieb neben den bereits ge-
nannten Faktoren unberücksichtigt, dass es sich 
bei dem als Weide genutzten Grünland um eine 
Fläche mit „sehr hoher thermischer Ausgleichs-
funktion“ (LANUV FIS Klimaanpassung) auf die 
umliegende Wohnbebauung handelt. Östlich liegt 
die Schwalm, die mit dem begleitenden Auwald die 
höchste Stufe der thermischen Ausgleichsfunktion 
erreicht. Die Bebauung des Grünlands wird die 
Aufheizung der benachbarten Wohnbebauung ver-
stärken und die negativen Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit und das Schwalmgebiet 
vergrößern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Mögliche Alternativflächen (Flächen 
B – I aus dem Masterplan, s.o.) wer-
den im Klimaatlas des LANUV eben-
falls überwiegend als Grünflächen mit 
sehr hoher thermischer Ausgleichs-
funktion ausgewiesen, so dass auch 
hier voraussichtlich vergleichbare 
Auswirkungen auf die umliegenden 
Siedlungsbereiche entstehen wür-
den. Die Planung sieht innerhalb des 
Plangebietes eine lockere Bebauung 
mit großzügigen privaten Grünflä-
chen sowie einer öffentlichen Grün-
fläche im nördlichen Bereich vor. 
Hinzu kommt die Lage angrenzend 
an den Grünzug rund um die 
Schwalm, der als Grünfläche mit 
höchster thermischer Ausgleichs-
funktion ausgewiesen ist und damit 
auch langfristig zur Kühlung der an-
grenzenden Siedlungsflächen bei-
trägt. Wegen der geringen Dichte der 
Bebauung ist kein wesentlicher Bei-
trag zur Aufheizung zu erwarten.  Der 
Eingriff wird daher an dieser Stelle als 
verträglich bewertet. 
 

 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass die Flächen ent-
lang der Schwalm jenseits des Weges am Ostrand 
des Plangebietes als Landschaftsschutzgebiet 
ausgewiesen sind und im aktuellen Beitrag des LA-
NUV zum Regionalplan als Biotopverbund von her-
ausragender Bedeutung dargestellt werden. Ent-
sprechend sind alle Maßnahmen zu ergreifen, ne-
gative Auswirkungen zu vermeiden und die Flä-
chen möglichst aufzuwerten. Im Umweltbericht 
wird der Biotopverbund lediglich erwähnt, auf einen 
Hinweis zur Bedeutung der Fläche wurde seitens 
des Bearbeiters verzichtet! 
 
Es ist zu überlegen, ob in diesem Bereich und im 
Plangebiet statt einer Bebauung und Flächenver-
siegelung nicht eher eine Renaturierung der 
Schwalm und die Schaffung von Retentionsraum 
sinnvoller wären als eine Wohnbebauung (unter 
gleichzeitiger Beachtung von Artenschutz und Er-
holungsnutzung). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Plangebiet grenzt an das Land-
schaftsschutzgebiet und den Bio-
topverbund an, ein Eingriff in die Flä-
che erfolgt nicht. Über die Festset-
zungen des Bebauungsplans wird 
die Sicherung des nördlichen Be-
reichs als öffentliche Grünfläche ge-
sichert und eine Durchgrünung der 
privaten Grundstücksflächen vorge-
schrieben, ebenso eine Eingrünung 
zur Schwalmaue hin. Mit der Bebau-
ung wird in Richtung Schwalm ein 
ausreichender Abstand eingehalten. 
Die Wohnbaugrundstücke schließen 
eine Lücke zwischen bereits beste-
hender Bebauung entlang der 
Schwalm. Durch die Arrondierung 
der bestehenden Wohnbebauung 
sind keine negativen Auswirkungen 
auf das Landschaftsschutzgebiet zu 
erkennen. 
 
Der für die Bewirtschaftung der 
Schwalm zuständige Schwalmver-
band hat keine Bedenken gegen die 
Planungen geäußert. Eine möglich-
erweise zukünftig geplante Renatu-
rierung der Schwalm hat nach Auf-
fassung der Stadt innerhalb der vor-
handenen Aueflächen viel Raum und 
wäre aus topographischen Gründen 

Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH         22 
 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
 
 
 
Weiterhin wird nicht erkannt, dass es sich bei dem 
extensiv genutzten Grünland des Planungsgebiets 
um die einzige große, nicht intensiv genutzte Grün-
landfläche im ganzen Innenring handelt (!), die mit 
Sicherheit als Fortpflanzungsstätte und Nahrungs-
gebiet für verschiedene geschützte, planungsrele-
vante Arten und auch viele häufige Arten von Be-
deutung ist (s.u.). In der Umgebung gibt es keine 
Offenland-Nahrungshabitate mehr, landwirtschaft-
liche Nutzflächen jenseits des Rings werden inten-
sivst bewirtschaftet und bieten gerade für Arten, 
die auf Offenland jagen, kein geeignetes Jagdha-
bitat. 
 
Die Einschätzung im Umweltbericht, dass „mit der 
Planung ausschließlich Weideflächen überplant“ 
werden und daher eine geringe ökologische Wer-
tigkeit der Fläche abgeleitet wird, lässt Rück-
schlüsse auf die Qualität des Umweltberichts zu. 
Extensiv beweidetes Grünland zählt zu den wert-
vollsten landwirtschaftlich genutzten Lebensräu-
men und kann eine große Artenvielfalt an Insekten 
und anderen Tiergruppen aufweisen. Unterstützt 
wird die Wertigkeit im vorliegenden Fall durch das 
Vorhandensein der alten Eichengruppen und Ein-
zelbäume, von denen fünf gefällt werden sollen. 
 
Die Aussage, Mehl- und Rauchschwalbe würden 
die Fläche nur gelegentlich zur Nahrungssuche 

im Bereich der in Anspruch genom-
menen Wiesenfläche nicht umsetz-
bar. 
 
Zum Zeitpunkt der Ortsbegehungen 
(November 2019 Januar 2020) hat 
sich das Plangebiet als intensiv ge-
nutzte, krautarme Pferdeweide dar-
gestellt. Diese kann von verschiede-
nen Vogelarten zur Nahrungssuche 
genutzt werden. Es ist aber nicht an-
zunehmen, dass diese Fläche als 
essenzielles Nahrungshabitat dient, 
so dass ihr Verlust zu einer Beein-
trächtigung der Arten auf Populati-
onsniveau führt. 
 
 
Die Bewertung zur ökologischen 
Wertigkeit beruht auf dem Zustand 
der Wiese, die von dem Artenschutz-
gutachter als krautarme Pferdekop-
pel klassifiziert wurde. Die Begrün-
dung wird um diese Information er-
gänzt. Die Bewertung wird aus fach-
licher Sicht beibehalten. 
 
 
 
 
 
Das Beutespektrum der Schwalben 
umfasst vor allem verhältnismäßig 

 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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nutzen (Mehlschwalbenkolonie benachbart!), ist 
nicht nachvollziehbar und sicher falsch. Die an-
grenzende Schafhaltung am Schwalmweg dürfte 
für mehrere Vogelarten das Angebot an geeigne-
ten Nahrungsinsekten erhöhen. 
 
 
 
 
 
 
Bei Arten wie Schwalben, Star, Turmfalke und Wal-
dohreule und evtl. weiteren Vogelarten ist nicht 
auszuschließen, dass der Wegfall einer nahrungs-
reichen 2,8 ha großen und extensiv genutzten 
Grünlandfläche negative Auswirkungen auf den lo-
kalen Erhaltungszustand (im Gemeindegebiet) hat. 
 
Das Gleiche gilt für die im und außerhalb des Pla-
nungsgebiets vorkommenden, streng geschützten 
Fledermausarten. 
 
 
 
 
Durch den unmittelbar angrenzenden Auwald mit 
feuchten Zonen und dem Flusslauf der Schwalm 
muss weiterhin davon ausgegangen werden, dass 
eine größere Amphibienpopulation im Gebiet vor-
kommt und es wird darauf hingewiesen, dass es 
absehbar ist, dass auf den großen Grundstücken 
des Baugebiets große Intensiv-Rasenflächen ent-
stehen, und der Einsatz zahlreicher Rasenroboter 

kleine Fluginsekten. Ihr Nahrungsan-
gebot wird demzufolge u. a. durch 
Viehhaltung, Blütenpflanzen und Ge-
wässer beeinflusst. An beiden Orts-
terminen stellte sich das Plangebiet 
als relativ intensiv genutzte, kraut-
arme Pferdeweide dar, die zwar von 
den Schwalben zeitweise genutzt 
werden kann, aber kein essenzielles 
Nahrungshabitat darstellt.  
 
Zum Zeitpunkt der Ortsbegehungen 
(November 2019 Januar 2020) hat 
sich das Plangebiet als intensiv ge-
nutzte, krautarme Pferdeweide dar-
gestellt. Diese kann von den ge-
nannten Vogel- und Fledermausar-
ten zur Nahrungssuche genutzt wer-
den. Es ist aber nicht anzunehmen, 
dass diese Fläche als essenzielles 
Nahrungshabitat dient, so dass ihr 
Verlust zu einer Beeinträchtigung 
der genannten Arten auf Populati-
onsniveau führt. 
 
Das Plangebiet bestand zum Zeit-
punkt der Bearbeitung hauptsächlich 
aus einer relativ intensiv genutzten, 
krautarmen Pferdeweide, die von ge-
schützten Amphibien nur gelegent-
lich genutzt werden kann, da u.a. 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
fehlen. Der Anteil der betroffenen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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absehbar ist. Unzählige Wirbellose und darüber 
hinaus jährlich dutzende Amphibien, ggf. auch 
Blindschleichen und Igel werden getötet oder ver-
stümmelt. Alle genannten Arten(gruppen) sind in 
Deutschland zumindest besonders geschützt. 
Auch vorhersehbar sind Tötungen und Verletzun-
gen durch den entstehenden Erschließungsver-
kehr, durch Entwässerungsabläufe sowie Keller-
schächte und -Treppen. 
 
 
 
 
 
 
 
Artenschutzprüfung 
Die im Januar 2020 durchgeführte Artenschutzprü-
fung (ASP) ist in vielen Punkten fehlerhaft und führt 
zu einer völlig falschen Werteinschätzung des Pla-
nungsgebietes. Die nachfolgenden Ausführungen 
wurden weitgehend bereits in der Stellungnahme 
des NABU vom 09.08.2021 gemacht. 
 
Baumuntersuchung 
Zwei Begehungen im Winter zur Erfassung von 
Höhlungen an den Eichen überraschen, die Suche 
nach Spuren von Fledermäusen macht aufgrund 
der Jahreszeit (keine Nahrungsaufnahme = keine 
Ausscheidung) wenig Sinn. Horste und überta-
gende Eulen wären im unbelaubten Zustand der 

Gartenflächen fällt schon aufgrund 
seiner geringen Flächengröße nicht  
ins Gewicht. Eine Gefährdung der lo-
kalen Population geschützter Amphi-
bienarten durch eine Nutzungsände-
rung des Plangebietes ist deshalb 
nicht erkennbar.  
 
Über die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes werden Mindestvorga-
ben zur Begrünung der privaten Frei-
flächen gemacht. Für einen Aus-
schluss von Mährobotern bietet 
§ 9 BauGB keine Ermächtigungs-
grundlage.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Herbst (November) waren die Ei-
chen noch belaubt und eine Erfas-
sung von Astlöchern, Baumhöhlen, 
Horsten oder Rindenspalten nur ein-
geschränkt möglich. Deshalb fand im  
Januar ein weiterer Termin zur 
Baumkontrolle statt. Dabei handelte 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Bäume zu erkennen. Daher macht die (zweima-
lige!) Suche nach Mauserfedern und Gewöllen we-
nig Sinn. 
 
 
Nicht hingewiesen wird auf die Tatsache, dass 
mindestens 50 % der Baumhöhlen vom Boden aus 
nicht zu erkennen sind. Gerade in der rauhen 
Borke der Eichen sind Spalten und Höhlenein-
gänge oft nicht zu sehen. Es ist davon auszuge-
hen, dass in 11 starken Eichen wie im Gebiet meh-
rere Fledermausquartiere bestehen und auch Wo-
chenstuben- und Winterquartiere nicht auszu-
schließen sind. Quartiere an Bäumen wie im Ge-
biet kann nicht nur die in der ASP genannte Rau-
hautfledermaus nutzen, sondern zahlreiche wei-
tere Arten. Aus Fledermauskästen in Wegberg sind 
Braunes Langohr, Kleinabendsegler, Fransenfle-
dermaus, Wasserfledermaus, Abendsegler und 
Großes Mausohr (!) als Baumbewohner bekannt 
(ohne Anspruch auf Vollständigkeit). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

es sich um eine Kontrolle, um poten-
zielle Nistplätze und/oder Quartiere 
(insbesondere Baumhöhlen) im Vor-
feld zu entdecken. 
 
Kotspuren, Rupfungen, Gewölle und 
Federn geben unabhängig vom aktu-
ellen Aufenthaltsort des Individuums 
einen Hinweis auf ein Vorkommen 
stark geschützter Vogelarten. 
 
Bei dem Fachbericht handelt es sich 
um eine Potenzialprüfung ohne An-
spruch auf Vollständigkeit, die letzt-
endlich nur durch umfangreiche Kar-
tierungen zu erreichen wäre. Kartie-
rungen sind im Rahmen einer Arten-
schutzvorprüfung ausdrücklich nicht 
vorgesehen.  
 
Da Fledermausvorkommen aus der 
Umgebung des Plangebietes (insbe-
sondere aus der Schwalmaue) be-
kannt sind, wurde in Abstimmung mit 
der unteren Naturschutzbehörde von 
vornherein der „worst-case“-Fall an-
genommen. Es ist davon auszuge-
hen, dass Baumhöhlen bewohnende 
Fledermäuse in dem Baumbestand 
des Plangebietes- insbesondere in 
den Eichen - geeignete Quartiere fin-
den. Da die Eichenreihe erhalten 
werden soll, stehen diese Quartiere 
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Vögel 
Begehungen im Winter sagen wenig über Brutvor-
kommen aus. Dem NABU Wegberg erscheinen 
Bruten zumindest folgender planungsrelevanter 
Arten im Gebiet möglich: Bluthänfling, Feldlerche 
(bei regelmäßiger, nicht zu häufiger Mahd) und 
Star. 
 

(sofern vorhanden) auch weiter zur 
Verfügung. 
 
Sollten doch Bäume entnommen 
werden, ist der Verlust von Baum-
höhlen durch die „fachgerechte An-
bringung geeigneter Fledermauskäs-
ten an geeigneter Stelle mit räumli-
chem Bezug zum Eingriff) und in 
ausreichender Anzahl auszugleichen 
(zzgl. jeweils eines Ablenkungskas-
tens für Höhlenbrüter, wie z.B. Mei-
sen).“ Der Verlust einer Baumhöhle 
ist durch mindestens ein Cluster von 
Fledermauskästen (= fünf Ersatzkäs-
ten) auszugleichen (s. LANUV). 
Hinzu kommen in diesem Fall Nist-
kästen für kleine Höhlenbrüter, wie 
Meisen (als Ablenkungskästen), und 
den Star (als potenziell vorhandene 
und damit zu berücksichtigende Art; 
s.u.).  
 
 
Der Fachbericht stellt eine Potenzial-
prüfung und keine Kartierung dar. Bi-
otopstrukturen, die von Vögeln als 
Nistplätze genutzt werden können, 
können mehrheitlich auch im Winter 
erfasst werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Zu den Arten, die im Fachinformationssystem Ge-
schützte Arten in NRW des LANUV NRW als pla-
nungsrelevante Vogelarten in der Umgebung des 
Plangebietes (MTB 4804-4) genannt werden und 
die nach Einschätzung des NABU ein wichtiges 
Jagdhabitat verlieren, gehören zumindest Mäuse-
bussard, Mehlschwalbe (Kolonie u.a. im Westen 
des Ländchens) und Rauchschwalbe, Schleiereule 
(Brut in Berg), Sperber, Star, Turmfalke, Ufer-
schwalbe, Waldkauz und Waldohreule. Zu ergän-
zen ist der Uhu, der 2021 in einer Entfernung von 
gut 1.500 m zum Plangebiet erfolgreich gebrütet 
hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Bluthänfling (Carduelis can-
nabina) besiedelt halboffene bis of-
fene Landschaften mit lockerem 
Baum- oder Strauchbestand, Hoch-
staudenfluren und gestörten, offenen 
Bodenbereichen (SÜDBECK et al. 
2005). Die Art benötigt Hochstau-
denfluren, offene Bodenbereiche 
und andere Saumstrukturen zur 
Nahrungssuche sowie strukturreiche 
Gebüsche oder junge Nadelbäume 
als Nisthabitate. Das Nest wird in 
dichten Hecken und Büschen, vor al-
lem in jungen Nadelbäumen, in Dor-
nensträuchern oder in Kletterpflan-
zen angelegt (SÜDBECK et al. 
2005). Aufgrund der (zum Zeitpunkt 
der Beauftragung) relativ intensiven 
Nutzung des Plangebietes und feh-
lender Habitatstrukturen wurde ein 
Vorkommen des Bluthänflings aus-
geschlossen.  
 
Der Star benötigt eine strukturreiche, 
halboffene Kulturlandschaft mit offe-
nen, kurzrasigen Flächen zur Nah-
rungssuche - ideal ist ein Mosaik aus 
kleinen (Eichen)Wäldern und Vieh-
weiden. Für den Star, der in der 
Wahl seiner Nisthöhle verhältnismä-
ßig flexibel ist, stellen sowohl Bunt-
specht-Nisthöhlen als auch Nistkäs-
ten sowie Nischen und Spalten an 
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Gebäuden geeignete Nistplätze dar 
(GRÜNEBERG et al.2013). Ein Vor-
kommen des Stars ist nicht ausge-
schlossen, da die Art im Plangebiet 
Nahrung und ggf. auch einen Nist-
platz findet. Der Verlust von Nisthöh-
len (vorgesehen ist der Erhalt der Ei-
chenreihe) wird durch das fachge-
rechte Anbringen artspezifischer 
Nistkästen mit räumlichem Bezug 
zum Eingriff ausgeglichen. Auch 
nach einer Nutzungsänderung des 
Plangebietes stehen dem Star ver-
schiedene Nahrungshabitate (in den 
Gärten, in der Schwalmaue sowie 
auf den Agrarflächen und Weiden in 
der näheren Umgebung) zur Verfü-
gung.  
 
Als charakteristische Offenlandart 
nimmt die Feldlerche artspezifische 
Meideabstände zu verschiedenen 
Vertikalstrukturen ein. Das LANUV 
nennt für die Art Abstände von  
- > 50 m zu Einzelbäumen,  
- > 120 m zu Baumreihen und Feld-
gehölzen von 1-3 ha,  
- 160 m zu geschlossenen Gehölz-
kulissen und  
- > 100 m zu Hochspannungsfreilei-
tungen.  
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Fledermäuse 
Eine Erfassung von Fledermäusen fand nicht statt, 
eine Betroffenheit wird in der ASP vom Bearbeiter 
und auch vom Kreis Heinsberg nicht ausgeschlos-
sen. Auch wir sehen eine mögliche Betroffenheit 
mehrerer Fledermausarten, die benachbart zum 
Plangebiet Wochenstuben nutzen (vgl. Kurzkartie-
rung Fledermäuse im Anhang). 
 
Leider hat der Bearbeiter der ASP keine Daten bei 
lokal aktiven Naturschutzverbänden abgefragt, wie 

Diesen Angaben zufolge ist das Ge-
lände - auch nach Aufgabe der (im 
November 2019 relativ intensiven) 
Nutzung - als Brut- oder Rasthabitat 
für die Feldlerche nicht geeignet.  

 
Das Plangebiet kann von den ge-
nannten Vogelarten zur Nahrungssu-
che genutzt werden. Es ist aber nicht 
anzunehmen, dass diese Fläche als 
essentielles Nahrungshabitat dient, 
so dass ihr Verlust zu einer Beein-
trächtigung der o.g. Arten auf Popu-
lationsniveau führt. Die Reviere der 
aufgeführten Greifvögel umfassen in 
der Regel 20 bis 100 ha und damit 
zahlreiche Nahrungshabitate (Schlei-
ereule 100 ha, Uhu bis zu 40 km² - 
die Jagdgebiete des Uhus liegen bis 
zu 5 km vom Brutplatz entfernt - 
MKULNV 2015).  
 
 
Im Rahmen einer Artenschutzvorprü-
fung ist eine Kartierung nicht vorge-
sehen. Aufgrund der Nähe zur 
Schwalm und der bereits bekannten 
Fledermausnachweise wurde in Ab-
stimmung mit der UNB der „worst- 
case“ angenommen. Die potenzielle 
Betroffenheit von Fledermäusen wird 
durch Vermeidungs- und Verminde-
rungsmaßnahmen ausgeschlossen, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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es in der zitierten Handlungsanweisung zum Arten-
schutz in der Bauleitplanung gefordert wird! Eine 
Abfrage der Naturschutzstation Wildenrath, die 
keine Fledermauserfassungen durchführt und 
keine Daten zu Fledermäusen sammelt, ersetzt 
nicht die Anfrage beim NABU (und damit bei akti-
ven Fledermauskundlern). Im LINFOS fand der Be-
arbeiter zahlreiche Fledermausnachweise, bringt 
in der ASP aber nur einen Kartenausschnitt aus 
dem LINFOS und spricht von „größtenteils … 
Nachweise jagender Zwergfledermäuse (verein-
zelt wurden auch Quartiere und Wochenstuben ge-
funden)“. Dies ist eine unzulässige Relativierung. 
 
Neben (wenigen) Nachweisen anderer planungs-
relevanter Fledermaus- und Vogelarten führt das 
LINFOS mehrere Quartiere von Zwergfledermäu-
sen auf und mit dem Fund einer jungen Breitflügel-
fledermaus zumindest den Hinweis auf ein Fort-
pflanzungsquartier einer weiteren Art. Wie der Au-
tor korrekt darstellt, gehen die Meldungen nur bis 
2014. Im Sinne einer umfassenden Datenrecher-
che wäre es angebracht gewesen, bei Kreis Heins-
berg und NABU zu recherchieren, ob weitere Da-
ten vorhanden sind. 
 
Wie die der Stellungnahme beigelegte Abbildung 
zeigt, sind dem NABU (und auch dem Kreis Heins-
berg) mehrere Nachweise von Wochenstuben der 
Zwergfledermaus in Harbeck bekannt, allesamt 
aus Zufallsmeldungen von Quartieren und gefun-
denen Jungtieren von 1989 bis zum Juli 2021, alle 
weniger als 500 m vom Plangebiet entfernt. Nach 

wie z.B. durch den Erhalt der Ei-
chenreihe, den Ausgleich von Baum-
höhlen durch Anbringung von Fle-
dermauskästen und ein Beleuch-
tungskonzept, das nachaktive Tierar-
ten schützt.  

 
Der Fachbericht wurde im November 
2019 beauftragt und im Januar 2020  
abgegeben. Die Dauer des Verfah-
rens unterliegt nicht dem Einfluss 
der Verfasser. Grundsätzlich werden 
Artenschutzvorprüfungen jedoch ca. 
5 Jahre lang als gültig angesehen.  
Fledermausvorkommen sind in der 
Umgebung des Plangebietes unbe-
stritten vorhanden und wurden ent-
sprechend berücksichtigt.  
 
Der Hinweis auf die bekannten Fle-
dermaus-Meldungen in Harbeck wird 
zur Kenntnis genommen. Fleder-
mausvorkommen im Plangebiet und 
seiner näheren Umgebung sind un-
bestritten vorhanden (s.o.) und wur-
den entsprechend berücksichtigt.  
 
Im Fachbericht wird der Zustand der 
Pferdeweide unmittelbar nach Be-
auftragung dargestellt. Damals han-
delte sich um eine krautarme, ver-
hältnismäßig intensiv genutzte 
Weide. „Ausgedehnte Jagdflüge“ um 
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mehr als 30 Jahren Fledermauserfassung und Fle-
dermausschutz in Wegberg stellen wir fest, dass 
aus keinem anderen Stadtteil von Wegberg eine 
derartige Dichte von Fledermausquartieren auf-
grund von Meldungen aus der Bevölkerung (Zu-
fallsfunde) bekannt geworden ist. 
 
Der NABU widerspricht der Aussage, das Gebiet 
wäre nicht bedeutend als Jagdhabitat von Fleder-
mäusen oder würde nur randlich genutzt. Wie eine 
kurze Erfassung im Juli 2021 gezeigt hat, nutzen 
mehrere Fledermausarten das Gebiet zur Nah-
rungssuche, teilweise ganznächtig. Es handelt sich 
um ein wichtiges, quartiernahes Jagdhabitat von 
mindestens zwei Arten, das gerade zur Wochen-
stubenzeit und bei schlechtem Wetter, wenn keine 
ausgedehnten Jagdflüge möglich sind, wichtig für 
Ernährung und Jungenaufzucht ist. 
Dass der Gutachter für die immerhin 2,8 Hektar 
(28.000 m²) große und inzwischen aufgegeben 
Pferdeweide mit 11 starken Eichen, die nicht häufig 
gemäht wird und nicht häufig oder gar nicht regel-
mäßig mit Wirtschaftsdünger und darin enthalte-
nen Tierarzneien behandelt wird, feststellt: „eine 
besondere Eignung der Pferdeweide als Nah-
rungshabitat für Fledermäuse ist insgesamt nicht 
erkennbar“ verwundert doch sehr. Allein schon die 
Nutzung spricht für ein gutes Nahrungshabitat für 
Fledermäuse, aber auch für zahlreiche Arten aus 
anderen Tiergruppen (sowohl gefährdete oder pla-
nungsrelevante als auch häufige und verbreitete 
Arten). In der Fläche dürften sich in großer Zahl 
Futterinsekten entwickeln, von denen Junikäfer 

den Energiebedarf zu decken, müs-
sen die Fledermäuse auch bei einer 
Nutzungsänderung der Pferdeweide 
nicht zurücklegen, weil die benach-
barten Gärten (weitestgehend) sowie 
die Eichenreihe erhalten bleiben und 
die insektenreiche Schwalmaue un-
mittelbar angrenzt. Letztere sind 
durch ein geeignetes Beleuchtungs-
konzept zu schützen. Eine entspre-
chende textliche Festsetzung wurde 
unter Nr. 8 aufgenommen.  
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und Schnaken vermutlich die bekanntesten und 
auffälligsten sind. Ihre Larven fressen an den Wur-
zeln von Gräsern, die ja die Fläche dominieren. 
 
Neben der Rauhautfledermaus könnten fast alle im 
Anhang genannten Fledermausarten die Eichen 
als Quartiere nutzen (vgl. Anhang). Spalten und 
Höhlungen sind aber vom Boden aus regelmäßig 
nicht zu erkennen. Bei mehreren Arten ist insbe-
sondere für die starken Eichen (BHD 45/50 – 
90/100 cm) eine Nutzung von Spalten und Höhlun-
gen als Wochenstubenquartiere und evtl. sogar als 
Winterquartier denkbar. Die Bäume sind daher un-
bedingt zu schonen (s.u.). Aufgrund ihrer Bedeu-
tung als Jagdhabitat (siehe Anhang) und evtl. 
Quartierbereich müssen die Bäume dunkel gehal-
ten werden und ggf. auch gegen Haus- und Gar-
tenbeleuchtungen von den nördlich angrenzenden 
Gärten abgeschirmt werden, etwa durch die An-
lage einer Hecke an der Nordgrenze des Plange-
bietes. 
 
Weitere Arten 
Auch bei den häufigen, nur national geschützten 
Amphibienarten spricht der Bearbeiter der ASP nur 
von einer gelegentlichen Nutzung des Plangebie-
tes. Dies erschließt sich uns nicht, gehören Grün-
land und nicht zu intensiv genutzt Gärten doch si-
cher zum Lebensraum vieler heimischer Amphi-
bienarten. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Plangebiet bestand zum Zeit-
punkt der Beauftragung hauptsäch-
lich aus einer relativ intensiv genutz-
ten, krautarmen Pferdeweide, die 
von geschützten Amphibien nur ge-
legentlich genutzt werden kann, da 
u.a. Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten fehlen. Der Anteil der betroffenen 
Gartenflächen fällt schon aufgrund 
seiner geringen Flächengröße nicht  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Die meisten häufigen und verbreiteten Vogelarten 
dürften das Plangebiet auch als Nahrungshabitat 
nutzen, daneben viele Insektenarten und evtl. auch 
geschützte Libellenarten. Auch wenn sie nicht pla-
nungsrelevant sind, ist zu beachten, dass der Le-
bensraum auch für die häufigen Arten ständig klei-
ner und schlechter wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Planungs- und bauordnungsrechtliche Festset-
zungen  
Maßnahmenflächen 1 und 2  
Das von der lediglich 40 m entfernt liegenden 
Schwalm ausgehende Hochwasserrisiko soll sei-

ins Gewicht. Eine Gefährdung der lo-
kalen Population geschützter Amphi-
bienarten durch eine Nutzungsände-
rung des Plangebietes ist deshalb 
nicht erkennbar.  
 
Eine Beeinträchtigung der Arten wird 
durch den Gesetzgeber ausge-
schlossen. Es ist anzunehmen, dass 
das Vorhaben nicht gegen die Ver-
bote des §44 Abs.1 BNatSchG ver-
stößt (d.h. dass keine erhebliche 
Störung einer lokalen Population, 
keine Beeinträchtigung der ökologi-
schen Funktion ihrer Lebensstätten 
sowie keine unvermeidbaren Verlet-
zungen oder Tötungen und kein sig-
nifikant erhöhtes Tötungsrisiko aus-
gelöst werden), sofern die gesetzlich 
vorgeschriebenen Fristen eingehal-
ten und die jeweils erforderlichen Ar-
tenschutzmaßnahmen fachgerecht 
umgesetzt werden. Entsprechende 
Festsetzungen wurden unter Nr. 8 in 
die textlichen Festsetzungen aufge-
nommen.  
 
 
 
 
Der Pflanzstreifen wurde in die Fest-
setzungen aufgenommen, da das 
Plangebiet unmittelbar an die 

 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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tens der Planung vorsorglich durch einen 5 m brei-
ten, zu bepflanzenden Streifen und durch das Frei-
halten von baulichen Anlagen auf den privaten 
Grundstücken minimiert werden (M1). Ein weiterer 
ebenfalls 5 m breiter Streifen mit bedingt zugelas-
senen Nebenanlagen, „Rasenfläche und Strauch-
gruppen“ soll zusätzlich als Pufferraum für mögli-
che Überflutungen dienen. Das festgesetzte Über-
schwemmungsgebiet der Schwalm grenzt direkt 
an, daher sehen wir einen 10 m breiten Pufferstrei-
fen auf Privatgrund (!) als Lotteriespiel mit zukünf-
tigen Starkregen und Überschwemmungen in Zei-
ten des Klimawandels an. Ein Verzicht auf die 
Schwalm nahe Bebauung (= 6 Grundstücke) und 
die Anlage eines naturnah gestalteten Wasser-Re-
tentionsraums mit Tümpeln und Mulden (ggf. er-
gänzt durch bauliche Anlagen) würde einen besse-
ren Puffer für das Wohngebiet bedeuten und den 
überbauten Auebereich zumindest teilweise kom-
pensieren. 
 
Wir weisen darauf hin, dass bei der Ausführung der 
festgesetzten Pflanzungen und Graseinsaaten die 
ausschließliche Verwendung heimischer Wild-
sträucher und Laubbäume gewährleistet und bau-
aufsichtlich abgenommen werden muss. Es ist 
auszuschließen, dass das Landschaftsschutzge-
biet mit der Schwalmaue und dem nahegelegenen 
FFH-Gebiet von invasiven Arten kontaminiert wird. 
An Einsaaten darf nur Regio-Saatgut z.B. von der 
Fa. Rieger & Hoffmann verwendet werden. 
 
 

Schwalmaue angrenzt. Das Plange-
biet liegt deutlich höher als die 
Schwalm, das Überschwemmungs-
gebiet der Schwalm verläuft daher 
überwiegend in östlicher Richtung 
und betrifft das Plangebiet nicht, aus 
Vorsorgegründen soll trotzdem mit 
der geplanten Bebauung ein ausrei-
chender Abstand eingehalten wer-
den. Aufschüttungen, Gebäude, Ne-
benanlagen und undurchlässige Ein-
friedungen, die das Wasser im Falle 
einer Überschwemmung verdrängen 
würden, werden daher ausgeschlos-
sen.  
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan regelt, dass die 
Bepflanzungen entsprechend der 
den Festsetzungen beiliegenden 
Pflanzlisten erfolgen muss. Die Um-
setzung der Maßnahmen muss im 
Rahmen der Baugenehmigung ge-
prüft werden. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
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Einfriedungen (11.2) 
Einfriedungen sind nicht nur ästhetisch bestim-
mende Elemente für das Erscheinungsbild eines 
Neubaugebietes, sie sind darüber hinaus neben 
den Baukörpern und Grünstrukturen wertgebend 
für die Einbindung in den Landschaftsraum und 
das Landschaftsbild. 
 
Die vorliegende Festsetzung, Grundstücksgrenzen 
lediglich entlang von öffentlichen Verkehrswegen 
„einzugrünen“, ermöglicht einen umweltschädli-
chen und ästhetisch untragbaren Wildwuchs von 
Beton- und Kunststoff-Flechtzäunen wie er in vie-
len Neubaugebieten in Wegberg vorzufinden ist. 
Der Anspruch der Stadtplaner eine gehobene 
Wohnbebauung im Baugebiet zu etablieren, an-
ders können die geplanten Grundstücksgrößen 
nicht interpretiert werden, ist dazu völlig wider-
sprüchlich. Beton- und dichte Kunststoff-Einfrie-
dungen verhindern für Kleintierarten außerdem die 
Durchlässigkeit in den Gärten und gehen im Ge-
gensatz zu Hecken als Lebens- und Nahrungs-
raum für viele Tierarten verloren. Ergänzend for-
dern wir daher  
 
- Verbot von undurchlässigen und hohen Beton- 

und Stabgitterzäune mit Kunststoffgeflecht und 
vergleichbaren Materialien auf allen Seiten ei-
nes Grundstücks  

- Ausschließlich Eingrünungen mit Hecken ggf. 
ergänzt mit Holz-Sichtschutz-Zäunen 

- Verbot von Hecken aus Lorbeerkirschen 
(Prunus laurocerasus), da sich diese invasiv in 

 
Über die Festsetzung 11.2 in Kombi-
nation mit den Festsetzungen 10.3 
und 10.4 wird sichergestellt, dass die 
geplanten Grundstücke zu den öf-
fentlichen Verkehrsflächen und zur 
Schwalm hin eingegrünt werden, 
und damit eine verträgliche Einbin-
dung in den Landschaftsraum und 
das Landschaftsbild gesichert. Ein-
friedungen zwischen den einzelnen 
Grundstücken, die für die Öffentlich-
keit nicht einsehbar sind, haben da-
gegen keine Auswirkungen auf das 
Erscheinungsbild des Quartiers, Vor-
gaben werden daher nicht aufge-
nommen. Über die textlichen Fest-
setzungen 10.2 bis 10.4 und 10.5 
sowie 11.2 und 11.3 werden Vorga-
ben zur Begrünung der privaten 
Grundstücksflächen getroffen, so 
dass die Flächen weiterhin als Le-
bens- und Nahrungsraum für Tiere 
zur Verfügung stehen können. 
 
Der genannte Kirschlorbeer ist nicht 
Bestandteil der Pflanzliste und damit 
ausgeschlossen. 
 
 
 
 
 

 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH         36 
 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

die Schwalmaue ausbreiten können und das 
nicht weit entfernte FFH-Gebiet auf Dauer kon-
taminieren würden 

- Verbot von Mauern und Mauersockeln, da un-
überwindbar für viele Kleintiere  

 
Beleuchtung im Plangebiet 
Die Vorgabe „insekten- und fledermausfreundliche 
Lampentypen und Leuchtmittel anzustreben“ ist zu 
unspezifisch und nicht geeignet, die gesetzliche 
Vorgabe der Vermeidung und Verminderung von 
Beeinträchtigungen zu erfüllen. Das Gefährdungs-
potenzial von Lichtverschmutzung v.a. auf dämme-
rungs- und nachtaktive Arten wie Fledermäuse, 
Nachtfalter, Amphibien (!) ist in vielen wissen-
schaftlichen Studien nachgewiesen und signifikant. 
Die unmittelbare Nähe zur Schwalmaue mit ihrer 
hohen Biodiversität erfordert verbindliche und enge 
Vorgaben:  
 
- Ausschließliche Verwendung von „warmwei-

ßen“ umweltverträglichen Leuchten < 2700 Kel-
vin, kein „kaltweiß“ bzw. „neutralweiß“  

- Verwendung abgeschirmter Leuchtentypen, 
keine Verwendung von Leuchten mit Abstrah-
lung nach oben und in die Horizontale, keine 
Bodenstrahler 

- Keine Beleuchtung von Fassaden und Garten-
gehölzen 

- Begrenzung der Beleuchtungsdauer, Reduzie-
rung der Lichtintensität  

 

 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen werden zur Kennt-
nis genommen. Der Hinweis unter 
Nr. 8. wird wie folgt angepasst: 
 
„Zum Schutz im Umfeld brütender, 
durchziehender oder ruhender Vo-
gelarten sowie jagender Fleder-
mausarten und Insekten sind inner-
halb des Wohngebietes bei Außen-
beleuchtungen auf den privaten und 
öffentlichen Flächen folgende Vorga-
ben zu berücksichtigen: 
 
- Ausschließliche Verwendung von 

„warmweißen“ umweltverträgli-
chen Leuchten < 2700 Kelvin, 
kein „kaltweiß“ bzw. „neutral-
weiß“,  

- Verwendung abgeschirmter 
Leuchtentypen, keine Verwen-
dung von Leuchten mit Abstrah-
lung nach oben und in die Hori-
zontale, keine Bodenstrahler, 

- Keine Beleuchtung von Fassaden 
und Gartengehölzen, 

 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme. 
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Die Einhaltung der Vorschriften ist in den Übergän-
gen zur freien Landschaft und zu den Freiflächen 
besonders wichtig und muss dort von der Bauauf-
sicht gewährleistet werden, um schädliche Auswir-
kungen auf die Natur zu vermeiden. 
 
Vermeidung von Vogelkollisionen 
Die Festsetzungen zur Vermeidung von Vogelkol-
lisionen (unter 8.) sind zu ungenau und würden da-
her von den Bauherren nicht beachtet werden. Da 
die Gefahr aufgrund der Nähe zu dem angrenzen-
den vogelreichen Gebiet des Auwaldes (mit streng 
geschützten Vogel- und Fledermausarten) für Vo-
gelkollisionen aber besonders hoch ist, sind kon-
krete Vorgaben für große Scheiben an Gebäuden, 
Wintergärten, Windschutz- oder Lärmschutz-Ver-
glasungen außerhalb von Gebäuden und freiste-
hende Glaswände nötig (vgl. Steiof 2018). Vogel-
schutz hat bei Vorgaben durch die öffentliche Hand 
so selbstverständlich zu sein wie Brandschutz, 
Lärmschutz etc. 
 
Eine Nachrüstung ist teurer als die Verwendung 
vogelfreundlicher Glasprodukte beim Einbau. Da-
her sollte bereits beim Einbau z.B. bedrucktes 
Glas, transluzentes Glas oder Strukturglas verwen-
det werden. Auch ist eine großflächige Durchsicht 
durch Gebäude zu vermeiden, die den Vögeln das 
Durchfliegen scheinbar erlaubt. Stark die umge-
bende Landschaft oder Gehölze vor den Fassaden 
spiegelnde Scheiben sollten vermieden werden, 
ebenso Glasflächen an Ecken. Glasflächen von 
mehr als 3 m² Größe sind optisch zu unterteilen. 

- Begrenzung der Beleuchtungs-
dauer, Reduzierung der Lichtin-
tensität.“ 

 
 
 
 
Die Anregungen werden zur Kennt-
nis genommen. Die Festsetzung un-
ter Nr. 8. wird wie folgt angepasst: 
 
„Zur Vermeidung von Vogelkollisio-
nen mit Gebäuden sind an größeren 
Glasfronten Schutzmaßnahmen zu 
ergreifen: 
- Vermeidung einer großflächigen 

Durchsicht durch Gebäude, 
- Vermeidung von stark spiegeln-

den Scheiben und Eckverglasun-
gen, 

- optische Unterteilung von Glasflä-
chen mit einer Größe von mehr 
als 3 m², 

- Verwendung von bedrucktem 
oder transluzentem Glas, sowie 
Strukturglas.“ 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme 
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Ersatzlebensräume 
Für den Verlust von Höhlenbrüter- und Fleder-
mausquartieren sollten Festsetzungen im Bebau-
ungsplan gemacht werden, die an den zu errich-
tenden Gebäuden Nistgelegenheiten und Quar-
tiere für (Halb)Höhlenbrüter (Vögel) und Fleder-
mäuse vorschreiben. Der NABU 
(https://www.nabu.de/umwelt-und-ressour-
cen/energie/energieeffizienz-und-gebaeudesanie-
rung/artenschutz/index.html) hält zum Thema Ar-
tenschutz an Gebäuden umfangreiche Informatio-
nen bereit. Inzwischen gibt es eine große Band-
breite an technologisch hochwertigen Lösungen für 
Quartiere und Nisthilfen, die sich sehr gut in Wär-
medämmverbundsysteme integrieren lassen. Ge-
bäude, an denen bislang keine Tiere leben, können 
durch eine Sanierung mit Quartier- und Niststeinen 
zu wertvollen Lebensstätten werden. Das gilt auch 
für Neubauten, an deren glatten, modernen Fassa-
den Gebäudebrüter und Fledermäuse oft vergeb-
lich nach Unterschlupfen suchen. 
 
Die Festsetzung „Ersatz für entfallende Fleder-
mausquartiere und Nistplätze“ bleibt hiervon unbe-
rührt. 
 
Grünordnung 
- Begrünung im Straßenraum 

Die Anzahl von nur 10 geplanten Bäumen 2. 
Ordnung als unverbindlicher Richtwert (!!) im 
öffentlichen Raum ist viel zu gering bemessen. 
Zur Kühlung der Wohnbebauung, Verbesse-
rung des Lokalklimas und zur Beschattung und 

 
Der Baumbestand im Plangebiet 
wird überwiegend zum Erhalt festge-
setzt wird. In den Hinweisen zum 
Bebauungsplan wird unter Nr. 8 der 
Hinweise darauf hingewiesen, dass 
im Falle von Quartiersfunden wäh-
rend der Rodungs- und Baumaßnah-
men Ersatzquartiere notwendig wer-
den. Weitere Festsetzungen werden 
nicht als notwendig erachtet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der derzeit nicht verbindli-
chen Lage von Grundstückszufahr-
ten und Stellplätzen im öffentlichen 
Straßenraum können Anzahl und 
Standorte von Straßenbäumen nicht 
verbindlich festgesetzt werden. Die 

 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Kühlung von Sitzgelegenheiten, die im Rah-
men der Klimakrise immer wichtiger werden, 
muss dem öffentlichen Grün mehr Raum gege-
ben werden. 
Eine Verdoppelung auf 20 Bäume 2. Ordnung 
im Straßenraum ist angemessen und machbar. 
Alternativ könnten zusätzlich zu den geplanten 
10 Bäumen 2. Ordnung im Straßenraum 5 wei-
tere Bäume 1. Ordnung auf der öffentlichen 
Grünfläche gepflanzt werden. 
 
 
 
 

- Vorgärten: 
ergänzend zu der Vorgabe 11.3 „Vorgärten … 
mit Pflanzen zu begrünen“, sollte ausdrücklich 
ein Verbot von „Schottergärten“ ausgespro-
chen und bei einer Bauabnahme überprüft wer-
den 
 
 
 
 

- Pflanzgebote auf privaten Grundstücken: 
die Festsetzungen der Pflanzgebote halten wir 
für unübersichtlich und im Hinblick auf Gehölze 
1. Ordnung unrealistisch. Daher schlagen wir 
vor 
bis 400 m² (nicht 600) Grundstücksfläche ein 
Baum 2. Ordnung 
über 400 m² (nicht 600) Grundstücksfläche 
zwei Bäume 2. Ordnung 

Festsetzung von 10 zu pflanzenden 
Bäumen im öffentlichen Straßen-
raum ist eine Mindestfestsetzung, 
abhängig von der weiteren Planung 
sind gegebenenfalls auch mehr 
Baumstandorte möglich. Da der 
Baumbestand bereits einen Großteil 
der öffentlichen Grünfläche ein-
nimmt, und die Größe der notwendi-
gen Regenrückhaltung noch nicht 
verbindlich geklärt ist, erfolgt keine 
Festsetzung weiterer Baumpflanzun-
gen in der Grünfläche.  
 
 
Gemäß Festsetzung Nr. 10.2 sind 
alle nicht überbauten und nicht für die 
Erschließung erforderlichen Flächen 
zu begrünen. In der Begründung wird 
unter Nr. 8.10. klargestellt, dass da-
mit Schottergärten grundsätzlich aus-
geschlossen sind. Der Ausschluss ist 
damit ausreichend geregelt. 
 
 
Für Baugrundstücke wird eine Min-
destgröße von 450 m² festgesetzt. 
Regelungen für Grundstücke unter 
400 m² sind daher nicht notwendig. 
 
Die vorgeschlagene Gliederung ent-
spricht im Wesentlichen den von der 
Stadt Wegberg bereits gewählten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 



Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH         40 
 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

über 600 m² Grundstücksfläche 3 Bäume 2. 
Ordnung 
über 800 m² Grundstücksfläche 4 Bäume 2. 
Ordnung  
alternativ kann gepflanzt werden 
ein Hochstamm Obstbaum statt einem Baum 2. 
Ordnung 
zwei Halbstamm Obstbäume statt einem 
Baums 2. Ordnung 
gemäß vorgegebener Pflanzliste 
 

- Um dem ländlich geprägten Umfeld und dem 
Landschaftsbild der Auenlandschaft Rechnung 
zu tragen und diese vor der Ausbreitung invasi-
ver Pflanzenarten zu schützen, sollte eine Fest-
setzung zum Ausschluss von Anpflanzungen 
mit Lorbeerkirsche (Prunus laurocerasus 
spec.) und weiteren Arten in einer Negativliste 
beigefügt werden. 

 
Alle festgesetzten Gehölze auf öffentlichen und pri-
vaten Flächen sind nach Abgang zu ersetzen. Da-
mit die Festsetzungen sicher umgesetzt werden, 
müssen sie Eingang in die Baugenehmigungsver-
fahren finden und bei der Bauabnahme, spätes-
tens ein Jahr nach Bauabnahme durch die Stadt 
kontrolliert werden. 
 
Nachhaltiges Bauen 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist u.a. ins-
besondere die Nutzung erneuerbarer Energien so-
wie die sparsame und effiziente Nutzung von Ener-
gie zu berücksichtigen. Wir fordern daher die 

Festsetzungen, es kann nicht erkannt 
werden, inwiefern der Vorschlag des 
NABU übersichtlicher ist. 
 
Die bestehenden Festsetzungen er-
reichen eine höhere Begrünung der 
privaten Flächen und werden daher 
beibehalten. 
 
 
 
Für die Pflanzmaßnahmen sind die in 
der den Festsetzungen beiliegenden 
Pflanzliste aufgeführten Arten zu ver-
wenden. Die Ergänzung einer Nega-
tivliste wäre daher redundant und er-
folgt nicht. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das Baugenehmigungsver-
fahren ist nicht Regelungsinhalt des 
Bebauungsplans. 
 
 
 
 
 
Nach Auffassung der Stadt Wegberg 
ist die Festsetzung einer Verpflich-
tung zum Bau von Photovoltaikanla-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Pflicht, Photovoltaik auf den Dächern zu nutzen. 
Als Kompromiss könnte der Bau einer PV-Anlage 
innerhalb von zwei Jahren nach der Fertigstellung 
eines Gebäudes gefordert werden. 
Die Wärmeerzeugung in Gebäuden zählt zu den 
größten Posten unseres CO2 Ausstoßes. Der Aus-
schluss von Öl- und Gasheizungen im Neubau und 
der Einsatz von Wärmepumpen wäre daher keine 
unangemessene Forderung. Entsprechende Fest-
setzungen sollten unbedingt erfolgen. 
 
Die Versiegelung von Flächen um das Haus muss 
minimiert werden, um Regenwasser auf natürliche 
Weise zu versickern und Abflussmengen in die Ka-
nalisation insbesondere bei Starkregen zu entlas-
ten. Eine nahezu vollständige Versiegelung von 
Bereichen vor und neben Gebäuden sollte durch 
Festsetzung verhindert werden. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung 
von Beeinträchtigungen 
Im Plangebiet ist mit einem höheren Vorkommen 
von Amphibien zu rechnen. Daher müssen im Rah-
men der Verkehrserschließung und Bebauung 
Tierfallen wie Straßenabläufe mit Abdeckungen mit 
besonders engen Schlitzen entschärft und eine 
Fallenwirkungen von anderen Schächten und was-
serwirtschaftlichen Anlagen (!) ausgeschlossen 
werden. Im neuen Gewerbegebiet Uevekoven (Er-
kelenzer Straße) ist 2022 trotz Einzäunung ein Reh 
ertrunken, dauerhafte, funktionierende Ausstiegs-
hilfen sind bis heute nicht erkennbar. 
 

gen nicht sinnvoll, da diese Festset-
zungen nachträglich keine flexible 
Berücksichtigung zukünftig neuer 
technischer Standards erlauben. Die 
Vorgaben des Gebäudeenergiege-
setzes zur Nutzung von erneuerba-
ren Energien gelten unabhängig vom 
Bebauungsplan.  
 
 
 
Entsprechende Festsetzungen wur-
den bereits zur Offenlage unter Nr. 10 
der textlichen Festsetzungen aufge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis ge-
nommen. Ein entsprechender Hin-
weis wird neu unter Nr. 8 aufgenom-
men: 
 
„Bei der Anlage von Kellerschächten, 
Straßenabläufen und wasserwirt-
schaftlichen Anlagen sind diese so zu 
gestalten, dass eine Fallenwirkung 
für Amphibien und Kleinsäugetiere 
verhindert wird.“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat folgt der Stellungnahme. 
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Hohe Bordsteinkanten, die Amphibien direkt zum 
nächsten Gully leiten, sind zu vermeiden. Gegebe-
nenfalls müssen Bordsteinkanten abgeschrägt 
werden, damit sie für Amphibien kein unüberwind-
bares Hindernis darstellen. Kellerschächte sind, da 
sie eine Falle für Amphibien, Insekten und Spin-
nentiere darstellen, mit feinen Gittern abzudecken. 
 
Rohbauten als potentielle Quartiere für Fleder-
mäuse sollten insbesondere im Spätsommer ge-
schlossen gehalten werden. 
 
Die zu erhaltenen 11 Eichen auf der „Grünfläche 
mit Überlagerung von Flächen für die Wasserwirt-
schaft“ müssen vor Beginn der Bauarbeiten zur Er-
richtung der Anlagen und des Trafohauses mit ei-
nem durchgehenden Bauzaun geschützt werden. 
Dieser muss außerhalb des Kronentraufbereichs 
der Bäume gesetzt werden, um die Verletzung von 
Wurzeln auszuschließen. Der geschlossene Bau-
zaunbereich darf weder betreten, befahren oder 
als Lagerfläche genutzt werden. Bereits bei der 
Planung der wasserwirtschaftlichen Anlagen muss 
berücksichtigt werden, dass nicht in den Wurzel-
raum der Bäume eingegriffen wird. Aufgrund ihrer 
Bedeutung als Jagdhabitat (siehe Anhang) und 
evtl. Quartierbereich müssen die Bäume dunkel 
gehalten werden und ggf. auch gegen Haus- und 
Gartenbeleuchtungen von den nördlich angrenzen-
den Gärten abgeschirmt werden, etwa durch die 
Anlage einer Hecke an der Nordgrenze des Plan-
gebietes. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Der Bebauungsplan setzt 
die Eichen innerhalb der öffentlichen 
Grünfläche zum Erhalt fest. Wie der 
Schutz der Eichen während der Bau-
zeit ausgeführt wird, muss auf Ebene 
des Bebauungsplans nicht geregelt 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH         43 
 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Da 5 große Laubbäume (1. Ordnung) für Verkehrs- 
und Bauflächen gefällt werden müssen, sollten 
mindestens 20 Bäume (1. Ordnung, heimische 
Laubbäume) auf Maßnahmenfläche M1 entlang 
des Schwalmweges zur Ortsrandeingrünung vor-
gesehen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kompensation und Eingriffsbilanzierung 
Wir sehen aufgrund des heute hochwertigen Grün-
lands, das zu überwiegenden Teil bebaut und ver-
siegelt werden soll, einen hohen Ausgleichbedarf. 
Der Freiraumverlust beträgt lt. Artenschutzprüfung 
22.000 m² von insgesamt 28.022 m² Gesamtfläche 
des Plangebiets. 
 
Als Ausgleich für das Grünland, welches zerstört 
wird, und die dort lebenden Arten müssen landwirt-
schaftliche Nutzflächen extensiviert werden und 
dies bereits mit dem Beginn der Umsetzung des 
Baugebiets. Die Stadt ist Eigentümerin von land-
wirtschaftlichen Flächen und daher ohne finanziel-
len Aufwand in der Lage eine Flächenkompensa-
tion herzustellen. 
 

Die Maßnahmenfläche M1 liegt inner-
halb des Allgemeinen Wohngebietes 
und wird zu den Gartenbereichen der 
an die Schwalm angrenzenden 
Grundstücke gehören. Über die Fest-
setzung Nr. 10.3 wird die Begrünung 
der Fläche grundsätzlich geregelt, 
zusätzlich gelten für die Grundstücke 
die Pflanzvorgaben gemäß Nr. 10.2. 
Die Festsetzung regelt Mindestan-
pflanzungen je Grundstück. Daraus 
lässt sich keine Anzahl ableiten, da 
der Zuschnitt der Grundstücke nicht 
feststeht.  
 
 
Der Bebauungsplan wird nach § 13b 
BauGB im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB unter Einbezie-
hung von Außenbereichsflächen auf-
gestellt. Es gelten die Vorgaben des 
§ 13a BauGB entsprechend. 
 
§ 13b BauGB wurde eingeführt, um 
zur Deckung des landesweit hohen 
Bedarfs an neuen Wohnflächen die 
Planung von Wohnungsbau auch auf 
Flächen im Außenbereich zu be-
schleunigen, die sich an im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile anschlie-
ßen. Die Privilegien des § 13 BauGB  
gelten dabei entsprechend auch für 
diese Verfahren. Demnach ist für 

Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Die öffentliche Grünfläche scheidet als Kompensa-
tionsfläche aus, da sie mit Ausnahme des Eichen-
standortes bautechnisch unter- und überirdisch mit 
Leitungen, abwasserwirtschaftlichen Schacht- und 
Drosselbauwerken und Erdbecken in Anspruch ge-
nommen wird. Die beabsichtigte naturnahe Gestal-
tung wird nicht garantiert und den Anforderungen 
an Funktion und Unterhaltung unterworfen. Dieses 
hat Vorrang vor der Entwicklung von naturnahen 
Habitatstrukturen. Darauf wird ausdrücklich im Be-
bauungsplan hingewiesen. Negativbeispiele von 
Rückhaltebecken im Wegberger Raum verdeutli-
chen, dass zur Gewährleistung des Wasserabflus-
ses kurz geschnittene freie Grasflächen vorherr-
schen, und Gehölzaufwuchs, kaum dass er eine 
Höhe mit ökologischen Funktionen erreicht hat, ge-
rodet oder zurückgeschnitten wird. Da das Ge-
lände mit Sicherheitszäunen eingezäunt wird und 
werden muss, ist außerdem keine Zugänglichkeit 
für Menschen und größere Tier möglich, weshalb 
die Fläche ebenfalls als Kompensationsfläche aus-
scheidet. 
 
Die private Grünfläche ist als Kompensationsfläche 
aufgrund ihrer Lage neben der Erschließungs-
straße, ihrer Größe und der Eigentumsverhältnisse 
ebenfalls nicht geeignet. 
 
Festsetzungen zur Durchgrünung von privaten 
Grundstücken sind wichtig, schließlich sollen sie 
gewährleisten, dass keine Flächenversiegelung 
mit Schotter oder anderen Materialien erfolgt, als 
Kompensationsfaktor sind sie aber nicht geeignet. 

Eingriffe, die aufgrund der Aufstel-
lung des Bebauungsplans zu erwar-
ten sind, im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 6 BauGB kein Ausgleich zu 
leisten.  
 
Ein landschaftspflegerischer Begleit-
plan wird daher nicht erarbeitet. Ein 
Umweltbericht nach § 2a BauGB 
muss nicht erarbeitet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme geht davon aus, 
dass für die durch die Planung verur-
sachten Eingriffe eine Kompensation 
erfolgen soll. Eine Kompensation ist 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Intensivrasenflächen und eine Ansammlung von 
Kultur- und exotischen Pflanzen und Stauden, er-
gänzt mit Dekoartikeln aus Fernost sind die Stan-
dardausstattung der meisten Gärten. Bäume wer-
den i.d.R. wegen des Laubfalls und der damit ver-
bundenen Pflegeaufwands abgelehnt. 
 
Zwar werden Festsetzungen im Bebauungsplan 
mit einer vorgegebenen Pflanzenliste und einzu-
haltenden Größen gemacht. Aufgrund der fehlen-
den Kontrolle durch die Kommune werden die Vor-
gaben aber regelmäßig nicht eingehalten. Defizite 
bei der Umsetzung, die der NABU Wegberg gele-
gentlich der Stadt meldet, führen ebenfalls nicht 
zur Durchsetzung der Begrünungsauflagen durch 
die Stadt. 
 
Letztere ist angehalten eine ausreichende Durch-
grünung zu gewährleisten, diese ist aber nur auf 
öffentlichem Grund sichergestellt. 
 
Die dem Hochwasserschutz geschuldeten Pflanz-
maßnahmen M1 und M2 auf privaten Grundstü-
cken, Gesamtbreite des Streifens 10 Meter (im 
städtebaulichen Entwurf nicht dargestellt) kommen 
aus o.g. Gründen ebenfalls nicht für eine Kompen-
sation in Betracht. Die Maßnahmenfläche M2 ist 
als Rasen mit Strauchgruppen auf einem Streifen 
von 5 Metern vorgegeben. Der Zweck dieser Vor-
gabe soll zwar dem Hochwasserschutz dienen, ist 
aber nichts anderes als eine gewöhnlicher Garten-
bereich (obendrein sind hier Nebenanlagen er-
laubt). 

hier nicht notwendig, da das Verfah-
ren nach § 13b BauGB durchgeführt 
wird. Damit hat der Gesetzgeber be-
wusst die Inanspruchnahme von Flä-
chen des Innen- und Außenberei-
ches für die Entwicklung von Wohn-
bauflächen in bestimmten Fällen 
über die Regelungen zum ökologi-
schen Ausgleich gesetzt. Die Stadt 
darf hier sogar keine Kompensation 
durchführen, die dann als Erschlie-
ßungsaufwand auf die Bewohner 
umgelegt werden muss, weil der Ge-
setzgeber diese konkrete Abwägung 
vorweggenommen hat. „Freiwillige 
Kompensation“ auf Kosten der Allge-
meinheit wäre der Stadt als unsach-
gemäßer Umgang mit Steuergeldern 
anzulasten. Insofern wird die Forde-
rung nach der Festlegung von Kom-
pensationsmaßnahmen zurückge-
wiesen. 
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Wir empfehlen dringend, zumindest die Maßnah-
menfläche M1 (= 5 m) in öffentlichen Grund umzu-
widmen und hier eine Baumallee z.B. (Stieleiche) 
mit lockerer, naturnaher Gehölzunterpflanzung und 
einem vorgelagerten Blühstreifen anzulegen. 
Diese Maßnahme würde die Einbindung der Be-
bauung in das Landschaftsbild fördern und gleich-
zeitig den Kernbereich der Schwalmaue (Land-
schaftsschutzgebiet, Biotopverbund herausra-
gende Bedeutung) gegen die negativen Einflüsse 
der Bebauung zumindest teilweise abschirmen. Er-
gänzt mit einer ansprechenden Ausstattung von 
Bänken, könnte hier eine attraktive öffentliche 
Grünfläche mit einer hohen Erholungsqualität und 
der Möglichkeit zur Naturbeobachtung entstehen. 
Alternativ verweisen wir auf unseren Vorschlag im 
Kontext von Maßnahmenflächen 1 und 2 auf Seite 
9. 
 
Die Bewertung der Auswirkungen der geplanten 
Wohnbebauung auf Naturhaushalt und Land-
schaftsbild ist nicht abschließend behandelt wor-
den. Völlig offen ist der erforderliche Umfang einer 
Flächenkompensation, die wir hiermit einfordern. 
Wir verweisen auf die Grundlagen für die Eingriffs-
regelung in NRW in der Bauleitplanung und die nu-
merische Bewertung von Biotoptypen für die Bau-
leitplanung in NRW. 
 
Eine Aufforstung, die aufgrund der Punkteberech-
nung zu geringen Flächengrößen führt, ist hier 
kontraproduktiv und wird der vorgeschriebenen 
Kompensation nicht gerecht. 

Die zur Schwalm liegende Grenze 
der Wohnbauflächen übernimmt die 
Grundstücksgrenzen der bestehen-
den Wohnbebauung südlich und 
nördlich des Plangebietes und 
schafft dadurch einen geschlosse-
nen Rand der privaten Gärten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum Thema Kompensation siehe 
oben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Rat weist die Stellungnahme zu-
rück. 
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Umweltprüfung 
Aufgrund unserer vorstehenden Stellungnahme 
halten wir eine Umweltprüfung für notwendig und 
widersprechen der Darstellung in der Begründung, 
dass das Plangebiet eine geringe naturschutzfach-
liche Bedeutung besitzt. 
 
Wir regen an, im Rahmen einer vereinfachten Vo-
gel- und Fledermauserfassung die Nutzung des 
Gebietes durch planungsrelevante Vogel- und Fle-
dermausarten aufzunehmen, um beurteilen zu 
können, ob das Gebiet nicht doch – wie vom NABU 
vorgetragen – ein bedeutendes Jagd- und Nah-
rungshabitat für viele Vogel -und Fledermausarten 
ist und daher in seiner derzeitigen Nutzung erhal-
ten werden sollte. 
 
Der Schwerpunkt muss bei Arten liegen, deren lo-
kaler Erhaltungszustand durch die weitgehende 
Zerstörung des Grünlandes verschlechtert werden 
könnte (s.o.). 
 
Schlussbetrachtung 
Ziel der Eingriffsregelung ist es, Beeinträchtigun-
gen durch Eingriffe in Natur und Landschaft vorran-
gig zu vermeiden oder zu minimieren. 
 
Aus unserer Sicht ist eine Vermeidung bei der vor-
liegenden Planung machbar, da andere Bauge-
biete, auch im Innenring und in kurzer Entfernung 
zu wichtigen Infrastruktureinrichtungen, vorhanden 

 
 
Die vorgebrachten Einwendungen 
zur Umweltprüfung wurden oben be-
reits detailliert bewertet. Eine erneute 
Abwägung an dieser Stelle ist nicht 
notwendig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Der Rat nimmt Kenntnis, weitere Be-
schlüsse siehe oben. 
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sind. In Ortsteilen von Wegberg sind weitere Bau-
gebiete in Umsetzung begriffen, die Bevölkerungs-
entwicklung ist nahe Null und ein Generationen-
wechsel mit einer Vielzahl von frei werdenden Ein-
familienhäusern hat bereits eingesetzt. 
 
Andererseits ist nachvollziehbar, dass die Stadt 
ihre begehrten, da naturnahen und im Grünen ge-
legenen Freiflächen, gewinnbringend vermarkten 
möchte. Es sollte allerdings im Interesse der Stadt 
liegen, das grüne Potenzial zu erhalten und weiter 
aufzuwerten. Das ist mit der vorgelegten Planung 
leider nicht gelungen. Wir haben uns bemüht, mit 
verschiedenen, tragbaren Vorschlägen die Pla-
nung zu verbessern und den Umweltbelangen ge-
recht zu werden, die in der Begründung zur Pla-
nung und der Bestandsaufnahme von Natur und 
Landschaft sehr schwach, lückenhaft und z.T. 
falsch vertreten wurden. 
 
Anhang 1 
Fledermaus-Kurzerfassung 9./10.7.2021  
Zu Erfassung des Fledermaus-Artenspektrums 
und der Fledermausaktivität im Plangebiet fand am 
Abend des 9.7.2021 eine kurze Begehung des 
Plangebiets (22:11-22:49) mit einem Fledermaus-
detektor mit Aufnahmefunktion und GPS-Referen-
zierung statt (Batlogger M). Es wurden das Plan-
gebiet und die angrenzenden Straßen mehrfach 
begangen bzw. langsam mit dem Fahrrad abgefah-
ren. Die Temperaturen waren mit 17-18°C gut zur 
Beobachtung von Fledermäusen geeignet. Nicht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ergebnisse der vom NABU 
durchgeführten Kurzerfassung wer-
den zur Kenntnis genommen. Im  
Rahmen einer Artenschutzvorprü-
fung ist eine Kartierung nicht vorge-
sehen.  
 
Fledermausvorkommen sind in der 
Umgebung des Plangebietes unbe-
stritten vorhanden und wurden ent-
sprechend berücksichtigt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rat nimmt Kenntnis 
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auszuschließen ist ein Einfluss des kalten Früh-
jahrs (zahlreiche kalte Nächte im Mai) auf die Häu-
figkeit und Aktivität der Fledermäuse sowie die 
Verfügbarkeit der Nahrung. So fand die Geburt der 
Zwergfledermäuse etwa drei Wochen später als 
üblich statt. Aufgrund von Fundmeldungen junger 
Fledermäuse ist davon auszugehen, dass zur Zeit 
der Untersuchung noch Geburten stattfanden und 
hochträchtige Weibchen nicht aktiv waren. Die be-
obachtete (Jagd)Aktivität von Fledermäusen war 
niedriger als erwartet (nur 47 Fledermaus-Aufnah-
men). Die Begehung war aber nur kurz und begann 
erst nach Sonnenuntergang (Wegberg 9.7.21 ca. 
21:47 Uhr), also etwas zu spät, was ebenfalls zu 
den niedrigen Zahlen der früh ausfliegenden Arten 
Zwerg- und Breitflügelfledermaus beigetragen ha-
ben dürfte. Beim Handgerät wurden alle Aufnah-
men aus dem Gebiet von Hand nachbestimmt. 
 
Erwartungsgemäß wurden mehrheitlich Zwergfle-
dermäuse aufgenommen (26 Aufnahmen). Auf-
grund der umliegenden (bekannten) Quartiere war 
eine hohe Aktivität der Art zu erwarten (2020 und 
2021 eine kopfstarke Wochenstube der Zwergfle-
dermaus im Westen des Ländchens). Überra-
schend gelangen auch 21 Aufnahmen von Breitflü-
gelfledermäusen, die v.a. ausdauernd entlang des 
Weges im Osten des Plangebietes jagten, aber 
auch über den Eichen und benachbarten Straßen 
(nachgewiesen über dem Ländchen). Von der Art 
sind mehrere Wochenstubenquartiere im Stadtge-
biet Wegberg bekannt, lokal ein Einzelquartier ei-
nes Männchens im Süden der Venloer Straße. 

Aufgrund der Nähe zur Schwalm und 
der bereits bekannten Fledermaus-
nachweise sind Fledermausvorkom-
men in der Umgebung des Plange-
bietes unbestritten vorhanden. In Ab-
stimmung mit der unteren Natur-
schutzbehörde wurde daher ein 
„worst-case“-Ansatz angenommen. 
  
Die potenzielle Betroffenheit von Fle-
dermäusen wird durch Vermeidungs- 
und Verminderungsmaßnahmen aus-
geschlossen, wie z.B. durch den Er-
halt der Eichenreihe, den Ausgleich 
von Baumhöhlen durch Anbringung 
von Fledermauskästen und ein Be-
leuchtungskonzept, das nachtaktive 
Tierarten schützt.  
 
 

 
 
 
 
 



Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH         50 
 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Weitere Quartiere und auch Wochenstubenquar-
tiere der Art sind zu erwarten. Am Kindergarten 
Harbeck (ca. 370 m entfernt) wurden um 2000 ein 
Jungtier der Art gefunden. 
 
Da kurze Begehungen allein keine Aussagen zur 
ganznächtigen Fledermausaktivität zulassen und 
sich aufgrund der Bewegung des Bearbeiters keine 
längeren Erfassungen an eine Stelle realisieren 
lassen, wurden ergänzend zwei Daueraufzeich-
nungen über Nacht betrieben: ein Gerät wurde an 
einer Pappel wenige Meter östlich des Plangebiets 
installiert, ein weiteres an einer der mittleren Ei-
chen im Norden des Plangebietes (Ausrichtung 
beider Mikrophone in Richtung des Zentrums des 
Plangebiets). Die Geräte wurden mit dem Beginn 
der Begehung (s.o.) am Abend des 9.7. ausge-
bracht und am Morgen des 10.7. weit nach Son-
nenaufgang (Wegberg 10.7.21 ca. 5.33 Uhr) wie-
der eingeholt. Aufgrund der Vielzahl der Aufnah-
men der Geräte wurden hier vorwiegend Aufnah-
men von Hand untersucht, die bei einer automati-
schen Rufbestimmung (Programm Sonochiro) 
nicht als Zwergfledermaus bestimmt wurden. 
 
Auch mit diesen Geräten wurden vorwiegend 
Zwergfledermäuse aufgenommen. Daneben ka-
men häufig Breitflügelfledermäuse zur Aufnahme 
sowie wenige Aufnahmen von Kleinabendseglern, 
Langohrfledermäusen, Abendseglern und einzel-
nen Wasserfledermäusen und Abendseglern. 
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Eine entsprechende Tabelle liegt der Stellung-
nahme bei. 
 
Bei der nachgewiesenen Langohr-Fledermaus 
handelt es sich wahrscheinlich um das Braune 
Langohr, das in zahlreichen Gebieten mit Fleder-
mauskästen in Wegberg bekannt ist, weitere mit 
Funden in mehreren Kirchen und anderen Dächern 
sowie Meldungen von gefundenen Einzeltieren. 
Ein Vorkommen des u.a. im niederländischen 
Meinweggebiet nachgewiesenen Grauen Lang-
ohrs (FFH-RL, Anh. II und IV) ist nicht völlig auszu-
schließen, rein soundakustisch aber schwer nach-
weisbar. Vorkommen weiterer Fledermausarten im 
Gebiet sind möglich und wahrscheinlich. Dazu ge-
hören v.a. die leise rufenden Arten Fransenfleder-
maus und Wimperfledermaus (FFH-RL, Anh. II und 
IV). Die Rauhautfledermaus wird in Wegberg auf 
dem Zug in Frühjahr und Herbst regelmäßig akus-
tisch nachgewiesen und überwintert auch im Kreis 
Heinsberg. 
 
An beiden Geräten wurde eine nahezu durchgän-
gige Aktivität von Fledermäusen von ca. 22:19 
bzw. 22:24 – 4:59 bzw. 5:14 Uhr nachgewiesen. Es 
ist daher bereits nach nur einer Untersuchungs-
nacht von einer hohen und lang anhaltenden 
Jagdaktivität von Fledermäusen, insbesondere von 
Zwerg- und Breitflügelfledermäusen, im und am 
Rand des Plangebiets auszugehen. Da beide Ar-
ten sicherlich (Zwergfledermaus) und sehr wahr-
scheinlich (Breitflügelfledermaus) Quartiere und 
Wochenstubenquartiere in der näheren Umgebung 
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nutzen, ist nicht auszuschließen, dass es sich beim 
Plangebiet und den durch die Umsetzung des BP 
betroffenen angrenzenden Flächen um essentielle 
Jagdhabitate mehrerer Fledermausarten handelt. 
 
Wichtiger Hinweis:  
Die vorgelegten Daten stammen aus einer kurzen 
ehrenamtlichen Erfassung, die nur einen begrenz-
ten zeitlichen und organisatorischen Aufwand er-
laubte. Es wird weder das Artenspektrum noch die 
Aktivität der Fledermäuse auch nur annähernd ab-
gebildet und die Kartierung ist sicher nicht vollstän-
dig. Es ist dagegen mit Sicherheit davon auszuge-
hen, dass das Plangebiet ganzjährig intensiv von 
Fledermäusen zur Jagd genutzt wird und die Ei-
chen und angrenzende Gartengehölze auch als 
Leitstrukturen für Flüge zwischen Quartieren und 
Jagdgebieten genutzt werden (vgl. Aussagen dazu 
in der ASP). 

13 NEW Netz GmbH 
vom 16.03.2023 

Es wurde festgestellt, dass es Konflikte mit der Bö-
schung der Überflutungsfläche und der Stationsflä-
che gibt. 
 
Es wird für sinnvoll erachtet, die Stationsfläche 
weiter Richtung Osten zu verschieben und um Prü-
fung des Vorschlags gebeten. 

Bei einer Verschiebung der Fläche 
für Versorgungsanlagen mit der 
Zweckbestimmung „Elektrizität“ in 
Richtung Osten können negative 
Auswirkungen auf die zum Erhalt 
festgesetzten Bäume durch Eingriffe 
von Fundamenten und Leitungen im 
Wurzelbereich der Bäume nicht aus-
geschlossen werden. 
 
Die im städtebaulichen Konzept dar-
gestellten Regenrückhaltebecken 
zeigen eine mögliche Umsetzung, 
ihre Lage und Größe ist jedoch nicht 

Der Rat folgt der Stellungnahme. 
 



Beratungsgesellschaft für kommunale Infrastruktur mbH         53 
 

Lfd. 
Nr 

Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellung-
nahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

verbindlich. Im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung können die Böschun-
gen daher innerhalb der Grünfläche 
noch angepasst werden. Um dafür 
einen größtmöglichen Spielraum zu 
ermöglichen, wird die Fläche für Ver-
sorgungsanlagen in Richtung Wes-
ten an den Rand der öffentlichen 
Grünfläche verschoben.  
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